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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2022/1321 DER KOMMISSION 

vom 25. Juli 2022

zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Fluorid-Ion, 

Oxyfluorfen, Pyroxsulam, Quinmerac und Sulfurylfluorid in oder auf bestimmten Erzeugnissen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über 
Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und 
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 49 
Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Für Fluorid-Ion, Oxyfluorfen, Pyroxsulam, Quinmerac und Sulfurylfluorid wurden in Anhang III Teil A der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 Rückstandshöchstgehalte (im Folgenden „RHG“) festgelegt.

(2) Für Oxyfluorfen legte die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 eine mit Gründen versehene Stellungnahme zu den 
geltenden RHG (2) vor. Sie empfahl eine Senkung der RHG für Zitrusfrüchte, Schalenfrüchte, Kernobst, Steinobst, 
Trauben, Tafeloliven, Kakis/Japanische Persimonen, Granatäpfel, Zwiebeln, Kopfkohle und Sonnenblumenkerne. Für 
andere Erzeugnisse empfahl die Behörde die Beibehaltung der geltenden RHG. Da für die Verbraucher kein Risiko 
besteht, sollten die RHG in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 auf den bisherigen Wert oder den von der 
Behörde ermittelten Wert festgesetzt werden.

(3) Für Pyroxsulam legte die Behörde gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 eine mit Gründen 
versehene Stellungnahme zu den geltenden RHG (3) vor. Sie empfahl die Beibehaltung der geltenden RHG, die auf die 
spezifische Bestimmungsgrenze oder den Standardwert festgesetzt sind. Für bestimmte Waren sind bei den 
spezifischen Bestimmungsgrenzen aufgrund der analytischen Machbarkeit Anpassungen an höhere Werte 
erforderlich. Diese Bestimmungsgrenzen sollten in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 auf den bisherigen 
Wert oder den von der Behörde ermittelten Wert festgesetzt werden.

(1) ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1.
(2) Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit; Reasoned opinion on the review of the existing maximum residue levels for 

oxyfluorfen according to Article 12 of Regulation (EC) No 396/2005. EFSA Journal 2020;18(10):6269.
(3) Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit; Reasoned opinion on the review of the existing maximum residue levels for 

pyroxsulam according to Article 12 of Regulation (EC) No 396/2005. EFSA Journal 2020;18(10):6260.
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(4) Für Quinmerac legte die Behörde gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 eine mit Gründen 
versehene Stellungnahme zu den geltenden RHG (4) vor. Sie schlug vor, die Rückstandsdefinition für Pflanzener­
zeugnisse und Honig in die Summe aus Quinmerac und seinen Metaboliten BH 518-2 und BH 518-4, ausgedrückt 
als Quinmerac, zu ändern. Zudem empfahl die Behörde eine Senkung der RHG für Zuckerrübenwurzeln, Muskel 
(Schwein, Rind, Schaf, Ziege, Einhufer, Geflügel), Fett (Schwein, Rind, Schaf, Ziege, Einhufer, Geflügel), Leber 
(Schwein, Geflügel), Nieren (Schwein), Milch (Rinder, Schafe, Ziegen, Pferde) und Vogeleier. Für andere Erzeugnisse 
empfahl sie die Anhebung oder Beibehaltung der geltenden RHG. Da für die Verbraucher kein Risiko besteht, sollten 
diese RHG in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 auf den bisherigen Wert oder den von der Behörde 
ermittelten Wert festgesetzt werden. Die Behörde gelangte zu dem Schluss, dass bezüglich der RHG für Leber und 
Nieren von Wiederkäuern und Einhufern nicht alle Informationen vorliegen und eine weitere Prüfung durch 
Risikomanager erforderlich ist. Diese RHG werden unter Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von 
zwei Jahren nach Veröffentlichung der vorliegenden Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft.

(5) Für Sulfurylfluorid legte die Behörde gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 eine mit 
Gründen versehene Stellungnahme zu den geltenden RHG (5) vor. Sie schlug vor, die bisherigen beiden Rückstands­
definitionen (Sulfurylfluorid und Fluorid-Ion) als vorläufig beizubehalten, da zu ihrer Bestätigung weitere Daten 
benötigt werden. Des Weiteren zog sie den Schluss, dass bezüglich der RHG für Sulfurylfluorid und Fluorid-Ion bei 
allen in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 aufgeführten Waren nicht alle Informationen vorliegen und 
eine weitere Prüfung durch Risikomanager erforderlich ist. Unter Berücksichtigung zusätzlicher von den Lebensmit­
telunternehmern vorgelegter Überwachungsdaten und da für die Verbraucher kein Risiko besteht, sollten die RHG 
für Fluorid-Ion bei Kräutertees, Hagebutten, Holunderbeeren und „Basilikum und essbaren Blüten“ in Anhang II der 
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 auf den bisherigen Wert festgesetzt werden. Diese RHG werden unter 
Berücksichtigung der Informationen, die innerhalb von zwei Jahren nach Veröffentlichung der vorliegenden 
Verordnung zur Verfügung stehen, überprüft.

(6) Für Erzeugnisse, bei denen die Anwendung des betreffenden Pflanzenschutzmittels nicht zugelassen ist und für die 
keine Einfuhrtoleranzen oder Codex-Rückstandshöchstgehalte (CXL) gelten, sollten die RHG auf die spezifische 
Bestimmungsgrenze oder auf den Standardwert gemäß Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 festgesetzt werden.

(7) Die Kommission hat die EU-Referenzlaboratorien für Pestizidrückstände zu der Frage konsultiert, ob bestimmte 
Bestimmungsgrenzen angepasst werden müssen. Diese Laboratorien kamen hinsichtlich mehrerer Stoffe zu dem 
Schluss, dass aufgrund technischer Entwicklungen für bestimmte Waren spezifische Bestimmungsgrenzen 
festzulegen sind.

(8) Die mit Gründen versehenen Stellungnahmen der Behörde und die Prüfung der relevanten Faktoren haben ergeben, 
dass die betreffenden Änderungen der RHG die Anforderungen von Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 erfüllen.

(9) Die Handelspartner der Union wurden über die Welthandelsorganisation zu den neuen RHG konsultiert, und ihre 
Anmerkungen wurden berücksichtigt.

(10) Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sollte daher entsprechend geändert werden.

(11) Die vorliegende Verordnung sollte eine Übergangsregelung für Erzeugnisse enthalten, die vor der Änderung der RHG 
hergestellt wurden und für die den verfügbaren Informationen zufolge ein hohes Verbraucherschutzniveau 
gewährleistet ist, damit diese normal vermarktet, verarbeitet und verbraucht werden können.

(12) Vor dem Geltungsbeginn der geänderten RHG sollte eine angemessene Frist eingeräumt werden, damit sich die 
Mitgliedstaaten, Drittländer und Lebensmittelunternehmer auf die daraus entstehenden neuen Anforderungen 
vorbereiten können.

(13) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

(4) Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit; Reasoned opinion on the review of the existing maximum residue levels for 
quinmerac according to Article 12 of Regulation (EC) No 396/2005. EFSA Journal 2020;18(10):6257.

(5) Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit; Reasoned opinion on the review of the existing maximum residue levels for sulfuryl 
fluoride according to Article 12 of Regulation (EC) No 396/2005. EFSA Journal 2021;19(1):6390.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 in der vor der Änderung durch die vorliegende Verordnung geltenden Fassung gilt 
weiterhin für Erzeugnisse, die vor dem 21. Februar 2023 in der Union hergestellt oder in die Union eingeführt wurden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 21. Februar 2023.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 25. Juli 2022.

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden wie folgt geändert:

1. In Anhang II werden folgende Spalten für Fluorid-Ion, Oxyfluorfen, Pyroxsulam, Quinmerac und Sulfurylfluorid 
eingefügt:

„Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg)

Code- 
Nummer

Gruppen und Beispiele von 
Einzelerzeugnissen, für die die 
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0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER 
GEFROREN; 
SCHALENFRÜCHTE

0,01 (*) 0,01 (*)

0110000 Zitrusfrüchte 0,2(+) 0,1 (*) 0,01 (*)

0110010 Grapefruits (+)

0110020 Orangen (+)

0110030 Zitronen (+)

0110040 Limetten (+)

0110050 Mandarinen (+)

0110990 Sonstige (2) (+)

0120000 Schalenfrüchte 0,15 (*)

0120010 Mandeln 30(+) 10(+)

0120020 Paranüsse 30(+) 10(+)

0120030 Kaschunüsse 30(+) 10(+)

0120040 Esskastanien 30(+) 10(+)

0120050 Kokosnüsse 15(+) 3(+)

0120060 Haselnüsse 30(+) 10(+)

0120070 Macadamia-Nüsse 30(+) 10(+)

0120080 Pekannüsse 30(+) 10(+)

0120090 Pinienkerne 30(+) 10(+)

0120100 Pistazien 30(+) 10(+)

0120110 Walnüsse 30(+) 10(+)

0120990 Sonstige (2) 30(+) 0,01 (*)(+)

0130000 Kernobst 0,2(+) 0,1 (*) 0,01 (*)

0130010 Äpfel (+)

0130020 Birnen (+)

0130030 Quitten (+)

0130040 Mispeln (+)
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0130050 Japanische Wollmispeln (+)

0130990 Sonstige (2) (+)

0140000 Steinobst 0,2(+) 0,1 (*) 0,01 (*)

0140010 Aprikosen (+)

0140020 Kirschen (süß) (+)

0140030 Pfirsiche (+)

0140040 Pflaumen (+)

0140990 Sonstige (2) (+)

0150000 Beeren und Kleinobst (+) 0,1 (*) 0,01 (*)

0151000 a) Trauben 0,2(+) (+)

0151010 Tafeltrauben (+) (+)

0151020 Keltertrauben (+) (+)

0152000 b) Erdbeeren 0,2(+)

0153000 c) Strauchbeerenobst 0,2(+)

0153010 Brombeeren (+)

0153020 Kratzbeeren (+)

0153030 Himbeeren (rot und gelb) (+)

0153990 Sonstige (2) (+)

0154000 d) Anderes Kleinobst und 
Beeren

0154010 Heidelbeeren 0,2(+)

0154020 Cranbeeren/ 
Großfrüchtige 
Moosbeeren

0,2(+)

0154030 Johannisbeeren (schwarz, 
rot und weiß)

0,2(+)

0154040 Stachelbeeren (grün, rot 
und gelb)

0,2(+)

0154050 Hagebutten 2(+)

0154060 Maulbeeren (schwarz und 
weiß)

0,2(+)

0154070 Azarole/ 
Mittelmeermispel

0,2(+)

0154080 Holunderbeeren 2(+)

0154990 Sonstige (2) 0,2(+)

0160000 Sonstige Früchte mit 0,2(+) 0,01 (*)

0161000 a) genießbarer Schale (+)

0161010 Datteln (+) 0,1 (*)

0161020 Feigen (+) 0,1 (*)

0161030 Tafeloliven (+) 0,15 (*)
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0161040 Kumquats (+) 0,1 (*)

0161050 Karambolen (+) 0,1 (*)

0161060 Kakis/Japanische 
Persimonen

(+) 0,1 (*)

0161070 Jambolans (+) 0,1 (*)

0161990 Sonstige (2) (+) 0,1 (*)

0162000 b) nicht genießbarer Scha­
le, klein

(+) 0,1 (*)

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb) (+)

0162020 Lychees (Litschis) (+)

0162030 Passionsfrüchte/ 
Maracujas

(+)

0162040 Stachelfeigen/ 
Kaktusfeigen

(+)

0162050 Sternäpfel (+)

0162060 Amerikanische 
Persimonen/Virginia- 
Kakis

(+)

0162990 Sonstige (2) (+)

0163000 c) nicht genießbarer Scha­
le, groß

(+)

0163010 Avocadofrüchte (+) 0,15 (*)

0163020 Bananen (+) 0,1 (*)

0163030 Mangos (+) 0,1 (*)

0163040 Papayas (+) 0,1 (*)

0163050 Granatäpfel (+) 0,1 (*)

0163060 Cherimoyas (+) 0,1 (*)

0163070 Guaven (+) 0,1 (*)

0163080 Ananas (+) 0,1 (*)

0163090 Brotfrüchte (+) 0,1 (*)

0163100 Durianfrüchte (+) 0,1 (*)

0163110 Saure Annonen/ 
Guanabanas

(+) 0,1 (*)

0163990 Sonstige (2) (+) 0,1 (*)

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER 
GEFROREN

(+)

0210000 Wurzel- und Knollengemüse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0211000 a) Kartoffeln (+) 0,1 (*)
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0212000 b) Tropisches Wurzel- und 
Knollengemüse

(+) 0,1 (*)

0212010 Kassawas/Kassaven/ 
Manioks

(+)

0212020 Süßkartoffeln (+)

0212030 Yamswurzeln (+)

0212040 Pfeilwurz (+)

0212990 Sonstige (2) (+)

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und 
Knollengemüse außer 
Zuckerrüben

(+)

0213010 Rote Rüben (+) 0,15 (*)

0213020 Karotten (+) 0,1 (*)

0213030 Knollensellerie (+) 0,1 (*)

0213040 Meerrettiche/Kren (+) 0,1 (*)

0213050 Erdartischocken (+) 0,1 (*)

0213060 Pastinaken (+) 0,1 (*)

0213070 Petersilienwurzeln (+) 0,1 (*)

0213080 Rettiche (+) 0,1 (*)

0213090 Haferwurz/Purpur- 
Bocksbart

(+) 0,1 (*)

0213100 Kohlrüben (+) 0,1 (*)

0213110 Weiße Rüben (+) 0,1 (*)

0213990 Sonstige (2) (+) 0,1 (*)

0220000 Zwiebelgemüse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0220010 Knoblauch (+)

0220020 Zwiebeln (+)

0220030 Schalotten (+)

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne 
Zwiebeln und 
Winterzwiebeln

(+)

0220990 Sonstige (2) (+)

0230000 Fruchtgemüse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0231000 a) Solanaceae und Malva­
ceae

(+)

0231010 Tomaten (+)

0231020 Paprikas (+)

0231030 Auberginen/Eierfrüchte (+)

0231040 Okras/Griechische 
Hörnchen

(+)

0231990 Sonstige (2) (+)
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0232000 b) Kürbisgewächse mit ge­
nießbarer Schale

(+)

0232010 Schlangengurken (+)

0232020 Gewürzgurken (+)

0232030 Zucchinis (+)

0232990 Sonstige (2) (+)

0233000 c) Kürbisgewächse mit un­
genießbarer Schale

(+)

0233010 Melonen (+)

0233020 Kürbisse (+)

0233030 Wassermelonen (+)

0233990 Sonstige (2) (+)

0234000 d) Zuckermais (+)

0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse (+)

0240000 Kohlgemüse (außer 
Kohlwurzeln und Baby-Leaf- 
Salaten aus Kohlgemüse)

0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0241000 a) Blumenkohle (+)

0241010 Broccoli (+)

0241020 Blumenkohle (+)

0241990 Sonstige (2) (+)

0242000 b) Kopfkohle (+)

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen (+)

0242020 Kopfkohle (+)

0242990 Sonstige (2) (+)

0243000 c) Blattkohle (+)

0243010 Chinakohle (+)

0243020 Grünkohle (+)

0243990 Sonstige (2) (+)

0244000 d) Kohlrabi (+)

0250000 Blattgemüse, Kräuter und 
essbare Blüten

(+) 0,1 (*)

0251000 a) Kopfsalate und andere 
Salatarten

0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0251010 Feldsalate (+)

0251020 Grüne Salate (+)

0251030 Kraussalate/Breitblättrige 
Endivien

(+)
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0251040 Kressen und andere 
Sprossen und Keime

(+)

0251050 Barbarakraut (+)

0251060 Salatrauken/Rucola (+)

0251070 Roter Senf (+)

0251080 Baby-Leaf-Salate 
(einschließlich der 
Brassica-Arten)

(+)

0251990 Sonstige (2) (+)

0252000 b) Spinat und verwandte 
Arten (Blätter)

0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0252010 Spinat (+)

0252020 Portulak (+)

0252030 Mangold (+)

0252990 Sonstige (2) (+)

0253000 c) Traubenblätter und ähn­
liche Arten

0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0254000 d) Brunnenkresse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0255000 e) Chicorée 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0256000 f) Frische Kräuter und ess­
bare Blüten

0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0256010 Kerbel 0,2(+)

0256020 Schnittlauch 0,2(+)

0256030 Sellerieblätter 0,2(+)

0256040 Petersilie 0,2(+)

0256050 Salbei 0,2(+)

0256060 Rosmarin 0,2(+)

0256070 Thymian 0,2(+)

0256080 Basilikum und essbare 
Blüten

2(+)

0256090 Lorbeerblätter 0,2(+)

0256100 Estragon 0,2(+)

0256990 Sonstige (2) 0,2(+)

0260000 Hülsengemüse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0260010 Bohnen (mit Hülsen) (+)

0260020 Bohnen (ohne Hülsen) (+)

0260030 Erbsen (mit Hülsen) (+)

0260040 Erbsen (ohne Hülsen) (+)

0260050 Linsen (+)
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0260990 Sonstige (2) (+)

0270000 Stängelgemüse 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0270010 Spargel (+)

0270020 Kardonen (+)

0270030 Stangensellerie (+)

0270040 Fenchel (+)

0270050 Artischocken (+)

0270060 Porree (+)

0270070 Rhabarber (+)

0270080 Bambussprossen (+)

0270090 Palmherzen (+)

0270990 Sonstige (2) (+)

0280000 Pilze, Moose und Flechten 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0280010 Kulturpilze (+)

0280020 Wilde Pilze (+)

0280990 Moose und Flechten (+)

0290000 Algen und Prokaryonten 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0300010 Bohnen (+)

0300020 Linsen (+)

0300030 Erbsen (+)

0300040 Lupinen (+)

0300990 Sonstige (2) (+)

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 2(+) 0,01 (*) 0,15 (*) 0,01 (*)

0401000 Ölsaaten (+) 0,01 (*)

0401010 Leinsamen (+)

0401020 Erdnüsse (+)

0401030 Mohnsamen (+)

0401040 Sesamsamen (+)

0401050 Sonnenblumenkerne (+)

0401060 Rapssamen (+)

0401070 Sojabohnen (+)

0401080 Senfkörner (+)

0401090 Baumwollsamen (+)
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0401100 Kürbiskerne (+)

0401110 Saflorsamen (+)

0401120 Borretschsamen (+)

0401130 Leindottersamen (+)

0401140 Hanfsamen (+)

0401150 Rizinusbohnen (+)

0401990 Sonstige (2) (+)

0402000 Ölfrüchte (+)

0402010 Oliven für die Gewinnung 
von Öl

(+) 1

0402020 Ölpalmenkerne (+) 0,01 (*)

0402030 Ölpalmenfrüchte (+) 0,01 (*)

0402040 Kapok (+) 0,01 (*)

0402990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*)

0500000 GETREIDE 2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,01 (*)

0500010 Gerste (+)

0500020 Buchweizen und anderes 
Pseudogetreide

(+)

0500030 Mais (+)

0500040 Hirse (+)

0500050 Hafer (+)

0500060 Reis (+)

0500070 Roggen (+)

0500080 Sorghum (+)

0500090 Weizen (+)

0500990 Sonstige (2) (+)

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, 
KAKAO UND JOHANNISBROT

0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*)

0610000 Tees 400(+) 0,05 (*)

0620000 Kaffeebohnen 5(+) 0,05 (*)

0630000 Kräutertees aus 10(+) 0,05 (*)

0631000 a) Blüten (+)

0631010 Kamille (+)

0631020 Hibiskus (+)

0631030 Rose (+)

0631040 Jasmin (+)

0631050 Linde (+)
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0631990 Sonstige (2) (+)

0632000 b) Blättern und Kräutern (+)

0632010 Erdbeere (+)

0632020 Rooibos (+)

0632030 Mate (+)

0632990 Sonstige (2) (+)

0633000 c) Wurzeln (+)

0633010 Baldrian (+)

0633020 Ginseng (+)

0633990 Sonstige (2) (+)

0639000 d) anderen Pflanzenteilen (+)

0640000 Kakaobohnen 5(+) 0,03(+)

0650000 Johannisbrote/Karuben 10(+) 0,05 (*)

0700000 HOPFEN 10(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,05 (*)

0800000 GEWÜRZE 5(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,05 (*)

0810000 Samengewürze (+)

0810010 Anis/Anissamen (+)

0810020 Schwarzkümmel (+)

0810030 Sellerie (+)

0810040 Koriander (+)

0810050 Kreuzkümmel (+)

0810060 Dill (+)

0810070 Fenchel (+)

0810080 Bockshornklee (+)

0810090 Muskatnuss (+)

0810990 Sonstige (2) (+)

0820000 Fruchtgewürze (+)

0820010 Nelkenpfeffer (+)

0820020 Szechuanpfeffer (+)

0820030 Kümmel (+)

0820040 Kardamom (+)

0820050 Wacholderbeere (+)

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und 
weiß)

(+)

0820070 Vanille (+)

0820080 Tamarinde (+)

0820990 Sonstige (2) (+)
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0830000 Rindengewürze (+)

0830010 Zimt (+)

0830990 Sonstige (2) (+)

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze (+)

0840010 Süßholzwurzeln (+)

0840020 Ingwer (10) (+)

0840030 Kurkuma (+)

0840040 Meerrettich/Kren (11) (+)

0840990 Sonstige (2) (+)

0850000 Knospengewürze (+)

0850010 Nelken (+)

0850020 Kapern (+)

0850990 Sonstige (2) (+)

0860000 Blütenstempelgewürze (+)

0860010 Safran (+)

0860990 Sonstige (2) (+)

0870000 Samenmantelgewürze (+)

0870010 Muskatblüte (+)

0870990 Sonstige (2) (+)

0900000 ZUCKERPFLANZEN 2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0900010 Zuckerrübenwurzeln (+) 0,15 (*)

0900020 Zuckerrohre (+) 0,1 (*)

0900030 Wurzeln der 
gewöhnlichen Wegwarte

(+) 0,1 (*)

0900990 Sonstige (2) (+) 0,1 (*)

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN 
URSPRUNGS - LANDTIERE

1010000 Waren von 0,3(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

1011000 a) Schweinen (+) 0,02 (*)

1011010 Muskel (+)

1011020 Fett (+)

1011030 Leber (+)

1011040 Nieren (+)

1011050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+)

1011990 Sonstige (2) (+)

1012000 b) Rindern (+)

1012010 Muskel (+) 0,02 (*)
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1012020 Fett (+) 0,02 (*)

1012030 Leber (+) 0,07(+)

1012040 Nieren (+) 0,05(+)

1012050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+) 0,07(+)

1012990 Sonstige (2) (+) 0,02 (*)

1013000 c) Schafen (+)

1013010 Muskel (+) 0,02 (*)

1013020 Fett (+) 0,02 (*)

1013030 Leber (+) 0,05(+)

1013040 Nieren (+) 0,05(+)

1013050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+) 0,05(+)

1013990 Sonstige (2) (+) 0,02 (*)

1014000 d) Ziegen (+)

1014010 Muskel (+) 0,02 (*)

1014020 Fett (+) 0,02 (*)

1014030 Leber (+) 0,05(+)

1014040 Nieren (+) 0,05(+)

1014050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+) 0,05(+)

1014990 Sonstige (2) (+) 0,02 (*)

1015000 e) Einhufern (+)

1015010 Muskel (+) 0,02 (*)

1015020 Fett (+) 0,02 (*)

1015030 Leber (+) 0,07(+)

1015040 Nieren (+) 0,05(+)

1015050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+) 0,07(+)

1015990 Sonstige (2) (+) 0,02 (*)

1016000 f) Geflügel (+) 0,02 (*)

1016010 Muskel (+)

1016020 Fett (+)

1016030 Leber (+)

1016040 Nieren (+)

1016050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+)

1016990 Sonstige (2) (+)
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1017000 g) Sonstigen als Nutztiere ge­
haltenen Landtieren

(+) 0,02 (*)

1017010 Muskel (+)

1017020 Fett (+)

1017030 Leber (+)

1017040 Nieren (+)

1017050 Genießbare 
Schlachtnebener-
zeugnisse (außer Leber 
und Nieren)

(+)

1017990 Sonstige (2) (+)

1020000 Milch 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

1020010 Rinder (+)

1020020 Schafe (+)

1020030 Ziegen (+)

1020040 Pferde (+)

1020990 Sonstige (2) (+)

1030000 Vogeleier 0,2(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

1030010 Huhn (+)

1030020 Ente (+)

1030030 Gans (+)

1030040 Wachtel (+)

1030990 Sonstige (2) (+)

1040000 Honig und sonstige 
Imkereierzeugnisse (7)

0,5 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

1050000 Amphibien und Reptilien 0,3(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

1060000 Wirbellose Landtiere 0,3(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,3(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN 
URSPRUNGS - FISCH, 
FISCHEREIERZEUGNISSE UND 
SONSTIGE VON MEERES- 
ODER SÜSSWASSERTIEREN 
GEWONNENE LEBENSMITTEL 
(8)

1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR 
FUTTERMITTELHERSTELLUNG 
VERWENDETE ERZEUGNISSE 
ODER TEILE VON 
ERZEUGNISSEN (8)

1300000 VERARBEITETE 
LEBENSMITTEL (9)

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/15  



(*) Untere analytische Bestimmungsgrenze
(a) Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte auf 

Anhang I verwiesen werden.

Fluorid-Ion

A) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 0,2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es 
werden weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls 
diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. B) Ein 
Rückstandshöchstgehalt von 3 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von 
Rosinen Rechnung zu tragen. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu 
Untersuchungen zur Art der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zur allgemeinen Toxizität nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr 
Fehlen.0151000 a) Trauben
0151010 Tafeltrauben
0151020 Keltertrauben

A) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Feldversuchen, zur Art der 
Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Daten über das 
Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden weitere Daten 
benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024
vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. B) Ein Rückstandshöchstgehalt von 
0,5 mg/kg, 2 mg/kg bzw. 4 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von 
poliertem Reis, Getreidemehl bzw. Getreidekleie Rechnung zu tragen. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit 
hat festgestellt, dass einige Angaben zu Untersuchungen zur Art der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie 
zur allgemeinen Toxizität nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission 
die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem 
Datum vorliegen, ihr Fehlen.0500060 Reis

A) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Feldversuchen, zur Art der 
Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Daten über das 
Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden weitere Daten 
benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024
vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. B) Ein Rückstandshöchstgehalt von 
1 mg/kg, 2 mg/kg bzw. 4 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von 
Maisstärke, Getreidemehl bzw. Getreidekleie Rechnung zu tragen. Ein Rückstandshöchstgehalt von 0,5 mg/kg wurde 
festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von Maisgrieß, Maisöl und Maismehl Rechnung 
zu tragen. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Untersuchungen zur 
Art der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zur allgemeinen Toxizität nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls 
diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.0500030 Mais

A) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Feldversuchen, zur Art der 
Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Daten über das 
Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden weitere Daten 
benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024
vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. B) Ein Rückstandshöchstgehalt von 
1 mg/kg, 2 mg/kg bzw. 4 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von 
Weizenkeimen, Getreidemehl bzw. Getreidekleie Rechnung zu tragen. Ein Rückstandshöchstgehalt von 0,5 mg/kg wurde 
festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von Grieß und Weizenfuttermehl Rechnung zu 
tragen. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Untersuchungen zur Art 
der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zur allgemeinen Toxizität nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung 
der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 
29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.0500090 Weizen
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A) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Feldversuchen, zur Art der 
Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Daten über das 
Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden weitere Daten 
benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024
vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. B) Ein Rückstandshöchstgehalt von 2 mg/kg 
bzw. 4 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Fluorid-Ion zur Begasung von Getreidemehl bzw. 
Getreidekleie Rechnung zu tragen. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben 
zu Untersuchungen zur Art der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zur allgemeinen Toxizität nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr 
Fehlen.0500000 GETREIDE
0500010 Gerste
0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide
0500040 Hirse
0500050 Hafer
0500070 Roggen
0500080 Sorghum
0500990 Sonstige (2)

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 0,2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0161030 Tafeloliven
0163010 Avocadofrüchte
1020000 Milch
1020010 Rinder
1020020 Schafe
1020030 Ziegen
1020040 Pferde
1020990 Sonstige (2)
1030000 Vogeleier
1030010 Huhn
1030020 Ente
1030030 Gans
1030040 Wachtel
1030990 Sonstige (2)

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 0,3 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
1010000 Waren von
1011000 a) Schweinen
1011010 Muskel
1011020 Fett
1011030 Leber
1011040 Nieren
1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1011990 Sonstige (2)
1012000 b) Rindern
1012010 Muskel
1012020 Fett
1012030 Leber
1012040 Nieren
1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1012990 Sonstige (2)
1013000 c) Schafen
1013010 Muskel
1013020 Fett
1013030 Leber
1013040 Nieren
1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
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1013990 Sonstige (2)
1014000 d) Ziegen
1014010 Muskel
1014020 Fett
1014030 Leber
1014040 Nieren
1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1014990 Sonstige (2)
1015000 e) Einhufern
1015010 Muskel
1015020 Fett
1015030 Leber
1015040 Nieren
1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1015990 Sonstige (2)
1016000 f) Geflügel
1016010 Muskel
1016020 Fett
1016030 Leber
1016040 Nieren
1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1016990 Sonstige (2)
1017000 g) Sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren
1017010 Muskel
1017020 Fett
1017030 Leber
1017040 Nieren
1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1017990 Sonstige (2)
1050000 Amphibien und Reptilien
1060000 Wirbellose Landtiere
1070000 Wildlebende Landwirbeltiere

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 10 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0650000 Johannisbrote/Karuben
0700000 HOPFEN

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0300000 HÜLSENFRÜCHTE
0300010 Bohnen
0300020 Linsen
0300030 Erbsen
0300040 Lupinen
0300990 Sonstige (2)
0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE
0401000 Ölsaaten
0401010 Leinsamen
0401020 Erdnüsse
0401030 Mohnsamen
0401040 Sesamsamen
0401050 Sonnenblumenkerne
0401060 Rapssamen
0401070 Sojabohnen
0401080 Senfkörner
0401090 Baumwollsamen
0401100 Kürbiskerne
0401110 Saflorsamen
0401120 Borretschsamen
0401130 Leindottersamen
0401140 Hanfsamen
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0401150 Rizinusbohnen
0401990 Sonstige (2)
0402000 Ölfrüchte
0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl
0402020 Ölpalmenkerne
0402030 Ölpalmenfrüchte
0402040 Kapok
0402990 Sonstige (2)

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0900000 ZUCKERPFLANZEN
0900010 Zuckerrübenwurzeln
0900020 Zuckerrohre
0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte
0900990 Sonstige (2)

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 400 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0610000 Tees

Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 5 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es werden 
weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0620000 Kaffeebohnen
0800000 GEWÜRZE
0810000 Samengewürze
0810010 Anis/Anissamen
0810020 Schwarzkümmel
0810030 Sellerie
0810040 Koriander
0810050 Kreuzkümmel
0810060 Dill
0810070 Fenchel
0810080 Bockshornklee
0810090 Muskatnuss
0810990 Sonstige (2)
0820000 Fruchtgewürze
0820010 Nelkenpfeffer
0820020 Szechuanpfeffer
0820030 Kümmel
0820040 Kardamom
0820050 Wacholderbeere
0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)
0820070 Vanille
0820080 Tamarinde
0820990 Sonstige (2)
0830000 Rindengewürze
0830010 Zimt
0830990 Sonstige (2)
0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze
0840010 Süßholzwurzeln
0840020 Ingwer (10)
0840030 Kurkuma
0840040 Meerrettich/Kren (11)
0840990 Sonstige (2)
0850000 Knospengewürze
0850010 Nelken
0850020 Kapern
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0850990 Sonstige (2)
0860000 Blütenstempelgewürze
0860010 Safran
0860990 Sonstige (2)
0870000 Samenmantelgewürze
0870010 Muskatblüte
0870990 Sonstige (2)

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden und zum 
allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse belegen nicht schlüssig, dass Fluorid-Ion in 
den betroffenen Kulturen auf natürliche Weise vorkommt und wie es sich bildet. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024
vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0150000 Beeren und Kleinobst

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 0,2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es 
werden weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese 
bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0110000 Zitrusfrüchte
0110010 Grapefruits
0110020 Orangen
0110030 Zitronen
0110040 Limetten
0110050 Mandarinen
0110990 Sonstige (2)
0130000 Kernobst
0130010 Äpfel
0130020 Birnen
0130030 Quitten
0130040 Mispeln
0130050 Japanische Wollmispeln
0130990 Sonstige (2)
0140000 Steinobst
0140010 Aprikosen
0140020 Kirschen (süß)
0140030 Pfirsiche
0140040 Pflaumen
0140990 Sonstige (2)
0152000 b) Erdbeeren
0153000 c) Strauchbeerenobst
0153010 Brombeeren
0153020 Kratzbeeren
0153030 Himbeeren (rot und gelb)
0153990 Sonstige (2)
0154000 d) Anderes Kleinobst und Beeren
0154010 Heidelbeeren
0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren
0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß)
0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb)
0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß)
0154070 Azarole/Mittelmeermispel
0154990 Sonstige (2)
0160000 Sonstige Früchte mit
0161000 a) genießbarer Schale
0161010 Datteln
0161020 Feigen
0161040 Kumquats
0161050 Karambolen
0161060 Kakis/Japanische Persimonen
0161070 Jambolans
0161990 Sonstige (2)
0162000 b) nicht genießbarer Schale, klein
0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)
0162020 Lychees (Litschis)
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0162030 Passionsfrüchte/Maracujas
0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen
0162050 Sternäpfel
0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis
0162990 Sonstige (2)
0163000 c) nicht genießbarer Schale, groß
0163020 Bananen
0163030 Mangos
0163040 Papayas
0163050 Granatäpfel
0163060 Cherimoyas
0163070 Guaven
0163080 Ananas
0163090 Brotfrüchte
0163100 Durianfrüchte
0163110 Saure Annonen/Guanabanas
0163990 Sonstige (2)
0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN
0210000 Wurzel- und Knollengemüse
0211000 a) Kartoffeln
0212000 b) Tropisches Wurzel- und Knollengemüse
0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks
0212020 Süßkartoffeln
0212030 Yamswurzeln
0212040 Pfeilwurz
0212990 Sonstige (2)
0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zuckerrüben
0213010 Rote Rüben
0213020 Karotten
0213030 Knollensellerie
0213040 Meerrettiche/Kren
0213050 Erdartischocken
0213060 Pastinaken
0213070 Petersilienwurzeln
0213080 Rettiche
0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart
0213100 Kohlrüben
0213110 Weiße Rüben
0213990 Sonstige (2)
0220000 Zwiebelgemüse
0220010 Knoblauch
0220020 Zwiebeln
0220030 Schalotten
0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln
0220990 Sonstige (2)
0230000 Fruchtgemüse
0231000 a) Solanaceae und Malvaceae
0231010 Tomaten
0231020 Paprikas
0231030 Auberginen/Eierfrüchte
0231040 Okras/Griechische Hörnchen
0231990 Sonstige (2)
0232000 b) Kürbisgewächse mit genießbarer Schale
0232010 Schlangengurken
0232020 Gewürzgurken
0232030 Zucchinis
0232990 Sonstige (2)
0233000 c) Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale
0233010 Melonen
0233020 Kürbisse
0233030 Wassermelonen
0233990 Sonstige (2)
0234000 d) Zuckermais
0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse
0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Salaten aus Kohlgemüse)
0241000 a) Blumenkohle
0241010 Broccoli
0241020 Blumenkohle
0241990 Sonstige (2)
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0242000 b) Kopfkohle
0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen
0242020 Kopfkohle
0242990 Sonstige (2)
0243000 c) Blattkohle
0243010 Chinakohle
0243020 Grünkohle
0243990 Sonstige (2)
0244000 d) Kohlrabi
0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten
0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten
0251010 Feldsalate
0251020 Grüne Salate
0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien
0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime
0251050 Barbarakraut
0251060 Salatrauken/Rucola
0251070 Roter Senf
0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)
0251990 Sonstige (2)
0252000 b) Spinat und verwandte Arten (Blätter)
0252010 Spinat
0252020 Portulak
0252030 Mangold
0252990 Sonstige (2)
0253000 c) Traubenblätter und ähnliche Arten
0254000 d) Brunnenkresse
0255000 e) Chicorée
0256000 f) Frische Kräuter und essbare Blüten
0256010 Kerbel
0256020 Schnittlauch
0256030 Sellerieblätter
0256040 Petersilie
0256050 Salbei
0256060 Rosmarin
0256070 Thymian
0256090 Lorbeerblätter
0256100 Estragon
0256990 Sonstige (2)
0260000 Hülsengemüse
0260010 Bohnen (mit Hülsen)
0260020 Bohnen (ohne Hülsen)
0260030 Erbsen (mit Hülsen)
0260040 Erbsen (ohne Hülsen)
0260050 Linsen
0260990 Sonstige (2)
0270000 Stängelgemüse
0270010 Spargel
0270020 Kardonen
0270030 Stangensellerie
0270040 Fenchel
0270050 Artischocken
0270060 Porree
0270070 Rhabarber
0270080 Bambussprossen
0270090 Palmherzen
0270990 Sonstige (2)
0280000 Pilze, Moose und Flechten
0280010 Kulturpilze
0280020 Wilde Pilze
0280990 Moose und Flechten
0290000 Algen und Prokaryonten

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 10 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es 
werden weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die genannten Angaben, falls diese bis zum 
29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
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0630000 Kräutertees aus
0631000 a) Blüten
0631010 Kamille
0631020 Hibiskus
0631030 Rose
0631040 Jasmin
0631050 Linde
0631990 Sonstige (2)
0632000 b) Blättern und Kräutern
0632010 Erdbeere
0632020 Rooibos
0632030 Mate
0632990 Sonstige (2)
0633000 c) Wurzeln
0633010 Baldrian
0633020 Ginseng
0633990 Sonstige (2)
0639000 d) anderen Pflanzenteilen

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht 
vorliegen. Daten über das Vorkommen zeigen, dass ein Rückstandshöchstgehalt unter 2 mg/kg derzeit nicht möglich ist. Es 
werden weitere Daten benötigt, um diesen Wert kontinuierlich zu überwachen und eventuell zu senken. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese 
bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0154050 Hagebutten
0154080 Holunderbeeren
0256080 Basilikum und essbare Blüten

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen, zur 
Art der Rückstände in Lebensmittelmatrices bei Begasung, zu den Analysemethoden sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil 
nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz 
genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, 
ihr Fehlen.
0640000 Kakaobohnen

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Art der Rückstände in 
Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zum allgemeinen Toxizitätsprofil nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0120000 Schalenfrüchte
0120010 Mandeln
0120020 Paranüsse
0120030 Kaschunüsse
0120040 Esskastanien
0120050 Kokosnüsse
0120060 Haselnüsse
0120070 Macadamia-Nüsse
0120080 Pekannüsse
0120090 Pinienkerne
0120100 Pistazien
0120110 Walnüsse
0120990 Sonstige (2)

Oxyfluorfen (F)
(F) Fettlöslich

Quinmerac (Summe aus Quinmerac und seinen Metaboliten BH 518-2 und BH 518-4, ausgedrückt als 
Quinmerac) (R)

(R) Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und 
Code-Nummer: Code 1000000, ausgenommen 1040000: Quinmerac

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen bei 
Zuckerrüben und Futterrüben nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht 
bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
1012030 Leber
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1012040 Nieren
1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1013030 Leber
1013040 Nieren
1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1014030 Leber
1014040 Nieren
1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1015030 Leber
1015040 Nieren
1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)

Sulfurylfluorid

Ein Rückstandshöchstgehalt von 0,06 mg/kg wurde festgelegt, um der zugelassenen Anwendung von Sulfurylfluorid zur 
Begasung von Rosinen Rechnung zu tragen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht 
bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0151000 a) Trauben
0151010 Tafeltrauben
0151020 Keltertrauben

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Art der Rückstände in 
Lebensmittelmatrices bei Begasung sowie zur Toxizität von Fluorid-Ion nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 29. Juli 
2024 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0120000 Schalenfrüchte
0120010 Mandeln
0120020 Paranüsse
0120030 Kaschunüsse
0120040 Esskastanien
0120050 Kokosnüsse
0120060 Haselnüsse
0120070 Macadamia-Nüsse
0120080 Pekannüsse
0120090 Pinienkerne
0120100 Pistazien
0120110 Walnüsse
0120990 Sonstige (2)
0640000 Kakaobohnen“

2. In Anhang III Teil A werden die Spalten für Fluorid-Ion, Oxyfluorfen, Pyroxsulam, Quinmerac und Sulfurylfluorid 
gestrichen.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1322 DER KOMMISSION 

vom 25. Juli 2022

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 hinsichtlich der Listen der Erzeugnisse 
tierischen Ursprungs, der tierischen Nebenprodukte und der zusammengesetzten Erzeugnisse, die an 

Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche 
Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und 
der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) 
Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) 
Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG 
und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EWG, 
96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung über amtliche 
Kontrollen) (1), insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 der Kommission (2) sind unter Angabe der entsprechenden, in der 
Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates (3) festgelegten Codes aus der Kombinierten Nomenklatur (KN-Codes) 
Listen der Tiere und der Erzeugnisse tierischen Ursprungs, des Zuchtmaterials, der tierischen Nebenprodukte und 
Folgeprodukte, der zusammengesetzten Erzeugnisse und des Heus und des Strohs festgelegt, die an 
Grenzkontrollstellen zu amtlichen Kontrollen vorzuführen sind.

(2) Die Artikel 3, 5 und 12 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/625 der Kommission (4) enthalten Einfuhrvor­
schriften für Sendungen von Waren, die in Anhang I Teil II der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 unter bestimmten 
KN-Codes und Codes des Harmonisierten Systems („HS-Codes“) aufgeführt sind. Diese Bestimmungen wurden 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/887 der Kommission (5) geändert. In der Delegierten Verordnung (EU) 
2022/887 werden die anwendbaren Codes präzisiert, indem fehlende Codes hinzugefügt und nicht mehr relevante 
Codes gestrichen werden. Daher sollten die Positionen und KN-Codes 0901, 1902 19, 1904 10 30, 1904 10 90, 
1904 20, 1904 90 80, 2008 99, 2906, 2936 und 3002 49 00 in die Listen im Anhang der Durchführungs­
verordnung (EU) 2021/632 aufgenommen werden, um Unklarheiten darüber zu vermeiden, welche Sendungen von 
Waren an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind.

(1) ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 der Kommission vom 13. April 2021 zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen 

zur Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liste der Tiere, der Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs, des Zuchtmaterials, der tierischen Nebenprodukte und Folgeprodukte, der zusammengesetzten Erzeugnisse sowie des Heus 
und des Strohs, die an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind, und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/2007 der Kommission und der Entscheidung 2007/275/EG der Kommission (ABl. L 132 vom 19.4.2021, S. 24).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1).

(4) Delegierte Verordnung (EU) 2019/625 der Kommission vom 4. März 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Anforderungen an den Eingang von Sendungen bestimmter für den 
menschlichen Verzehr bestimmter Tiere und Waren in die Union (ABl. L 131 vom 17.5.2019, S. 18).

(5) Delegierte Verordnung (EU) 2022/887 der Kommission vom 28. März 2022 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 
2019/625 hinsichtlich der Codes der Kombinierten Nomenklatur und des Harmonisierten Systems sowie der Einfuhrbedingungen für 
bestimmte zusammengesetzte Erzeugnisse, zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 hinsichtlich bestimmter von 
amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen ausgenommener Waren und Heimvögel sowie zur Änderung der Delegierten 
Verordnung (EU) 2021/630 hinsichtlich der Anforderungen an von amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen ausgenommene 
zusammengesetzte Erzeugnisse (ABl. L 154 vom 7.6.2022, S. 23).
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(3) Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2021/1832 der Kommission (6) wurden Änderungen der KN-Codes und der 
Warenbezeichnungen, unter anderem von tierischen Nebenprodukten, eingeführt. Diese Änderungen sollten in der 
Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 nachvollzogen werden.

(4) Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 sollte daher entsprechend geändert werden.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 25. Juli 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN

(6) Durchführungsverordnung (EU) 2021/1832 der Kommission vom 12. Oktober 2021 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung 
(EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 385 vom 
29.10.2021, S. 1).
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ANHANG 

„ANHANG

LISTEN DER TIERE, DER ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS, DES ZUCHTMATERIALS, DER 
TIERISCHEN NEBENPRODUKTE UND FOLGEPRODUKTE, DER ZUSAMMENGESETZTEN ERZEUGNISSE 

SOWIE DES HEUS UND DES STROHS, DIE GEMÄẞ ARTIKEL 3 AN GRENZKONTROLLSTELLEN AMTLICH 
ZU KONTROLLIEREN SIND 

Anmerkungen:

1. Allgemeine Hinweise

Diese allgemeinen Hinweise werden bestimmten Kapiteln beigefügt, um zu klären, welche Tiere bzw. Erzeugnisse 
unter das betreffende Kapitel fallen. Zudem wird erforderlichenfalls auf spezifische Anforderungen der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission (1) verwiesen.

Die Liste der zusammengesetzten Erzeugnisse, die besondere Bedingungen erfüllen und von amtlichen Kontrollen 
an Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, ist in der Delegierten Verordnung (EU) 2021/630 der 
Kommission (2) festgelegt.

2. Anmerkungen zu Kapiteln

Die Listen in diesem Anhang sind in Kapitel gegliedert, die den jeweiligen Kapiteln der Kombinierten 
Nomenklatur (KN) gemäß Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates (3) entsprechen.

Bei den Anmerkungen zu den Kapiteln handelt es sich um Erläuterungen, die gegebenenfalls den Anmerkungen 
zu den einzelnen Kapiteln der KN entnommen wurden.

3. Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System und seinen Einreihungsavisen

Weitere Informationen zu den verschiedenen Kapiteln wurden gegebenenfalls den Erläuterungen und 
Einreihungsavisen des Harmonisierten Systems der Weltzollorganisation entnommen.

Tabellen:

4. Spalte 1 – KN-Code

Diese Spalte enthält den KN-Code. Die durch die Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 eingeführte KN basiert auf dem 
Internationalen Übereinkommen über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren (im 
Folgenden ‚HS‘), das am 14. Juni 1983 in Brüssel geschlossen und mit dem Beschluss 87/369/EWG des Rates (4)
genehmigt wurde. Die KN übernimmt bei den ersten sechs Stellen die Codenummern der Positionen und 
Unterpositionen des HS; nur die siebte und die achte Stelle bilden eigene Unterteilungen.

(1) Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische 
Nebenprodukte sowie zur Durchführung der Richtlinie 97/78/EG des Rates hinsichtlich bestimmter gemäß der genannten Richtlinie 
von Veterinärkontrollen an der Grenze befreiter Proben und Waren (ABl. L 54 vom 26.2.2011, S. 1).

(2) Delegierte Verordnung (EU) 2021/630 der Kommission vom 16. Februar 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich bestimmter Kategorien von Waren, die von amtlichen Kontrollen an 
Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, sowie zur Änderung der Entscheidung 2007/275/EG der Kommission (ABl. L 132 vom 
19.4.2021, S. 17).

(3) Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 
Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1).

(4) Beschluss 87/369/EWG des Rates vom 7. April 1987 über den Abschluss des Internationalen Übereinkommens über das 
Harmonisierte System zur Bezeichnung und Codierung der Waren sowie des dazugehörigen Änderungsprotokolls (ABl. L 198 vom 
20.7.1987, S. 1).
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Wird ein vierstelliger Code verwendet, so sind alle Tiere und Waren, denen dieser vierstellige Code vorangeht 
oder die unter diesen vierstelligen Code fallen, sofern nichts anderes bestimmt ist, zu amtlichen Kontrollen an 
einer Grenzkontrollstelle weiterzuleiten. In der Mehrzahl dieser Fälle werden die betreffenden KN-Codes, die in 
dem in Artikel 133 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates (5)
genannten TRACES-System erfasst sind, bis auf die sechste oder achte Stelle unterteilt.

Sind nur bestimmte Tiere und Waren eines vier-, sechs- oder achtstelligen Codes amtlichen Kontrollen zu 
unterziehen und gibt es keine spezielle Unterteilung dieses Codes in der Kombinierten Nomenklatur, wird dem 
Code ein ‚ex‘ vorangestellt. Welche Tiere und Waren von der vorliegenden Verordnung erfasst werden, richtet 
sich in diesem Fall nach dem Erfassungsbereich sowohl des KN-Codes als auch der entsprechenden Beschreibung 
in Spalte 2 sowie der Kennzeichnung und Erläuterung in Spalte 3.

5. Spalte 2 – Warenbezeichnung

Die Bezeichnung der Tiere und Waren lautet wie in der Spalte ‚Warenbezeichnung‘ der KN festgelegt.

Unbeschadet der Vorschriften für die Auslegung der KN ist der Wortlaut der Bezeichnung von Tieren und Waren 
in Spalte 2 nur als Anhaltspunkt zu betrachten, da die unter die vorliegende Verordnung fallenden Tiere und 
Waren durch die KN-Codes bestimmt werden.

6. Spalte 3 – Kennzeichnung und Erläuterung

Diese Spalte enthält genaue Angaben zu den betreffenden Tieren bzw. Waren. Weitere Informationen zu den 
unter die verschiedenen Kapitel der KN fallenden Tieren bzw. Waren sind den Erläuterungen zur Kombinierten 
Nomenklatur der Europäischen Union (6) zu entnehmen.

Aus tierischen Nebenprodukten gewonnene Erzeugnisse, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (7) und die Verordnung (EU) Nr. 142/2011 fallen, werden in den 
EU-Rechtsvorschriften nicht eigens genannt. Amtliche Kontrollen sind bei Erzeugnissen durchzuführen, die zwar 
teilweise verarbeitet sind, aber Roherzeugnisse bleiben und zur weiteren Verarbeitung in einem zugelassenen 
oder registrierten Betrieb am Bestimmungsort vorgesehen sind. Von den amtlichen Kontrolleuren an den 
Grenzkontrollstellen ist eine Bewertung vorzunehmen und gegebenenfalls festzulegen, ob ein gewonnenes 
Erzeugnis so weit verarbeitet ist, dass weitere amtliche Kontrollen gemäß den EU-Rechtsvorschriften nicht mehr 
erforderlich sind.

KAPITEL 1

LEBENDE TIERE

Anmerkung zu Kapitel 1 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 1 gehören alle lebenden Tiere, ausgenommen:

a) Fische und Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose Wassertiere der Positionen 0301, 0306, 0307 und 0308;

(5) Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere 
amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit 
und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) 
Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 
2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie 
der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 
89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 
(Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1).

(6) ABl. C 119 vom 29.3.2019, S. 1.
(7) Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für 

nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 
(Verordnung über tierische Nebenprodukte) (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1).
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b) Kulturen von Mikroorganismen und andere Waren der Position 3002;

c) Tiere der Position 9508.‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 0106 gehören unter anderem die folgenden Haus- oder Wildtiere:

A) Säugetiere:

1. Primaten.

2. Wale, Delphine und Tümmler (Säugetiere der Ordnung Cetacea); Rundschwanz- und Gabelschwanzseekühe 
(Säugetiere der Ordnung Sirenia); Robben, Seelöwen und Walrosse (Säugetiere der Unterordnung Pinnipedia).

3. Andere (z. B. Rentiere, Katzen, Hunde, Löwen, Tiger, Bären, Elefanten, Kamele (einschließlich Dromedare), Zebras, 
Kaninchen, Hasen, Hirsche und Rehe, Antilopen (andere als die der Unterfamilie Bovinae), Gämsen, Füchse, Nerze 
und andere Tiere, die zur Pelzgewinnung gezüchtet werden).

B) Reptilien (einschließlich Schlangen und Schildkröten)

C) Vögel:

1. Greifvögel.

2. Papageienvögel (einschließlich Papageien, Sittiche, Aras und Kakadus)

3. Andere (z. B. Rebhühner, Fasane, Wachteln, Schnepfen, Tauben, Auerhühner, Fettammern, Wildenten, Wildgänse, 
Drosseln, Amseln, Lerchen, Finken, Meisen, Kolibris, Pfauen, Schwäne und andere in der Position 0105 nicht 
erfasste Vögel).

D) Insekten, z. B. Bienen (auch in Kästen, Käfigen oder Bienenstöcken transportiert).

E) Andere, z. B. Frösche.

Diese Position umfasst keine Tiere, die zu Zirkussen oder anderen Wandertierschauen gehören (Position 9508).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

0101 Pferde, Esel, Maultiere und Maulesel, lebend Alle.

0102 Rinder, lebend Alle.

0103 Schweine, lebend Alle.

0104 Schafe und Ziegen, lebend Alle.

0105 Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, 
Truthühner und Perlhühner), lebend

Alle.
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0106 Andere Tiere, lebend Alle, einschließlich Tiere der folgenden Unterpositionen:
0106 11 00 Primaten
0106 12 00 Wale, Delphine und Tümmler (Säugetiere der 
Ordnung Cetacea); Rundschwanzseekühe (Manatis) und 
Gabelschwanzseekühe (Dugongs) (Säugetiere der Ordnung 
Sirenia); Robben, Seelöwen und Walrosse (Säugetiere der 
Unterordnung Pinnipedia)
0106 13 00 Kamele (Camelidae)
0106 14 Kaninchen und Hasen
0106 19 00 andere: andere Säugetiere als solche der 
Positionen bzw. Unterpositionen 0101, 0102, 0103, 0104, 
0106 11, 0106 12, 0106 13 und 0106 14; einschließlich 
Hunden und Katzen
0106 20 00 Reptilien (einschließlich Schlangen und 
Schildkröten)
0106 31 00 Vögel: Raubvögel
0106 32 00 Vögel: Papageienvögel (einschließlich Papageien, 
Sittiche, Aras und Kakadus)
0106 33 00 Strauße; Emus (Dromaius novaehollandiae)
0106 39 Andere: andere Vögel als solche der Positionen bzw. 
Unterpositionen 0105, 0106 31, 0106 32 und 0106 33, 
einschließlich Tauben
0106 41 00 Bienen
0106 49 00 Andere Insekten als Bienen
0106 90 00 Andere: alle anderen lebenden Tiere, die nicht 
anderweit genannt sind, ausgenommen Säugetiere, Reptilien, 
Vögel und Insekten. Lebende Frösche für Vivarien oder zur 
Lebendhaltung oder für den menschlichen Verzehr fallen 
unter diesen KN-Code.

KAPITEL 2

FLEISCH UND GENIESSBARE SCHLACHTNEBENERZEUGNISSE

Anmerkung zu Kapitel 2 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚,1. Zu Kapitel 2 gehören nicht:

a) Waren der in den Positionen 0201 bis 0208 und 0210 erfassten Art, zur menschlichen Ernährung nicht geeignet;

b) genießbare nicht lebende Insekten (Position 0410);

c) Därme, Blasen und Mägen von Tieren (Position 0504) und tierisches Blut (Position 0511 oder 3002);

d) tierische Fette, andere als Erzeugnisse der Position 0209 (Kapitel 15).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

0201 Fleisch von Rindern, frisch oder gekühlt Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr geeignete 
Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese Position, 
sondern unter Position 0511.
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0202 Fleisch von Rindern, gefroren Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0203 Fleisch von Schweinen, frisch, gekühlt oder 
gefroren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0204 Fleisch von Schafen oder Ziegen, frisch, 
gekühlt oder gefroren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0205 00 Fleisch von Pferden, Eseln, Maultieren oder 
Mauleseln, frisch, gekühlt oder gefroren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0206 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse von 
Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen, 
Pferden, Eseln, Maultieren oder Mauleseln, 
frisch, gekühlt oder gefroren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0207 Fleisch und genießbare 
Schlachtnebenerzeugnisse von Hausgeflügel 
der Position 0105, frisch, gekühlt oder gefro-
ren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.

0208 Anderes Fleisch und andere genießbare 
Schlachtnebenerzeugnisse, frisch, gekühlt 
oder gefroren

Alle. Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.
Zu dieser Position gehören andere Rohmaterialien zur 
Herstellung von Gelatine oder Kollagen für den 
menschlichen Verzehr. Dazu gehören auch Fleisch und 
genießbare Schlachtnebenerzeugnisse der folgenden 
Unterpositionen:
0208 10 von Kaninchen oder Hasen
0208 30 00 von Primaten
0208 40 von Walen, Delphinen und Tümmlern (Säugetiere 
der Ordnung Cetacea); von Rundschwanzseekühen (Manatis) 
und Gabelschwanzseekühen (Dugongs) (Säugetiere der 
Ordnung Sirenia); von Robben, Seelöwen und Walrossen 
(Säugetiere der Unterordnung Pinnipedia)
0208 50 00 von Reptilien (einschließlich Schlangen und 
Schildkröten)
0208 60 00 von Kamelen (Camelidae)
0208 90 (andere: von Haustauben; von Wild 
(ausgenommen von Kaninchen und Hasen) usw.): 
einschließlich Fleisch von Wachteln, Rentieren oder 
anderen Säugetierarten. Zu dieser Unterposition gehören 
auch Froschschenkel (KN-Code 0208 90 70).

0209 Schweinespeck ohne magere Teile, 
Schweinefett und Geflügelfett, weder 
ausgeschmolzen noch anders ausgezogen, 
frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen, in 
Salzlake, getrocknet oder geräuchert

Alle, einschließlich Fett und verarbeitetes Fett gemäß 
Spalte 2, selbst wenn nur für die industrielle Verwendung 
geeignet (nicht für den menschlichen Verzehr geeignet).
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0210 Fleisch und genießbare 
Schlachtnebenerzeugnisse, gesalzen, in 
Salzlake, getrocknet oder geräuchert; 
genießbares Mehl von Fleisch oder von 
Schlachtnebenerzeugnissen

Alle, einschließlich Fleisch, Fleischerzeugnisse und andere 
Erzeugnisse tierischen Ursprungs.
Nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte bzw. 
geeignete Rohmaterialien fallen jedoch nicht unter diese 
Position, sondern unter Position 0511.
Verarbeitetes Tierprotein und für den menschlichen Verzehr 
geeignete getrocknete Schweineohren eingeschlossen. Selbst 
bei Verwendung solcher getrockneter Schweineohren als 
Tierfutter werden sie gemäß dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 1125/2006 der Kommission (*) unter dem 
KN-Code 0210 99 49 eingereiht. Getrocknete 
Schlachtnebenerzeugnisse und Schweineohren, die nicht 
für den menschlichen Verzehr geeignet sind, werden 
dagegen unter dem KN-Code 0511 99 85 eingereiht.
Würste fallen unter die Position 1601.
Extrakte und Säfte von Fleisch fallen unter die Position 1603.
Grieben fallen unter die Position 2301.

(*) Verordnung (EG) Nr. 1125/2006 der Kommission vom 21. Juli 2006 zur Einreihung von bestimmten Waren in die Kombinierte 
Nomenklatur (ABl. L 200 vom 22.7.2006, S. 3).

KAPITEL 3

FISCHE UND KREBSTIERE, WEICHTIERE UND ANDERE WIRBELLOSE WASSERTIERE

Allgemeine Hinweise

Dieses Kapitel umfasst lebende Fische zu Zucht- und Reproduktionszwecken, lebende Zierfische sowie lebende Fische und 
lebende Krebstiere, die zwar lebend transportiert werden, aber für den menschlichen Verzehr bestimmt sind.

Alle Erzeugnisse dieses Kapitels sind amtlichen Kontrollen zu unterziehen.

Anmerkung zu Kapitel 3 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 3 gehören nicht:

a) Säugetiere der Position 0106;

b) Fleisch von Säugetieren der Position 0106 (Position 0208 oder 0210);

c) Fische (einschließlich Fischlebern, Fischrogen und Fischmilch) und Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere, nicht lebend und zur menschlichen Ernährung nicht geeignet aufgrund ihrer Tierart oder ihres 
Zustandes (Kapitel 5); Mehl und Pellets von Fischen oder von Krebstieren, von Weichtieren oder anderen 
wirbellosen Wassertieren, zur menschlichen Ernährung nicht geeignet (Position 2301);

d) Kaviar und Kaviarersatz, aus Fischeiern gewonnen (Position 1604).

2. In diesem Kapitel gelten als ‚Pellets‘ Erzeugnisse, die entweder unmittelbar durch Pressen oder durch Zusatz geringer 
Mengen eines Bindemittels zu Zylindern, Kügelchen usw. agglomeriert worden sind.

3. Nicht zu den Positionen 0305 bis 0308 gehören Mehl, Pulver und Pellets, genießbar (Position 0309).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

0301 Fische, lebend Alle, einschließlich Forellen, Aale, Karpfen oder andere 
Arten oder Fische, die zu Zucht- und 
Reproduktionszwecken eingeführt werden.
Lebende Fische, die für den unmittelbaren menschlichen 
Verzehr eingeführt werden, werden bei amtlichen 
Kontrollen als Waren behandelt.
Zierfische der KN-Codes 0301 11 00 und 0301 19 00
eingeschlossen.
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0302 Fische, frisch oder gekühlt, ausgenommen 
Fischfilets und anderes Fischfleisch der 
Position 0304

Alle, einschließlich Fischlebern, Fischmilch und Fischrogen, 
frisch oder gekühlt (KN-Code 0302 91 00).

0303 Fische, gefroren, ausgenommen Fischfilets 
und anderes Fischfleisch der Position 0304

Alle, einschließlich Fischlebern, Fischmilch und Fischrogen, 
gefroren (Unterposition 0303 91).

0304 Fischfilets und anderes Fischfleisch (auch fein 
zerkleinert), frisch, gekühlt oder gefroren

Alle.

0305 Fische, getrocknet, gesalzen oder in Salzlake; 
Fische, geräuchert, auch vor oder während 
des Räucherns gegart

Alle, auch Fischköpfe, -schwänze und -blasen sowie andere 
genießbare Fischnebenerzeugnisse.

0306 Krebstiere, auch ohne Panzer, lebend, frisch, 
gekühlt, gefroren, getrocknet, gesalzen oder 
in Salzlake; Krebstiere, auch ohne Panzer, 
geräuchert, auch vor oder während des 
Räucherns gegart; Krebstiere in ihrem 
Panzer, in Wasser oder Dampf gekocht, 
auch gekühlt, gefroren, getrocknet, gesalzen 
oder in Salzlake

Alle.
Lebende Krebstiere, die für den unmittelbaren menschlichen 
Verzehr eingeführt werden, werden bei amtlichen 
Kontrollen als Waren behandelt.
Eingeschlossen sind Salinenkrebse (Artemia salina) zu 
Zierzwecken und ihre Eier zur Verwendung als Heimtiere 
und alle lebenden Krebstiere zu Zierzwecken.

0307 Weichtiere, auch ohne Schale, lebend, frisch, 
gekühlt, gefroren, getrocknet, gesalzen oder 
in Salzlake; Weichtiere, auch ohne Schale, 
geräuchert, auch vor oder während des 
Räucherns gegart

Unter diese Position fallen auch geräucherte Weichtiere, die 
zuvor gekocht wurden. Andere gekochte Weichtiere fallen 
unter die Position 1605.
Eingeschlossen sind lebende Weichtiere zu Zierzwecken.
Lebende Weichtiere, die für den unmittelbaren 
menschlichen Verzehr eingeführt werden, werden bei 
amtlichen Kontrollen als Waren behandelt.
Eingeschlossen sind alle Erzeugnisse der 
Unterpositionen 0307 11 bis 0307 99, darunter zum 
Beispiel:
0307 60 Schnecken, ausgenommen Meeresschnecken; 
eingeschlossen sind Landlungenschnecken der Arten Helix 
pomatia, Helix aspersa und Helix lucorum sowie Arten der 
Familie der Achatschnecken (Achatinidae). Eingeschlossen 
sind lebende Schnecken (auch frische Wasserschnecken) für 
den unmittelbaren menschlichen Verzehr und 
Schneckenfleisch für den menschlichen Verzehr. 
Eingeschlossen sind leicht vorgekochte oder 
vorverarbeitete Schnecken. Weiterverarbeitete Erzeugnisse 
fallen unter die Position 1605.
0307 91 00 Andere Weichtiere, lebend, frisch oder gekühlt, 
d. h. andere als Austern, Kammmuscheln, Miesmuscheln 
(Mytilus spp., Perna spp.), Tintenfische, Kalmare, Kraken, 
Meeresschnecken, Venusmuscheln, Herzmuscheln, 
Archenmuscheln, Abalonen (Haliotis spp.) und 
Fechterschnecken (Strombus spp.); eingeschlossen ist das 
Fleisch von Meeresschneckenarten, auch ohne Schale.
0307 99 Andere Weichtiere, lebend, frisch oder gekühlt, 
d. h. andere als Austern, Kammmuscheln, Miesmuscheln 
(Mytilus spp., Perna spp.), Tintenfische, Kalmare, Kraken, 
Meeresschnecken, Venusmuscheln, Herzmuscheln, 
Archenmuscheln, Abalonen (Haliotis spp.) und 
Fechterschnecken (Strombus spp.).
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0308 Wirbellose Wassertiere, andere als Krebstiere 
und Weichtiere, lebend, frisch, gekühlt, 
gefroren, getrocknet, gesalzen oder in 
Salzlake; wirbellose Wassertiere, andere als 
Krebstiere und Weichtiere, geräuchert, auch 
vor oder während des Räucherns gegart

Alle.

0309 Mehl, Pulver und Pellets von Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren oder anderen 
wirbellosen Wassertieren, genießbar

Alle.

KAPITEL 4

MILCH UND MILCHERZEUGNISSE; VOGELEIER; NATÜRLICHER HONIG; GENIESSBARE WAREN TIERISCHEN 
URSPRUNGS, ANDERWEIT WEDER GENANNT NOCH INBEGRIFFEN

Anmerkung zu Kapitel 4 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Als Milch gelten Vollmilch sowie teilweise oder vollständig entrahmte Milch.

2. Joghurt im Sinne der Position 0403 kann eingedickt oder aromatisiert sein und Zusätze von Zucker oder anderen 
Süßmitteln, Früchten, Nüssen, Kakao, Schokolade, Gewürzen, Kaffee oder Kaffeeextrakten, Pflanzen, Pflanzenteilen, 
Getreide oder Backwaren enthalten, sofern keiner der zugesetzten Stoffe dazu dient, natürliche Milchbestandteile zu 
ersetzen, und die Ware ihren wesentlichen Charakter als Joghurt behält.

3. Im Sinne der Position 0405 gelten als:

a) Butter: ausschließlich aus Milch hergestellte natürliche Butter, Molkenbutter und rekombinierte Butter (frisch, 
gesalzen oder ranzig, einschließlich Butter in luftdicht verschlossenen Behältnissen), mit einem Milchfettgehalt von 
80 GHT oder mehr, jedoch nicht mehr als 95 GHT, einem Gehalt an fettfreier Milchtrockenmasse von höchstens 
2 GHT und einem Wassergehalt von höchstens 16 GHT. Butter enthält keine Zusätze von Emulgatoren, kann aber 
Natriumchlorid, Lebensmittelfarbstoffe, Salze aus der Neutralisierung und unschädliche Milchsäurebakterien 
enthalten;

b) Milchstreichfette: kein anderes Fett als Milchfett enthaltende streichfähige Wasser-in-Öl-Emulsionen, mit einem 
Milchfettgehalt von 39 GHT oder mehr, jedoch weniger als 80 GHT.

4. Erzeugnisse, die durch Eindicken von Molke mit Zusatz von Milch oder Milchfett gewonnen werden, gehören als Käse 
zu Position 0406, wenn sie die nachstehenden drei Merkmale aufweisen:

a) einen Milchfettgehalt, bezogen auf die Trockenmasse, von 5 GHT oder mehr;

b) einen Trockenmassegehalt von 70 bis 85 GHT;

c) sie geformt sind oder geformt werden können.

5. Zu Kapitel 4 gehören nicht:

a) nicht lebende Insekten, ungenießbar (Position 0511);

b) aus Molke hergestellte Erzeugnisse, die mehr als 95 GHT Lactose, berechnet als wasserfreie Lactose bezogen auf die 
Trockenmasse, enthalten (Position 1702);

c) aus Milch hergestellte Erzeugnisse, bei denen ein oder auch mehrere natürliche Bestandteile der Milch (z. B. 
Milchfett) durch andere Stoffe (Pflanzenfett) ersetzt wurden (Position 1901 oder 2106); oder

d) Albumine (einschließlich Konzentrate aus zwei oder mehr Molkenproteinen, die mehr als 80 GHT Molkenproteine 
bezogen auf die Trockenmasse enthalten) (Position 3502) oder Globuline (Position 3504).
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6. Im Sinne der Position 0410 umfasst der Begriff ,Insekten‘ genießbare nicht lebende Insekten, ganz oder in Teilen, frisch, 
gekühlt, gefroren, getrocknet, geräuchert, gesalzen oder in Salzlake, sowie Mehl und Pulver von Insekten, genießbar. Er 
umfasst dagegen nicht genießbare nicht lebende Insekten, in anderer Weise zubereitet oder anders haltbar gemacht (in 
der Regel Abschnitt IV).‘

Auszüge aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 0408 gehören ganze Eier, nicht in der Schale, und Eigelb von allen Vögeln. Die Waren dieser Position können 
frisch, getrocknet, in Wasser oder Dampf gekocht, geformt (z. B. zylinderförmige ‚Langeier‘), gefroren oder auf andere 
Weise haltbar gemacht sein. Alle diese Waren, auch mit Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln, gehören zu dieser 
Position ohne Rücksicht darauf, ob sie zur Ernährung oder zu technischen Zwecken (zum Beispiel zum Gerben) bestimmt 
sind.

Nicht zu dieser Position gehören:

a) Eieröl (Position 1506).

b) Zubereitungen auf der Grundlage von Eiern, die Würzmittel, Gewürze oder andere Zusätze enthalten (Position 2106).

c) Lecithin (Position 2923).

d) Abgetrenntes Eiweiß (Albumin) (Position 3502).

(…)

Zu Position 0409 gehört Honig von Bienen (Apis mellifera) oder anderen Insekten, geschleudert oder in Waben oder 
Wabenteile enthaltend, ohne Zusatz von Zucker oder anderen Stoffen. Der Honig kann nach seinen Ausgangsstoffen, 
seinem Herkunftsgebiet oder seiner Farbe bezeichnet sein.

Nicht zu dieser Position gehören Invertzuckercreme und Mischungen von natürlichem Honig mit Invertzuckercreme 
(Position 1702).

(…)

Zu Position 0410 gehören Insekten im Sinne der Anmerkung 6 zu diesem Kapitel und andere zur menschlichen Ernährung 
geeignete Waren tierischen Ursprungs, die in anderen Positionen der Nomenklatur weder genannt noch inbegriffen sind. 
Ungenießbare nicht lebende Insekten (einschließlich Mehle und Pulver daraus) gehören jedoch zu Position 0511. Hierher 
gehören insbesondere:

a) Schildkröteneier. Diese von bestimmten Arten der Wasserschildkröten (Meeres- oder Flussschildkröten) gelegten Eier 
können frisch, getrocknet oder anders haltbar gemacht sein.

Schildkröteneieröl gehört dagegen zu Position 1506.

b) Nester von Salanganen, unzutreffend ‚Schwalbennester‘ genannt. Diese Nester bestehen aus einem Stoff, der von den 
Tieren abgesondert wird und an der Luft rasch erhärtet.

Sie können roh sein oder eine Behandlung erfahren haben, durch die sie, um sie genießbar zu machen, von Federn, 
Daunen, Staub und anderen Verunreinigungen befreit werden. In diesem Zustand werden sie im Allgemeinen in Form 
von Streifen oder Fäden von weißlicher Farbe gehandelt.

Nester von Salanganen sind sehr reich an Proteinen und werden nahezu ausschließlich zum Herstellen von Suppen und 
anderen Lebensmittelzubereitungen verwendet.

Nicht zu Position 0410 gehört Tierblut, auch genießbar, flüssig oder getrocknet (Position 0511 oder 3002).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

0401 Milch und Rahm, weder eingedickt noch mit 
Zusatz von Zucker oder anderen Süßmitteln

Alle.
Als Futtermittel bestimmte Milch fällt unter diese Position, 
wohingegen milchhaltige Futtermittel unter die 
Position 2309 fallen.
Milch für therapeutische/prophylaktische Zwecke fällt unter 
die Position 3001.

0402 Milch und Rahm, eingedickt oder mit Zusatz 
von Zucker oder anderen Süßmitteln

Alle.
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0403 Joghurt; Buttermilch, saure Milch und saurer 
Rahm, Kefir und andere fermentierte oder 
gesäuerte Milch (einschließlich Rahm), auch 
eingedickt oder aromatisiert, auch mit Zusatz 
von Zucker, anderen Süßmitteln, Früchten, 
Nüssen oder Kakao

Alle. Einschließlich Rahm, aromatisiert oder mit Früchten, 
gefrorene und fermentierte Milch, für den menschlichen 
Verzehr.
Speiseeis fällt unter die Position 2105.
Milchhaltige Getränke, die mit Kakao oder anderen Stoffen 
aromatisiert sind, fallen unter die Position 2202.

0404 Molke, auch eingedickt oder mit Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmitteln; 
Erzeugnisse, die aus natürlichen 
Milchbestandteilen bestehen, auch mit 
Zusatz von Zucker oder anderen 
Süßmitteln, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen

Alle. Einschließlich Milcherzeugnisse für Säuglinge.
Eingeschlossen unter KN-Code 0404 10 48 ist 
Rinderkolostrum, flüssig, entfettet und entkaseiniert, für 
den menschlichen Verzehr. Eingeschlossen unter 
KN-Code 0404 90 21 ist Kolostrumpulver, 
sprühgetrocknet, fettreduziert und nicht entkaseiniert, für 
den menschlichen Verzehr.

0405 Butter und andere Fettstoffe aus der Milch; 
Milchstreichfette

Alle.

0406 Käse und Quark/Topfen Alle.

0407 Vogeleier in der Schale, frisch, haltbar 
gemacht oder gekocht

Alle. Einschließlich Bruteier und spezifizierte pathogenfreie 
Eier, befruchtete Eier für die Bebrütung 
(Unterpositionen 0407 11 und 0407 19).
Eingeschlossen sind frische Eier (Unterpositionen 0407 21
bis 0407 29) und andere Eier (Unterposition 0407 90), 
genießbar oder ungenießbar.
Eingeschlossen sind ‚hundertjährige Eier‘.
Genießbares und ungenießbares Eieralbumin fällt unter die 
Position 3502.

0408 Vogeleier, nicht in der Schale, und Eigelb, 
frisch, getrocknet, in Wasser oder Dampf 
gekocht, geformt, gefroren oder anders 
haltbar gemacht, auch mit Zusatz von 
Zucker oder anderen Süßmitteln

Alle. Eingeschlossen sind hitzebehandelte und nicht 
hitzebehandelte Eiprodukte sowie ungenießbare 
Erzeugnisse.

0409 00 00 Natürlicher Honig Alle.

0410 10 Insekten Alle.
Unter diese Position fallen Insekten oder Insekteneier für den 
menschlichen Verzehr.
Ungenießbare nicht lebende Insekten (einschließlich Mehl 
und Pulver davon) (Position 0511) ebenso wie genießbare 
nicht lebende Insekten, in anderer Weise zubereitet oder 
anders haltbar gemacht, (in der Regel Abschnitt IV) fallen 
nicht unter diese Position.

0410 90 00 Andere genießbare Waren tierischen 
Ursprungs, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen

Alle.
Eingeschlossen sind Gelée Royale und Bienenharz/Propolis 
(zur Verwendung bei der Herstellung von Arzneimitteln und 
Nahrungsergänzungsmitteln) sowie anderes von Tieren 
gewonnenes Material für den menschlichen Verzehr.
Eingeschlossen sind genießbare Knochen und 
Knochenerzeugnisse für den unmittelbaren Verzehr (z. B. 
Knochenmehl, gemahlene Knochen, Suppenknochen), 
sofern sie von Schlachtkörpern für den menschlichen 
Verzehr stammen.
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KAPITEL 5

ANDERE WAREN TIERISCHEN URSPRUNGS, ANDERWEIT WEDER GENANNT NOCH INBEGRIFFEN

Allgemeine Hinweise

Spezielle Anforderungen an bestimmte in diesem Kapitel genannte Erzeugnisse finden sich in Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 1 Tabelle 2 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011:

Reihe 7: Schweineborsten

Reihe 8: Unbehandelte Wolle und unbehandelte Haare von anderen Tieren als Schweinen

Reihe 9: Bearbeitete Federn, Federteile und Daunen.

Anmerkung zu Kapitel 5 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 5 gehören nicht:

a) genießbare Waren (ausgenommen flüssiges oder getrocknetes Tierblut und ganze oder zerteilte Därme, Blasen und 
Mägen von Tieren);

b) Häute, Felle und Pelzfelle, ausgenommen Waren der Position 0505 und Schnitzel und ähnliche Abfälle roher Häute 
oder Felle der Position 0511 (Kapitel 41 oder 43);

c) Spinnstoffe tierischen Ursprungs, ausgenommen Rosshaar und Rosshaarabfälle (Abschnitt XI);

d) Pinselköpfe (Position 9603).

(…)

3. In der Nomenklatur gelten als ‚Elfenbein‘ Stoffe aus den Stoßzähnen, Hörnern oder Hauern der Elefanten, des 
Nilpferdes, des Walrosses, des Narwals, des Nashorns und des Wildschweines sowie alle Tierzähne.

4. In der Nomenklatur gelten als „Rosshaar‘ die Haare aus Mähne oder Schweif der Tiere von der Art der Pferde oder 
Rinder. Zu Position 0511 gehören unter anderem Rosshaar und Rosshaarabfälle, auch in Aufmachung von Lagen, mit 
oder ohne Unterlage.‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 0505 gehören

(1) Vogelbälge und andere Vogelteile (wie Köpfe, Flügel usw.), mit ihren Federn oder Daunen.

2) Federn und Teile von Federn (auch beschnitten) sowie Daunen, vorausgesetzt, sie sind entweder roh oder nur gereinigt, 
desinfiziert oder zum Haltbarmachen behandelt, aber sonst nicht bearbeitet oder montiert.

Zu Position 0505 gehören auch Pulver, Mehl und Abfälle von Federn oder Federteilen.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

0502 10 00 Borsten von Hausschweinen oder 
Wildschweinen und Abfälle dieser Borsten

Alle, bearbeitet und unbearbeitet.

0504 00 00 Därme, Blasen und Mägen von anderen 
Tieren als Fischen, ganz oder zerteilt, 
frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen, in 
Salzlake, getrocknet oder geräuchert

Alle. Eingeschlossen sind gereinigte, gesalzene, getrocknete 
oder erhitzte Mägen, Blasen und Därme von Rindern, 
Schweinen, Schafen, Ziegen oder Geflügel.
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ex 0505 Vogelbälge und andere Vogelteile, mit ihren 
Federn oder Daunen, Federn und Teile von 
Federn (auch beschnitten), Daunen, roh 
oder nur gereinigt, desinfiziert oder zum 
Haltbarmachen behandelt; Mehl und 
Abfälle von Federn oder Federteilen

Alle, einschließlich Jagdtrophäen von Federwild, aber 
ausgenommen bearbeitete Zierfedern, bearbeitete Federn, 
die Reisende zum privaten Gebrauch im persönlichen 
Reisegepäck mitführen, oder bearbeitete Federn, die 
Privatpersonen zu nicht gewerblichen Zwecken zugesandt 
werden, gemäß Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 6 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 142/2011.
Gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 ist die Einfuhr von unbehandelten 
Federn, Federteilen und Daunen in die EU und deren 
Durchfuhr durch die EU verboten.
Federn sind unabhängig von ihrer Behandlung gemäß 
Anhang XIII Kapitel VII Abschnitt C der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 amtlichen Kontrollen zu unterziehen.
Weitere spezielle Anforderungen an Jagdtrophäen sind in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 gilt für Federn, die zum Füllen verwendet 
werden, Daunen, rohe und andere Federn.

0506 Knochen und Stirnbeinzapfen, roh, 
entfettet, einfach bearbeitet (aber nicht 
zugeschnitten), mit Säure behandelt oder 
entleimt; Mehl und Abfälle davon

Eingeschlossen sind als Kauspielzeug für Hunde verwendete 
Knochen sowie Knochen zur Herstellung von Gelatine.
Genießbare Knochen und genießbares Knochenmehl, die für 
den menschlichen Verzehr bestimmt sind, fallen unter 
KN-Code 0410 90 00.
Spezielle Anforderungen an solche Erzeugnisse, die nicht für 
den menschlichen Verzehr bestimmt sind, siehe Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011, und zwar in Reihe 6 (Jagdtrophäen), in 
Reihe 11 (Knochen und Knochenerzeugnisse (außer 
Knochenmehl), Hörner und Hornerzeugnisse (außer 
Hornmehl) sowie Hufe und Huferzeugnisse (außer 
Hufmehl), die nicht zur Verwendung als Futtermittel- 
Ausgangserzeugnisse, organische Düngemittel oder 
Bodenverbesserungsmittel bestimmt sind) und in Reihe 12 
(Kauspielzeug für Hunde).

0507 Elfenbein, Schildpatt, Fischbein 
(einschließlich Bartenfransen), Hörner, 
Geweihe, Hufe, Klauen, Krallen und 
Schnäbel, roh oder einfach bearbeitet, 
aber nicht zugeschnitten; Mehl und 
Abfälle davon

Eingeschlossen sind bearbeitete Jagdtrophäen von Schalen- 
und Federwild, die ausschließlich aus Knochen, Hörnern, 
Hufen, Klauen, Geweihen und Zähnen bestehen.
Spezielle Anforderungen an Jagdtrophäen sind in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

ex 0508 00 Korallen und ähnliche Stoffe, roh oder einfach 
bearbeitet, aber nicht weiterverarbeitet; 
Schalen und Panzer von Weichtieren, 
Krebstieren oder Stachelhäutern und Schulp 
von Tintenfischen, roh oder einfach 
bearbeitet, aber nicht zugeschnitten, Mehl 
und Abfälle davon

Eingeschlossen sind leere Schalen und Panzer zur 
Verwendung für Lebensmittel und zur Verwendung als 
Rohstoff für Glucosamin.
Eingeschlossen sind darüber hinaus Schalen und Panzer 
(einschließlich Schulp von Tintenfischen), die weiches 
Gewebe oder Fleisch enthalten, im Sinne von Artikel 10 
Buchstabe k Ziffer i der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009.

ex 0510 00 00 Graue Ambra, Bibergeil, Zibet und 
Moschus; Kanthariden; Galle, auch 
getrocknet; Drüsen und andere tierische 
Stoffe, die zur Herstellung von 
Arzneiwaren verwendet werden, frisch, 
gekühlt, gefroren oder auf andere Weise 
vorläufig haltbar gemacht

Graue Ambra und Kanthariden sind nicht eingeschlossen.
Eingeschlossen sind Drüsen, andere tierische Erzeugnisse 
und Galle.
Getrocknete Drüsen und Erzeugnisse fallen unter die 
Position 3001.
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 14 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 enthält spezielle 
Anforderungen an tierische Nebenprodukte für die 
Herstellung von anderem als rohem Heimtierfutter und 
von Folgeprodukten zur Verwendung außerhalb der 
Futtermittelkette (für pharmazeutische und andere 
technische Erzeugnisse).
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ex 0511 Waren tierischen Ursprungs, anderweit 
weder genannt noch inbegriffen; nicht 
lebende Tiere des Kapitels 1 oder 3, 
ungenießbar

Alle.
Eingeschlossen sind genetisches Material (Sperma und 
Embryos tierischen Ursprungs von Rindern, Schafen, Ziegen, 
Pferden und Schweinen) sowie tierische Nebenprodukte aus 
Material der Kategorien 1 und 2 im Sinne von Artikel 8 
und 9 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009.
Nachstehend einige Beispiele für Waren tierischen 
Ursprungs der Unterpositionen 0511 10 bis 0511 99:
0511 10 00 Rindersperma.
0511 91 Waren aus Fischen oder Krebstieren, Weichtieren 
oder anderen wirbellosen Wassertieren; nicht lebende Tiere 
des Kapitels 3: alle. Einschließlich Fischeier für die 
Bebrütung, nicht lebende Tiere, tierische Nebenprodukte 
für die Herstellung von Heimtierfutter sowie für 
pharmazeutische und andere technische Erzeugnisse. 
Eingeschlossen sind außerdem ungenießbare oder für den 
menschlichen Verzehr nicht geeignete Tiere, z. B. 
Wasserflöhe (Daphnia) und andere Blattfußkrebse oder 
Muschelkrebse, für die Fütterung von Aquariumfischen, 
getrocknet. Eingeschlossen ist auch Fischköder.
ex 0511 99 10 Flechsen und Sehnen; Schnitzel und ähnliche 
Abfälle roher Häute oder Felle
Nicht behandelte Häute und Felle gemäß Anhang XIII 
Kapitel V Abschnitt C Nummer 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 sind, sofern sie Anhang XIII Kapitel V 
Abschnitt B Nummer 1 oder Abschnitt C Nummer 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 entsprechen, amtlichen 
Kontrollen zu unterziehen.
ex 0511 99 31 Rohe natürliche Schwämme tierischen 
Ursprungs: alle, sofern für den menschlichen Verzehr 
bestimmt; falls nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmt, nur Schwämme, die für Heimtierfutter bestimmt 
sind. Spezielle Anforderungen für nicht zum menschlichen 
Verzehr bestimmte Erzeugnisse sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 12 der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 0511 99 39 Natürliche Schwämme tierischen Ursprungs, 
andere als roh: alle, sofern für den menschlichen Verzehr 
bestimmt; falls nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmt, nur Schwämme, die für Heimtierfutter bestimmt 
sind. Spezielle Anforderungen für nicht zum menschlichen 
Verzehr bestimmte Erzeugnisse sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 12 der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 0511 99 85 Andere Waren tierischen Ursprungs, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen; nicht lebende 
Tiere des Kapitels 1, ungenießbar: Eingeschlossen sind 
Embryonen, Eizellen, Sperma und genetisches Material, die 
nicht unter die Unterposition 0511 10 fallen. Eingeschlossen 
sind Embryonen, Eizellen, Sperma und genetisches Material 
von anderen Arten als Rindern. Eingeschlossen sind tierische 
Nebenprodukte für die Herstellung von Heimtierfutter und 
anderen technischen Erzeugnissen.
Eingeschlossen sind unbearbeitetes Rosshaar, 
Imkereierzeugnisse, ausgenommen Wachse für die Imkerei 
oder zur technischen Verwendung, Walrat zur technischen 
Verwendung, nicht lebende Tiere gemäß Kapitel 1, die 
ungenießbar oder nicht für den menschlichen Verzehr 
bestimmt sind (z. B. Hunde, Katze, Insekten), tierisches 
Material, dessen wesentliche Merkmale nicht verändert 
wurden, sowie genießbares, nicht aus Fischen gewonnenes 
Tierblut für den menschlichen Verzehr.
Eingeschlossen sind Mehl, Pulver und Pellets von Insekten, 
ungenießbar.
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KAPITEL 6

LEBENDE PFLANZEN UND WAREN DES BLUMENHANDELS; BULBEN, ZWIEBELN, KNOLLEN, WURZELKNOLLEN UND 
WURZELSTÖCKE; SCHNITTBLUMEN UND PFLANZENTEILE ZU BINDE- ODER ZIERZWECKEN

Allgemeine Hinweise

Dieses Kapitel umfasst auch Pilzmycel in Kompost mit sterilisiertem organischem Mist tierischer Herkunft.

Auszug aus den Erläuterungen zur KN

‚0602 90 10 Pilzmycel:

Als Pilzmycel wird ein reich verzweigtes, häufig unterirdisch wachsendes Geflecht sehr dünner Fäden (Hyphen) bezeichnet, 
das auf der Oberfläche faulender tierischer oder pflanzlicher Stoffe wächst oder sich in den eigenen Geflechten 
fortentwickelt und Fruchtkörper (die eigentlichen Pilze) hervorbringt.

Hierher gehört auch ein Erzeugnis bestehend aus noch nicht vollständig entwickeltem, nur mikroskopisch erkennbarem 
Pilzmycel auf einem Nährboden aus Getreidekörnern, die in sterilisiertem Pferdemist eingebettet sind.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 0602 90 10 Pilzmycel Nur wenn verarbeiteter Mist tierischer Herkunft 
enthalten ist. spezielle Anforderungen sind in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 
Reihe 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

KAPITEL 9

KAFFEE, TEE, MATE UND GEWÜRZE

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 0901 Kaffee, auch geröstet oder entkoffeiniert; 
Kaffeeschalen und Kaffeehäutchen; Kaffeemittel 
mit beliebigem Kaffeegehalt

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

KAPITEL 12

ÖLSAMEN UND ÖLHALTIGE FRÜCHTE; VERSCHIEDENE SAMEN UND FRÜCHTE; PFLANZEN ZUM GEWERBE- ODER 
HEILGEBRAUCH; STROH UND FUTTER

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 1212 99 95 Andere hauptsächlich für den menschlichen 
Verzehr verwendete pflanzliche Erzeugnisse, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen

Bienenpollen fallen unter diesen KN-Code.

ex 1213 00 00 Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch 
gehäckselt, gemahlen, gepresst oder in Form von 
Pellets

Nur Stroh.
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ex 1214 90 Steckrüben, Futterrüben, Wurzeln zu 
Futterzwecken, Heu, Luzerne, Klee, Esparsette, 
Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches Futter, 
auch in Form von Pellets: ausgenommen Mehl und 
Pellets von Luzerne

Nur Heu.

KAPITEL 15

TIERISCHE, PFLANZLICHE UND MIKROBIELLE FETTE UND ÖLE; ERZEUGNISSE IHRER SPALTUNG; GENIESSBARE 
VERARBEITETE FETTE; WACHSE TIERISCHEN UND PFLANZLICHEN URSPRUNGS

Allgemeine Hinweise

Alle von Tieren gewonnenen Fette und Öle. Anhang XIV der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 enthält spezielle 
Anforderungen an folgende Erzeugnisse:

1. ausgeschmolzene Fette und Fischöl (Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 3);

2. ausgeschmolzene Fette aus Material der Kategorie 2 für bestimmte Zwecke außerhalb der Futtermittelkette für Nutztiere 
(z. B. für die Fettverarbeitungsindustrie) (Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 17);

3. Fettderivate (Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 18).

Fettderivate umfassen aus Fetten und Ölen gewonnene Erzeugnisse der ersten Verarbeitungsstufe, im reinen Zustand nach 
einem Verfahren gemäß Anhang XIII Kapitel XI Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 hergestellt.

Mit anderen Materialien gemischte Derivate sind amtlichen Kontrollen zu unterziehen.

Anmerkung zu Kapitel 15 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 15 gehören nicht:

a) Schweinespeck und Schweinefett und Geflügelfett der Position 0209;

b) Kakaobutter, Kakaofett und Kakaoöl (Position 1804);

c) Lebensmittelzubereitungen mit einem Gehalt an Erzeugnissen der Position 0405 von mehr als 15 GHT (im 
Allgemeinen Kapitel 21);

d) Grieben (Position 2301) und Rückstände der Positionen 2304 bis 2306;

(…)

3. Zu Position 1518 gehören nicht Fette und Öle sowie deren Fraktionen, die lediglich denaturiert worden sind. Diese 
bleiben in der Position, zu der die entsprechenden nicht denaturierten Fette und Öle sowie deren Fraktionen gehören.

4. Zu Position 1522 gehören auch Soapstock, Öldrass, Stearinpech, Wollpech und Glycerinpech.‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 1516 gehören tierische, pflanzliche oder mikrobielle Fette und Öle, die durch Verfahren der nachstehend 
genannten Art eine spezifische chemische Umwandlung erfahren haben, jedoch nicht weiterverarbeitet wurden.

Zu dieser Position gehören auch in gleicher Weise behandelte Fraktionen von tierischen, pflanzlichen oder mikrobiellen 
Fetten und Ölen.

Beim Hydrieren werden die Erzeugnisse unter geeigneten Temperatur- und Druckbedingungen in Gegenwart eines 
Katalysators (in der Regel fein verteiltes Nickel) mit reinem Wasserstoff in Berührung gebracht. Dabei wird der 
Schmelzpunkt der Fette erhöht und die Konsistenz der Öle durch Umwandlung ungesättigter Glyceride (z. B. der Ölsäure 
oder Linolsäure) in gesättigte Glyceride mit höherem Schmelzpunkt (z. B. der Palmitin- oder Stearinsäure) verfestigt.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/41  



Zu Position 1518 gehören auch ungenießbare Mischungen und Zubereitungen von tierischen, pflanzlichen oder 
mikrobiellen Fetten und Ölen sowie von Fraktionen verschiedener Fette und Öle dieses Kapitels, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen.

Hierzu gehört u. a. gebrauchtes Fritier-Öl, das z. B. Rapsöl, Sojaöl und eine geringe Menge tierisches Fett enthält und zum 
Herstellen von Tierfutter verwendet wird.

Zu dieser Position gehören auch hydrierte, umgeesterte, wiederveresterte oder elaidinierte Fette und Öle oder ihre 
Fraktionen, wenn bei dieser Modifizierung mehr als ein Fett oder Öl eingesetzt wurde.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

1501 Schweinefett (einschließlich Schweineschmalz) 
und Geflügelfett, ausgenommen solches der 
Position 0209 oder 1503

Alle.

1502 Fett von Rindern, Schafen oder Ziegen, 
ausgenommen solches der Position 1503

Alle.

1503 00 Schmalzstearin, Schmalzöl, Oleostearin, 
Oleomargarin und Talgöl, weder emulgiert, 
vermischt noch anders verarbeitet

Alle.

1504 Fette und Öle sowie deren Fraktionen, von Fischen 
oder Meeressäugetieren, auch raffiniert, jedoch 
nicht chemisch modifiziert

Alle. Eingeschlossen sind Fischöle und Öle von 
Fischereierzeugnissen und Meeressäugetieren.
Verschiedene genießbare Zubereitungen fallen unter 
die Position 1517 oder Kapitel 21.

1505 00 Wollfett und daraus stammende Fettstoffe, 
einschließlich Lanolin

Alle. Eingeschlossen ist als ausgeschmolzenes Fett 
nach Anhang XIV der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 eingeführtes Wollfett oder als 
Zwischenprodukt eingeführtes Lanolin.

1506 00 00 Andere tierische Fette und Öle sowie deren 
Fraktionen, auch raffiniert, jedoch nicht chemisch 
modifiziert

Alle.
Eingeschlossen sind ungespaltene Fette oder Öle 
sowie deren ursprüngliche Fraktionen, sofern sie 
nach einem Verfahren gemäß Anhang XIII 
Kapitel XI Nummer 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 hergestellt sind.

1516 10 Tierische Fette und Öle sowie deren Fraktionen Alle tierischen Fette und Öle.
Für amtliche Kontrollen: Fettderivate umfassen aus 
tierischen Fetten und Ölen gewonnene Erzeugnisse 
der ersten Verarbeitungsstufe, im reinen Zustand 
nach einem Verfahren gemäß Anhang XIII 
Kapitel XI Nummer 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 hergestellt.

ex 1517 Margarine; genießbare Mischungen und 
Zubereitungen von tierischen, pflanzlichen oder 
mikrobiellen Fetten und Ölen sowie von 
Fraktionen verschiedener Fette und Öle dieses 
Kapitels, ausgenommen genießbare Fette und Öle 
sowie deren Fraktionen der Position 1516

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
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ex 1518 00 91 Tierische, pflanzliche oder mikrobielle Fette und 
Öle sowie deren Fraktionen, gekocht, oxidiert, 
dehydratisiert, geschwefelt, geblasen, durch Hitze 
im Vakuum oder in inertem Gas polymerisiert 
oder anders chemisch modifiziert, ausgenommen 
Waren der Position 1516

Nur wenn tierische Fette und Öle enthalten sind.
Fettderivate, die nach einem Verfahren gemäß 
Anhang XIII Kapitel XI Nummer 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 hergestellt wurden.
Spezielle Anforderungen sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 17 
(ausgeschmolzene Fette) bzw. Reihe 18 
(Fettderivate) der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

ex 1518 00 95 Ungenießbare Mischungen und Zubereitungen von 
tierischen Fetten und Ölen oder von tierischen, 
pflanzlichen oder mikrobiellen Fetten und Ölen 
sowie deren Fraktionen

Nur Fett- und Ölzubereitungen, ausgeschmolzene 
Fette und von Tieren stammende Derivate.
Eingeschlossen ist gebrauchtes Speiseöl zur 
Verwendung im Rahmen des Anwendungsbereichs 
der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009.
Eingeschlossen sind Fettderivate, die nach einem 
Verfahren gemäß Anhang XIII Kapitel XI 
Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
hergestellt wurden.

ex 1518 00 99 Andere pflanzliche oder mikrobielle Fette und Öle 
sowie deren Fraktionen, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen, ausgenommen tierische, 
pflanzliche oder mikrobielle Fette und Öle sowie 
deren Fraktionen, gekocht, oxidiert, 
dehydratisiert, geschwefelt, geblasen, durch Hitze 
im Vakuum oder in inertem Gas polymerisiert 
oder anders chemisch modifiziert, ausgenommen 
Waren der Position 1516 und ungenießbare Mis-
chungen und Zubereitungen von tierischen Fetten 
oder von tierischen, pflanzlichen oder mikrobiel-
len Fetten sowie deren Fraktionen.

Nur wenn Fett tierischen Ursprungs enthalten ist.

ex 1520 00 00 Glycerin, roh; Glycerinwasser und 
Glycerinunterlaugen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

1521 90 91 Rohes Bienenwachs und andere Insektenwachse, 
auch raffiniert oder gefärbt

Alle. Eingeschlossen sind Wachse in Wabenform und 
rohes Bienenwachs für die Imkerei oder für 
technische Zwecke.
Gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 ist die Einfuhr von 
Bienenwachs in Wabenform in die EU und dessen 
Durchfuhr durch die EU verboten.
Spezielle Anforderungen an Imkerei- 
Nebenerzeugnisse sind in Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 10 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.

ex 1521 90 99 Bienenwachs und andere Insektenwachse, auch 
raffiniert oder gefärbt, andere als roh

Alle. Eingeschlossen sind Wachse, verarbeitet oder 
raffiniert, auch gebleicht oder gefärbt, für die 
Imkerei oder für technische Zwecke.
Spezielle Anforderungen an Imkerei- 
Nebenerzeugnisse sind in Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 10 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.
Andere Imkerei-Nebenerzeugnisse als Bienenwachse 
sind unter dem KN-Code 0511 99 85 (‚Andere‘) 
amtlichen Kontrollen zu unterziehen.
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ex 1522 00 Degras; Rückstände aus der Verarbeitung von 
Fettstoffen oder von tierischen oder pflanzlichen 
Wachsen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
Spezielle Anforderungen sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 18 
(Fettderivate) der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

KAPITEL 16

ZUBEREITUNGEN VON FLEISCH, FISCHEN, KREBSTIEREN, WEICHTIEREN UND ANDEREN WIRBELLOSEN 
WASSERTIEREN ODER VON INSEKTEN

Anmerkung zu Kapitel 16 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 16 gehören nicht Fleisch, Schlachtnebenerzeugnisse, Fische, Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere sowie Insekten, zubereitet oder haltbar gemacht nach den Verfahren, die in den Kapiteln 2 und 3, der 
Anmerkung 6 zu Kapitel 4 und der Position 0504 aufgeführt sind.

2. Lebensmittelzubereitungen gehören zu Kapitel 16 nur, wenn ihr Gehalt an Wurst, Fleisch, Schlachtnebenerzeugnissen, 
Blut, Insekten, Fischen, Krebstieren, Weichtieren oder anderen wirbellosen Wassertieren – einzeln oder zusammen – 
mehr als 20 GHT beträgt. Enthalten diese Zubereitungen zwei oder mehr der vorgenannten Waren, werden sie 
derjenigen Position des Kapitels 16 zugewiesen, die dem gewichtsmäßig vorherrschenden Bestandteil entspricht. Diese 
Bestimmungen gelten weder für gefüllte Waren der Position 1902 noch für Zubereitungen der Positionen 2103 und 
2104.

Bei Leber enthaltenden Zubereitungen gilt der vorstehende zweite Satz jedoch nicht für die Bestimmung von Unterpositionen innerhalb 
der Positionen 1601 und 1602.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

1601 00 Würste und ähnliche Erzeugnisse, aus Fleisch, 
Schlachtnebenerzeugnissen, Blut oder Insekten; 
Lebensmittelzubereitungen auf der Grundlage 
dieser Erzeugnisse

Alle. Eingeschlossen ist konserviertes Fleisch 
verschiedener Art.

1602 Fleisch, Schlachtnebenerzeugnisse, Blut oder 
Insekten, anders zubereitet oder haltbar gemacht

Alle. Eingeschlossen ist konserviertes Fleisch 
verschiedener Art.

1603 00 Extrakte und Säfte von Fleisch, Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren und anderen wirbellosen 
Wassertieren

Alle. Eingeschlossen sind Fleischextrakte und 
Fleischkonzentrate, Fischprotein in gelierter Form, 
gekühlt oder gefroren, sowie Haiknorpel.

1604 Fische, zubereitet oder haltbar gemacht; Kaviar und 
Kaviarersatz, aus Fischeiern gewonnen

Alle. Eingeschlossen sind gekochte oder vorgekochte 
Speisezubereitungen, die Fisch oder 
Fischereierzeugnisse enthalten oder damit gemischt 
sind.
Einschließlich Surimi unter dem 
KN-Code 1604 20 05.
Einschließlich Fisch in Dosen und Kaviar in Dosen in 
luftdichten Behältnissen sowie Sushi (soweit sie nicht 
unter einen KN-Code in Kapitel 19 einzureihen sind).
Als Fischspieße bezeichnete Waren (d. h. rohes 
Fischfleisch oder rohe Garnelen mit Gemüse auf 
einem Holzspieß) fallen unter den 
KN-Code 1604 19 97.
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1605 Krebstiere, Weichtiere und andere wirbellose 
Wassertiere, zubereitet oder haltbar gemacht

Alle, einschließlich vollständig zubereitete oder 
vorbereitete Schnecken, Krebstiere in Dosen oder 
andere wirbellose Wassertiere sowie Muschelpulver.

KAPITEL 17

ZUCKER UND ZUCKERWAREN

Anmerkung zu Kapitel 17 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 17 gehören nicht:

a) kakaohaltige Zuckerwaren (Position 1806);

b) chemisch reine Zucker (ausgenommen Saccharose, Lactose, Maltose, Glucose und Fructose) und andere Waren der 
Position 2940;‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 1702 Andere Zucker, einschließlich chemisch reiner 
Lactose, Maltose, Glucose und Fructose, fest; 
Zuckersirupe, ohne Zusatz von Aroma- oder 
Farbstoffen; Invertzuckercreme, auch mit 
natürlichem Honig vermischt; Zucker und 
Melassen, karamellisiert

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
Eingeschlossen sind Zucker und Invertzuckercreme, 
sofern mit natürlichem Honig vermischt.

ex 1704 Zuckerwaren ohne Kakaogehalt (einschließlich 
weißer Schokolade)

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

KAPITEL 18

KAKAO UND ZUBEREITUNGEN AUS KAKAO

Anmerkung zu Kapitel 18 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 18 gehören nicht:

(a) Lebensmittelzubereitungen mit einem Gehalt an Wurst, Fleisch, Schlachtnebenerzeugnissen, Blut, Insekten, Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren oder anderen wirbellosen Wassertieren von – einzeln oder zusammen – mehr als 20 GHT 
(Kapitel 16);

(b) Zubereitungen der Positionen 0403, 1901, 1902, 1904, 1905, 2105, 2202, 2208, 3003 oder 3004.

2. Zu Position 1806 gehören kakaohaltige Zuckerwaren und – vorbehaltlich der Anmerkung 1 – andere kakaohaltige 
Lebensmittelzubereitungen.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 1806 Schokolade und andere kakaohaltige 
Lebensmittelzubereitungen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/45  



KAPITEL 19

ZUBEREITUNGEN AUS GETREIDE, MEHL, STÄRKE ODER MILCH; BACKWAREN

Anmerkung zu Kapitel 19 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 19 gehören nicht:

a) Lebensmittelzubereitungen (ausgenommen gefüllte Waren der Position 1902) mit einem Gehalt an Wurst, Fleisch, 
Schlachtnebenerzeugnissen, Blut, Insekten, Fischen, Krebstieren, Weichtieren oder anderen wirbellosen 
Wassertieren von — einzeln oder zusammen — mehr als 20 GHT (Kapitel 16);‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 1901 Malzextrakt; Lebensmittelzubereitungen aus Mehl, 
Grobgrieß, Feingrieß, Stärke oder Malzextrakt, 
ohne Gehalt an Kakao oder mit einem Gehalt an 
Kakao, berechnet als vollständig entfetteter Kakao, 
von weniger als 40 GHT, anderweit weder genannt 
noch inbegriffen; Lebensmittelzubereitungen aus 
Waren der Positionen 0401 bis 0404, ohne Gehalt 
an Kakao oder mit einem Gehalt an Kakao, berech-
net als vollständig entfetteter Kakao, von weniger als 
5 GHT, anderweit weder genannt noch inbegriffen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
Auch ungekochte Waren der 
Lebensmittelindustrie (z. B. Pizzen), die 
Erzeugnisse tierischen Ursprungs enthalten.
Speisezubereitungen fallen unter die Kapitel 16 
und 21.

ex 1902 11 00 Teigwaren, weder gekocht oder gefüllt noch in 
anderer Weise zubereitet, Eier enthaltend

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 19 Teigwaren, weder gekocht oder gefüllt noch in 
anderer Weise zubereitet, keine Eier enthaltend

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 20 10 Teigwaren, gefüllt (auch gekocht oder in anderer 
Weise zubereitet), mehr als 20 GHT Fische, 
Krebstiere oder andere wirbellose Wassertiere 
enthaltend

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 20 30 Teigwaren, gefüllt (auch gekocht oder in anderer 
Weise zubereitet), mehr als 20 GHT Wurst und 
ähnliche Erzeugnisse, Fleisch und 
Schlachtnebenerzeugnisse jeder Art, einschließlich 
Fette jeder Art oder Herkunft, enthaltend

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 20 91 Gekochte gefüllte Teigwaren Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 20 99 Nicht gekochte gefüllte Teigwaren Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 30 Andere Teigwaren als solche der 
Unterpositionen 1902 11, 1902 19 und 1902 20

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1902 40 Couscous Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1904 10 10 Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von 
Mais hergestellt

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1904 10 30 Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von 
Reis hergestellt

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
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ex 1904 10 90 Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von 
Getreide oder Getreideerzeugnissen, 
ausgenommen Mais und Reis, hergestellt

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1904 20 Lebensmittelzubereitungen aus ungerösteten 
Getreideflocken oder aus Mischungen von 
ungerösteten und gerösteten Getreideflocken oder 
aus aufgeblähtem Getreide

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1904 90 10 Reis in Form von Körnern oder Flocken oder anders 
bearbeiteten Körnern, ausgenommen Mehl, 
Grobgrieß und Feingrieß, vorgekocht oder in 
anderer Weise zubereitet, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
Eingeschlossen ist zum Beispiel Sushi (sofern die 
entsprechenden Waren nicht in Kapitel 16 
einzureihen sind).

ex 1904 90 80 Getreide (ausgenommen Mais) in Form von 
Körnern oder Flocken oder anders bearbeiteten 
Körnern, ausgenommen Mehl, Grobgrieß und 
Feingrieß, vorgekocht oder in anderer Weise 
zubereitet, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen, ausgenommen Bulgur-Weizen und 
ausgenommen auf der Grundlage von Reis

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 1905 Backwaren, auch kakaohaltig; Hostien, leere 
Oblatenkapseln von der für Arzneiwaren 
verwendeten Art, Siegeloblaten, getrocknete 
Teigblätter aus Mehl oder Stärke und ähnliche 
Waren

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

KAPITEL 20

ZUBEREITUNGEN VON GEMÜSE, FRÜCHTEN, NÜSSEN ODER ANDEREN PFLANZENTEILEN

Anmerkung zu Kapitel 20 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 20 gehören nicht:

(…)

c) Lebensmittelzubereitungen mit einem Gehalt an Wurst, Fleisch, Schlachtnebenerzeugnissen, Blut, Insekten, Fischen, 
Krebstieren, Weichtieren oder anderen wirbellosen Wassertieren von — einzeln oder zusammen — mehr als 
20 GHT (Kapitel 16);‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 2001 Gemüse, Früchte, Nüsse und andere genießbare 
Pflanzenteile, mit Essig oder Essigsäure zubereitet 
oder haltbar gemacht

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2004 Anderes Gemüse, anders als mit Essig oder 
Essigsäure zubereitet oder haltbar gemacht, 
gefroren, ausgenommen Erzeugnisse der 
Position 2006

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2005 Anderes Gemüse, anders als mit Essig oder 
Essigsäure zubereitet oder haltbar gemacht, nicht 
gefroren, ausgenommen Erzeugnisse der 
Position 2006

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
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ex 2008 99 Andere Zubereitungen von Früchten, Nüssen und 
anderen genießbaren Pflanzenteilen, in anderer 
Weise zubereitet oder haltbar gemacht, auch mit 
Zusatz von Zucker, anderen Süßmitteln oder 
Alkohol, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

KAPITEL 21

VERSCHIEDENE LEBENSMITTELZUBEREITUNGEN

Anmerkung zu Kapitel 21 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 21 gehören nicht:

(…)

e) Lebensmittelzubereitungen, ausgenommen Waren der Positionen 2103 und 2104, mit einem Gehalt an Wurst, 
Fleisch, Schlachtnebenerzeugnissen, Blut, Insekten, Fischen, Krebstieren, Weichtieren oder anderen wirbellosen 
Wassertieren – einzeln oder zusammen – von mehr als 20 GHT (Kapitel 16);

(…)

3. Im Sinne der Position 2104 gelten als ‚zusammengesetzte homogenisierte Lebensmittelzubereitungen‘ Zubereitungen 
aus einer fein homogenisierten Mischung mehrerer Grundstoffe, wie Fleisch, Fisch, Gemüse, Früchten oder Nüssen, 
aufgemacht für den Einzelverkauf zur Ernährung von Säuglingen oder Kleinkindern oder zum Diätgebrauch in 
Behältnissen mit einem Inhalt von 250 g oder weniger. Bei Anwendung dieser Begriffsbestimmung bleiben Zutaten, 
die der Mischung ggf. zum Würzen, Haltbarmachen oder zu anderen Zwecken in geringer Menge zugesetzt sind, außer 
Betracht. Diese Zubereitungen können in geringer Menge sichtbare Stückchen der Bestandteile enthalten.

Zusätzliche Anmerkungen

(…)

5. Andere Lebensmittelzubereitungen, dosiert aufgemacht, wie Kapseln, Tabletten, Pastillen und Pillen, die zur 
Verwendung als Nahrungsergänzungsmittel bestimmt sind, werden, sofern anderweitig weder genannt noch 
inbegriffen, in Position 2106 eingereiht.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 2101 Auszüge, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee, Tee 
oder Mate und Zubereitungen auf der Grundlage 
dieser Waren oder auf der Grundlage von Kaffee, 
Tee oder Mate; geröstete Zichorien und andere 
geröstete Kaffeemittel sowie Auszüge, Essenzen 
und Konzentrate hieraus

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2103 Zubereitungen zum Herstellen von Würzsoßen 
und zubereitete Würzsoßen; zusammengesetzte 
Würzmittel; Senfmehl, auch zubereitet, und Senf

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2104 Zubereitungen zum Herstellen von Suppen oder 
Brühen; Suppen und Brühen; zusammengesetzte 
homogenisierte Lebensmittelzubereitungen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2105 00 Speiseeis, auch kakaohaltig Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2106 10 Eiweißkonzentrate und texturierte Eiweißstoffe Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
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ex 2106 90 51 Lactosesirup Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2106 90 92 Andere Lebensmittelzubereitungen, anderweitig 
weder genannt noch inbegriffen, kein Milchfett 
und keine Saccharose, Isoglucose, Glucose oder 
Stärke enthaltend, oder weniger als 1,5 GHT 
Milchfett, 5 GHT Saccharose oder Isoglucose, 
5 GHT Glucose oder Stärke enthaltend

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

ex 2106 90 98 Andere Lebensmittelzubereitungen, anderweit 
weder genannt noch inbegriffen

Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.

KAPITEL 22

GETRÄNKE, ALKOHOLHALTIGE FLÜSSIGKEITEN UND ESSIG

Anmerkung zu Kapitel 22 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚3. Im Sinne der Position 2202 gelten als ‚nicht alkoholhaltige Getränke‘ Getränke mit einem Alkoholgehalt von 0,5 % vol 
oder weniger. Alkoholhaltige Getränke fallen, je nach Beschaffenheit, unter die Positionen 2203 bis 2206 oder unter 
Position 2208.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 2202 99 91 Nichtalkoholhaltige Getränke, ausgenommen 
Wasser mit Zusatz von Süßmitteln oder 
Aromastoffen und ausgenommen Frucht-, Nuss- 
und Gemüsesäfte der Position 2009, deren Gehalt 
an Fetten aus Erzeugnissen der Positionen 0401 bis 
0404 unter 0,2 GHT beträgt

Alle.

ex 2202 99 95 Nichtalkoholhaltige Getränke, ausgenommen 
Wasser mit Zusatz von Süßmitteln oder 
Aromastoffen und ausgenommen Frucht-, Nuss- 
und Gemüsesäfte der Position 2009, deren Gehalt 
an Fetten aus Erzeugnissen der Positionen 0401 bis 
0404 0,2 GHT oder mehr, jedoch weniger als 
2 GHT beträgt

Alle.

ex 2202 99 99 Nichtalkoholhaltige Getränke, ausgenommen 
Wasser mit Zusatz von Süßmitteln oder 
Aromastoffen und ausgenommen Frucht-, Nuss- 
und Gemüsesäfte der Position 2009, deren Gehalt 
an Fetten aus Erzeugnissen der Positionen 0401 bis 
0404 2 GHT oder mehr beträgt

Alle.

ex 2208 70 Likör Nur wenn Erzeugnisse tierischen Ursprungs 
enthalten sind.
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KAPITEL 23

RÜCKSTÄNDE UND ABFÄLLE DER LEBENSMITTELINDUSTRIE; ZUBEREITETES FUTTER

Anmerkung zu Kapitel 23 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Position 2309 gehören auch Erzeugnisse der zur Fütterung verwendeten Art, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen, die aus der Verarbeitung von pflanzlichen oder tierischen Stoffen stammen und die durch die Verarbeitung 
die wesentlichen Merkmale der Ausgangsstoffe verloren haben. Dies gilt nicht für pflanzliche Abfälle, pflanzliche 
Rückstände und Nebenerzeugnisse aus dieser Verarbeitung.‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Grieben, die aus dem Hautgewebe bestehen, das nach dem Ausziehen (durch Schmelzen oder Pressen) von 
Schweineschmalz oder anderen tierischen Fetten zurückbleibt; sie werden hauptsächlich für die Futtermittelherstellung 
(insbesondere Hundekuchen) verwendet, gehören aber auch dann zu Position 2301, wenn sie zur menschlichen 
Ernährung geeignet sind.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

2301 Mehl und Pellets von Fleisch, von 
Schlachtnebenerzeugnissen, von 
Fischen oder von Krebstieren, von 
Weichtieren oder anderen 
wirbellosen Wassertieren, 
ungenießbar; Grieben/Grammeln

Alle. Eingeschlossen sind verarbeitetes tierisches Protein nicht für 
den menschlichen Verzehr, Fleischmehl nicht für den 
menschlichen Verzehr sowie Grieben/Grammeln, für den 
menschlichen Verzehr oder nicht.
Mehl, Pulver und Pellets von Insekten, ungenießbar, gehören nicht 
zu dieser Position, sondern fallen unter die Position 0511.
Federmehl fällt unter die Position 0505.
Spezielle Anforderungen an verarbeitetes tierisches Protein sind in 
Anhang XIV Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

ex 2309 Zubereitungen von der zur 
Fütterung verwendeten Art

Alle, die Erzeugnisse tierischen Ursprungs enthalten, ausgenommen 
die KN-Codes 2309 90 20 und 2309 90 91.
Eingeschlossen ist unter anderem Hunde- und Katzenfutter, in 
Aufmachungen für den Einzelverkauf (Unterposition 2309 10), 
das tierische Erzeugnisse und Solubles von Fischen oder 
Meeressäugetieren enthält (KN-Code 2309 90 10). Eingeschlossen 
sind auch Erzeugnisse, die zur Verfütterung bestimmt sind, 
einschließlich Mehlmischungen (wie Huf- und Hornmehl).
Diese Position umfasst flüssige Milch, Kolostrum sowie Erzeugnisse, 
die Milcherzeugnisse, nicht entkaseiniertes Kolostrum oder 
Kohlenhydrate enthalten, allesamt zur Verfütterung bestimmt, aber 
nicht für den menschlichen Verzehr geeignet (zur Verfütterung 
geeignetes entkaseiniertes Kolostrum fällt unter die Position 3001).
Eingeschlossen sind auch Heimtierfutter, Kauspielzeug und 
Mehlmischungen (die Mischungen können tote Insekten enthalten).
Spezielle Anforderungen an Heimtierfutter einschließlich 
Kauspielzeug sind in Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 
Reihe 12 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
Diese Position umfasst verarbeitete Eiprodukte, die nicht für den 
menschlichen Verzehr geeignet sind, und andere verarbeitete 
Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die nicht für den menschlichen 
Verzehr geeignet sind.
Spezielle Anforderungen an Eiprodukte sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 9 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.
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KAPITEL 28

ANORGANISCHE CHEMISCHE ERZEUGNISSE; ANORGANISCHE ODER ORGANISCHE VERBINDUNGEN VON 
EDELMETALLEN, VON SELTENERDMETALLEN, VON RADIOAKTIVEN ELEMENTEN ODER VON ISOTOPEN

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 2835 25 00 Calciumhydrogenorthophosphat 
(Dicalciumphosphat)

Nur tierischen Ursprungs.
Spezielle Anforderungen an 
Dicalciumphosphat sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

ex 2835 26 00 Calciumphosphate (ausgenommen 
Calciumhydrogenorthophosphat 
(Dicalciumphosphat))

Nur Tricalciumphosphat tierischen 
Ursprungs.
Spezielle Anforderungen an 
Tricalciumphosphat sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 7 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

KAPITEL 29

ORGANISCHE CHEMISCHE ERZEUGNISSE

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 2906 Cyclische Alkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, 
Nitro- oder Nitrosoderivate

Nur Cholesterin tierischen Ursprungs.

ex 2922 41 Lysin und seine Ester; Salze dieser Erzeugnisse Nur tierischen Ursprungs.

ex 2922 42 Glutaminsäure und ihre Salze Nur tierischen Ursprungs.

ex 2922 43 Anthranilsäure und ihre Salze Nur tierischen Ursprungs.

ex 2922 49 Andere Aminosäuren, ausgenommen solche 
mit mehr als einer Art von Sauerstoff- 
Funktion, ihre Ester; Salze dieser Erzeugnisse 
(ausgenommen Lysin und seine Ester; Salze 
dieser Erzeugnisse, Glutaminsäure und ihre 
Salze, Anthranilsäure und ihre Salze, Tilidin 
(INN) und seine Salze)

Nur tierischen Ursprungs.

ex 2925 29 00 Andere Imine und ihre Derivate, 
ausgenommen Chlordimeform (ISO); Salze 
dieser Erzeugnisse (ausgenommen 
Chlordimeform (ISO))

Eingeschlossen ist Kreatin tierischen Ursprungs.

ex 2930 Organische Thioverbindungen Eingeschlossen sind Aminosäuren tierischen 
Ursprungs, wie z. B.
ex 2930 90 13 Cystein und Cystin;
ex 2930 90 16 Derivate des Cysteins oder des 
Cystins.
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ex 2932 99 00 Heterocyclische Verbindungen, nur mit 
Sauerstoff als Heteroatom(e), ausgenommen 
Verbindungen, die einen nicht kondensierten 
Furanring (auch hydriert) in der Struktur 
enthalten, sowie Lactone, Isosafrol, 
1-(1,3-Benzodioxol-5-yl)propan-2-on, 
Piperonal, Safrol und Tetrahydrocannabinole 
(alle Isomere) sowie Carbofuran (ISO)

Nur tierischen Ursprungs, z. B. Glucosamin, 
Glucosamin-6-Phosphat und deren Sulfate.

ex 2936 Natürliche, auch synthetisch hergestellte 
Provitamine und Vitamine (einschließlich 
natürlicher Konzentrate) und ihre 
hauptsächlich als Vitamine gebrauchten 
Derivate, auch untereinander gemischt, auch 
in Lösemitteln aller Art

Nur Vitamin D3 und seine Ausgangsstoffe tierischen 
Ursprungs.

ex 2942 00 00 Andere organische Verbindungen Nur tierischen Ursprungs.

KAPITEL 30

PHARMAZEUTISCHE ERZEUGNISSE

Allgemeine Hinweise

Die Endprodukte (kosmetische Mittel, aktive implantierbare medizinische Geräte, Medizinprodukte, In-vitro-Diagnostika, 
Tierarzneimittel, Arzneimittel) im Sinne von Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 sind von der Liste 
ausgeschlossen.

Eingeschlossen sind Zwischenerzeugnisse.

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3001 20 90 Auszüge aus Drüsen oder anderen Organen 
oder ihren Absonderungen, ausgenommen 
von Menschen

Nur tierische Folgeprodukte.
Eingeschlossen ist ein Produkt, das die mütterliche 
Kolostralmilch ersetzt und bei der Fütterung von 
Kälbern verwendet wird.

ex 3001 90 91 Tierische Stoffe, zu therapeutischen oder 
prophylaktischen Zwecken zubereitet: 
Heparin und seine Salze;

Nur tierische Folgeprodukte, die zur 
Weiterverarbeitung gemäß Artikel 34 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 zwecks Herstellung 
von Folgeprodukten gemäß Artikel 33 Buchstaben a 
bis f der genannten Verordnung bestimmt sind.

ex 3001 90 98 Andere tierische Stoffe als Heparin und 
seine Salze, zu therapeutischen oder 
prophylaktischen Zwecken zubereitet, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen

Nur tierische Folgeprodukte.
Neben den in den Erläuterungen zu Position 3001
des Harmonisierten Systems genannten Drüsen und 
anderen Organen umfasst dieser KN-Code auch die 
Hirnanhangdrüse (Hypophyse), die 
Nebennierenrinde und die Schilddrüse.
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ex 3002 12 00 Antisera und andere Blutfraktionen Nur tierische Folgeprodukte.
Ausgenommen sind Antikörper und DNA.
Position 3002 — Für tierische Nebenprodukte 
enthält Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 
der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 spezielle 
Anforderungen wie folgt:
Reihe 2: Blutprodukte, außer von Equiden;
Reihe 3: Blut und Blutprodukte von Equiden.

ex 3002 49 00 Toxine, Kulturen von Mikroorganismen 
(ausgenommen Hefen) und ähnliche 
Erzeugnisse

Nur Pathogene und Pathogenkulturen für Tiere.

ex 3002 51 00 Zelltherapieprodukte Nur Pathogene und Pathogenkulturen für Tiere.

ex 3002 59 00 Zellkulturen, auch verändert, 
ausgenommen Zelltherapieprodukte

Nur Pathogene und Pathogenkulturen für Tiere.

3002 90 30 Tierisches Blut, zu therapeutischen, 
prophylaktischen oder diagnostischen 
Zwecken zubereitet

Alle.

ex 3002 90 90 Andere Nur Pathogene und Pathogenkulturen für Tiere.

ex 3006 92 00 Pharmazeutische Abfälle Nur tierische Folgeprodukte.
Eingeschlossen sind pharmazeutische Abfälle und 
pharmazeutische Erzeugnisse, die für den 
ursprünglichen Verwendungszweck nicht geeignet 
sind.

KAPITEL 31

DÜNGEMITTEL

Anmerkung zu Kapitel 31 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 31 gehören nicht:

a) tierisches Blut der Position 0511;‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3101 00 00 Tierische oder pflanzliche Düngemittel, auch 
untereinander gemischt oder chemisch 
behandelt; durch Mischen oder chemische 
Behandlung von tierischen oder pflanzlichen 
Erzeugnissen gewonnene Düngemittel

Nur tierische Folgeprodukte in reiner Form.
Eingeschlossen ist Guano, ausgenommen 
mineralisierter Guano.
Eingeschlossen ist Gülle, gemischt mit verarbeitetem 
tierischem Protein, sofern als Düngemittel 
verwendet; ausgenommen sind jedoch als 
Düngemittel verwendete Mischungen aus Gülle 
und chemischen Stoffen (siehe Position 3105, die 
ausschließlich mineralische und chemische 
Düngemittel umfasst).
Spezielle Anforderungen an verarbeitete Gülle, aus 
dieser gewonnene Folgeprodukte und Guano von 
Fledermäusen sind Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.
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ex 3105 10 00 Erzeugnisse dieses Kapitels in Tabletten oder 
ähnlichen Formen oder in Packungen mit 
einem Rohgewicht von 10 kg oder weniger

Nur Düngemittel, die tierische Folgeprodukte 
enthalten.
Spezielle Anforderungen an verarbeitete Gülle, aus 
dieser gewonnene Folgeprodukte und Guano von 
Fledermäusen sind Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.

KAPITEL 32

GERB- UND FARBSTOFFAUSZÜGE; TANNINE UND IHRE DERIVATE; FARBSTOFFE, PIGMENTE UND ANDERE 
FARBMITTEL; ANSTRICHFARBEN UND LACKE; KITTE; TINTEN

Anmerkung zu Kapitel 32 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚3. Zu den Positionen 3203, 3204, 3205 und 3206 gehören auch Zubereitungen auf der Grundlage von Farbmitteln 
(einschließlich, soweit es die Position 3206 betrifft, Pigmente der Position 2530 oder des Kapitels 28, Metallflitter und 
Metallpulver) von der zum Färben beliebiger Stoffe oder zum Herstellen von Farbzubereitungen verwendeten Art. Zu 
diesen Positionen gehören jedoch weder in nicht wässrigen Medien dispergierte flüssige oder pastenförmige Pigmente 
von der zum Herstellen von Anstrichfarben verwendeten Art (Position 3212) noch die anderen Zubereitungen der 
Positionen 3207, 3208, 3209, 3210, 3212, 3213 oder 3215.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3203 00 Farbmittel tierischen Ursprungs (einschließlich 
Farbstoffauszüge, ausgenommen Tierisches Schwarz), 
auch chemisch einheitlich; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem Kapitel auf der Grundlage von 
Farbmitteln tierischen Ursprungs

Nur Farbdispersionen in Milchfettbasis zur 
Verwendung in der Lebensmittel- und 
Futtermittelproduktion.

ex 3204 Synthetische organische Farbmittel, auch chemisch 
einheitlich; Zubereitungen im Sinne der 
Anmerkung 3 zu diesem Kapitel auf der Grundlage 
synthetischer organischer Farbmittel; synthetische 
organische Erzeugnisse von der als fluoreszierende 
Aufheller oder als Luminophore verwendeten Art, 
auch chemisch einheitlich

Nur Farbdispersionen in Milchfettbasis zur 
Verwendung in der Lebensmittel- und 
Futtermittelproduktion.

KAPITEL 33

ÄTHERISCHE ÖLE UND RESINOIDE; ZUBEREITETE RIECH-, KÖRPERPFLEGE- ODER SCHÖNHEITSMITTEL

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3302 Mischungen von Riechstoffen und Mischungen 
(einschließlich alkoholischer Lösungen) auf der 
Grundlage eines oder mehrerer dieser Stoffe, von der 
als Rohstoffe für die Industrie verwendeten Art; andere 
Zubereitungen auf der Grundlage von Riechstoffen von 
der zum Herstellen von Getränken verwendeten Art

Nur Aromastoffe in Milchfettbasis zur 
Verwendung in der Lebensmittel- und 
Futtermittelproduktion.
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KAPITEL 35

EIWEISSSTOFFE; MODIFIZIERTE STÄRKE; KLEBSTOFFE; ENZYME

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3501 Casein, Caseinate und andere Caseinderivate; 
Caseinleime

Eingeschlossen ist Casein für den menschlichen 
Verzehr, zur Verwendung als Futtermittel oder für 
technische Zwecke.
Spezielle Anforderungen an Milch, Erzeugnisse auf 
Milchbasis und Kolostrum, nicht für den 
menschlichen Verzehr, sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

ex 3502 Albumine (einschließlich Konzentrate aus zwei 
oder mehr Molkenproteinen, die mehr als 
80 GHT Molkenproteine, bezogen auf die 
Trockenmasse, enthalten), Albuminate und 
andere Albuminderivate

Eingeschlossen sind aus Ei und Milch gewonnene 
Erzeugnisse, auch für den menschlichen Verzehr 
ungeeignet (einschließlich der Verwendung als 
Futtermittel).
Albumin für die Herstellung pharmazeutischer 
Erzeugnisse fällt unter die Position 3002.
Spezielle Anforderungen an Milch, Erzeugnisse auf 
Milchbasis, Kolostrum und Kolostrumerzeugnisse, 
nicht für den menschlichen Verzehr, sind in 
Anhang XIV Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 4 
der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt; 
spezielle Anforderungen an Eiprodukte, nicht für 
den menschlichen Verzehr, sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 9 derselben 
Verordnung festgelegt.

3503 00 Gelatine (auch in quadratischen oder rechteckigen 
Blättern, auch an der Oberfläche bearbeitet oder 
gefärbt) und ihre Derivate; Hausenblase; andere 
Leime tierischen Ursprungs, ausgenommen 
Caseinleime der Position 3501

Dazu gehört Gelatine für den menschlichen Verzehr, 
als Tierfutter und zur technischen Verwendung.
Von amtlichen Kontrollen ausgenommen ist 
Gelatine der Position 3913 (gehärtete Eiweißstoffe) 
und der Position 9602 (bearbeitete, nicht gehärtete 
Gelatine und Waren aus nicht gehärteter Gelatine), 
z. B. leere Kapseln, falls nicht für Lebensmittel oder 
für die Tierernährung bestimmt.
Spezielle Anforderungen an nicht für den 
menschlichen Verzehr bestimmte Gelatine und 
hydrolysiertes Protein sind in Anhang XIV Kapitel I 
Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt; spezielle Anforderungen an 
Fotogelatine sind in Anhang XIV Kapitel II 
Abschnitt 11 derselben Verordnung festgelegt.
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ex 3504 00 Peptone und ihre Derivate; andere Eiweißstoffe und 
ihre Derivate, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen; Hautpulver, auch chromiert

Eingeschlossen sind Kollagen und hydrolysierte 
Proteine für den menschlichen Verzehr, zur 
Verwendung als Futtermittel oder für technische 
Zwecke.
Eingeschlossen sind Kollagenprodukte auf 
Proteinbasis aus tierischen Häuten, Fellen, Knochen 
und Sehnen.
Eingeschlossen sind hydrolysierte Proteine, 
bestehend aus Polypeptiden, Peptiden oder 
Aminosäuren oder Gemischen daraus, gewonnen 
durch Hydrolyse von tierischen Nebenprodukten. 
Die unter diese Position fallenden Waren sind von 
amtlichen Kontrollen ausgenommen, wenn sie als 
Zusatzstoffe in Lebensmittelzubereitungen 
verwendet werden (Position 2106).
Eingeschlossen sind Milchnebenprodukte für den 
menschlichen Verzehr, sofern sie nicht unter die 
Position 0404 fallen.
Spezielle Anforderungen sind in Anhang XIV 
Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 8 (Kollagen) 
bzw. in Reihe 5 (Gelatine und hydrolysiertes 
Protein) der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

ex 3507 10 00 Lab und seine Konzentrate Lab und seine Konzentrate für den menschlichen 
Verzehr, ausschließlich tierischen Ursprungs.

ex 3507 90 90 Andere Enzyme und zubereitete Enzyme als Lab 
und seine Konzentrate, Lipoproteinlipase oder 
Aspergillus-Alkalin-Protease, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen

Nur tierischen Ursprungs.

KAPITEL 38

VERSCHIEDENE ERZEUGNISSE DER CHEMISCHEN INDUSTRIE

Anmerkung zu Kapitel 38 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚4. In der Nomenklatur gelten als ,Siedlungsabfälle‘ solche Abfälle, die von Haushalten, Hotels, Restaurants, 
Krankenhäusern, Geschäften, Büros usw. entsorgt werden, und auch Abfälle der Straßenreinigung sowie Abfälle von 
Bau- und Abbrucharbeiten. Siedlungsabfälle enthalten allgemein eine Vielzahl von verschiedenen Materialien wie 
Kunststoffe, Kautschuk, Holz, Papier, Textilien, Glas, Metalle, Nahrungsmittel, defekte Möbel und andere beschädigte 
oder zu entsorgende Gegenstände.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3822 Diagnostik- oder Laborreagenzien auf einem 
Träger, zubereitete Diagnostik- oder 
Laborreagenzien, auch auf einem Träger, auch in 
Sets aufgemacht, ausgenommen Waren der 
Position 3006; zertifizierte Referenzmaterialien

Nur tierische Folgeprodukte, ausgenommen 
Medizinprodukte im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) und In-vitro- 
Diagnostika im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) 2017/746 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (**).
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ex 3825 10 00 Siedlungsabfälle Nur Küchen- und Speiseabfälle, die Erzeugnisse 
tierischen Ursprungs enthalten, wenn sie unter 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 fallen, ausgenommen Küchen- und 
Speiseabfälle, die unmittelbar von international 
eingesetzten Verkehrsmitteln stammen und gemäß 
Artikel 12 Buchstabe d der genannten Verordnung 
beseitigt werden.
Gebrauchtes Speiseöl zur Verwendung im Rahmen 
des Anwendungsbereichs der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009, beispielsweise für organische 
Düngemittel, Biogas, Biodiesel oder Brennstoff, 
kann unter diesen KN-Code fallen.

(*) Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte, zur Änderung der 
Richtlinie 2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 und zur Aufhebung der 
Richtlinien 90/385/EWG und 93/42/EWG des Rates (ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 1).

(**) Verordnung (EU) 2017/746 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über In-vitro-Diagnostika und zur 
Aufhebung der Richtlinie 98/79/EG und des Beschlusses 2010/227/EU der Kommission (ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 176).

KAPITEL 39

KUNSTSTOFFE UND WAREN DARAUS; KAUTSCHUK UND WAREN DARAUS

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 3913 90 00 Natürliche Polymere und modifizierte natürliche 
Polymere, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen, in Primärformen, ausgenommen 
Alginsäure, ihre Salze und Ester

Nur tierische Folgeprodukte (z. B. Chondroitinsulfat, 
Chitosan, gehärtete Gelatine).

ex 3917 10 Kunstdärme aus gehärteten Eiweißstoffen oder aus 
Cellulosekunststoffen

Nur tierische Folgeprodukte.

ex 3926 90 97 Andere Waren aus Kunststoffen und Waren aus 
anderen Stoffen der Positionen 3901 bis 3914, aus-
genommen Waren der Unterpositionen/Codes 
3926 10 00, 3926 20 00, 3926 30 00, 
3926 40 00, 3926 90, 3926 90 50 und 
3926 90 60

Eingeschlossen sind leere Kapseln aus gehärteter 
Gelatine für Lebensmittel oder für die Tierernährung.
Spezielle Anforderungen an Gelatine sind in 
Anhang XIV Kapitel I Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 5 
der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.

KAPITEL 41

HÄUTE, FELLE (ANDERE ALS PELZFELLE) UND LEDER

Allgemeine Hinweise

Nur Häute und Felle von Huftieren der Positionen 4101, 4102 und 4103 sind amtlichen Kontrollen zu unterziehen.

Spezielle Anforderungen an Häute und Felle von Huftieren sind in Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihen 4 
und 5 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
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Anmerkung zu Kapitel 41 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Zu Kapitel 41 gehören nicht:

a) Schnitzel und ähnliche Abfälle roher Häute oder Felle (Position 0511);

b) Vogelbälge und Teile davon, mit ihren Federn oder Daunen (Position 0505 oder 6701);

c) nicht enthaarte, rohe, gegerbte oder zugerichtete Häute und Felle (Kapitel 43). Jedoch gehören zu Kapitel 41 rohe, 
nicht enthaarte Häute und Felle von Rindern oder Kälbern (auch von Büffeln), von Pferden oder anderen Einhufern, 
von Schafen oder Lämmern (ausgenommen Felle von so genannten Astrachan-, Karakul-, Persianer-, Breitschwanz- 
und ähnlichen Lämmern und von indischen, chinesischen, mongolischen oder tibetanischen Lämmern), von Ziegen 
oder Zickeln (ausgenommen Felle von Ziegen oder Zickeln aus dem Jemen oder von mongolischen oder 
tibetanischen Ziegen oder Zickeln), von Schweinen (einschließlich Pekaris), von Gämsen, Gazellen, Kamelen 
(einschließlich Dromedaren), Rentieren, Elchen, Hirschen, Rehen oder Hunden.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 4101 Rohe Häute und Felle von Rindern und Kälbern 
(einschließlich Büffeln) oder von Pferden und 
anderen Einhufern (frisch oder gesalzen, 
getrocknet, geäschert, gepickelt oder anders 
konserviert, jedoch weder gegerbt noch zu 
Pergament- oder Rohhautleder konserviert, noch 
zugerichtet), auch enthaart oder gespalten

Nur frische, gekühlte oder behandelte Häute und 
Felle, auch getrocknet, trocken gesalzen, nass 
gesalzen oder durch ein anderes Verfahren 
konserviert als Gerben oder ein gleichwertiges 
Verfahren.
Die Einfuhr behandelter Häute und Felle kann gemäß 
Anhang XIII Kapitel V Abschnitt C Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 ohne 
Einschränkung möglich sein, wenn die 
Bestimmungen des Artikels 41 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 eingehalten 
werden, insbesondere für die KN-Codes 
ex 4101 20 80 und ex 4101 50 90.

ex 4102 Rohe Häute und Felle von Schafen oder Lämmern 
(frisch oder gesalzen, getrocknet, geäschert, 
gepickelt oder anders konserviert, jedoch weder 
gegerbt noch zu Pergament- oder Rohhautleder 
konserviert, noch zugerichtet), auch enthaart oder 
gespalten, ausgenommen solche, die aufgrund der 
Anmerkung 1 c) zu Kapitel 41 ausgeschlossen sind

Nur frische, gekühlte oder behandelte Häute und 
Felle, auch getrocknet, trocken gesalzen, nass 
gesalzen oder durch ein anderes Verfahren 
konserviert als Gerben oder ein gleichwertiges 
Verfahren.
Die Einfuhr behandelter Häute und Felle kann gemäß 
Anhang XIII Kapitel V Abschnitt C Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 ohne 
Einschränkung möglich sein, wenn die 
Bestimmungen des Artikels 41 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 eingehalten 
werden, insbesondere für die KN-Codes 
ex 4102 21 00 und ex 4102 29 00.

ex 4103 Andere rohe Häute und Felle (frisch oder gesalzen, 
getrocknet, geäschert, gepickelt oder anders 
konserviert, jedoch weder gegerbt noch zu 
Pergament- oder Rohhautleder konserviert, noch 
zugerichtet), auch enthaart oder gespalten, 
ausgenommen solche, die aufgrund der 
Anmerkungen 1b und 1c zu Kapitel 41 
ausgeschlossen sind

Nur frische, gekühlte oder behandelte Häute und 
Felle, auch getrocknet, trocken gesalzen, nass 
gesalzen oder durch ein anderes Verfahren 
konserviert als Gerben oder ein gleichwertiges 
Verfahren.
Die Einfuhr behandelter Häute und Felle kann gemäß 
Anhang XIII Kapitel V Abschnitt C Nummer 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 ohne 
Einschränkung möglich sein, wenn die 
Bestimmungen des Artikels 41 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 eingehalten 
werden, insbesondere für den KN-Code 
ex 4103 90 00.
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KAPITEL 42

LEDERWAREN; SATTLERWAREN; REISEARTIKEL, HANDTASCHEN UND ÄHNLICHE BEHÄLTNISSE; WAREN AUS 
DÄRMEN

Anmerkung zu Kapitel 42 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚2. Zu Kapitel 42 gehören nicht:

a) steriles Catgut und anderes steriles chirurgisches Nahtmaterial (Position 3006);

(…)

(ij) Saiten für Musikinstrumente, Felle für Trommeln und für ähnliche Instrumente sowie andere Teile von Musikinst­
rumenten (Position 9209).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 4205 00 90 Andere Waren aus Leder oder 
rekonstituiertem Leder, 
ausgenommen von der in 
Maschinen, Apparaten und 
mechanischen Geräten oder für 
andere technische Zwecke 
verwendeten Art

Nur Kauspielzeug für Hunde und Rohstoffe zur Herstellung 
von Kauspielzeug für Hunde.

ex 4206 00 00 Waren aus Därmen, 
Goldschlägerhäutchen, Blasen 
oder Sehnen

Nur Kauspielzeug für Hunde und Rohstoffe zur Herstellung 
von Kauspielzeug für Hunde.

KAPITEL 43

PELZFELLE UND KÜNSTLICHES PELZWERK; WAREN DARAUS

Anmerkung zu Kapitel 43 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. Als ‚Pelzfelle‘ im Sinne der Nomenklatur gelten, abgesehen von den rohen Pelzfellen der Position 4301, die mit dem 
Haarkleid gegerbten oder zugerichteten Häute und Felle von Tieren aller Art.

2. Zu Kapitel 43 gehören nicht:

a) Vogelbälge und Teile davon, mit ihren Federn oder Daunen (Position 0505 oder 6701, je nach Beschaffenheit);

b) nicht enthaarte, rohe Häute und Felle des Kapitels 41 (siehe Anmerkung 1 Buchstabe c zu Kapitel 41);‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Position 4301: Pelzfelle dieser Position gelten nicht nur dann als roh, wenn sie in ihrem natürlichen Zustand gestellt 
werden, sondern auch dann, wenn sie gereinigt und durch Trocknen oder Salzen (feucht oder trocken) konserviert worden 
sind. Die Felle können auch gerupft oder geschoren worden sein (d. h., die Grannenhaare können entfernt oder 
kurzgeschnitten worden sein); ferner kann die Lederhaut entfleischt worden sein (d. h., das daran haftende faserige und 
fettige Gewebe wurde entfernt).‘
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KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 4301 Rohe Pelzfelle (einschließlich Kopf, Schwanz, 
Klauen und andere zu Kürschnerzwecken 
verwendbare Teile), ausgenommen rohe Häute 
und Felle der Position 4101, 4102 oder 4103

Alle, ausgenommen Pelzfelle, die gemäß Anhang XIII 
Kapitel VIII der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
behandelt sind, wenn die Bestimmungen des 
Artikels 41 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1069/2009 eingehalten werden.
Eingeschlossen sind folgende Unterpositionen:
ex 4301 10 00 (von Nerzen, ganz, auch ohne Kopf, 
Schwanz oder Klauen): Spezielle Anforderungen an 
Folgeprodukte zur Verwendung außerhalb der 
Futtermittelkette (Pelze) sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 14 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 4301 30 00 (von Astrachan-, Karakul-, Persianer-, 
Breitschwanz- oder ähnlichen Lämmern, von 
indischen, chinesischen, mongolischen oder 
tibetanischen Lämmern, ganz, auch ohne Kopf, 
Schwanz oder Klauen): Spezielle Anforderungen an 
Häute und Felle von Huftieren sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 4301 60 00 (von Füchsen, ganz, auch ohne Kopf, 
Schwanz oder Klauen): Spezielle Anforderungen an 
Folgeprodukte zur Verwendung außerhalb der 
Futtermittelkette (Pelze) sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 14 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 4301 80 00 (andere Pelzfelle, ganz, auch ohne 
Kopf, Schwanz oder Klauen), ausgenommen 
Huftiere, z. B. Murmeltiere, Wildkatzen aller Art, 
Robben und Nutrias. Spezielle Anforderungen an 
Folgeprodukte zur Verwendung außerhalb der 
Futtermittelkette (Pelze) sind in Anhang XIV 
Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 14 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
ex 4301 90 00 (Köpfe, Schwänze, Klauen und 
andere zu Kürschnerzwecken verwendbare Teile): 
Spezielle Anforderungen an Folgeprodukte zur 
Verwendung außerhalb der Futtermittelkette (Pelze) 
sind in Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 
Reihe 14 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

KAPITEL 51

WOLLE, FEINE UND GROBE TIERHAARE; GARNE UND GEWEBE AUS ROSSHAAR

Allgemeine Hinweise

Für die Positionen 5101 bis 5103 sind spezielle Anforderungen an unbearbeitete Wolle und unbearbeitete Haare in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 8 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.
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Anmerkung zu Kapitel 51 (Auszug aus den Anmerkungen zu diesem Kapitel der KN)

‚1. In der Nomenklatur gelten als:

a) ‚Wolle‘ die natürliche Faser des Haarkleides von Schafen;

b) ‚feine Tierhaare‘ die Haare folgender Tiere: Alpaka, Lama, Vikunja, Kamel (einschließlich Dromedaren), Jak, Angora-, 
Tibet-, Kaschmir- und ähnliche Ziegen (ausgenommen gemeine Ziegen), Kaninchen (auch Angorakaninchen), 
Hasen, Biber, Nutria und Bisamratten;

c) ‚grobe Tierhaare‘ die Haare der vorstehend nicht genannten Tiere, ausgenommen Haare und Borsten zum Herstellen 
von Besen, Bürsten oder Pinseln (Position 0502) und Rosshaar (Position 0511).‘

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚In der Nomenklatur bezeichnet der Begriff ‚grobe Tierhaare‘ alle anderen Tierhaare als ‚feine Tierhaare‘, ausgenommen 
Wolle (Position 5101), die Haare aus Mähne oder Schweif der Tiere von der Art der Pferde oder Rinder (eingestuft als 
‚Rosshaar‘ der Position 0511), Borsten von Hausschweinen oder Wildschweinen sowie Dachshaare und andere Tierhaare 
zur Herstellung von Besen, Bürsten oder Pinseln (Position 0502) (siehe Anmerkung 1 Buchstabe c dieses Kapitels).‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 5101 Wolle, weder gekrempelt noch gekämmt Eingeschlossen ist unbehandelte Wolle.

ex 5102 Feine oder grobe Tierhaare, weder gekrempelt noch 
gekämmt

Eingeschlossen sind unbearbeitete Haare, 
einschließlich grober Haare von den Flanken von 
Rindern oder Equiden.

ex 5103 Abfälle von Wolle oder feinen oder groben 
Tierhaaren (einschließlich Garnabfälle), 
ausgenommen Reißspinnstoff

Eingeschlossen sind unbehandelte Wolle oder 
unbehandelte feine oder grobe Tierhaare.

KAPITEL 67

ZUGERICHTETE FEDERN UND DAUNEN UND WAREN AUS FEDERN ODER DAUNEN; KÜNSTLICHE BLUMEN; WAREN 
AUS MENSCHENHAAREN

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 6701 gehören:

A) Vogelbälge und andere Vogelteile mit ihren Federn oder Daunen, Federn, Daunen und Teile von Federn, die, ohne 
deshalb zu Waren verarbeitet zu sein, weitergehend bearbeitet sind als lediglich gereinigt, desinfiziert oder haltbar 
gemacht (siehe hierzu die Erläuterungen zu Position 0505); diese weitergehende Bearbeitung kann sein: ein Bleichen, 
Färben, Kräuseln, Wellen usw.

B) Waren, selbst wenn sie aus rohen oder lediglich gereinigten Ausgangsstoffen gefertigt sind, aus Vogelbälgen oder 
anderen Vogelteilen mit ihren Federn oder Daunen, aus Federn, aus Daunen oder aus Teilen von Federn, ausgenommen 
Waren aus Federkielen oder aus Federspulen. Es sind dies insbesondere:

(1) Montierte Federn, d. h. Federn, die im Hinblick auf ihren Verwendungszweck – z. B. für Hutwaren – mit Draht 
versehen sind, sowie Fantasiefedern, die durch Vereinigen von Teilen verschiedener Federn künstlich hergestellt 
worden sind.

2) Federn, die miteinander so verbunden sind, dass sie einen Federbusch, ein Gesteck usw. bilden, sowie auf Gewebe 
oder andere Unterlagen aufgeklebte Federn oder Daunen.

3) Garnituren für Hüte oder Kleidungsstücke, aus Vögeln, Teilen von Vögeln, Federn oder Daunen, sowie 
Umlegekragen, Boas, Mäntel und andere Kleidungsstücke oder Teile davon aus Federn oder Daunen.

4) Fächer aus Zierfedern mit einem Gestell aus beliebigem Stoff. Fächer mit einem Gestell aus Edelmetallen gehören 
jedoch zu Position 7113.‘
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KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 6701 00 00 Vogelbälge und andere Vogelteile mit ihren Federn 
oder Daunen, Federn, Teile von Federn, Daunen 
und Waren daraus (ausgenommen Waren der 
Position 0505 und bearbeitete Federspulen und 
-kiele)

Nur Vogelbälge und andere Vogelteile mit ihren 
Federn oder Daunen, Federn, Daunen und Teile von 
Federn.
Eingeschlossen sind Waren aus unbearbeiteten oder 
nur gereinigten Vogelbälgen, Federn oder Daunen 
und Teilen von Federn.
Ausgenommen sind bearbeitete Zierfedern, 
bearbeitete Federn, die Reisende zum privaten 
Gebrauch im persönlichen Reisegepäck mitführen, 
oder bearbeitete Federn, die Privatpersonen zu 
nicht gewerblichen Zwecken zugesandt werden, 
gemäß Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 6 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 142/2011.
Spezielle Anforderungen an Federn sind in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 
Reihe 9 der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 
festgelegt.

KAPITEL 71

ECHTE PERLEN ODER ZUCHTPERLEN, EDELSTEINE ODER SCHMUCKSTEINE, EDELMETALLE, EDELMETALLPLAT­
TIERUNGEN UND WAREN DARAUS; FANTASIESCHMUCK; MÜNZEN

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 7101 21 00 Zuchtperlen, roh Einschließlich für den menschlichen Verzehr 
ungeeignete Austern, die eine oder mehrere 
Zuchtperlen enthalten, in Salzlake oder auf andere 
Art und Weise konserviert und in luftdicht 
verschlossenen Behältern verpackt.
Eingeschlossen sind Zuchtperlen, unbearbeitet, 
gemäß Anhang XIV Kapitel IV Abschnitt 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011, es sei denn, sie 
fallen gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe f der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 nicht in den 
Geltungsbereich jener Verordnung.

KAPITEL 95

SPIELZEUG, SPIELE, UNTERHALTUNGSARTIKEL UND SPORTGERÄTE; TEILE DAVON UND ZUBEHÖR

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Zu Position 9508 gehören Schaustellerattraktionen, Wanderzirkusse, Wandertierschauen und Wanderbühnen, wenn sie 
alle wesentlichen Teile enthalten, die zu ihrem normalen Betrieb notwendig sind. Die hierhergehörenden Attraktionen 
können mit Waren wie Zelten, Tieren, Musikinstrumenten und Musikapparaten, Stromerzeugungsanlagen, 
Transformatoren, Motoren, Beleuchtungseinrichtungen, Bestuhlung, Waffen und Munition usw. ausgerüstet sein, die, 
gesondert gestellt, zu anderen Positionen gehören würden, vorausgesetzt dass sie mit diesen verschiedenen Attraktionen 
und als deren Bestandteil gestellt werden.‘
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KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 9508 10 00 Wanderzirkusse und Wandertierschauen Nur lebende Tiere.

ex 9508 30 Schaustellerattraktionen Nur lebende Tiere.

ex 9508 40 Wanderbühnen Nur lebende Tiere.

KAPITEL 96

VERSCHIEDENE WAREN

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚Als ‚bearbeitet‘ im Sinne der Position 9601 gelten Stoffe, die Bearbeitungen erfahren haben, die über eine einfache 
Bearbeitung, die in der Position für das jeweilige Rohmaterial vorgesehen ist, hinausgehen (siehe dazu die Erläuterungen zu 
den Positionen 0505 bis 0508). Zu dieser Position gehören daher Stücke aus Elfenbein in Form von Stäben usw., in Formen 
geschnitten (auch quadratisch oder rechteckig) oder poliert oder anders bearbeitet durch Schleifen, Bohren, Fräsen, Drehen 
usw. Nicht zu dieser Position gehören dagegen Stücke, die als Teile von Waren erkennbar sind, sofern diese Teile in anderen 
Positionen der Nomenklatur erfasst sind. Demnach gehören z. B. Klaviertasten in die Position 9209, Kolbenplatten für 
Feuerwaffen in die Position 9305. Andererseits bleiben bearbeitete Stoffe, die nicht als Teile von Waren erkennbar sind, in 
dieser Position (z. B. einfache Scheiben, Platten oder Streifen für Einlegearbeiten usw. oder zur späteren Verwendung bei 
der Herstellung von Klaviertasten).

Die Position 9602 umfasst Blätter aus nicht gehärteter Gelatine, in anderer Form als quadratisch oder rechteckig 
zugeschnitten. Rechteckige oder quadratische Blätter, auch mit bearbeiteter Oberfläche, gehören zu Position 3503 und in 
bestimmten Fällen (insbesondere Postkarten) zu Kapitel 49 (siehe dazu die Erläuterung zu Position 3503). Waren aus nicht 
gehärteter Gelatine sind z. B.:

i) Kleine Scheiben zum Befestigen der Enden von Billardstöcken.

ii) Kapseln für pharmazeutische Erzeugnisse und für Feuerzeugbrennstoff.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 9602 00 00 Pflanzliche oder mineralische Schnitzstoffe, 
bearbeitet, und Waren aus diesen Stoffen; 
geformte oder geschnitzte Waren aus Wachs, aus 
Paraffin, aus Stearin, aus natürlichen Gummen 
oder Harzen oder aus Modelliermassen, und 
andere geformte oder geschnitzte Waren, 
anderweit weder genannt noch inbegriffen; nicht 
gehärtete Gelatine, bearbeitet (ausgenommen 
Gelatine der Position 3503) und Waren aus nicht 
gehärteter Gelatine

Eingeschlossen sind leere Kapseln aus nicht 
gehärteter Gelatine für Lebensmittel oder für die 
Tierernährung; spezielle Anforderungen für die 
Tierernährung sind in Anhang XIV Kapitel I 
Abschnitt 1 Tabelle 1 Reihe 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 142/2011 festgelegt.

KAPITEL 97

KUNSTGEGENSTÄNDE, SAMMLUNGSSTÜCKE UND ANTIQUITÄTEN

Auszug aus den Erläuterungen zum Harmonisierten System

‚A) Diese Position umfasst Sammlungsstücke und Sammlungen von zoologischem, botanischem, 
mineralogischem oder anatomischem Wert. Hierzu gehören:
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1) Tiere aller Art, durch Trocknen oder Einlegen in eine Flüssigkeit haltbar gemacht; ausgestopfte Tiere für Sammlungen.

2) Ausgeblasene Eier; Insekten in Kästen unter Glasrahmen usw. (ausgenommen solche, die für Fantasieschmuck und 
dergleichen vorgerichtet sind); leere Muscheln (andere als solche zu industriellen Zwecken).

3) Samen oder Pflanzen, getrocknet oder in Flüssigkeiten haltbar gemacht; Herbarien.

4) Steine und Mineralien in ausgesuchten Stücken (ausgenommen Edelsteine und Schmucksteine des Kapitels 71); 
Versteinerungen.

5) Osteologische Stücke (Skelette, Schädel, Gebeine).

6) Anatomische und pathologische Stücke.‘

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 9705 Sammlungen und Sammlungsstücke von 
archäologischem, völkerkundlichem, 
geschichtlichem, zoologischem, 
botanischem, mineralogischem, 
anatomischem, paläontologischem oder 
münzkundlichem Wert

Nur tierische Folgeprodukte.
Umfasst weder Jagdtrophäen noch andere Präparate aller 
Tierarten, die einer vollständigen taxidermischen 
Behandlung unterzogen wurden, die ihre Konservierung bei 
Raumtemperatur sicherstellt.
Umfasst weder Jagdtrophäen noch andere Präparate von 
anderen Arten als Huftieren und Vögeln (behandelt oder 
unbehandelt).
Spezielle Anforderungen an Jagdtrophäen sind in 
Anhang XIV Kapitel II Abschnitt 1 Tabelle 2 Reihe 6 der 
Verordnung (EU) Nr. 142/2011 festgelegt.‘

KAPITEL 99

BESONDERE CODES DER KOMBINIERTEN NOMENKLATUR

Unterkapitel II

Statistische Codes für bestimmte Warenbewegungen

Allgemeine Hinweise

Dieses Kapitel umfasst Waren mit Ursprung in Drittländern, die nach dem zollrechtlichen Versandverfahren (T1) an Schiffe 
und Luftfahrzeuge innerhalb der Union geliefert werden.

KN-Code Warenbezeichnung Kennzeichnung und Erläuterung

(1) (2) (3)

ex 9930 24 00 Waren der KN-Kapitel 1 bis 24, die an 
Schiffe und Luftfahrzeuge geliefert werden

Eingeschlossen sind Erzeugnisse tierischen Ursprungs und 
zusammengesetzte Erzeugnisse, die für die 
Schiffsversorgung gemäß Artikel 21 und 29 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124 der 
Kommission (*) bestimmt sind.

ex 9930 99 00 Anderweit eingereihte Waren, die an Schiffe 
und Luftfahrzeuge geliefert werden

Eingeschlossen sind Erzeugnisse tierischen Ursprungs und 
zusammengesetzte Erzeugnisse, die für die 
Schiffsversorgung gemäß Artikel 21 und 29 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124 bestimmt sind.“

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124 der Kommission vom 10. Oktober 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des 
Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Vorschriften über amtliche Kontrollen bei Tier- und Warensendungen bei der 
Durchfuhr, der Umladung und der Weiterbeförderung durch die Union und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 798/2008, (EG) 
Nr. 1251/2008, (EG) Nr. 119/2009, (EU) Nr. 206/2010, (EU) Nr. 605/2010, (EU) Nr. 142/2011 und (EU) Nr. 28/2012 der 
Kommission, der Durchführungsverordnung (EU) 2016/759 der Kommission und der Entscheidung 2007/777/EG der Kommission 
(ABl. L 321 vom 12.12.2019, S. 73).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1323 DER KOMMISSION 

vom 27. Juli 2022

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die Festsetzung der repräsentativen 
Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 
eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 183 
Buchstabe b,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 510/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über die 
Handelsregelung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1216/2009 und (EG) Nr. 614/2009 des Rates (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6 Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission (3) wurden Durchführungsbestimmungen zur Regelung der 
zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt.

(2) Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Angaben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen Preise für 
Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die repräsentativen 
Preise für die Einfuhren bestimmter Erzeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ursprung abhängigen 
Preisschwankungen zu ändern sind.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1484/95 sollte daher entsprechend geändert werden.

(4) Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme so bald wie möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671.
(2) ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 1.
(3) Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission vom 28. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der zusätzlichen 

Einfuhrzölle und zur Festsetzung der repräsentativen Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin und zur 
Aufhebung der Verordnung Nr. 163/67/EWG (ABl. L 145 vom 29.6.1995, S. 47).
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 27. Juli 2022

Für die Kommission,
im Namen der Präsidentin,
Wolfgang BURTSCHER

Generaldirektor
Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung
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ANHANG 

„ANHANG I

KN-Code Warenbezeichnung Repräsentativer Preis
(EUR/100 kg)

Sicherheit gemäß 
Artikel 3

(EUR/100 kg)
Ursprung (1)

0207 14 10 Geflügelteilstücke 
ohne Knochen der Art 
Gallus domesticus, 
gefroren

270,4
256,6

9
13

BR
TH“

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels mit 
Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7).
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VERORDNUNG (EU) 2022/1324 DER KOMMISSION 

vom 28. Juli 2022

zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Benzovindiflupyr, 
Boscalid, Fenazaquin, Fluazifop-P, Flupyradifuron, Fluxapyroxad, Fosetyl-Al, Isofetamid, 
Metaflumizon, Pyraclostrobin, Spirotetramat, Thiabendazol und Tolclofos-methyl in oder auf 

bestimmten Erzeugnissen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über 
Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und 
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 14. Dezember 2021 hat die Codex-Alimentarius-Kommission neue Codex-Rückstandshöchstgehalte (CXL) für 
Acetochlor, Afidopyropen, Benzovindiflupyr, Bifenthrin, Boscalid, Buprofezin, Carbendazim, Chlorantraniliprol, 
Cyclaniliprol, Cypermethrine (einschließlich Alpha- und Zeta-Cypermethrin), Dicamba, Fenazaquin, Flonicamid, 
Fluazifop-P, Fluensulfon, Flupyradifuron, Fluxapyroxad, Fosetyl-Al, Glyphosat, Isofetamid, Kresoxim-methyl, 
Mandestrobin, Mesotrion, Metaflumizon, Metconazol, Methopren, Pendimethalin, Penthiopyrad, Picoxystrobin, 
Propiconazol, Pydiflumetofen, Pyraclostrobin, Pyriofenon, Pyriproxyfen, Spirotetramat, Tebuconazol, Thiabendazol, 
Tolclofos-methyl und Tolfenpyrad festgelegt (2).

(2) Für diese Stoffe wurden in den Anhängen II, III und V der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 Rückstandshöchstgehalte 
(im Folgenden „RHG“) festgelegt, außer für Afidopyropen, Fluensulfon, Pydiflumetofen und Tolfenpyrad, für die 
keine spezifischen RHG festgelegt wurden und die auch nicht in Anhang IV der genannten Verordnung 
aufgenommen wurden, sodass für diese Stoffe der in deren Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b festgelegte 
Standardwert von 0,01 mg/kg gilt.

(3) Gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) sind 
bei der Entwicklung oder Anpassung des Lebensmittelrechts internationale Normen — sofern solche bestehen oder 
in Kürze zu erwarten sind — zu berücksichtigen, außer wenn diese Normen oder wichtige Teile davon ein 
unwirksames oder ungeeignetes Mittel zur Erreichung der legitimen Ziele des Lebensmittelrechts darstellen würden, 
wenn wissenschaftliche Gründe dagegen sprechen oder wenn die Normen zu einem anderen Schutzniveau führen 
würden, als es in der Union als angemessen festgelegt ist. Gemäß Artikel 13 Buchstabe e der genannten Verordnung 
fördert die Union zudem die Kohärenz zwischen den internationalen technischen Standards und dem Lebensmit­
telrecht und gewährleistet zugleich, dass das in der Union geltende hohe Schutzniveau nicht gesenkt wird.

(1) ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1.
(2) https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites% 

252Fcodex%252FMeetings%252FCX-701-44%252FFINAL%252520REPORT%252FRep21_CACe.pdf
Gemeinsames Programm von FAO und WHO zur Aufstellung von Lebensmittelstandards, Codex-Alimentarius-Kommission, 
Anhang III, 44. Sitzung, virtuell, 8.-15. und 17.-18. November sowie 14. Dezember 2021.

(3) Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen 
Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur 
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1).
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(4) Die Union äußerte beim Codex-Komitee für Pestizidrückstände Vorbehalte (4) (5) gegen die für folgende Pestizid-/ 
Erzeugnis-Kombinationen vorgeschlagenen CXL: Acetochlor (alle Erzeugnisse), Afidopyropen (alle Erzeugnisse), 
Bifenthrin (alle Erzeugnisse), Boscalid (Untergruppe Kernobst), Buprofezin (alle Erzeugnisse), Carbendazim (alle 
Erzeugnisse), Cyclaniliprol (alle Erzeugnisse), Cypermethrin (einschließlich Alpha- und Zeta-Cypermethrin) (alle 
Erzeugnisse), Dicamba (alle Erzeugnisse), Flonicamid (alle Erzeugnisse), Fluazifop-P (Holunderbeeren, Erdbeeren), 
Fluensulfon (alle Erzeugnisse), Fosetyl-Al (Kaffeebohnen), Glyphosat (alle Erzeugnisse), Mandestrobin (Rapssamen), 
Metaflumizon (Trauben), Metconazol (alle Erzeugnisse), Methopren (alle Erzeugnisse), Penthiopyrad (alle 
Erzeugnisse), Picoxystrobin (alle Erzeugnisse), Propiconazol (alle Erzeugnisse), Pydiflumetofen (alle Erzeugnisse), 
Tebuconazol (alle Erzeugnisse), Tolclofos-methyl (Kartoffeln) und Tolfenpyrad (alle Erzeugnisse).

(5) Des Weiteren stellte die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) in Bezug auf 
Thiabendazol bei Süßkartoffeln ein potenzielles akutes Risiko hinsichtlich der Aufnahme fest (6). Daher wird der 
betreffende CXL nicht als RHG in die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 aufgenommen.

(6) Die CXL, gegen die die Union beim Codex-Komitee für Pestizidrückstände keine Vorbehalte geäußert und bei denen 
die Behörde kein potenzielles akutes Risiko hinsichtlich der Aufnahme festgestellt hat — dies betrifft bestimmte 
CXL für Benzovindiflupyr, Boscalid, Fenazaquin, Fluazifop-P, Flupyradifuron, Fluxapyroxad, Fosetyl-Al, Isofetamid, 
Metaflumizon, Pyraclostrobin, Spirotetramat, Thiabendazol und Tolclofos-methyl —, sind für die Verbraucher in 
der Union sicher (7). Diese CXL sollten daher als RHG in die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 aufgenommen werden, 
es sei denn, sie gelten für Erzeugnisse, die nicht in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführt sind, oder sie sind 
niedriger als die derzeitigen RHG. Folglich sollten die RHG für Chlorantraniliprol, Kresoxim-methyl, Mesotrion, 
Pendimethalin, Pyriofenon, Pyriproxifen und Tebuconazol nicht geändert werden.

(7) Der wissenschaftliche Bericht der Behörde und die Prüfung der relevanten Faktoren haben ergeben, dass die 
betreffenden Änderungen der RHG die Anforderungen von Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 
erfüllen.

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sollte daher entsprechend geändert werden.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert.

(4) Anmerkungen der Europäischen Union zu Codex CX/PR 21/52/5(REV): https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/ 
?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FCRDs% 
252Fpr52_CRD22x.pdf

(5) Bericht über die 52. Sitzung des Codex-Komitees für Pestizidrückstände REP21/PR: https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/ 
sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52% 
252FREPORT%252FFINAL%2BREPORT%252FREP21_PR52e.pdf

(6) Wissenschaftliche Unterstützung zur Ausarbeitung eines Standpunkts der EU für die 52. Sitzung des Codex-Komitees für 
Pestizidrückstände (CCPR). EFSA Journal 2021;19(8):6766.

(7) Wissenschaftliche Unterstützung zur Ausarbeitung eines Standpunkts der EU für die 52. Sitzung des Codex-Komitees für 
Pestizidrückstände (CCPR). EFSA Journal 2021;19(8):6766.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/69  

https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FCRDs%252Fpr52_CRD22x.pdf
https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FCRDs%252Fpr52_CRD22x.pdf
https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FCRDs%252Fpr52_CRD22x.pdf
https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FREPORT%252FFINAL%2BREPORT%252FREP21_PR52e.pdf
https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FREPORT%252FFINAL%2BREPORT%252FREP21_PR52e.pdf
https://www.fao.org/fao-who-codexalimentarius/sh-proxy/en/?lnk=1&url=https%253A%252F%252Fworkspace.fao.org%252Fsites%252Fcodex%252FMeetings%252FCX-718-52%252FREPORT%252FFINAL%2BREPORT%252FREP21_PR52e.pdf


Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 28. Juli 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden wie folgt geändert:

1. In Anhang II erhalten die Spalten für Benzovindiflupyr, Boscalid, Fenazaquin, Fluazifop-P, Flupyradifuron, Fluxapyroxad, Isofetamid, Metaflumizon, Pyraclostrobin, Spirotetramat, 
Thiabendazol und Tolclofos-methyl folgende Fassung:

„[ANNEX II]

Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg)

Code- 
Nummer

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für 
die die Rückstandshöchstgehalte gelten (a)
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0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; 
SCHALENFRÜCHTE

0,01 (*)

0110000 Zitrusfrüchte 0,01 (*) 2(+) 0,3 0,01 (*) 0,01 (*) 2 0,5 7

0110010 Grapefruits (+) (+) 3 0,6 0,02 (*)

0110020 Orangen (+) (+) 3 1,5 3

0110030 Zitronen (+) (+) 1,5 1 2

0110040 Limetten (+) (+) 1,5 1 2

0110050 Mandarinen (+) (+) 1,5 1 0,02 (*)

0110990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0120000 Schalenfrüchte 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 0,04 0,01 (*) 0,02 (*) 0,5 0,02 (*)

0120010 Mandeln 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120020 Paranüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120030 Kaschunüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120040 Esskastanien 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)
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0120050 Kokosnüsse 0,05 (*)(+) 0,01 (*) 0,02 (*)

0120060 Haselnüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120070 Macadamia-Nüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120080 Pekannüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120090 Pinienkerne 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120100 Pistazien 1(+) 0,02 1

0120110 Walnüsse 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0120990 Sonstige (2) 0,05 (*)(+) 0,02 0,02 (*)

0130000 Kernobst 0,2 0,15 0,01 (*) 0,6 0,9 0,6 0,5 0,7

0130010 Äpfel 2(+) (+) 0,9 4(+)

0130020 Birnen 1,5(+) (+) 0,02 (*) 4

0130030 Quitten 1,5(+) (+) 0,02 (*) 3

0130040 Mispeln 0,01 (*) (+) 0,02 (*) 3

0130050 Japanische Wollmispeln 0,01 (*) (+) 0,02 (*) 3

0130990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0140000 Steinobst 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 3 0,01 (*)

0140010 Aprikosen 5(+) 1,5 3 1

0140020 Kirschen (süß) 5(+) 3 4 3

0140030 Pfirsiche 5(+) 1,5 3 0,3

0140040 Pflaumen 3(+) 1,5 0,8 0,8

0140990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0150000 Beeren und Kleinobst 0,02 (*) 0,01 (*)

0151000 a) Trauben 1 5(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 3 3 4 2

0151010 Tafeltrauben (+) 0,3

0151020 Keltertrauben (+) 2
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0152000 b) Erdbeeren 0,01 (*) 6(+) 0,4(+) 0,3 0,4 4 4 1,5 0,3

0153000 c) Strauchbeerenobst 0,01 (*) 10(+) 0,01 (*) 0,08 6 0,01 (*) 7 0,02 (*)

0153010 Brombeeren (+) 3

0153020 Kratzbeeren (+) 2

0153030 Himbeeren (rot und gelb) (+) 3

0153990 Sonstige (2) (+) 2

0154000 d) Anderes Kleinobst und Beeren 15(+) 0,01 (*) 1,5

0154010 Heidelbeeren 0,01 (*) (+) 0,3 4 7 4 4

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren 0,01 (*) (+) 0,1 0,01 (*) 0,01 (*) 4 3

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß) 0,01 (*) (+) 0,3 0,01 (*) 0,01 (*) 4 3

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb) 0,01 (*) (+) 0,3 0,01 (*) 0,01 (*) 4 3

0154050 Hagebutten 0,01 (*) (+) 0,3 0,01 (*) 0,01 (*) 4 3

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß) 0,01 (*) (+) 0,1 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 3

0154070 Azarole/Mittelmeermispel 0,2 (+) 0,1 0,01 (*) 0,01 (*) 0,6 3

0154080 Holunderbeeren 0,01 (*) (+) 0,1 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 3

0154990 Sonstige (2) 0,01 (*) (+) 0,1 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 3

0160000 Sonstige Früchte mit 0,01 (*) 0,01 (*)

0161000 a) genießbarer Schale 0,01 (*) 0,02 (*)

0161010 Datteln 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0161020 Feigen 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0161030 Tafeloliven 0,01 (*) 5 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 1,5 0,01 (*)

0161040 Kumquats 0,01 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 2 0,02 (*) 7

0161050 Karambolen 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0161060 Kakis/Japanische Persimonen 0,2 0,01 (*) 0,01 (*) 0,6 0,02 (*) 0,4 0,01 (*)

0161070 Jambolans 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0161990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)
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0162000 b) nicht genießbarer Schale, klein 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb) 5(+) 0,02 (*) 3

0162020 Lychees (Litschis) 0,01 (*) 0,02 (*) 15

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas 0,01 (*) 0,2 0,02 (*)

0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0162050 Sternäpfel 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia- 
Kakis

0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0162990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0163000 c) nicht genießbarer Schale, groß 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0163010 Avocadofrüchte 0,01 (*) 0,6 0,01 (*) 0,2 0,4 20(+)

0163020 Bananen 0,6(+) 0,01 (*) 3 0,02 (*) 0,4 6

0163030 Mangos 2 0,01 (*) 0,7 0,6 0,3 7

0163040 Papayas 0,01 (*) 0,01 (*) 1 0,07 0,4 10

0163050 Granatäpfel 2 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,4 0,01 (*)

0163060 Cherimoyas 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0163070 Guaven 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 2 0,01 (*)

0163080 Ananas 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,3 0,15 0,01 (*)

0163090 Brotfrüchte 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0163100 Durianfrüchte 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0163110 Saure Annonen/Guanabanas 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0163990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN

0210000 Wurzel- und Knollengemüse 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0211000 a) Kartoffeln 0,02 2(+) 0,15 0,05 0,3(+) 0,02 (*) 0,8 0,04(+) 0,2

0212000 b) Tropisches Wurzel- und Knollenge­
müse

0,02 2 0,05 0,2(+) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks (+) 0,01 (*) (+) 0,01 (*)

0212020 Süßkartoffeln (+) 0,01 (*) (+) 3

0212030 Yamswurzeln (+) 0,15 (+) 0,01 (*)

0212040 Pfeilwurz (+) 0,01 (*) (+) 0,01 (*)
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0212990 Sonstige (2) 0,01 (*) (+) 0,01 (*)

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemü­
se außer Zuckerrüben

0,9 0,9(+) 0,07 0,01 (*)

0213010 Rote Rüben 0,01 (*) 4(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213020 Karotten 0,01 (*) 2(+) 0,4 (+) 0,5 0,01 (*)

0213030 Knollensellerie 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213040 Meerrettiche/Kren 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213050 Erdartischocken 0,02 2(+) 0,5 (+) 0,06 0,01 (*)

0213060 Pastinaken 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213070 Petersilienwurzeln 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213080 Rettiche 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,1(+)

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213100 Kohlrüben 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213110 Weiße Rüben 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,5 0,01 (*)

0213990 Sonstige (2) 0,01 (*) 2(+) 0,5 (+) 0,02 (*) 0,01 (*)

0220000 Zwiebelgemüse 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0220010 Knoblauch 0,02 5(+) 0,3 0,2(+) 0,3 0,3

0220020 Zwiebeln 0,02 5(+) 0,3 0,2(+) 1,5 0,4

0220030 Schalotten 0,02 5(+) 0,3 0,2(+) 0,3 0,3

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und 
Winterzwiebeln

0,09 6(+) 0,01 (*) 0,7(+) 1,5 0,9

0220990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,5(+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*)

0230000 Fruchtgemüse 0,01 (*) 0,01 (*)

0231000 a) Solanaceae und Malvaceae 3(+) 0,6 1

0231010 Tomaten 0,9 (+) 0,05(+) 0,06 0,7 1,5 0,7(+) 0,3

0231020 Paprikas 1 (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,9 3 1,5(+) 0,5

0231030 Auberginen/Eierfrüchte 0,9 (+) 0,01 (*) 1 1 1,5 0,7 0,3

0231040 Okras/Griechische Hörnchen 1 (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,9 3 0,02 (*) 0,02 (*)

0231990 Sonstige (2) 1 (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 3 0,02 (*) 0,02 (*)
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0232000 b) Kürbisgewächse mit genießbarer 
Schale

0,08 4(+) 0,03 0,6 0,2 1 0,4 0,5 0,2

0232010 Schlangengurken (+) 0,15

0232020 Gewürzgurken (+) 0,01 (*) (+)

0232030 Zucchinis (+) 0,01 (*)

0232990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*)

0233000 c) Kürbisgewächse mit ungenießbarer 
Schale

0,01 (*) 3(+) 0,01 (*) 0,15 0,01 (*) 0,5 0,2

0233010 Melonen (+) 0,07 0,01 (*) 1

0233020 Kürbisse (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0233030 Wassermelonen (+) 0,07 0,15 0,02 (*)

0233990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0234000 d) Zuckermais 0,01 (*) 0,05(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,05 0,15 0,01 (*) 0,02 (*) 0,04 1,5

0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse 0,9 0,9(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby- 
Leaf-Salaten aus Kohlgemüse)

0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) (+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0241000 a) Blumenkohle 5(+) 0,6 0,5 1

0241010 Broccoli (+) 2(+) 0,02 (*)
(+)

(+)

0241020 Blumenkohle (+) 0,2(+) 0,5(+) (+)

0241990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*)

0242000 b) Kopfkohle 5(+)

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen (+) 0,09 0,4(+) 1 0,3 0,3(+) (+)

0242020 Kopfkohle (+) 0,3 0,5(+) 0,15 0,4 2 (+)

0242990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0243000 c) Blattkohle 9(+) 1,5 7

0243010 Chinakohle (+) 0,01 (*) 4(+) 8(+)

0243020 Grünkohle (+) 5 0,15(+) 0,02 (*)

0243990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*)

0244000 d) Kohlrabi 5(+) 0,09 0,15(+) 0,02 (*) 0,02 (*) 1,5(+)
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0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten

0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten 0,01 (*) 50(+) 0,01 (*) 0,02 4(+) 7 0,01 (*)

0251010 Feldsalate (+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251020 Grüne Salate (+) 6 (+) 20 6(+) 2 2(+)

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien (+) 0,07 (+) 0,01 (*) 0,02 (*)
(+)

0,4 0,9(+)

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime (+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251050 Barbarakraut (+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251060 Salatrauken/Rucola (+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251070 Roter Senf (+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der 
Brassica-Arten)

(+) 6 (+) 0,01 (*) 20(+) 10 0,9(+)

0251990 Sonstige (2) (+) 6 (+) 0,01 (*) 0,02 (*) 10 0,9(+)

0252000 b) Spinat und verwandte Arten (Blätter) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 6 3(+) 20 0,02 (*) 7 0,01 (*) 0,01 (*)

0252010 Spinat 50(+) (+) 0,6

0252020 Portulak 0,9(+) (+) 0,02 (*)

0252030 Mangold 30(+) (+) 1,5

0252990 Sonstige (2) 0,9(+) (+) 0,02 (*)

0253000 c) Traubenblätter und ähnliche Arten 0,01 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,7

0254000 d) Brunnenkresse 0,01 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,07 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 7 0,01 (*) 0,01 (*)

0255000 e) Chicorée 0,01 (*) 7(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,07 6(+) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,09 0,03 0,15 0,01 (*)

0256000 f) Frische Kräuter und essbare Blüten 1 50(+) 0,02 (*) 0,02 6 3(+) 20 0,04 (*) 2 4 0,02 (*)

0256010 Kerbel (+) (+) 0,7

0256020 Schnittlauch (+) (+) 0,02 (*)

0256030 Sellerieblätter (+) (+) 0,7

0256040 Petersilie (+) (+) 0,02 (*)

0256050 Salbei (+) (+) 0,02 (*)

0256060 Rosmarin (+) (+) 0,02 (*)
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0256070 Thymian (+) (+) 0,02 (*)

0256080 Basilikum und essbare Blüten (+) (+) 0,02 (*)

0256090 Lorbeerblätter (+) (+) 0,02 (*)

0256100 Estragon (+) (+) 0,02 (*)

0256990 Sonstige (2) (+) (+) 0,02 (*)

0260000 Hülsengemüse 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0260010 Bohnen (mit Hülsen) 5(+) 1,5 0,5 2 0,6 0,6 2

0260020 Bohnen (ohne Hülsen) 3(+) 0,01 (*) 0,4 0,09 0,01 (*) 0,3 1,5

0260030 Erbsen (mit Hülsen) 5(+) 2 0,5 2 0,6 0,6 2

0260040 Erbsen (ohne Hülsen) 3(+) 1,5 0,4 0,3 0,01 (*) 0,15 1,5

0260050 Linsen 3(+) 0,01 (*) 0,4 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 1,5

0260990 Sonstige (2) 0,06(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0270000 Stängelgemüse 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0270010 Spargel 0,01 (*) 0,9(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0270020 Kardonen 0,01 (*) 0,9(+) 0,3 9(+) 0,02 (*) 0,02 (*)

0270030 Stangensellerie 0,01 (*) 9(+) 0,3 9(+) 1,5 4

0270040 Fenchel 0,01 (*) 9(+) 0,3 9(+) 1,5 4

0270050 Artischocken 0,01 (*) 5(+) 0,9 0,4(+) 3 1

0270060 Porree 0,09 9(+) 0,01 (*) 0,7(+) 0,8 0,9

0270070 Rhabarber 0,01 (*) 0,9(+) 0,3 9(+) 0,02 (*) 4

0270080 Bambussprossen 0,01 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0270090 Palmherzen 0,01 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0270990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,5(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0280000 Pilze, Moose und Flechten 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0280010 Kulturpilze

0280020 Wilde Pilze

0280990 Moose und Flechten
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0290000 Algen und Prokaryonten 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 0,2 3(+) 0,01 (*) 4 3 0,09 0,02 (*) 2 0,01 (*) 0,01 (*)

0300010 Bohnen (+) 0,3(+) 0,3

0300020 Linsen (+) 0,4(+) 0,5

0300030 Erbsen (+) 0,4(+) 0,3

0300040 Lupinen (+) 0,2(+) 0,05

0300990 Sonstige (2) (+) 0,01 (*)
(+)

0,3

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)

0401000 Ölsaaten

0401010 Leinsamen 0,15 1(+) 9 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401020 Erdnüsse 0,04 1(+) 0,01 (*) 0,04 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,04 0,02 (*)

0401030 Mohnsamen 0,15 1(+) 9 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401040 Sesamsamen 0,01 (*) 1(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401050 Sonnenblumenkerne 0,01 (*) 1(+) 0,1 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,3 0,02 (*)

0401060 Rapssamen 0,2 1(+) 9 0,3 0,9 0,015 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401070 Sojabohnen 0,08 3(+) 15 1,5 0,15 0,01 (*) 0,2 0,2 4

0401080 Senfkörner 0,15 1(+) 4 0,3 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401090 Baumwollsamen 0,15 1(+) 0,7 0,8 0,5 0,01 (*) 0,05 0,3 0,4

0401100 Kürbiskerne 0,01 (*) 1(+) 5 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0401110 Saflorsamen 0,01 (*) 1(+) 9 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401120 Borretschsamen 0,01 (*) 1(+) 4 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401130 Leindottersamen 0,15 1(+) 9 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401140 Hanfsamen 0,01 (*) 1(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0401150 Rizinusbohnen 0,01 (*) 1(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,9 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2 0,02 (*)

0401990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,06(+) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0402000 Ölfrüchte 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*)

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl 5 0,01 (*) 1,5

0402020 Ölpalmenkerne 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)
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0402030 Ölpalmenfrüchte 0,01 (*) 0,8 0,02 (*)

0402040 Kapok 0,01 (*) 0,8 0,02 (*)

0402990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

0500000 GETREIDE 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)

0500010 Gerste 1,5 4(+) 3 3(+) 0,02 (*) 1

0500020 Buchweizen und anderes 
Pseudogetreide

0,01 (*) 0,15(+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*)

0500030 Mais 0,02 0,15(+) 0,02 0,01 (*)
(+)

0,04 0,02 (*)

0500040 Hirse 0,01 (*) 0,15(+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*)

0500050 Hafer 1,5 4(+) 0,01 (*) 3(+) 0,02 (*) 1

0500060 Reis 0,01 (*) 0,15(+) 0,01 (*) 5(+) 0,02 (*) 0,09

0500070 Roggen 0,1 0,8(+) 0,01 (*) 0,4(+) 0,02 (*) 0,2

0500080 Sorghum 0,01 (*) 0,15(+) 3 0,8(+) 0,02 (*) 0,5

0500090 Weizen 0,1 0,8(+) 1 0,4(+) 0,02 (*) 0,2

0500990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,15(+) 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*)

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND 
JOHANNISBROT

0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0610000 Tees 0,05 (*) 40 9(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*)

0620000 Kaffeebohnen 0,15 0,05 (*)(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 1 0,2 0,15 0,3 0,1 (*)

0630000 Kräutertees aus 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*)

0631000 a) Blüten 0,9(+) 0,04 (*)(+) 0,05 (*) 0,1 (*)

0631010 Kamille (+) (+)

0631020 Hibiskus (+) (+)

0631030 Rose (+) (+)

0631040 Jasmin (+) (+)

0631050 Linde (+) (+)

0631990 Sonstige (2) (+) (+)
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0632000 b) Blättern und Kräutern 0,9(+) 0,04 (*)(+) 30(+) 50

0632010 Erdbeere (+) (+) (+)

0632020 Rooibos (+) (+) (+)

0632030 Mate (+) (+) (+)

0632990 Sonstige (2) (+) (+) (+)

0633000 c) Wurzeln 3(+) 4(+) 2(+) 0,1 (*)

0633010 Baldrian (+) (+) (+)

0633020 Ginseng (+) (+) (+)

0633990 Sonstige (2) (+) (+) (+)

0639000 d) anderen Pflanzenteilen 0,01 (*)(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*)

0640000 Kakaobohnen 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*)

0650000 Johannisbrote/Karuben 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*)

0700000 HOPFEN 0,05 (*) 80(+) 0,05 (*) 0,05 (*)(+) 10 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 15 15 0,05 (*) 0,05 (*)

0800000 GEWÜRZE (+)

0810000 Samengewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,03 (*)(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0810010 Anis/Anissamen (+) (+)

0810020 Schwarzkümmel (+) (+)

0810030 Sellerie (+) (+)

0810040 Koriander (+) (+)

0810050 Kreuzkümmel (+) (+)

0810060 Dill (+) (+)

0810070 Fenchel (+) (+)

0810080 Bockshornklee (+) (+)

0810090 Muskatnuss (+) (+)

0810990 Sonstige (2) (+) (+)

0820000 Fruchtgewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,03 (*)(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)
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0820010 Nelkenpfeffer (+) (+)

0820020 Szechuanpfeffer (+) (+)

0820030 Kümmel (+) (+)

0820040 Kardamom (+) (+)

0820050 Wacholderbeere (+) (+)

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß) (+) (+)

0820070 Vanille (+) (+)

0820080 Tamarinde (+) (+)

0820990 Sonstige (2) (+) (+)

0830000 Rindengewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0830010 Zimt (+)

0830990 Sonstige (2) (+)

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze (+) (+)

0840010 Süßholzwurzeln 0,05 (*) 0,4(+) 0,05 (*) 4(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0840020 Ingwer (10) (+)

0840030 Kurkuma 0,15 0,4(+) 0,05 (*) 4(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0840040 Meerrettich/Kren (11) (+)

0840990 Sonstige (2) 0,05 (*) 0,4(+) 0,05 (*) 4(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0850000 Knospengewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0850010 Nelken (+)

0850020 Kapern (+)

0850990 Sonstige (2) (+)

0860000 Blütenstempelgewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0860010 Safran (+)

0860990 Sonstige (2) (+)

0870000 Samenmantelgewürze 0,05 (*) 0,9(+) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)

0870010 Muskatblüte (+)

0870990 Sonstige (2) (+)

0900000 ZUCKERPFLANZEN 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)
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0900010 Zuckerrübenwurzeln 0,01 (*) 0,4(+) 0,5 0,4(+) 0,2 0,06

0900020 Zuckerrohre 0,4 7(+) 0,01 (*) 3(+) 0,08 0,02 (*)

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte 0,01 (*) 0,4(+) 0,01 (*) 0,3(+) 0,5 0,07

0900990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,5 0,01 (*) 0,01 (*)
(+)

0,02 (*) 0,02 (*)

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - 
LANDTIERE

1010000 Waren von 0,01 (*) 0,05 (*) (+) 0,01 (*)

1011000 a) Schweinen 0,02 (*)

1011010 Muskel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02(+) 0,03 0,015 0,02 (*) 0,05 0,05 (*)(+)

1011020 Fett 0,03 0,07 0,04(+) 0,015 0,2 0,15 0,02 (*) 0,05 (*)(+)

1011030 Leber 0,1 0,05 (*) 0,03(+) 0,08 0,1 0,02 (*) 0,7 0,15(+)

1011040 Nieren 0,1 0,05 (*) 0,06(+) 0,09 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,07 0,06 0,09 0,2 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1011990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,09 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1012000 b) Rindern 0,02 (*)

1012010 Muskel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02(+) 0,3 0,015 0,02 (*) 0,05 0,1(+)

1012020 Fett 0,03 0,3 0,04(+) 0,2 0,2 0,15 0,02 (*) 0,1(+)

1012030 Leber 0,1 0,2(+) 0,03(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1012040 Nieren 0,1 0,2 0,07(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 1(+)

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,3 0,07 1 0,2 0,02 (*) 0,7 1(+)

1012990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1013000 c) Schafen 0,02 (*)

1013010 Muskel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02(+) 0,3 0,015 0,02 (*) 0,05 0,05 (*)(+)

1013020 Fett 0,03 0,3 0,04(+) 0,2 0,2 0,15 0,02 (*) 0,05 (*)(+)

1013030 Leber 0,1 0,2(+) 0,03(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,15(+)
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1013040 Nieren 0,1 0,2 0,07(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,3 0,07 1 0,2 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1013990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1014000 d) Ziegen 0,02 (*)

1014010 Muskel 0,01 (*) 0,2 0,02(+) 0,3 0,015 0,02 (*) 0,05 0,1(+)

1014020 Fett 0,03 0,3 0,04(+) 0,2 0,2 0,15 0,02 (*) 0,1(+)

1014030 Leber 0,1 0,2(+) 0,03(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,15(+)

1014040 Nieren 0,1 0,2 0,07(+) 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,3 0,07 1 0,2 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1014990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1015000 e) Einhufern 0,02 (*)

1015010 Muskel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 0,3 0,015 0,02 (*) 0,05 0,05 (*)(+)

1015020 Fett 0,03 0,3 0,04 0,2 0,2 0,15 0,02 (*) 0,05 (*)(+)

1015030 Leber 0,1 0,2 0,03 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,15(+)

1015040 Nieren 0,1 0,2 0,07 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,3 0,07 1 0,2 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1015990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1016000 f) Geflügel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)

1016010 Muskel 0,01 (*) 0,02(+) 0,02 0,02 (*) 0,05(+)

1016020 Fett 0,08 0,02(+) 0,05 0,08 0,05(+)

1016030 Leber 0,15(+) 0,04(+) 0,02 0,02 (*) 0,2(+)

1016040 Nieren 0,05 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,2(+)

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,15 0,04 0,05 0,02 (*) 0,2(+)

1016990 Sonstige (2) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)
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1017000 g) Sonstigen als Nutztiere gehaltenen 
Landtieren

0,02 (*)

1017010 Muskel 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 0,3 0,015 0,02 (*) 0,05 0,05 (*)(+)

1017020 Fett 0,03 0,3 0,04 0,2 0,2 0,15 0,02 (*) 0,05 (*)(+)

1017030 Leber 0,1 0,2 0,03 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,15(+)

1017040 Nieren 0,1 0,2 0,07 1 0,1 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse 
(außer Leber und Nieren)

0,1 0,3 0,07 1 0,2 0,02 (*) 0,7 0,3(+)

1017990 Sonstige (2) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 1 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+)

1020000 Milch 0,01 (*) 0,02 0,02 (*) 0,08 0,02 0,01 (*) 0,02 0,01 (*) 0,01 (*) 0,2(+) 0,01 (*)

1020010 Rinder (+) 0,15 (+)

1020020 Schafe (+) 0,15 (+)

1020030 Ziegen (+) 0,15 (+)

1020040 Pferde 0,01 (*) (+)

1020990 Sonstige (2) 0,01 (*) (+)

1030000 Vogeleier 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02(+) 0,01 (*) 0,02 0,01 (*) 0,02 0,05 (*) 0,01 (*) 2(+) 0,01 (*)

1030010 Huhn (+) (+)

1030020 Ente (+) (+)

1030030 Gans (+) (+)

1030040 Wachtel (+) (+)

1030990 Sonstige (2) (+) (+)

1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse (7) 0,05 (*) 0,15 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,5 0,05 (*) 0,05 (*)

1050000 Amphibien und Reptilien 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,05 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*)

1060000 Wirbellose Landtiere 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,05 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*)

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,05 (*) 0,02 (*) 0,01 (*)(+) 0,01 (*)

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - 
FISCH, FISCHEREIERZEUGNISSE UND 
SONSTIGE VON MEERES- ODER 
SÜSSWASSERTIEREN GEWONNENE 
LEBENSMITTEL (8)
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1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR 
FUTTERMITTELHERSTELLUNG 
VERWENDETE ERZEUGNISSE ODER TEILE 
VON ERZEUGNISSEN (8)

1300000 VERARBEITETE LEBENSMITTEL (9)

(*) Untere analytische Bestimmungsgrenze
(a) Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte auf Anhang I verwiesen werden.

Boscalid (R) (F)

(R) Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: Code 1000000, ausgenommen 1040000, 1011010, 1011020, 1011050, 
1012010, 1012020, 1012050, 1013010, 1013020, 1013050, 1014010, 1014020, 1014050, 1015010, 1015020, 1015050, 1016010, 1016020, 1017010, 1017020, 1017050, 1020000, 1030000: Summe 
aus Boscalid und seinem Hydroxy-Metaboliten 2-Chlor-N-(4′-chlor-5-hydroxybiphenyl-2-yl)nicotinamid (frei und konjugiert), ausgedrückt als Boscalid

(F) Fettlöslich

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden, zu Rückständen nach wiederholten Anwendungen bei Dauerkulturen sowie Daten zur Bestätigung des Plateaugehalts im Boden nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0700000 HOPFEN

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen (nach wiederholten Anwendungen bei Dauerkulturen und zur Unterstützung der Zulassung) sowie Daten zur Bestätigung des 
Plateaugehalts im Boden nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem 
Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0140010 Aprikosen

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückständen nach wiederholten Anwendungen bei Dauerkulturen sowie Daten zur Bestätigung des Plateaugehalts im Boden nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung 
der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0110000 Zitrusfrüchte
0110010 Grapefruits
0110020 Orangen
0110030 Zitronen
0110040 Limetten
0110050 Mandarinen
0110990 Sonstige (2)
0120000 Schalenfrüchte
0120010 Mandeln
0120020 Paranüsse
0120030 Kaschunüsse
0120040 Esskastanien
0120050 Kokosnüsse
0120060 Haselnüsse
0120070 Macadamia-Nüsse
0120080 Pekannüsse
0120090 Pinienkerne
0120100 Pistazien
0120110 Walnüsse
0120990 Sonstige (2)
0130010 Äpfel
0130020 Birnen
0130030 Quitten
0140020 Kirschen (süß)
0140030 Pfirsiche
0140040 Pflaumen
0151000 a) Trauben
0151010 Tafeltrauben
0151020 Keltertrauben
0153000 c) Strauchbeerenobst
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0153010 Brombeeren
0153020 Kratzbeeren
0153030 Himbeeren (rot und gelb)
0153990 Sonstige (2)
0154000 d) Anderes Kleinobst und Beeren
0154010 Heidelbeeren
0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren
0154030 Johannisbeeren (schwarzx, rot und weiß)
0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb)
0154050 Hagebutten
0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß)
0154070 Azarole/Mittelmeermispel
0154080 Holunderbeeren
0154990 Sonstige (2)
0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)
0163020 Bananen
0620000 Kaffeebohnen
0630000 Kräutertees aus
0631000 a) Blüten
0631010 Kamille
0631020 Hibiskus
0631030 Rose
0631040 Jasmin
0631050 Linde
0631990 Sonstige (2)
0632000 b) Blättern und Kräutern
0632010 Erdbeere
0632020 Rooibos
0632030 Mate
0632990 Sonstige (2)
0633000 c) Wurzeln
0633010 Baldrian
0633020 Ginseng
0633990 Sonstige (2)
0639000 d) anderen Pflanzenteilen
0900020 Zuckerrohre

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückständen bei Folgekulturen sowie Daten zur Bestätigung des Plateaugehalts im Boden nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0152000 b) Erdbeeren
0211000 a) Kartoffeln
0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks
0212020 Süßkartoffeln
0212030 Yamswurzeln
0212040 Pfeilwurz
0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zuckerrüben
0213010 Rote Rüben
0213020 Karotten
0213030 Knollensellerie
0213040 Meerrettiche/Kren
0213050 Erdartischocken
0213060 Pastinaken
0213070 Petersilienwurzeln
0213080 Rettiche
0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart
0213100 Kohlrüben
0213110 Weiße Rüben
0213990 Sonstige (2)
0220000 Zwiebelgemüse
0220010 Knoblauch
0220020 Zwiebeln
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0220030 Schalotten
0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln
0220990 Sonstige (2)
0230000 Fruchtgemüse
0231000 a) Solanaceae und Malvaceae
0231010 Tomaten
0231020 Paprikas
0231030 Auberginen/Eierfrüchte
0231040 Okras/Griechische Hörnchen
0231990 Sonstige (2)
0232000 b) Kürbisgewächse mit genießbarer Schale
0232010 Schlangengurken
0232020 Gewürzgurken
0232030 Zucchinis
0232990 Sonstige (2)
0233000 c) Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale
0233010 Melonen
0233020 Kürbisse
0233030 Wassermelonen
0233990 Sonstige (2)
0234000 d) Zuckermais
0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse
0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Salaten aus Kohlgemüse)
0241000 a) Blumenkohle
0241010 Broccoli
0241990 Sonstige (2)
0242000 b) Kopfkohle
0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen
0242020 Kopfkohle
0242990 Sonstige (2)
0243000 c) Blattkohle
0243010 Chinakohle
0243020 Grünkohle
0243990 Sonstige (2)
0244000 d) Kohlrabi
0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten
0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten
0251010 Feldsalate
0251020 Grüne Salate
0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien
0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime
0251050 Barbarakraut
0251060 Salatrauken/Rucola
0251070 Roter Senf
0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)
0251990 Sonstige (2)
0252000 b) Spinat und verwandte Arten (Blätter)
0252010 Spinat
0252020 Portulak
0252990 Sonstige (2)
0253000 c) Traubenblätter und ähnliche Arten
0254000 d) Brunnenkresse
0255000 e) Chicorée
0256000 f) Frische Kräuter und essbare Blüten
0256010 Kerbel
0256020 Schnittlauch
0256030 Sellerieblätter
0256040 Petersilie
0256050 Salbei
0256060 Rosmarin
0256070 Thymian
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0256080 Basilikum und essbare Blüten
0256090 Lorbeerblätter
0256100 Estragon
0256990 Sonstige (2)
0260000 Hülsengemüse
0260010 Bohnen (mit Hülsen)
0260030 Erbsen (mit Hülsen)
0260990 Sonstige (2)
0270000 Stängelgemüse
0270010 Spargel
0270020 Kardonen
0270050 Artischocken
0270060 Porree
0270070 Rhabarber
0270080 Bambussprossen
0270090 Palmherzen
0270990 Sonstige (2)
0300000 HÜLSENFRÜCHTE
0300010 Bohnen
0300020 Linsen
0300030 Erbsen
0300040 Lupinen
0300990 Sonstige (2)
0401000 Ölsaaten
0401010 Leinsamen
0401020 Erdnüsse
0401030 Mohnsamen
0401040 Sesamsamen
0401050 Sonnenblumenkerne
0401060 Rapssamen
0401070 Sojabohnen
0401080 Senfkörner
0401090 Baumwollsamen
0401100 Kürbiskerne
0401110 Saflorsamen
0401120 Borretschsamen
0401130 Leindottersamen
0401140 Hanfsamen
0401150 Rizinusbohnen
0401990 Sonstige (2)
0500000 GETREIDE
0500010 Gerste
0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide
0500030 Mais
0500040 Hirse
0500050 Hafer
0500060 Reis
0500070 Roggen
0500080 Sorghum
0500090 Weizen
0500990 Sonstige (2)
0900010 Zuckerrübenwurzeln
0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen (bei Folgekulturen und zur Unterstützung der Zulassung) sowie Daten zur Bestätigung des Plateaugehalts im Boden nicht vorliegen. Bei 
der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0241020 Blumenkohle
0252030 Mangold
0260020 Bohnen (ohne Hülsen)
0260040 Erbsen (ohne Hülsen)
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0260050 Linsen
0270030 Stangensellerie
0270040 Fenchel

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden, zu Rückständen nach wiederholten Anwendungen bei Dauerkulturen sowie Daten zur Bestätigung des Plateaugehalts im Boden nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0800000 GEWÜRZE
0810000 Samengewürze
0810010 Anis/Anissamen
0810020 Schwarzkümmel
0810030 Sellerie
0810040 Koriander
0810050 Kreuzkümmel
0810060 Dill
0810070 Fenchel
0810080 Bockshornklee
0810090 Muskatnuss
0810990 Sonstige (2)
0820000 Fruchtgewürze
0820010 Nelkenpfeffer
0820020 Szechuanpfeffer
0820030 Kümmel
0820040 Kardamom
0820050 Wacholderbeere
0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)
0820070 Vanille
0820080 Tamarinde
0820990 Sonstige (2)
0830000 Rindengewürze
0830010 Zimt
0830990 Sonstige (2)
0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze
0840010 Süßholzwurzeln
0840020 Ingwer (10)
0840030 Kurkuma
0840040 Meerrettich/Kren (11)
0840990 Sonstige (2)
0850000 Knospengewürze
0850010 Nelken
0850020 Kapern
0850990 Sonstige (2)
0860000 Blütenstempelgewürze
0860010 Safran
0860990 Sonstige (2)
0870000 Samenmantelgewürze
0870010 Muskatblüte
0870990 Sonstige (2)

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zum Verbleib des Pyridin-Anteils und zur Art und Höhe gebundener Rückstände nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
1016030 Leber

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zum Verbleib des Pyridin-Anteils nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
1012030 Leber
1013030 Leber
1014030 Leber
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Fenazaquin (F)
(F) Fettlöslich

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Rückstandsuntersuchungen bezüglich 2-(4-tert-Butylphenyl)ethanol und zu den Analysemethoden nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 7. Juli 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0610000 Tees

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 7. Juli 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0110010 Grapefruits
0110020 Orangen
0110030 Zitronen
0110040 Limetten
0110050 Mandarinen
0130010 Äpfel
0130020 Birnen
0130030 Quitten
0130040 Mispeln
0130050 Japanische Wollmispeln
0152000 b) Erdbeeren
0231010 Tomaten

Fluazifop-P (Summe aller Isomerbestandteile von Fluazifop, seiner Ester und seiner Konjugate, ausgedrückt als Fluazifop)

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, 
falls diese bis zum 29. Juni 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0631000 a) Blüten
0631010 Kamille
0631020 Hibiskus
0631030 Rose
0631040 Jasmin
0631050 Linde
0631990 Sonstige (2)
0632000 b) Blättern und Kräutern
0632010 Erdbeere
0632020 Rooibos
0632030 Mate
0632990 Sonstige (2)
0633000 c) Wurzeln
0633010 Baldrian
0633020 Ginseng
0633990 Sonstige (2)
0700000 HOPFEN
0810000 Samengewürze
0810010 Anis/Anissamen
0810020 Schwarzkümmel
0810030 Sellerie
0810040 Koriander
0810050 Kreuzkümmel
0810060 Dill
0810070 Fenchel
0810080 Bockshornklee
0810090 Muskatnuss
0810990 Sonstige (2)
0820000 Fruchtgewürze
0820010 Nelkenpfeffer
0820020 Szechuanpfeffer
0820030 Kümmel
0820040 Kardamom
0820050 Wacholderbeere
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0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)
0820070 Vanille
0820080 Tamarinde
0820990 Sonstige (2)
0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze
0840010 Süßholzwurzeln
0840030 Kurkuma
0840990 Sonstige (2)
1011010 Muskel
1011020 Fett
1011030 Leber
1011040 Nieren
1012010 Muskel
1012020 Fett
1012030 Leber
1012040 Nieren
1013010 Muskel
1013020 Fett
1013030 Leber
1013040 Nieren
1014010 Muskel
1014020 Fett
1014030 Leber
1014040 Nieren
1016010 Muskel
1016020 Fett
1016030 Leber
1020010 Rinder
1020020 Schafe
1020030 Ziegen
1030000 Vogeleier
1030010 Huhn
1030020 Ente
1030030 Gans
1030040 Wachtel
1030990 Sonstige (2)

Fluxapyroxad (F)

(F) Fettlöslich

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden und zu Rückständen bei Folgekulturen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die 
im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 20. April 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0632000 b) Blättern und Kräutern
0632010 Erdbeere
0632020 Rooibos
0632030 Mate
0632990 Sonstige (2)
0633000 c) Wurzeln
0633010 Baldrian
0633020 Ginseng
0633990 Sonstige (2)

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen und zu Rückständen bei Folgekulturen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 20. April 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0220010 Knoblauch
0220020 Zwiebeln
0220030 Schalotten
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Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückständen bei Folgekulturen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 20. April 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0211000 a) Kartoffeln
0212000 b) Tropisches Wurzel- und Knollengemüse
0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks
0212020 Süßkartoffeln
0212030 Yamswurzeln
0212040 Pfeilwurz
0212990 Sonstige (2)
0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zuckerrüben
0213010 Rote Rüben
0213020 Karotten
0213030 Knollensellerie
0213040 Meerrettiche/Kren
0213050 Erdartischocken
0213060 Pastinaken
0213070 Petersilienwurzeln
0213080 Rettiche
0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart
0213100 Kohlrüben
0213110 Weiße Rüben
0213990 Sonstige (2)
0220000 Zwiebelgemüse
0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln
0220990 Sonstige (2)
0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Salaten aus Kohlgemüse)
0241000 a) Blumenkohle
0241010 Broccoli
0241020 Blumenkohle
0241990 Sonstige (2)
0242000 b) Kopfkohle
0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen
0242020 Kopfkohle
0242990 Sonstige (2)
0243000 c) Blattkohle
0243010 Chinakohle
0243020 Grünkohle
0243990 Sonstige (2)
0244000 d) Kohlrabi
0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten
0251010 Feldsalate
0251020 Grüne Salate
0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien
0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime
0251050 Barbarakraut
0251060 Salatrauken/Rucola
0251070 Roter Senf
0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)
0251990 Sonstige (2)
0252000 b) Spinat und verwandte Arten (Blätter)
0252010 Spinat
0252020 Portulak
0252030 Mangold
0252990 Sonstige (2)
0255000 e) Chicorée
0256000 f) Frische Kräuter und essbare Blüten
0256010 Kerbel
0256020 Schnittlauch
0256030 Sellerieblätter
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0256040 Petersilie
0256050 Salbei
0256060 Rosmarin
0256070 Thymian
0256080 Basilikum und essbare Blüten
0256090 Lorbeerblätter
0256100 Estragon
0256990 Sonstige (2)
0270020 Kardonen
0270030 Stangensellerie
0270040 Fenchel
0270050 Artischocken
0270060 Porree
0270070 Rhabarber
0300000 HÜLSENFRÜCHTE
0300010 Bohnen
0300020 Linsen
0300030 Erbsen
0300040 Lupinen
0300990 Sonstige (2)
0500000 GETREIDE
0500010 Gerste
0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide
0500030 Mais
0500040 Hirse
0500050 Hafer
0500060 Reis
0500070 Roggen
0500080 Sorghum
0500090 Weizen
0500990 Sonstige (2)
0900000 ZUCKERPFLANZEN
0900010 Zuckerrübenwurzeln
0900020 Zuckerrohre
0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte
0900990 Sonstige (2)

Metaflumizon (Summe der E- und Z-Isomere)

Für dieses Erzeugnis gilt der Rückstandshöchstgehalt ab dem 14. November 2021.
0241010 Broccoli
0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 25. Oktober 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0241020 Blumenkohle

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zum toxikologischen Profil des Metaboliten M320I04 nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten 
Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 25. Oktober 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0231010 Tomaten
0231020 Paprikas
0232020 Gewürzgurken
0243010 Chinakohle
0251010 Feldsalate
0251020 Grüne Salate
0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime
0251050 Barbarakraut
0251060 Salatrauken/Rucola
0251070 Roter Senf
0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)
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Pyraclostrobin (F)

(F) Fettlöslich

Spirotetramat und Spirotetramat-enol (Summe daraus), ausgedrückt als Spirotetramat (R)

(R) Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: Spirotetramat – Code 1000000, ausgenommen 1040000: Spirotetramat-enol, 
ausgedrückt als Spirotetramat

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 20. April 2023 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen
0244000 d) Kohlrabi

Thiabendazol ®

(R) Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: Thiabendazol – Code 100000, ausgenommen 1020000 und 1040000: Summe 
aus Thiabendazol und 5-Hydroxythiabendazol, ausgedrückt als Thiabendazol

Thiabendazol – Code 1020000: Summe aus Thiabendazol, 5-Hydroxythiabendazol und seinem Sulfatkonjugat, ausgedrückt als Thiabendazol

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden und zur Höhe der Rückstände des Metaboliten Benzimidazol nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 1. Juli 2019 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - LANDTIERE
1010000 Waren von
1011000 a) Schweinen
1011010 Muskel
1011020 Fett
1011030 Leber
1011040 Nieren
1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1011990 Sonstige (2)
1012000 b) Rindern
1012010 Muskel
1012020 Fett
1012030 Leber
1012040 Nieren
1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1012990 Sonstige (2)
1013000 c) Schafen
1013010 Muskel
1013020 Fett
1013030 Leber
1013040 Nieren
1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1013990 Sonstige (2)
1014000 d) Ziegen
1014010 Muskel
1014020 Fett
1014030 Leber
1014040 Nieren
1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1014990 Sonstige (2)
1015000 e) Einhufern
1015010 Muskel
1015020 Fett
1015030 Leber
1015040 Nieren
1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1015990 Sonstige (2)
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1016000 f) Geflügel
1016010 Muskel
1016020 Fett
1016030 Leber
1016040 Nieren
1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1016990 Sonstige (2)
1017000 g) Sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren
1017010 Muskel
1017020 Fett
1017030 Leber
1017040 Nieren
1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)
1017990 Sonstige (2)
1020000 Milch
1020010 Rinder
1020020 Schafe
1020030 Ziegen
1020040 Pferde
1020990 Sonstige (2)
1030000 Vogeleier
1030010 Huhn
1030020 Ente
1030030 Gans
1030040 Wachtel
1030990 Sonstige (2)
1050000 Amphibien und Reptilien
1060000 Wirbellose Landtiere
1070000 Wildlebende Landwirbeltiere

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten 
Angaben, falls diese bis zum 1. Juli 2019 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0163010 Avocadofrüchte

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Lagerstabilität und zur Höhe der Rückstände des Metaboliten Benzimidazol nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 1. Juli 2019 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0211000 a) Kartoffeln

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zur Höhe der Rückstände des Metaboliten Benzimidazol nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im 
ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 1. Juli 2019 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0130010 Äpfel

Tolclofos-methyl (F)

(F) Fettlöslich

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zum Pflanzenmetabolismus nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, 
falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0213080 Rettiche

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu Rückstandsuntersuchungen, toxikologische Daten zu den Zuckerkonjugaten der Metaboliten ph-CH3 und TM-CH2OH sowie Angaben zu Rückstandsunter­
suchungen unter Berücksichtigung der Analyse der Zuckerkonjugate der Metaboliten ph-CH3 und TM-CH2OH nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, 
falls diese bis zum 6. Februar 2018 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen.
0241010 Broccoli
0241020 Blumenkohle
0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen
0242020 Kopfkohle
0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten
0251010 Feldsalate
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0251020 Grüne Salate
0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien
0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime
0251050 Barbarakraut
0251060 Salatrauken/Rucola
0251070 Roter Senf
0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)
0251990 Sonstige (2)“
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2. In Anhang III Teil A erhält die Spalte für Fosetyl-Al folgende Fassung:

„ANNEX IIIA

Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg)

Code- 
Nummer Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für die die Rückstandshöchstgehalte gelten (a)
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0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; SCHALENFRÜCHTE

0110000 Zitrusfrüchte

0110010 Grapefruits 75

0110020 Orangen 75

0110030 Zitronen 150

0110040 Limetten 150

0110050 Mandarinen 150

0110990 Sonstige (2) 75

0120000 Schalenfrüchte

0120010 Mandeln 1 500

0120020 Paranüsse 500

0120030 Kaschunüsse 500

0120040 Esskastanien 1 500

0120050 Kokosnüsse 500

0120060 Haselnüsse 1 500

0120070 Macadamia-Nüsse 500

0120080 Pekannüsse 500

0120090 Pinienkerne 500

0120100 Pistazien 1 500

0120110 Walnüsse 1 500

0120990 Sonstige (2) 500

0130000 Kernobst 150

0130010 Äpfel

0130020 Birnen

0130030 Quitten

0130040 Mispeln

0130050 Japanische Wollmispeln

0130990 Sonstige (2)
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0140000 Steinobst

0140010 Aprikosen 2 (*)

0140020 Kirschen (süß) 2 (*)

0140030 Pfirsiche 50

0140040 Pflaumen 2 (*)

0140990 Sonstige (2) 2 (*)

0150000 Beeren und Kleinobst

0151000 a) Trauben

0151010 Tafeltrauben 100

0151020 Keltertrauben 200

0152000 b) Erdbeeren 100

0153000 c) Strauchbeerenobst

0153010 Brombeeren 300

0153020 Kratzbeeren 2 (*)

0153030 Himbeeren (rot und gelb) 300

0153990 Sonstige (2) 2 (*)

0154000 d) Anderes Kleinobst und Beeren

0154010 Heidelbeeren 200

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren 2 (*)

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß) 200

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb) 200

0154050 Hagebutten 2 (*)

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß) 2 (*)

0154070 Azarole/Mittelmeermispel 50

0154080 Holunderbeeren 80

0154990 Sonstige (2) 2 (*)

0160000 Sonstige Früchte mit

0161000 a) genießbarer Schale

0161010 Datteln 2 (*)

0161020 Feigen 2 (*)

0161030 Tafeloliven 100

0161040 Kumquats 2 (*)

0161050 Karambolen 2 (*)

0161060 Kakis/Japanische Persimonen 50

0161070 Jambolans 2 (*)

0161990 Sonstige (2) 2 (*)

0162000 b) nicht genießbarer Schale, klein

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb) 200

0162020 Lychees (Litschis) 2 (*)

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas 2 (*)
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0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen 2 (*)

0162050 Sternäpfel 2 (*)

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis 2 (*)

0162990 Sonstige (2) 2 (*)

0163000 c) nicht genießbarer Schale, groß

0163010 Avocadofrüchte 70

0163020 Bananen 2 (*)

0163030 Mangos 2 (*)

0163040 Papayas 2 (*)

0163050 Granatäpfel 90

0163060 Cherimoyas 2 (*)

0163070 Guaven 2 (*)

0163080 Ananas 50

0163090 Brotfrüchte 2 (*)

0163100 Durianfrüchte 2 (*)

0163110 Saure Annonen/Guanabanas 2 (*)

0163990 Sonstige (2) 2 (*)

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN

0210000 Wurzel- und Knollengemüse

0211000 a) Kartoffeln 200

0212000 b) Tropisches Wurzel- und Knollengemüse 2 (*)

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks

0212020 Süßkartoffeln

0212030 Yamswurzeln

0212040 Pfeilwurz

0212990 Sonstige (2)

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zuckerrüben

0213010 Rote Rüben 2 (*)

0213020 Karotten 2 (*)

0213030 Knollensellerie 8

0213040 Meerrettiche/Kren 200

0213050 Erdartischocken 2 (*)

0213060 Pastinaken 2 (*)

0213070 Petersilienwurzeln 2 (*)

0213080 Rettiche 25

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart 2 (*)

0213100 Kohlrüben 2 (*)

0213110 Weiße Rüben 2 (*)

0213990 Sonstige (2) 2 (*)
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0220000 Zwiebelgemüse

0220010 Knoblauch 30

0220020 Zwiebeln 50

0220030 Schalotten 30

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln 30

0220990 Sonstige (2) 2 (*)

0230000 Fruchtgemüse

0231000 a) Solanaceae und Malvaceae

0231010 Tomaten 100

0231020 Paprikas 130

0231030 Auberginen/Eierfrüchte 100

0231040 Okras/Griechische Hörnchen 2 (*)

0231990 Sonstige (2) 2 (*)

0232000 b) Kürbisgewächse mit genießbarer Schale

0232010 Schlangengurken 80

0232020 Gewürzgurken 75

0232030 Zucchinis 100

0232990 Sonstige (2) 75

0233000 c) Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale 75

0233010 Melonen

0233020 Kürbisse

0233030 Wassermelonen

0233990 Sonstige (2)

0234000 d) Zuckermais 5

0239000 e) Sonstiges Fruchtgemüse 5

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Salaten aus Kohlgemüse)

0241000 a) Blumenkohle 70

0241010 Broccoli

0241020 Blumenkohle

0241990 Sonstige (2)

0242000 b) Kopfkohle 10

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen

0242020 Kopfkohle

0242990 Sonstige (2)

0243000 c) Blattkohle 30

0243010 Chinakohle

0243020 Grünkohle

0243990 Sonstige (2)
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0244000 d) Kohlrabi 10

0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten

0251000 a) Kopfsalate und andere Salatarten

0251010 Feldsalate 75

0251020 Grüne Salate 300

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien 75

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime 75

0251050 Barbarakraut 75

0251060 Salatrauken/Rucola 75

0251070 Roter Senf 75

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten) 75

0251990 Sonstige (2) 75

0252000 b) Spinat und verwandte Arten (Blätter)

0252010 Spinat 300

0252020 Portulak 2 (*)

0252030 Mangold 15

0252990 Sonstige (2) 2 (*)

0253000 c) Traubenblätter und ähnliche Arten 2 (*)

0254000 d) Brunnenkresse 2 (*)

0255000 e) Chicorée 75

0256000 f) Frische Kräuter und essbare Blüten 400

0256010 Kerbel

0256020 Schnittlauch

0256030 Sellerieblätter

0256040 Petersilie

0256050 Salbei

0256060 Rosmarin

0256070 Thymian

0256080 Basilikum und essbare Blüten

0256090 Lorbeerblätter

0256100 Estragon

0256990 Sonstige (2)

0260000 Hülsengemüse 2 (*)

0260010 Bohnen (mit Hülsen)

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)

0260030 Erbsen (mit Hülsen)

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)

0260050 Linsen

0260990 Sonstige (2)
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0270000 Stängelgemüse

0270010 Spargel 2 (*)

0270020 Kardonen 2 (*)

0270030 Stangensellerie 2 (*)

0270040 Fenchel 2 (*)

0270050 Artischocken 50

0270060 Porree 30

0270070 Rhabarber 2 (*)

0270080 Bambussprossen 2 (*)

0270090 Palmherzen 2 (*)

0270990 Sonstige (2) 2 (*)

0280000 Pilze, Moose und Flechten 2 (*)

0280010 Kulturpilze

0280020 Wilde Pilze

0280990 Moose und Flechten

0290000 Algen und Prokaryonten 2 (*)

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 2 (*)

0300010 Bohnen

0300020 Linsen

0300030 Erbsen

0300040 Lupinen

0300990 Sonstige (2)

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE

0401000 Ölsaaten 2 (*)

0401010 Leinsamen

0401020 Erdnüsse

0401030 Mohnsamen

0401040 Sesamsamen

0401050 Sonnenblumenkerne

0401060 Rapssamen

0401070 Sojabohnen

0401080 Senfkörner

0401090 Baumwollsamen

0401100 Kürbiskerne

0401110 Saflorsamen

0401120 Borretschsamen

0401130 Leindottersamen

0401140 Hanfsamen

0401150 Rizinusbohnen

0401990 Sonstige (2)
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0402000 Ölfrüchte

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl 100

0402020 Ölpalmenkerne 2 (*)

0402030 Ölpalmenfrüchte 2 (*)

0402040 Kapok 2 (*)

0402990 Sonstige (2) 2 (*)

0500000 GETREIDE

0500010 Gerste 2 (*)

0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide 2 (*)

0500030 Mais 2 (*)

0500040 Hirse 2 (*)

0500050 Hafer 2 (*)

0500060 Reis 2 (*)

0500070 Roggen 2 (*)

0500080 Sorghum 2 (*)

0500090 Weizen 150

0500990 Sonstige (2) 2 (*)

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHANNISBROT

0610000 Tees 5 (*)

0620000 Kaffeebohnen 5 (*)

0630000 Kräutertees aus

0631000 a) Blüten 500

0631010 Kamille

0631020 Hibiskus

0631030 Rose

0631040 Jasmin

0631050 Linde

0631990 Sonstige (2)

0632000 b) Blättern und Kräutern 2 000

0632010 Erdbeere

0632020 Rooibos

0632030 Mate

0632990 Sonstige (2)

0633000 c) Wurzeln 500

0633010 Baldrian

0633020 Ginseng

0633990 Sonstige (2)

0639000 d) anderen Pflanzenteilen 500
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0640000 Kakaobohnen 2 (*)

0650000 Johannisbrote/Karuben 2 (*)

0700000 HOPFEN 2 000

0800000 GEWÜRZE

0810000 Samengewürze 400

0810010 Anis/Anissamen

0810020 Schwarzkümmel

0810030 Sellerie

0810040 Koriander

0810050 Kreuzkümmel

0810060 Dill

0810070 Fenchel

0810080 Bockshornklee

0810090 Muskatnuss

0810990 Sonstige (2)

0820000 Fruchtgewürze 400

0820010 Nelkenpfeffer

0820020 Szechuanpfeffer

0820030 Kümmel

0820040 Kardamom

0820050 Wacholderbeere

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)

0820070 Vanille

0820080 Tamarinde

0820990 Sonstige (2)

0830000 Rindengewürze 400

0830010 Zimt

0830990 Sonstige (2)

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze

0840010 Süßholzwurzeln 400

0840020 Ingwer (10)

0840030 Kurkuma 400

0840040 Meerrettich/Kren (11)

0840990 Sonstige (2) 400

0850000 Knospengewürze 400

0850010 Nelken

0850020 Kapern

0850990 Sonstige (2)
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0860000 Blütenstempelgewürze 400

0860010 Safran

0860990 Sonstige (2)

0870000 Samenmantelgewürze 400

0870010 Muskatblüte

0870990 Sonstige (2)

0900000 ZUCKERPFLANZEN

0900010 Zuckerrübenwurzeln 2 (*)

0900020 Zuckerrohre 2 (*)

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte 75

0900990 Sonstige (2) 2 (*)

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - LANDTIERE

1010000 Waren von

1011000 a) Schweinen

1011010 Muskel 0,7

1011020 Fett 1,5

1011030 Leber 0,8

1011040 Nieren 6

1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 6

1011990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1012000 b) Rindern

1012010 Muskel 0,7

1012020 Fett 1,5

1012030 Leber 1,5

1012040 Nieren 8

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 8

1012990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1013000 c) Schafen

1013010 Muskel 0,7

1013020 Fett 1,5

1013030 Leber 1,5

1013040 Nieren 8

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 8

1013990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1014000 d) Ziegen

1014010 Muskel 0,7

1014020 Fett 1,5

1014030 Leber 1,5
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1014040 Nieren 8

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 8

1014990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1015000 e) Einhufern

1015010 Muskel 0,5 (*)

1015020 Fett 0,5 (*)

1015030 Leber 0,5

1015040 Nieren 0,5

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 0,5

1015990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1016000 f) Geflügel

1016010 Muskel 0,7

1016020 Fett 0,7

1016030 Leber 0,7

1016040 Nieren 0,5 (*)

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 0,7

1016990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1017000 g) Sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren

1017010 Muskel 0,5 (*)

1017020 Fett 0,5 (*)

1017030 Leber 0,5

1017040 Nieren 0,5

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 0,5

1017990 Sonstige (2) 0,5 (*)

1020000 Milch 0,5

1020010 Rinder

1020020 Schafe

1020030 Ziegen

1020040 Pferde

1020990 Sonstige (2)

1030000 Vogeleier 0,7

1030010 Huhn

1030020 Ente

1030030 Gans

1030040 Wachtel

1030990 Sonstige (2)

1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse (7) 0,5 (*)

1050000 Amphibien und Reptilien 0,5 (*)

1060000 Wirbellose Landtiere 0,5 (*)
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1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,5 (*)

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - FISCH, 
FISCHEREIERZEUGNISSE UND SONSTIGE VON MEERES- ODER 
SÜSSWASSERTIEREN GEWONNENE LEBENSMITTEL (8)

1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR FUTTERMITTELHERSTELLUNG VERWENDETE 
ERZEUGNISSE ODER TEILE VON ERZEUGNISSEN (8)

1300000 VERARBEITETE LEBENSMITTEL (9)

(*) Untere analytische Bestimmungsgrenze
(a) Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte auf 

Anhang I verwiesen werden.“

.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1325 DER KOMMISSION 

vom 28. Juli 2022

zur Änderung des Anhangs I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 71 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Afrikanische Schweinepest ist eine ansteckende Viruserkrankung, die gehaltene Schweine und Wildschweine 
befällt und schwerwiegende Auswirkungen auf die betroffene Tierpopulation sowie die Rentabilität der 
Landwirtschaft haben kann, was zu Störungen von Verbringungen von Sendungen dieser Tiere und ihrer 
Erzeugnisse innerhalb der Union sowie von Ausfuhren in Drittländer führen kann.

(2) Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission (2) wurde im Rahmen der Verordnung (EU) 
2016/429 erlassen und enthält besondere Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die Afrikanische 
Schweinepest, die von den in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten Mitgliedstaaten (im Folgenden 
„betroffene Mitgliedstaaten“) in den in demselben Anhang aufgeführten Sperrzonen I, II und III für einen begrenzten 
Zeitraum anzuwenden sind.

(3) Die in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 als Sperrzonen I, II und III aufgeführten Gebiete 
beruhen auf der Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union. Nachdem sich die 
Seuchenlage in Lettland und Litauen geändert hatte, wurde Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 
zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2022/1234 der Kommission (3) geändert.

(4) Jegliche Änderungen der Sperrzonen I, II und III in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 sollten 
sich auf die Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in den von dieser Seuche betroffenen Gebieten 
und die allgemeine Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in dem betroffenen Mitgliedstaat, das 
Risikoniveau hinsichtlich der weiteren Ausbreitung dieser Seuche sowie wissenschaftlich fundierte Grundsätze und 
Kriterien für die geografische Abgrenzung von Zonen aufgrund der Afrikanischen Schweinepest und die Leitlinien 
der Union stützen, die mit den Mitgliedstaaten im Rahmen des Ständigen Ausschusses für Pflanzen, Tiere, 
Lebensmittel und Futtermittel vereinbart wurden und auf der Website der Kommission (4) öffentlich zugänglich 
sind. Diese Änderungen sollten auch internationalen Standards wie dem Gesundheitskodex für Landtiere der 
Weltorganisation für Tiergesundheit (5) und den von den zuständigen Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten 
vorgelegten Begründungen für die Abgrenzung der Zonen Rechnung tragen.

(5) In Litauen und in Polen ist es zu neuen Ausbrüchen der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen 
gekommen.

(1) ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 der Kommission vom 7. April 2021 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Afrikanischen Schweinepest (ABl. L 129 vom 15.4.2021, S. 1).
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2022/1234 der Kommission vom 18. Juli 2022 zur Änderung des Anhangs I der Durchführungs­

verordnung (EU) 2021/605 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ABl. L 190 vom 
19.7.2022, S. 79).

(4) Arbeitsunterlage SANTE/7112/2015/Rev. 3 „Grundsätze und Kriterien für die geografische Definition der ASP-Regionalisierung”. 
https://ec.europa.eu/food/animals/animal-diseases/control-measures/asf_en.

(5) OIE-Gesundheitskodex für Landtiere, 29. Ausgabe, 2021. Bände I und II, ISBN 978-92-95115-40-8; https://www.woah.org/en/what- 
we-do/standards/codes-and-manuals/terrestrial-code-online-access/
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(6) Im Juli 2022 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen im Bezirk Utena in 
Litauen in einem in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 derzeit als Sperrzone II aufgeführten 
Gebiet festgestellt. Durch diesen neuen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen erhöht 
sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses in dem 
genannten Anhang derzeit als Sperrzone II aufgeführte Gebiet in Litauen in diesem Anhang nun statt als 
Sperrzone II als Sperrzone III aufgeführt werden; zudem müssen die derzeitigen Grenzen der Sperrzone II neu 
festgelegt werden, um diesem jüngsten Ausbruch Rechnung zu tragen.

(7) Ferner wurde im Juli 2022 ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen in der 
Woiwodschaft Zachodniopomorskie in Polen in einem in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 
derzeit als Sperrzone II aufgeführten Gebiet festgestellt. Durch diesen neuen Ausbruch der Afrikanischen 
Schweinepest bei gehaltenen Schweinen erhöht sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln 
sollte. Dementsprechend sollte dieses in dem genannten Anhang derzeit als Sperrzone II aufgeführte Gebiet in Polen 
in diesem Anhang nun statt als Sperrzone II als Sperrzone III aufgeführt werden; zudem müssen die derzeitigen 
Grenzen der Sperrzone II neu festgelegt werden, um diesem jüngsten Ausbruch Rechnung zu tragen.

(8) Nach diesen jüngsten Ausbrüchen der Afrikanischen Schweinepest bei gehaltenen Schweinen in Litauen und Polen 
und unter Berücksichtigung der derzeitigen Seuchenlage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union 
wurde die Abgrenzung der Zonen in diesen Mitgliedstaaten neu bewertet und aktualisiert. Darüber hinaus wurden 
auch die bestehenden Risikomanagementmaßnahmen neu bewertet und aktualisiert. Diese Änderungen sollten sich 
in Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 widerspiegeln. Um den jüngsten epidemiologischen 
Entwicklungen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union Rechnung zu tragen und die mit der 
Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten in Litauen und Polen neue, ausreichend 
große Sperrzonen abgegrenzt und ordnungsgemäß als Sperrzonen II und III in Anhang I der Durchführungs­
verordnung (EU) 2021/605 aufgenommen werden. Da sich die Lage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in 
der Union laufend ändert, wurde bei der Abgrenzung dieser neuen Sperrzonen der Lage in den umliegenden 
Gebieten Rechnung getragen.

(9) Angesichts der Dringlichkeit der Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Ausbreitung der Afrikanischen 
Schweinepest ist es wichtig, dass die mit der vorliegenden Durchführungsverordnung an Anhang I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 vorzunehmenden Änderungen so bald wie möglich wirksam werden.

(10) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 28. Juli 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 erhält folgende Fassung:

„ANHANG I

SPERRZONEN 

TEIL I

1. Deutschland

Die folgenden Sperrzonen I in Deutschland:

Bundesland Brandenburg:

— Landkreis Dahme-Spreewald:

— Gemeinde Alt Zauche-Wußwerk,

— Gemeinde Byhleguhre-Byhlen,

— Gemeinde Märkische Heide, mit den Gemarkungen Alt Schadow, Neu Schadow, Pretschen, Plattkow, 
Wittmannsdorf, Schuhlen-Wiese, Bückchen, Kuschkow, Gröditsch, Groß Leuthen, Leibchel, Glietz, Groß Leine, 
Dollgen, Krugau, Dürrenhofe, Biebersdorf und Klein Leine,

— Gemeinde Neu Zauche,

— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Groß Liebitz, Guhlen, Mochow und Siegadel,

— Gemeinde Spreewaldheide,

— Gemeinde Straupitz,

— Landkreis Märkisch-Oderland:

— Gemeinde Müncheberg mit den Gemarkungen Müncheberg, Eggersdorf bei Müncheberg und Hoppegarten bei 
Müncheberg,

— Gemeinde Bliesdorf mit den Gemarkungen Kunersdorf - westlich der B167 und Bliesdorf - westlich der B167

— Gemeinde Märkische Höhe mit den Gemarkungen Reichenberg und Batzlow,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Haselberg, Frankenfelde, Schulzendorf, Lüdersdorf Biesdorf, 
Rathsdorf - westlich der B 167 und Wriezen - westlich der B167

— Gemeinde Buckow (Märkische Schweiz),

— Gemeinde Strausberg mit den Gemarkungen Hohenstein und Ruhlsdorf,

— Gemeine Garzau-Garzin,

— Gemeinde Waldsieversdorf,

— Gemeinde Rehfelde mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Reichenow-Mögelin,

— Gemeinde Prötzel mit den Gemarkungen Harnekop, Sternebeck und Prötzel östlich der B 168 und der L35,

— Gemeinde Oberbarnim,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit der Gemarkung Sonnenburg,

— Gemeinde Falkenberg mit den Gemarkungen Dannenberg, Falkenberg westlich der L 35, Gersdorf und Kruge,

— Gemeinde Höhenland mit den Gemarkungen Steinbeck, Wollenberg und Wölsickendorf,

— Landkreis Barnim:

— Gemeinde Joachimsthal östlich der L220 (Eberswalder Straße), östlich der L23 (Töpferstraße und Templiner 
Straße), östlich der L239 (Glambecker Straße) und Schorfheide (JO) östlich der L238,
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— Gemeinde Friedrichswalde mit der Gemarkung Glambeck östlich der L 239,

— Gemeinde Althüttendorf,

— Gemeinde Ziethen mit den Gemarkungen Groß Ziethen und Klein Ziethen westlich der B198,

— Gemeinde Chorin mit den Gemarkungen Golzow, Senftenhütte, Buchholz, Schorfheide (Ch), Chorin westlich der 
L200 und Sandkrug nördlich der L200,

— Gemeinde Britz,

— Gemeinde Schorfheide mit den Gemarkungen Altenhof, Werbellin, Lichterfelde und Finowfurt,

— Gemeinde (Stadt) Eberswalde mit der Gemarkungen Finow und Spechthausen und der Gemarkung Eberswalde 
südlich der B167 und westlich der L200,

— Gemeinde Breydin,

— Gemeinde Melchow,

— Gemeinde Sydower Fließ mit der Gemarkung Grüntal nördlich der K6006 (Landstraße nach Tuchen), östlich der 
Schönholzer Straße und östlich Am Postweg,

— Hohenfinow südlich der B167,

— Landkreis Uckermark:

— Gemeinde Passow mit den Gemarkungen Briest, Passow und Schönow,

— Gemeinde Mark Landin mit den Gemarkungen Landin nördlich der B2, Grünow und Schönermark,

— Gemeinde Angermünde mit den Gemarkungen Frauenhagen, Mürow, Angermünde nördlich und nordwestlich 
der B2, Dobberzin nördlich der B2, Kerkow, Welsow, Bruchhagen, Greiffenberg, Günterberg, Biesenbrow, 
Görlsdorf, Wolletz und Altkünkendorf,

— Gemeinde Zichow,

— Gemeinde Casekow mit den Gemarkungen Blumberg, Wartin, Luckow-Petershagen und den Gemarkungen 
Biesendahlshof und Casekow westlich der L272 und nördlich der L27,

— Gemeinde Hohenselchow-Groß Pinnow mit der Gemarkung Hohenselchow nördlich der L27,

— Gemeinde Tantow,

— Gemeinde Mescherin

— Gemeinde Gartz (Oder) mit der Gemarkung Geesow sowie den Gemarkungen Gartz und Hohenreinkendorf 
nördlich der L27 und B2 bis Gartenstraße,

— Gemeinde Pinnow nördlich und westlich der B2,

— Gemeinde Nordwestuckermark mit den Gemarkungen Zernikow, Holzendorf, Rittgarten, Falkenhagen, 
Schapow, Schönermark (NWU), Wilhelmshof, Naugarten, Horst, Gollmitz, Klein-Sperrenwalde und 
Kröchlendorff,

— Gemeinde Boitzenburger-Land mit den Gemarkungen Berkholz, Wichmannsdorf, Kuhz und Haßleben,

— Gemeinde Mittenwalde,

— Gemeinde Gerswalde mit den Gemarkungen Gerswalde, Buchholz, Pinnow (GE), Kaakstedt und Fergitz

— Gemeinde Flieth-Steglitz,

— Gemeinde Angermünde mit den Gemarkungen Wilmersdorf und Schmiedeberg,

— Gemeinde Oberuckersee mit der Gemarkung Grünheide,

— Gemeinde Gramzow mit der Gemarkung Gramzow östlich der der K7315, Gemarkungen

— Meichow, Neumeichow, Polßen

— Gemeinde Randowtal mit den Gemarkungen Wollin, Schmölln, Schwaneberg, Grenz

— Gemeinde Brüssow mit den Gemarkungen Battin, Grünberg und Trampe,
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— Gemeinde Carmzow-Wallmow.

— Gemeinde Grünow mit der Gemarkung Grenz,

— Gemeinde Schenkenberg mit der Gemarkung Kleptow,

— Gemeinde Schönfeld,

— Gemeinde Göritz,

— Gemeinde Prenzlau mit den Gemarkungen Dedelow, Schönwerder und Dauer,

— Gemeinde Uckerland mit der Gemarkung Bandelow südlich der Straße von Bandelow zum Bandlowsee und der 
Gemarkung Jagow südlich der Straße vom Bandlowsee zur K7341,

— Landkreis Oder-Spree:

— Gemeinde Storkow (Mark),

— Gemeinde Spreenhagen mit den Gemarkungen Braunsdorf, Markgrafpieske, Lebbin und Spreenhagen,

— Gemeinde Grünheide (Mark) mit den Gemarkungen Kagel, Kienbaum und Hangelsberg,

— Gemeinde Fürstenwalde westlich der B 168 und nördlich der L 36,

— Gemeinde Rauen,

— Gemeinde Wendisch Rietz bis zur östlichen Uferzone des Scharmützelsees und von der südlichen Spitze des 
Scharmützelsees südlich der B246,

— Gemeinde Reichenwalde,

— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Petersdorf und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow westlich der 
östlichen Uferzone des Scharmützelsees und ab nördlicher Spitze westlich der L35,

— Gemeinde Tauche mit der Gemarkung Werder,

— Gemeinde Steinhöfel mit den Gemarkungen Jänickendorf, Schönfelde, Beerfelde, Gölsdorf, Buchholz, 
Tempelberg und den Gemarkungen Steinhöfel, Hasenfelde und Heinersdorf westlich der L36 und der 
Gemarkung Neuendorf im Sande nördlich der L36,

— Landkreis Spree-Neiße:

— Gemeinde Turnow-Preilack mit der Gemarkung Turnow,

— Gemeinde Drachhausen,

— Gemeinde Schmogrow-Fehrow,

— Gemeinde Drehnow,

— Gemeinde Teichland mit den Gemarkungen Maust und Neuendorf,

— Gemeinde Dissen-Striesow,

— Gemeinde Briesen,

— Gemeinde Spremberg mit den Gemarkungen, Klein Buckow, Radewiese, Stradow, Straußdorf, Wolkenberg und 
der Gemarkung Spremberg westlich der Tagebaurandstraße,

— Gemeinde Drebkau mit den Gemarkungen Jehserig und Kausche,

— Gemeinde Neuhausen/Spree mit den Gemarkungen Kathlow, Haasow, Koppatz, Neuhausen, Frauendorf, Groß 
Oßnig, Groß Döbbern und Klein Döbbern und der Gemarkung Roggosen nördlich der BAB 15,

— Gemeinde Welzow mit der Gemarkung Welzow,

— Landkreis Oberspreewald-Lausitz:

— Gemeinde Neupetershain,

— Gemeinde Lauchhammer,

— Gemeinde Schwarzheide,

— Gemeinde Schipkau,
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— Gemeinde Senftenberg mit den Gemarkungen Brieske, Niemtsch, Senftenberg, Reppist, Hosena, Großkoschen, 
Kleinkoschen und Sedlitz,

— die Gemeinde Schwarzbach mit der Gemarkung Biehlen,

— Gemeinde Neu-Seeland mit den Gemarkungen Lieske, Bahnsdorf und Lindchen,

— Gemeinde Großräschen mit den Gemarkungen Dörrwalde und Allmosen,

— Gemeinde Tettau,

— Landkreis Elbe-Elster:

— Gemeinde Großthiemig,

— Gemeinde Hirschfeld,

— Gemeinde Gröden,

— Gemeinde Schraden,

— Gemeinde Merzdorf,

— Gemeinde Röderland mit der Gemarkung Wainsdorf, Prösen, Stolzenhain a.d. Röder,

— Gemeinde Plessa mit der Gemarkung Plessa,

— Landkreis Prignitz:

— Gemeinde Groß Pankow mit den Gemarkungen Baek, Tangendorf, Tacken, Hohenvier, Strigleben, Steinberg und 
Gulow,

— Gemeinde Perleberg mit der Gemarkung Schönfeld,

— Gemeinde Karstädt mit den Gemarkungen Postlin, Strehlen, Blüthen, Klockow, Premslin, Glövzin, Waterloo, 
Karstädt, Dargardt, Garlin und die Gemarkungen Groß Warnow, Klein Warnow, Reckenzin, Streesow und 
Dallmin westlich der Bahnstrecke Berlin/Spandau-Hamburg/Altona,

— Gemeinde Gülitz-Reetz,

— Gemeinde Putlitz mit den Gemarkungen Lockstädt, Mansfeld und Laaske,

— Gemeinde Triglitz,

— Gemeinde Marienfließ mit der Gemarkung Frehne,

— Gemeinde Kümmernitztal mit der Gemarkungen Buckow, Preddöhl und Grabow,

— Gemeinde Gerdshagen mit der Gemarkung Gerdshagen,

— Gemeinde Meyenburg,

— Gemeinde Pritzwalk mit der Gemarkung Steffenshagen,

Bundesland Sachsen:

— Landkreis Bautzen

— Gemeinde Arnsdorf, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Cunewalde,

— Gemeinde Demitz-Thumitz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Doberschau-Gaußig,

— Gemeinde Göda, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Großharthau, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Großpostwitz/O.L.,

— Gemeinde Hochkirch, sofern nicht bereits der Sperrzone II,

— Gemeinde Kubschütz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Neukirch/Lausitz,

— Gemeinde Obergurig,

— Gemeinde Schmölln-Putzkau,

— Gemeinde Sohland a. d. Spree,

— Gemeinde Stadt Bautzen, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,
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— Gemeinde Stadt Bischhofswerda, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Radeberg, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Schirgiswalde-Kirschau,

— Gemeinde Stadt Wilthen,

— Gemeinde Steinigtwolmsdorf,

— Stadt Dresden:

— Stadtgebiet, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Landkreis Meißen:

— Gemeinde Diera-Zehren, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Glaubitz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Hirschstein,

— Gemeinde Käbschütztal,

— Gemeinde Klipphausen, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Niederau, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Nünchritz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Röderaue, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Gröditz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Lommatzsch,

— Gemeinde Stadt Meißen, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Stadt Nossen außer Ortsteil Nossen,

— Gemeinde Stadt Riesa,

— Gemeinde Stadt Strehla,

— Gemeinde Stauchitz,

— Gemeinde Wülknitz, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,

— Gemeinde Zeithain,

— Landkreis Mittelsachsen:

— Gemeinde Reinsberg,

— Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge:

— Gemeinde Bannewitz,

— Gemeinde Dürrröhrsdorf-Dittersbach,

— Gemeinde Kreischa,

— Gemeinde Lohmen,

— Gemeinde Müglitztal,

— Gemeinde Stadt Dohna,

— Gemeinde Stadt Freital,

— Gemeinde Stadt Heidenau,

— Gemeinde Stadt Hohnstein,

— Gemeinde Stadt Neustadt i. Sa.,

— Gemeinde Stadt Pirna,

— Gemeinde Stadt Rabenau mit den Ortsteilen Lübau, Obernaundorf, Oelsa, Rabenau und Spechtritz,

— Gemeinde Stadt Stolpen,

— Gemeinde Stadt Tharandt mit den Ortsteilen Fördergersdorf, Großopitz, Kurort Hartha, Pohrsdorf und 
Spechtshausen,

— Gemeinde Stadt Wilsdruff, sofern nicht bereits Teil der Sperrzone II,
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Bundesland Mecklenburg-Vorpommern:

— Landkreis Vorpommern Greifswald

— Gemeinde Penkun südlich der Autobahn A11,

— Gemeinde Nadrense südlich der Autobahn A11,

— Landkreis Ludwigslust-Parchim:

— Gemeinde Barkhagen mit den Ortsteilen und Ortslagen: Altenlinden, Kolonie Lalchow, Plauerhagen, Zarchlin, 
Barkow-Ausbau, Barkow,

— Gemeinde Blievenstorf mit dem Ortsteil: Blievenstorf,

— Gemeinde Brenz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Neu Brenz, Alt Brenz,

— Gemeinde Domsühl mit den Ortsteilen und Ortslagen: Severin, Bergrade Hof, Bergrade Dorf, Zieslübbe, Alt 
Dammerow, Schlieven, Domsühl, Domsühl-Ausbau, Neu Schlieven,

— Gemeinde Gallin-Kuppentin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Kuppentin, Kuppentin-Ausbau, Daschow, 
Zahren, Gallin, Penzlin,

— Gemeinde Ganzlin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dresenow, Dresenower Mühle, Twietfort, Ganzlin, 
Tönchow, Wendisch Priborn, Liebhof, Gnevsdorf,

— Gemeinde Granzin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Lindenbeck, Greven, Beckendorf, Bahlenrade, Granzin,

— Gemeinde Grabow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Fresenbrügge, Grabow, Griemoor, Heidehof, Kaltehof, 
Winkelmoor,

— Gemeinde Groß Laasch mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Laasch,

— Gemeinde Kremmin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Beckentin, Kremmin,

— Gemeinde Kritzow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Schlemmin, Kritzow,

— Gemeinde Lewitzrand mit dem Ortsteil und Ortslage: Matzlow-Garwitz (teilweise),

— Gemeinde Lübz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Bobzin, Broock, Broock Ausbau, Hof Gischow, Lübz, 
Lutheran, Lutheran Ausbau, Riederfelde, Ruthen, Wessentin, Wessentin Ausbau,

— Gemeinde Neustadt-Glewe mit den Ortsteilen und Ortslagen: Hohes Feld, Kiez, Klein Laasch, Liebs Siedlung, 
Neustadt-Glewe, Tuckhude, Wabel,

— Gemeinde Obere Warnow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Grebbin und Wozinkel, Gemarkung Kossebade 
teilweise, Gemarkung Herzberg mit dem Waldgebiet Bahlenholz bis an die östliche Gemeindegrenze, 
Gemarkung Woeten unmittelbar östlich und westlich der L16,

— Gemeinde Parchim mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dargelütz, Neuhof, Kiekindemark, Neu Klockow, 
Möderitz, Malchow, Damm, Parchim, Voigtsdorf, Neu Matzlow,

— Gemeinde Passow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Unterbrüz, Brüz, Welzin, Neu Brüz, Weisin, Charlottenhof, 
Passow,

— Gemeinde Plau am See mit den Ortsteilen und Ortslagen: Reppentin, Gaarz, Silbermühle, Appelburg, Seelust, 
Plau-Am See, Plötzenhöhe, Klebe, Lalchow, Quetzin, Heidekrug,

— Gemeinde Rom mit den Ortsteilen und Ortslagen: Lancken, Stralendorf, Rom, Darze, Paarsch,

— Gemeinde Spornitz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dütschow, Primark, Steinbeck, Spornitz,

— Gemeinde Werder mit den Ortsteilen und Ortslagen: Neu Benthen, Benthen, Tannenhof, Werder.

2. Estland

Die folgenden Sperrzonen I in Estland:

— Hiiu maakond.
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3. Griechenland

Die folgenden Sperrzonen I in Griechenland:

— in the regional unit of Drama:

— the community departments of Sidironero and Skaloti and the municipal departments of Livadero and 
Ksiropotamo (in Drama municipality),

— the municipal department of Paranesti (in Paranesti municipality),

— the municipal departments of Kokkinogeia, Mikropoli, Panorama, Pyrgoi (in Prosotsani municipality),

— the municipal departments of Kato Nevrokopi, Chrysokefalo, Achladea, Vathytopos, Volakas, Granitis, Dasotos, 
Eksohi, Katafyto, Lefkogeia, Mikrokleisoura, Mikromilea, Ochyro, Pagoneri, Perithorio, Kato Vrontou and 
Potamoi (in Kato Nevrokopi municipality),

— in the regional unit of Xanthi:

— the municipal departments of Kimmerion, Stavroupoli, Gerakas, Dafnonas, Komnina, Kariofyto and Neochori 
(in Xanthi municipality),

— the community departments of Satres, Thermes, Kotyli, and the municipal departments of Myki, Echinos and 
Oraio and (in Myki municipality),

— the community department of Selero and the municipal department of Sounio (in Avdira municipality),

— in the regional unit of Rodopi:

— the municipal departments of Komotini, Anthochorio, Gratini, Thrylorio, Kalhas, Karydia, Kikidio, Kosmio, 
Pandrosos, Aigeiros, Kallisti, Meleti, Neo Sidirochori and Mega Doukato (in Komotini municipality),

— the municipal departments of Ipio, Arriana, Darmeni, Archontika, Fillyra, Ano Drosini, Aratos and the 
Community Departments Kehros and Organi (in Arriana municipality),

— the municipal departments of Iasmos, Sostis, Asomatoi, Polyanthos and Amvrosia and the community 
department of Amaxades (in Iasmos municipality),

— the municipal department of Amaranta (in Maroneia Sapon municipality),

— in the regional unit of Evros:

— the municipal departments of Kyriaki, Mandra, Mavrokklisi, Mikro Dereio, Protokklisi, Roussa, Goniko, Geriko, 
Sidirochori, Megalo Derio, Sidiro, Giannouli, Agriani and Petrolofos (in Soufli municipality),

— the municipal departments of Dikaia, Arzos, Elaia, Therapio, Komara, Marasia, Ormenio, Pentalofos, Petrota, 
Plati, Ptelea, Kyprinos, Zoni, Fulakio, Spilaio, Nea Vyssa, Kavili, Kastanies, Rizia, Sterna, Ampelakia, Valtos, 
Megali Doxipara, Neochori and Chandras (in Orestiada municipality),

— the municipal departments of Asvestades, Ellinochori, Karoti, Koufovouno, Kiani, Mani, Sitochori, Alepochori, 
Asproneri, Metaxades, Vrysika, Doksa, Elafoxori, Ladi, Paliouri and Poimeniko (in Didymoteixo municipality),

— in the regional unit of Serres:

— the municipal departments of Kerkini, Livadia, Makrynitsa, Neochori, Platanakia, Petritsi, Akritochori, Vyroneia, 
Gonimo, Mandraki, Megalochori, Rodopoli, Ano Poroia, Katw Poroia, Sidirokastro, Vamvakophyto, 
Promahonas, Kamaroto, Strymonochori, Charopo, Kastanousi and Chortero and the community departments 
of Achladochori, Agkistro and Kapnophyto (in Sintiki municipality),

— the municipal departments of Serres, Elaionas and Oinoussa and the community departments of Orini and Ano 
Vrontou (in Serres municipality),

— the municipal departments of Dasochoriou, Irakleia, Valtero, Karperi, Koimisi, Lithotopos, Limnochori, 
Podismeno and Chrysochorafa (in Irakleia municipality).
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4. Lettland

Die folgenden Sperrzonen I in Lettland:

— Dienvidkurzemes novada, Grobiņas pagasts, Nīcas pagasta daļa uz ziemeļiem no apdzīvotas vietas Bernāti, autoceļa 
V1232, A11, V1222, Bārtas upes, Otaņķu pagasts, Grobiņas pilsēta,

— Ropažu novada Stopiņu pagasta daļa, kas atrodas uz rietumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, 
Dauguļupes ielas un Dauguļupītes.

5. Litauen

Die folgenden Sperrzonen I in Litauen:

— Kalvarijos savivaldybė,

— Klaipėdos rajono savivaldybė: Agluonėnų, Dovilų, Gargždų, Priekulės, Vėžaičių, Kretingalės ir Dauparų-Kvietinių 
seniūnijos,

— Marijampolės savivaldybė,

— Palangos miesto savivaldybė,

— Vilkaviškio rajono savivaldybė.

6. Ungarn

Die folgenden Sperrzonen I in Ungarn:

— Békés megye 950950, 950960, 950970, 951950, 952050, 952750, 952850, 952950, 953050, 953150, 953650, 
953660, 953750, 953850, 953960, 954250, 954260, 954350, 954450, 954550, 954650, 954750, 954850, 
954860, 954950, 955050, 955150, 955250, 955260, 955270, 955350, 955450, 955510, 955650, 955750, 
955760, 955850, 955950, 956050, 956060, 956150 és 956160 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes 
területe,

— Bács-Kiskun megye 600150, 600850, 601550, 601650, 601660, 601750, 601850, 601950, 602050, 603250, 
603750 és 603850 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Budapest 1 kódszámú, vadgazdálkodási tevékenységre nem alkalmas területe,

— Csongrád-Csanád megye 800150, 800160, 800250, 802220, 802260, 802310 és 802450 kódszámú 
vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Fejér megye 400150, 400250, 400351, 400352, 400450, 400550, 401150, 401250, 401350, 402050, 402350, 
402360, 402850, 402950, 403050, 403450, 403550, 403650, 403750, 403950, 403960, 403970, 404650, 
404750, 404850, 404950, 404960, 405050, 405750, 405850, 405950,

— 406050, 406150, 406550, 406650 és 406750 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Győr-Moson-Sopron megye 100550, 100650, 100950, 101050, 101350, 101450, 101550, 101560 és 102150 
kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Jász-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750260, 750350, 750450, 750460, 754450, 754550, 754560, 
754570, 754650, 754750, 754950, 755050, 755150, 755250, 755350 és 755450 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe,

— Komárom-Esztergom megye 250150, 250250, 250450, 250460, 250550, 250650, 250750, 251050, 251150, 
251250, 251350, 251360, 251650, 251750, 251850, 252250, kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes 
területe,

— Pest megye 571550, 572150, 572250, 572350, 572550, 572650, 572750, 572850, 572950, 573150, 573250, 
573260, 573350, 573360, 573450, 573850, 573950, 573960, 574050, 574150, 574350, 574360, 574550, 
574650, 574750, 574850, 574860, 574950, 575050, 575150, 575250, 575350, 575550, 575650, 575750, 
575850, 575950, 576050, 576150, 576250, 576350, 576450, 576650, 576750, 576850, 576950, 577050, 
577150, 577350, 577450, 577650, 577850, 577950, 578050, 578150, 578250, 578350, 578360, 578450, 
578550, 578560, 578650, 578850, 578950, 579050, 579150, 579250, 579350, 579450, 579460, 579550, 
579650, 579750, 580250 és 580450 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe.

7. Polen

Die folgenden Sperrzonen I in Polen:

w województwie kujawsko - pomorskim:

— powiat rypiński,
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— powiat brodnicki,

— powiat grudziądzki,

— powiat miejski Grudziądz,

— powiat wąbrzeski,

w województwie warmińsko-mazurskim:

— gminy Wielbark i Rozogi w powiecie szczycieńskim,

w województwie podlaskim:

— gminy Wysokie Mazowieckie z miastem Wysokie Mazowieckie, Czyżew i część gminy Kulesze Kościelne położona 
na południe od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie wysokomazowieckim,

— gminy Miastkowo, Nowogród, Śniadowo i Zbójna w powiecie łomżyńskim,

— gminy Szumowo, Zambrów z miastem Zambrów i część gminy Kołaki Kościelne położona na południe od linii 
wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie zambrowskim,

— gminy Grabowo, Kolno i miasto Kolno, Turośl w powiecie kolneńskim,

w województwie mazowieckim:

— powiat ostrołęcki,

— powiat miejski Ostrołęka,

— gminy Bielsk, Brudzeń Duży, Bulkowo, Drobin, Gąbin, Łąck, Nowy Duninów, Radzanowo, Słupno, Staroźreby i 
Stara Biała w powiecie płockim,

— powiat miejski Płock,

— powiat ciechanowski,

— gminy Baboszewo, Dzierzążnia, Joniec, Nowe Miasto, Płońsk i miasto Płońsk, Raciąż i miasto Raciąż, Sochocin w 
powiecie płońskim,

— powiat sierpecki,

— gmina Bieżuń, Lutocin, Siemiątkowo i Żuromin w powiecie żuromińskim,

— część powiatu ostrowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Dzieżgowo, Lipowiec Kościelny, Mława, Radzanów, Strzegowo, Stupsk, Szreńsk, Szydłowo, Wiśniewo w 
powiecie mławskim,

— powiat przasnyski,

— powiat makowski,

— powiat pułtuski,

— część powiatu wyszkowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu węgrowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu wołomińskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Mokobody i Suchożebry w powiecie siedleckim,

— gminy Dobre, Jakubów, Kałuszyn, Stanisławów w powiecie mińskim,

— gminy Bielany i gmina wiejska Sokołów Podlaski w powiecie sokołowskim,

— powiat gostyniński,

w województwie podkarpackim:

— powiat jasielski,

— powiat strzyżowski,

— część powiatu ropczycko – sędziszowskiego niewymieniona w części II i II załącznika I,

— gminy Pruchnik, Rokietnica, Roźwienica, w powiecie jarosławskim,

— gminy Fredropol, Krasiczyn, Krzywcza, Przemyśl, część gminy Orły położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 77, część gminy Żurawica na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77 w powiecie przemyskim,

— powiat miejski Przemyśl,
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— gminy Gać, Jawornik Polski, Kańczuga, część gminy Zarzecze położona na południe od linii wyznaczonej przez 
rzekę Mleczka w powiecie przeworskim,

— powiat łańcucki,

— gminy Trzebownisko, Głogów Małopolski, część gminy Świlcza położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 94 i część gminy Sokołów Małopolski położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 875 w 
powiecie rzeszowskim,

— gmina Raniżów w powiecie kolbuszowskim,

— gminy Brzostek, Jodłowa, Pilzno, miasto Dębica, część gminy Czarna położona na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr A4, część gminy Żyraków położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr A4, część 
gminy wiejskiej Dębica położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr A4 w powiecie dębickim,

w województwie świętokrzyskim:

— gminy Nowy Korczyn, Solec–Zdrój, Wiślica, Stopnica, Tuczępy, Busko Zdrój w powiecie buskim,

— powiat kazimierski,

— powiat skarżyski,

— część powiatu opatowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu sandomierskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Bogoria, Osiek, Staszów i część gminy Rytwiany położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 764, część gminy Szydłów położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 756 w powiecie 
staszowskim,

— gminy Pawłów, Wąchock, część gminy Brody położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 9 oraz na 
południowy - zachód od linii wyznaczonej przez drogi: nr 0618T biegnącą od północnej granicy gminy do 
skrzyżowania w miejscowości Lipie, drogę biegnącą od miejscowości Lipie do wschodniej granicy gminy i część 
gminy Mirzec położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 744 biegnącą od południowej granicy 
gminy do miejscowości Tychów Stary a następnie przez drogę nr 0566T biegnącą od miejscowości Tychów Stary w 
kierunku północno - wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,

— powiat ostrowiecki,

— gminy Fałków, Ruda Maleniecka, Radoszyce, Smyków, Słupia Konecka, część gminy Końskie położona na zachód od 
linii kolejowej, część gminy Stąporków położona na południe od linii kolejowej w powiecie koneckim,

— gminy Bodzentyn, Bieliny, Łagów, Morawica, Nowa Słupia, część gminy Raków położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogi nr 756 i 764, część gminy Chęciny położona na południe od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 762, część gminy Górno położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej 
granicy gminy łączącą miejscowości Leszczyna – Cedzyna oraz na południe od linii wyznaczonej przez ul. Kielecką 
w miejscowości Cedzyna biegnącą do wschodniej granicy gminy, część gminy Daleszyce położona na północ od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 764 biegnącą od wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą łączącą 
miejscowości Daleszyce – Słopiec – Borków, dalej na północ od linii wyznaczonej przez tę drogę biegnącą od 
skrzyżowania z drogą nr 764 do przecięcia z linią rzeki Belnianka, następnie na północ od linii wyznaczonej przez 
rzeki Belnianka i Czarna Nida biegnącej do zachodniej granicy gminy w powiecie kieleckim,

— gminy Działoszyce, Michałów, Pińczów, Złota w powiecie pińczowskim,

— gminy Imielno, Jędrzejów, Nagłowice, Sędziszów, Słupia, Sobków, Wodzisław w powiecie jędrzejowskim,

— gminy Moskorzew, Radków, Secemin, część gminy Włoszczowa położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 742 biegnącą od północnej granicy gminy do miejscowości Konieczno, i dalej na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Konieczno – Rogienice – Dąbie – Podłazie, część gminy 
Kluczewsko położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy i łączącą 
miejscowości Krogulec – Nowiny - Komorniki do przecięcia z linią rzeki Czarna, następnie na północ od linii 
wyznaczonej przez rzekę Czarna biegnącą do przecięcia z linią wyznaczoną przez drogę nr 742 i dalej na zachód 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 742 biegnącą od przecięcia z linią rzeki Czarna do południowej granicy gminy 
w powiecie włoszczowskim,
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w województwie łódzkim:

— gminy Łyszkowice, Kocierzew Południowy, Kiernozia, Chąśno, Nieborów, część gminy wiejskiej Łowicz położona 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 92 biegnącej od granicy miasta Łowicz do zachodniej granicy 
gminy oraz część gminy wiejskiej Łowicz położona na wschód od granicy miasta Łowicz i na północ od granicy 
gminy Nieborów w powiecie łowickim,

— gminy Cielądz, Rawa Mazowiecka z miastem Rawa Mazowiecka w powiecie rawskim,

— gminy Bolimów, Głuchów, Godzianów, Lipce Reymontowskie, Maków, Nowy Kawęczyn, Skierniewice, Słupia w 
powiecie skierniewickim,

— powiat miejski Skierniewice,

— gminy Mniszków, Paradyż, Sławno i Żarnów w powiecie opoczyńskim,

— powiat tomaszowski,

— powiat brzeziński,

— powiat łaski,

— powiat miejski Łódź,

— powat łódzki wschodni,

— powiat pabianicki,

— powiat wieruszowski,

— gminy Aleksandrów Łódzki, Stryków, miasto Zgierz w powiecie zgierskim,

— gminy Bełchatów z miastem Bełchatów, Drużbice, Kluki, Rusiec, Szczerców, Zelów w powiecie bełchatowskim,

— powiat wieluński,

— powiat sieradzki,

— powiat zduńskowolski,

— gminy Aleksandrów, Czarnocin, Grabica, Moszczenica, Ręczno, Sulejów, Wola Krzysztoporska, Wolbórz w 
powiecie piotrkowskim,

— powiat miejski Piotrków Trybunalski,

— gminy Masłowice, Przedbórz, Wielgomłyny i Żytno w powiecie radomszczańskim,

w województwie śląskim:

— gmina Koniecpol w powiecie częstochowskim,

w województwie pomorskim:

— gminy Ostaszewo, miasto Krynica Morska oraz część gminy Nowy Dwór Gdański położona na południowy - 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 55 biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą 
nr 7, następnie przez drogę nr 7 i S7 biegnącą do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

— gminy Lichnowy, Miłoradz, Malbork z miastem Malbork, część gminy Nowy Staw położna na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 55 w powiecie malborskim,

— gminy Mikołajki Pomorskie, Stary Targ i Sztum w powiecie sztumskim,

— powiat gdański,

— Miasto Gdańsk,

— powiat tczewski,

— powiat kwidzyński,

w województwie lubuskim:

— gmina Lubiszyn w powiecie gorzowskim,

— gmina Dobiegniew w powiecie strzelecko – drezdeneckim,
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w województwie dolnośląskim:

— gminy Dziadowa Kłoda, Międzybórz, Syców, Twardogóra, część gminy wiejskiej Oleśnica położona na północ od 
linii wyznaczonej przez drogę nr S8, część gminy Dobroszyce położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
linię kolejową biegnącą od północnej do południowej granicy gminy w powiecie oleśnickim,

— gminy Jordanów Śląski, Kobierzyce, Mietków, Sobótka, część gminy Żórawina położona na zachód od linii 
wyznaczonej przez autostradę A4, część gminy Kąty Wrocławskie położona na południe od linii wyznaczonej 
przez autostradę A4 w powiecie wrocławskim,

— część gminy Domaniów położona na południowy zachód od linii wyznaczonej przez autostradę A4 w powiecie 
oławskim,

— gmina Wiązów w powiecie strzelińskim,

— część powiatu średzkiego niewymieniona w części II załącznika I,

— miasto Świeradów - Zdrój w powiecie lubańskim,

— gminy Pielgrzymka, miasto Złotoryja, część gminy wiejskiej Złotoryja położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy w miejscowości Nowa Wieś Złotoryjska do granicy miasta 
Złotoryja oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od granicy miasta Złotoryja do 
wschodniej granicy gminy w powiecie złotoryjskim,

— gmina Mirsk w powiecie lwóweckim,

— gminy Janowice Wielkie, Mysłakowice, Stara Kamienica w powiecie karkonoskim,

— część powiatu miejskiego Jelenia Góra położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 366,

— gminy Bolków, Męcinka, Mściwojów, Paszowice, miasto Jawor w powiecie jaworskim,

— gminy Dobromierz, Jaworzyna Śląska, Marcinowice, Strzegom, Żarów w powiecie świdnickim,

— gminy Dzierżoniów, Pieszyce, miasto Bielawa, miasto Dzierżoniów w powiecie dzierżoniowskim,

— gminy Głuszyca, Mieroszów w powiecie wałbrzyskim,

— gmina Nowa Ruda i miasto Nowa Ruda w powiecie kłodzkim,

— gminy Kamienna Góra, Marciszów i miasto Kamienna Góra w powiecie kamiennogórskim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Koźmin Wielkopolski, Rozdrażew, miasto Sulmierzyce, część gminy Krotoszyn położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogi: nr 15 biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 36, nr 36 
biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 15 do skrzyżowana z drogą nr 444, nr 444 biegnącą od skrzyżowania z 
drogą nr 36 do południowej granicy gminy w powiecie krotoszyńskim,

— gminy Brodnica, część gminy Dolsk położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 434 biegnącą od 
północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 437, a nastęnie na wschód od drogi nr 437 biegnącej od 
skrzyżowania z drogąnr 434 do południowej granicy gminy, część gminy Śrem położóna na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 310 biegnącą od zachodniej granicy gminy do miejscowości Śrem, następnie na 
wschód od drogi nr 432 w miejscowości Śrem oraz na wschód od drogi nr 434 biegnącej od skrzyżowania z drogą 
nr 432 do południowej granicy gminy w powiecie śremskim,

— gminy Borek Wielkopolski, Piaski, Pogorzela, w powiecie gostyńskim,

— gmina Grodzisk Wielkopolski i część gminy Kamieniec położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 308 w powiecie grodziskim,

— gmina Czempiń w powiecie kościańskim,

— gminy Kleszczewo, Kostrzyn, Kórnik, Pobiedziska, Mosina, miasto Puszczykowo, część gminy wiejskiej Murowana 
Goślina położona na południe od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy miasta Murowana Goślina do 
północno-wschodniej granicy gminy w powiecie poznańskim,
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— gmina Kiszkowo i część gminy Kłecko położona na zachód od rzeki Mała Wełna w powiecie gnieźnieńskim,

— powiat czarnkowsko-trzcianecki,

— część gminy Wronki położona na północ od linii wyznaczonej przez rzekę Wartę biegnącą od zachodniej granicy 
gminy do przecięcia z droga nr 182, a następnie na wschód od linii wyznaczonej przez drogi nr 182 oraz 184 
biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 182 do południowej granicy gminy w powiecie szamotulskim,

— gmina Budzyń w powiecie chodzieskim,

— gminy Mieścisko, Skoki i Wągrowiec z miastem Wągrowiec w powiecie wągrowieckim,

— powiat pleszewski,

— gmina Zagórów w powiecie słupeckim,

— gmina Pyzdry w powiecie wrzesińskim,

— gminy Kotlin, Żerków i część gminy Jarocin położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogi nr S11 i 15 w 
powiecie jarocińskim,

— powiat ostrowski,

— powiat miejski Kalisz,

— powiat kaliski,

— powiat turecki,

— gminy Rzgów, Grodziec, Krzymów, Stare Miasto, Rychwał w powiecie konińskim,

— powiat kępiński,

— powiat ostrzeszowski,

w województwie opolskim:

— gminy Domaszowice, Pokój, część gminy Namysłów położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową 
biegnącą od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie namysłowskim,

— gminy Wołczyn, Kluczbork, Byczyna w powiecie kluczborskim,

— gminy Praszka, Gorzów Śląski część gminy Rudniki położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 42 
biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 43 i na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 43 biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 42 w powiecie oleskim,

— gmina Grodkóww powiecie brzeskim,

— gminy Komprachcice, Łubniany, Murów, Niemodlin, Tułowice w powiecie opolskim,

— powiat miejski Opole,

w województwie zachodniopomorskim:

— gminy Nowogródek Pomorski, Barlinek, Myślibórz, część gminy Dębno położona na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 126 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 23 w miejscowości Dębno, 
następnie na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 23 do skrzyżowania z ul. Jana Pawła II w miejscowości 
Cychry, następnie na północ od ul. Jana Pawła II do skrzyżowania z ul. Ogrodową i dalej na północ od linii 
wyznaczonej przez ul. Ogrodową, której przedłużenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie 
myśliborskim,

— gmina Stare Czarnowo w powiecie gryfińskim,

— gmina Bielice, Kozielice, Pyrzyce w powiecie pyrzyckim,

— gminy Bierzwnik, Krzęcin, Pełczyce w powiecie choszczeńskim,

— część powiatu miejskiego Szczecin położona na zachód od linii wyznaczonej przez rzekę Odra Zachodnia biegnącą 
od północnej granicy gminy do przecięcia z drogą nr 10, następnie na południe od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 10 biegnącą od przecięcia z linią wyznaczoną przez rzekę Odra Zachodnia do wschodniej granicy gminy,

— gminy Dobra (Szczecińska), Kołbaskowo, Police w powiecie polickim,
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w województwie małopolskim:

— powiat brzeski,

— powiat gorlicki,

— powiat proszowicki,

— część powiatu nowosądeckiego niewymieniona w części II załącznika I,

— gminy Czorsztyn, Krościenko nad Dunajcem, Ochotnica Dolna w powiecie nowotarskim,

— powiat miejski Nowy Sącz,

— powiat tarnowski,

— powiat miejski Tarnów,

— część powiatu dąbrowskiego niewymieniona w części III załącznika I.

8. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen I in der Slowakei:

— in the district of Nové Zámky, Sikenička, Pavlová, Bíňa, Kamenín, Kamenný Most, Malá nad Hronom, Belá, Ľubá, 
Šarkan, Gbelce, Bruty, Mužla, Obid, Štúrovo, Nána, Kamenica nad Hronom, Chľaba, Leľa, Bajtava, Salka, Malé 
Kosihy,

— in the district of Veľký Krtíš, the municipalities of Ipeľské Predmostie, Veľká nad Ipľom, Hrušov, Kleňany, Sečianky,

— in the district of Levice, the municipalities of Keť, Čata, Pohronský Ruskov, Hronovce, Želiezovce, Zalaba, Malé 
Ludince, Šalov, Sikenica, Pastovce, Bielovce, Ipeľský Sokolec, Lontov, Kubáňovo, Sazdice, Demandice, Dolné 
Semerovce, Vyškovce nad Ipľom, Preseľany nad Ipľom, Hrkovce, Tupá, Horné Semerovce, Hokovce, Slatina, Horné 
Turovce, Veľké Turovce, Šahy, Tešmak, Plášťovce, Ipeľské Uľany, Bátovce, Pečenice, Jabloňovce, Bohunice, Pukanec, 
Uhliská,

— in the district of Krupina, the municipalities of Dudince, Terany, Hontianske Moravce, Sudince, Súdovce, Lišov,

— the whole district of Ružomberok,

— in the region of Turčianske Teplice, municipalties of Turček, Horná Štubňa, Čremošné, Háj, Rakša, Mošovce,

— in the district of Martin, municipalties of Blatnica, Folkušová, Necpaly,

— in the district of Dolný Kubín, the municipalities of Kraľovany, Žaškov, Jasenová, Vyšný Kubín, Oravská Poruba, 
Leštiny, Osádka, Malatiná, Chlebnice, Krivá,

— in the district of Tvrdošín, the municipalities of Oravský Biely Potok, Habovka, Zuberec,

— in the district of Žarnovica, the municipalities of Rudno nad Hronom, Voznica, Hodruša-Hámre,

— the whole district of Žiar nad Hronom, except municipalities included in zone II.

9. Italien

Die folgenden Sperrzonen I in Italien:

Piedmont Region:

— in the province of Alessandria, the municipalities of Casalnoceto, Oviglio, Tortona, Viguzzolo, Ponti, Frugarolo, 
Bergamasco, Castellar Guidobono, Berzano Di Tortona, Castelletto D'erro, Cerreto Grue, Carbonara Scrivia, 
Casasco, Carentino, Frascaro, Paderna, Montegioco, Spineto Scrivia, Villaromagnano, Pozzolo Formigaro, 
Momperone, Merana, Monleale, Terzo, Borgoratto Alessandrino, Casal Cermelli, Montemarzino, Bistagno, 
Castellazzo Bormida, Bosco Marengo, Spigno Monferrato, Castelspina, Denice, Volpeglino, Alice Bel Colle, 
Gamalero, Volpedo, Pozzol Groppo, Montechiaro D'acqui, Sarezzano,

— in the province of Asti, the municipalities of Olmo Gentile, Nizza Monferrato, Incisa Scapaccino, Roccaverano, 
Castel Boglione, Mombaruzzo, Maranzana, Castel Rocchero, Rocchetta Palafea, Castelletto Molina, Castelnuovo 
Belbo, Montabone, Quaranti, Mombaldone, Fontanile, Calamandrana, Bruno, Sessame, Monastero Bormida, 
Bubbio, Cassinasco, Serole,
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Liguria Region:

— in the province of Genova, the Municipalities of Rovegno, Rapallo, Portofino, Cicagna, Avegno, Montebruno, Santa 
Margherita Ligure, Favale Di Malvaro, Recco, Camogli, Moconesi, Tribogna, Fascia, Uscio, Gorreto, Fontanigorda, 
Neirone, Rondanina, Lorsica, Propata;

— in the province of Savona, the municipalities of Cairo Montenotte, Quiliano, Dego, Altare, Piana Crixia, Mioglia, 
Giusvalla, Albissola Marina, Savona,

Emilia-Romagna Region:

— in the province of Piacenza, the municipalities of Ottone, Zerba,

Lombardia Region:

— in the province of Pavia, the municipalities of Rocca Susella, Montesegale, Menconico, Val Di Nizza, Bagnaria, Santa 
Margherita Di Staffora, Ponte Nizza, Brallo Di Pregola, Varzi, Godiasco, Cecima,

Lazio Region:

— in the province of Rome,

North: the municipalities of Riano, Castelnuovo di Porto, Capena, Fiano Romano, Morlupo, Sacrofano, Magliano 
Romano, Formello, Campagnano di Roma, Anguillara;

West: the municipality of Fiumicino;

South: the municipality of Rome between the boundaries of the municipality of Fiumicino (West), the limits of Zone 
3 (North), the Tiber river up to the intersection with the Grande Raccordo Anulare GRA Highway, the Grande 
Raccordo Anulare GRA Highway up to the intersection with A24 Highway, A24 Highway up to the intersection 
with Viale del Tecnopolo, viale del Tecnopolo up to the intersection with the boundaries of the municipality of 
Guidonia Montecelio;

East: the municipalities of Guidonia Montecelio, Montelibretti, Palombara Sabina, Monterotondo, Mentana, 
Sant’Angelo Romano, Fonte Nuova.

TEIL II

1. Bulgarien

Die folgenden Sperrzonen II in Bulgarien:

— the whole region of Haskovo,

— the whole region of Yambol,

— the whole region of Stara Zagora,

— the whole region of Pernik,

— the whole region of Kyustendil,

— the whole region of Plovdiv, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Pazardzhik, excluding the areas in Part III,

— the whole region of Smolyan,

— the whole region of Dobrich,

— the whole region of Sofia city,

— the whole region of Sofia Province,

— the whole region of Blagoevgrad excluding the areas in Part III,

— the whole region of Razgrad,

— the whole region of Kardzhali,

— the whole region of Burgas,

— the whole region of Varna excluding the areas in Part III,

— the whole region of Silistra,

— the whole region of Ruse,

— the whole region of Veliko Tarnovo,
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— the whole region of Pleven,

— the whole region of Targovishte,

— the whole region of Shumen,

— the whole region of Sliven,

— the whole region of Vidin,

— the whole region of Gabrovo,

— the whole region of Lovech,

— the whole region of Montana,

— the whole region of Vratza.

2. Deutschland

Die folgenden Sperrzonen II in Deutschland:

Bundesland Brandenburg:

— Landkreis Oder-Spree:

— Gemeinde Grunow-Dammendorf,

— Gemeinde Mixdorf

— Gemeinde Schlaubetal,

— Gemeinde Neuzelle,

— Gemeinde Neißemünde,

— Gemeinde Lawitz,

— Gemeinde Eisenhüttenstadt,

— Gemeinde Vogelsang,

— Gemeinde Ziltendorf,

— Gemeinde Wiesenau,

— Gemeinde Friedland,

— Gemeinde Siehdichum,

— Gemeinde Müllrose,

— Gemeinde Briesen,

— Gemeinde Jacobsdorf

— Gemeinde Groß Lindow,

— Gemeinde Brieskow-Finkenheerd,

— Gemeinde Ragow-Merz,

— Gemeinde Beeskow,

— Gemeinde Rietz-Neuendorf,

— Gemeinde Tauche mit den Gemarkungen Stremmen, Ranzig, Trebatsch, Sabrodt, Sawall, Mitweide, Lindenberg, 
Falkenberg (T), Görsdorf (B), Wulfersdorf, Giesensdorf, Briescht, Kossenblatt und Tauche,

— Gemeinde Langewahl,

— Gemeinde Berkenbrück,

— Gemeinde Steinhöfel mit den Gemarkungen Arensdorf und Demitz und den Gemarkungen Steinhöfel, 
Hasenfelde und Heinersdorf östlich der L 36 und der Gemarkung Neuendorf im Sande südlich der L36,

— Gemeinde Fürstenwalde östlich der B 168 und südlich der L36,

— Gemeinde Diensdorf-Radlow,

— Gemeinde Wendisch Rietz östlich des Scharmützelsees und nördlich der B 246,
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— Gemeinde Bad Saarow mit der Gemarkung Neu Golm und der Gemarkung Bad Saarow-Pieskow östlich des 
Scharmützelsees und ab nördlicher Spitze östlich der L35,

— Landkreis Dahme-Spreewald:

— Gemeinde Jamlitz,

— Gemeinde Lieberose,

— Gemeinde Schwielochsee mit den Gemarkungen Goyatz, Jessern, Lamsfeld, Ressen, Speichrow und Zaue,

— Landkreis Spree-Neiße:

— Gemeinde Schenkendöbern,

— Gemeinde Guben,

— Gemeinde Jänschwalde,

— Gemeinde Tauer,

— Gemeinde Peitz,

— Gemeinde Turnow-Preilack mit der Gemarkung Preilack,

— Gemeinde Teichland mit der Gemarkung Bärenbrück,

— Gemeinde Heinersbrück,

— Gemeinde Forst,

— Gemeinde Groß Schacksdorf-Simmersdorf,

— Gemeinde Neiße-Malxetal,

— Gemeinde Jämlitz-Klein Düben,

— Gemeinde Tschernitz,

— Gemeinde Döbern,

— Gemeinde Felixsee,

— Gemeinde Wiesengrund,

— Gemeinde Spremberg mit den Gemarkungen Groß Luja, Sellessen, Türkendorf, Graustein, Waldesdorf, Hornow, 
Schönheide, Lieskau, Bühlow, Groß Buckow, Jessen, Pulsberg, Roitz, Terpe und der Gemarkung Spremberg 
östlich der Tagebaurandstraße,

— Gemeinde Welzow mit den Gemarkungen Proschim und Haidemühl,

— Gemeinde Neuhausen/Spree mit den Gemarkungen Kahsel, Bagenz, Drieschnitz, Gablenz, Laubsdorf, 
Komptendorf und Sergen und der Gemarkung Roggosen südlich der BAB 15,

— Landkreis Märkisch-Oderland:

— Gemeinde Bleyen-Genschmar,

— Gemeinde Neuhardenberg

— Gemeinde Golzow,

— Gemeinde Küstriner Vorland,

— Gemeinde Alt Tucheband,

— Gemeinde Reitwein,

— Gemeinde Podelzig,

— Gemeinde Gusow-Platkow,

— Gemeinde Seelow,

— Gemeinde Vierlinden,

— Gemeinde Lindendorf,

— Gemeinde Fichtenhöhe,

— Gemeinde Lietzen,

— Gemeinde Falkenhagen (Mark),
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— Gemeinde Zeschdorf,

— Gemeinde Treplin,

— Gemeinde Lebus,

— Gemeinde Müncheberg mit den Gemarkungen Jahnsfelde, Trebnitz, Obersdorf, Münchehofe und Hermersdorf,

— Gemeinde Märkische Höhe mit der Gemarkung Ringenwalde,

— Gemeinde Bliesdorf mit der Gemarkung Metzdorf und Gemeinde Bliesdorf – östlich der B167 bis östlicher Teil, 
begrenzt aus Richtung Gemarkungsgrenze Neutrebbin südlich der Bahnlinie bis Straße „Sophienhof“ dieser 
westlich folgend bis „Ruesterchegraben“ weiter entlang Feldweg an den Windrädern Richtung „Herrnhof“, 
weiter entlang „Letschiner Hauptgraben“ nord-östlich bis Gemarkungsgrenze Alttrebbin und Kunersdorf – 
östlich der B167,

— Gemeinde Bad Freienwalde mit den Gemarkungen Altglietzen, Altranft, Bad Freienwalde, Bralitz, Hohenwutzen, 
Schiffmühle, Hohensaaten und Neuenhagen,

— Gemeinde Falkenberg mit der Gemarkung Falkenberg östlich der L35,

— Gemeinde Oderaue,

— Gemeinde Wriezen mit den Gemarkungen Altwriezen, Jäckelsbruch, Neugaul, Beauregard, Eichwerder, 
Rathsdorf – östlich der B167 und Wriezen – östlich der B167,

— Gemeinde Neulewin,

— Gemeinde Neutrebbin,

— Gemeinde Letschin,

— Gemeinde Zechin,

— Landkreis Barnim:

— Gemeinde Lunow-Stolzenhagen,

— Gemeinde Parsteinsee,

— Gemeinde Oderberg,

— Gemeinde Liepe,

— Gemeinde Hohenfinow (nördlich der B167),

— Gemeinde Niederfinow,

— Gemeinde (Stadt) Eberswalde mit den Gemarkungen Eberswalde nördlich der B167 und östlich der L200, 
Sommerfelde und Tornow nördlich der B167,

— Gemeinde Chorin mit den Gemarkungen Brodowin, Chorin östlich der L200, Serwest, Neuehütte, Sandkrug 
östlich der L200,

— Gemeinde Ziethen mit der Gemarkung Klein Ziethen östlich der Serwester Dorfstraße und östlich der B198,

— Landkreis Uckermark:

— Gemeinde Angermünde mit den Gemarkungen Crussow, Stolpe, Gellmersdorf, Neukünkendorf, Bölkendorf, 
Herzsprung, Schmargendorf und den Gemarkungen Angermünde südlich und südöstlich der B2 und 
Dobberzin südlich der B2,

— Gemeinde Schwedt mit den Gemarkungen Criewen, Zützen, Schwedt, Stendell, Kummerow, Kunow, Vierraden, 
Blumenhagen, Oderbruchwiesen, Enkelsee, Gatow, Hohenfelde, Schöneberg, Flemsdorf und der Gemarkung 
Felchow östlich der B2,

— Gemeinde Pinnow südlich und östlich der B2,

— Gemeinde Berkholz-Meyenburg,

— Gemeinde Mark Landin mit der Gemarkung Landin südlich der B2,

— Gemeinde Casekow mit der Gemarkung Woltersdorf und den Gemarkungen Biesendahlshof und Casekow 
östlich der L272 und südlich der L27,

— Gemeinde Hohenselchow-Groß Pinnow mit der Gemarkung Groß Pinnow und der Gemarkung Hohenselchow 
südlich der L27,
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— Gemeinde Gartz (Oder) mit der Gemarkung Friedrichsthal und den Gemarkungen Gartz und Hohenreinkendorf 
südlich der L27 und B2 bis Gartenstraße,

— Gemeinde Passow mit der Gemarkung Jamikow,

— Kreisfreie Stadt Frankfurt (Oder),

— Landkreis Prignitz:

— Gemeinde Karstädt mit den Gemarkungen Neuhof und Kribbe und den Gemarkungen Groß Warnow, Klein 
Warnow, Reckenzin, Streesow und Dallmin östlich der Bahnstrecke Berlin/Spandau-Hamburg/Altona,

— Gemeinde Berge,

— Gemeinde Pirow mit den Gemarkungen Hülsebeck, Pirow, Bresch und Burow,

— Gemeinde Putlitz mit den Gemarkungen Sagast, Nettelbeck, Porep, Lütkendorf, Putlitz, Weitgendorf und 
Telschow,

— Gemeinde Marienfließ mit den Gemarkungen Jännersdorf, Stepenitz und Krempendorf,

— Landkreis Oberspreewald-Lausitz:

— Gemeinde Senftenberg mit der Gemarkung Peickwitz,

— Gemeinde Hohenbocka,

— Gemeinde Grünewald,

— Gemeinde Hermsdorf,

— Gemeinde Kroppen,

— Gemeinde Ortrand,

— Gemeinde Großkmehlen,

— Gemeinde Lindenau,

— Gemeinde Frauendorf,

— Gemeinde Ruhland,

— Gemeinde Guteborn

— Gemeinde Schwarzbach mit der Gemarkung Schwarzbach,

Bundesland Sachsen:

— Landkreis Bautzen:

— Gemeinde Arnsdorf nördlich der B6,

— Gemeinde Burkau,

— Gemeinde Crostwitz,

— Gemeinde Demitz-Thumitz nördlich der S111,

— Gemeinde Elsterheide,

— Gemeinde Frankenthal,

— Gemeinde Göda nördlich der S111,

— Gemeinde Großdubrau,

— Gemeinde Großharthau nördlich der B6,

— Gemeinde Großnaundorf,

— Gemeinde Haselbachtal,

— Gemeinde Hochkirch nördlich der B6,

— Gemeinde Königswartha,

— Gemeinde Kubschütz nördlich der B6,

— Gemeinde Laußnitz,

— Gemeinde Lichtenberg,

— Gemeinde Lohsa,
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— Gemeinde Malschwitz,

— Gemeinde Nebelschütz,

— Gemeinde Neukirch,

— Gemeinde Neschwitz,

— Gemeinde Ohorn,

— Gemeinde Oßling,

— Gemeinde Ottendorf-Okrilla,

— Gemeinde Panschwitz-Kuckau,

— Gemeinde Puschwitz,

— Gemeinde Räckelwitz,

— Gemeinde Radibor,

— Gemeinde Ralbitz-Rosenthal,

— Gemeinde Rammenau,

— Gemeinde Schwepnitz,

— Gemeinde Spreetal,

— Gemeinde Stadt Bautzen nördlich der S111 bis Abzweig S 156 und nördlich des Verlaufs S 156 bis Abzweig B6 
und nördlich des Verlaufs der B 6 bis zur östlichen Gemeindegrenze,

— Gemeinde Stadt Bernsdorf,

— Gemeinde Stadt Bischofswerda nördlich der B6 nördlich der S111,

— Gemeinde Stadt Elstra,

— Gemeinde Stadt Großröhrsdorf,

— Gemeinde Stadt Hoyerswerda,

— Gemeinde Stadt Kamenz,

— Gemeinde Stadt Königsbrück,

— Gemeinde Stadt Lauta,

— Gemeinde Stadt Pulsnitz,

— Gemeinde Stadt Radeberg nördlich der B6,

— Gemeinde Stadt Weißenberg,

— Gemeinde Stadt Wittichenau,

— Gemeinde Steina,

— Gemeinde Wachau,

— Stadt Dresden:

— Stadtgebiet nördlich der BAB4 bis zum Verlauf westlich der Elbe, dann nördlich der B6,

— Landkreis Görlitz,

— Landkreis Meißen:

— Gemeinde Diera-Zehren östlich der Elbe,

— Gemeinde Ebersbach,

— Gemeinde Glaubitz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Klipphausen östlich der S177,

— Gemeinde Lampertswalde,

— Gemeinde Moritzburg,

— Gemeinde Niederau östlich der B101,
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— Gemeinde Nünchritz östlich der Elbe und südlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Priestewitz,

— Gemeinde Röderaue östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Schönfeld,

— Gemeinde Stadt Coswig,

— Gemeinde Stadt Gröditz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Gemeinde Stadt Großenhain,

— Gemeinde Stadt Meißen östlich des Straßenverlaufs der S177 bis zur B6, dann B6 bis zur B101, ab der B101 
Elbtalbrücke Richtung Norden östlich der Elbe,

— Gemeinde Stadt Radebeul,

— Gemeinde Stadt Radeburg,

— Gemeinde Thiendorf,

— Gemeinde Weinböhla,

— Gemeinde Wülknitz östlich des Grödel-Elsterwerdaer-Floßkanals,

— Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge:

— Gemeinde Stadt Wilsdruff nördlich der BAB4 zwischen den Abfahren Wilsdruff und Dreieck Dresden-West,

Bundesland Mecklenburg-Vorpommern:

— Landkreis Ludwigslust-Parchim:

— Gemeinde Balow mit dem Ortsteil: Balow,

— Gemeinde Brunow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Bauerkuhl, Brunow (bei Ludwigslust), Klüß, Löcknitz (bei 
Parchim),

— Gemeinde Dambeck mit dem Ortsteil und der Ortslage: Dambeck (bei Ludwigslust),

— Gemeinde Ganzlin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Barackendorf, Hof Retzow, Klein Damerow, Retzow, 
Wangelin,

— Gemeinde Gehlsbach mit den Ortsteilen und Ortslagen: Ausbau Darß, Darß, Hof Karbow, Karbow, Karbow- 
Ausbau, Quaßlin, Quaßlin Hof, Quaßliner Mühle, Vietlübbe, Wahlstorf

— Gemeinde Groß Godems mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Godems, Klein Godems,

— Gemeinde Karrenzin mit den Ortsteilen und Ortslagen: Herzfeld, Karrenzin, Karrenzin-Ausbau, Neu Herzfeld, 
Repzin, Wulfsahl,

— Gemeinde Kreien mit den Ortsteilen und Ortslagen: Ausbau Kreien, Hof Kreien, Kolonie Kreien, Kreien, Wilsen,

— Gemeinde Kritzow mit dem Ortsteil und der Ortslage: Benzin,

— Gemeinde Lübz mit den Ortsteilen und Ortslagen: Burow, Gischow, Meyerberg,

— Gemeinde Möllenbeck mit den Ortsteilen und Ortslagen: Carlshof, Horst, Menzendorf, Möllenbeck,

— Gemeinde Muchow mit dem Ortsteil und Ortslage: Muchow,

— Gemeinde Parchim mit dem Ortsteil und Ortslage: Slate,

— Gemeinde Prislich mit den Ortsteilen und Ortslagen: Marienhof, Neese, Prislich, Werle,

— Gemeinde Rom mit dem Ortsteil und Ortslage: Klein Niendorf,

— Gemeinde Ruhner Berge mit den Ortsteilen und Ortslagen: Dorf Poltnitz, Drenkow, Griebow, Jarchow, Leppin, 
Malow, Malower Mühle, Marnitz, Mentin, Mooster, Poitendorf, Poltnitz, Suckow, Tessenow, Zachow,

— Gemeinde Siggelkow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Groß Pankow, Klein Pankow, Neuburg, Redlin, 
Siggelkow,
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— Gemeinde Stolpe mit den Ortsteilen und Ortslagen: Barkow, Granzin, Stolpe Ausbau, Stolpe,

— Gemeinde Ziegendorf mit den Ortsteilen und Ortslagen: Drefahl, Meierstorf, Neu Drefahl, Pampin, Platschow, 
Stresendorf, Ziegendorf,

— Gemeinde Zierzow mit den Ortsteilen und Ortslagen: Kolbow, Zierzow.

3. Estland

Die folgenden Sperrzonen II in Estland:

— Eesti Vabariik (välja arvatud Hiiu maakond).

4. Lettland

Die folgenden Sperrzonen II in Lettland:

— Aizkraukles novads,

— Alūksnes novads,

— Augšdaugavas novads,

— Ādažu novads,

— Balvu novads,

— Bauskas novads,

— Cēsu novads,

— Dienvidkurzemes novada Aizputes, Cīravas, Lažas, Durbes, Dunalkas, Tadaiķu, Vecpils, Bārtas, Sakas, Bunkas, 
Priekules, Gramzdas, Kalētu, Virgas, Dunikas, Vaiņodes, Gaviezes, Rucavas, Vērgales, Medzes pagasts, Nīcas pagasta 
daļa uz dienvidiem no apdzīvotas vietas Bernāti, autoceļa V1232, A11, V1222, Bārtas upes, Embūtes pagasta daļa 
uz dienvidiem no autoceļa P116, P106, autoceļa no apdzīvotas vietas Dinsdurbe, Kalvenes pagasta daļa uz 
rietumiem no ceļa pie Vārtājas upes līdz autoceļam A9, uz dienvidiem no autoceļa A9, uz rietumiem no autoceļa 
V1200, Kazdangas pagasta daļa uz rietumiem no ceļa V1200, P115, P117, V1296, Aizputes, Durbes, Pāvilostas, 
Priekules pilsēta,

— Dobeles novads,

— Gulbenes novads,

— Jelgavas novads,

— Jēkabpils novads,

— Krāslavas novads,

— Kuldīgas novada Alsungas, Gudenieku, Kurmāles, Rendas, Kabiles, Vārmes, Pelču, Snēpeles, Turlavas pagasts, Laidu 
pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa V1296, V1295, V1272, Raņķu pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa 
V1272 līdz robežai ar Ventas upi, Skrundas pagasta daļa uz ziemeļaustrumiem no Skrundas, Cieceres upes un 
Ventas upes, Ēdoles pagasta daļa uz rietumiem no autoceļa V1269, V1271, V1288, P119, Īvandes pagasta daļa uz 
dienvidiem no autoceļa P119, Rumbas pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa P120, Kuldīgas pilsēta,

— Ķekavas novads,

— Limbažu novads,

— Līvānu novads,

— Ludzas novads,

— Madonas novads,

— Mārupes novads,

— Ogres novads,

— Olaines novads,

— Preiļu novads,

— Rēzeknes novads,
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— Ropažu novada Garkalnes, Ropažu pagasts, Stopiņu pagasta daļa, kas atrodas uz austrumiem no autoceļa V36, P4 
un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un Dauguļupītes, Vangažu pilsēta,

— Salaspils novads,

— Saldus novads,

— Saulkrastu novads,

— Siguldas novads,

— Smiltenes novads,

— Talsu novads,

— Tukuma novads,

— Valkas novads,

— Valmieras novads,

— Varakļānu novads,

— Ventspils novada Ances, Popes, Puzes, Tārgales, Vārves, Užavas, Usmas, Jūrkalnes pagasts, Ugāles pagasta daļa uz 
ziemeļiem no autoceļa V1347, uz austrumiem no autoceļa P123, Ziru pagasta daļa uz rietumiem no autoceļa 
V1269, P108, Piltenes pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa V1310, V1309, autoceļa līdz Ventas upei, Piltenes 
pilsēta,

— Daugavpils valstspilsētas pašvaldība,

— Jelgavas valstspilsētas pašvaldība,

— Jūrmalas valstspilsētas pašvaldība,

— Rēzeknes valstspilsētas pašvaldība.

5. Litauen

Die folgenden Sperrzonen II in Litauen:

— Alytaus miesto savivaldybė,

— Alytaus rajono savivaldybė,

— Anykščių rajono savivaldybė,

— Akmenės rajono savivaldybė,

— Birštono savivaldybė,

— Biržų miesto savivaldybė,

— Biržų rajono savivaldybė,

— Druskininkų savivaldybė,

— Elektrėnų savivaldybė,

— Ignalinos rajono savivaldybė,

— Jonavos rajono savivaldybė,

— Joniškio rajono savivaldybė,

— Jurbarko rajono savivaldybė,

— Kaišiadorių rajono savivaldybė,

— Kauno miesto savivaldybė,

— Kauno rajono savivaldybė,

— Kazlų rūdos savivaldybė,

— Kelmės rajono savivaldybė,

— Kėdainių rajono savivaldybė,

— Klaipėdos rajono savivaldybė: Judrėnų, Endriejavo ir Veiviržėnų seniūnijos,

— Kupiškio rajono savivaldybė,

— Kretingos rajono savivaldybė,
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— Lazdijų rajono savivaldybė,

— Mažeikių rajono savivaldybė,

— Molėtų rajono savivaldybė: Alantos, Balninkų, Čiulėnų, Inturkės, Joniškio, Luokesos, Mindūnų, Suginčių ir 
Videniškių seniūnijos,

— Pagėgių savivaldybė,

— Pakruojo rajono savivaldybė,

— Panevėžio rajono savivaldybė,

— Panevėžio miesto savivaldybė,

— Pasvalio rajono savivaldybė,

— Radviliškio rajono savivaldybė,

— Rietavo savivaldybė,

— Prienų rajono savivaldybė,

— Plungės rajono savivaldybė,

— Raseinių rajono savivaldybė,

— Rokiškio rajono savivaldybė,

— Skuodo rajono savivaldybė,

— Šakių rajono savivaldybė: Griškabūdžio, Kriūkų, Kudirkos Naumiesčio, Lekėčių, Lukšių, Plokščių, Sintautų, Slavikų 
seniūnijos; Sudargo seniūnijos dalis, išskyrus Pervazninkų kaimą; Šakių seniūnijos dalis, išskyrus Juniškių, Bedalių, 
Zajošių, Kriaučėnų, Liukų, Gotlybiškių, Ritinių kaimus; Žvirgždaičių seniūnija,

— Šalčininkų rajono savivaldybė,

— Šiaulių miesto savivaldybė,

— Šiaulių rajono savivaldybė,

— Šilutės rajono savivaldybė,

— Širvintų rajono savivaldybė: Čiobiškio, Gelvonų, Jauniūnų, Kernavės, Musninkų ir Širvintų seniūnijos,

— Šilalės rajono savivaldybė,

— Švenčionių rajono savivaldybė,

— Tauragės rajono savivaldybė,

— Telšių rajono savivaldybė,

— Trakų rajono savivaldybė,

— Ukmergės rajono savivaldybė: Deltuvos, Lyduokių, Pabaisko, Pivonijos, Siesikų, Šešuolių, Taujėnų, Ukmergės miesto, 
Veprių, Vidiškių ir Žemaitkiemo seniūnijos,

— Utenos rajono savivaldybė,

— Varėnos rajono savivaldybė,

— Vilniaus miesto savivaldybė,

— Vilniaus rajono savivaldybė: Avižienių, Bezdonių, Buivydžių, Dūkštų, Juodšilių, Kalvelių, Lavoriškių, Maišiagalos, 
Marijampolio, Medininkų, Mickūnų, Nemenčinės, Nemenčinės miesto, Nemėžio, Pagirių, Riešės, Rudaminos, 
Rukainių, Sudervės, Sužionių, Šatrininkų ir Zujūnų seniūnijos,

— Visagino savivaldybė,

— Zarasų rajono savivaldybė.
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6. Ungarn

Die folgenden Sperrzonen II in Ungarn:

— Békés megye 950150, 950250, 950350, 950450, 950550, 950650, 950660, 950750, 950850, 950860, 951050, 
951150, 951250, 951260, 951350, 951450, 951460, 951550, 951650, 951750, 952150, 952250, 952350, 
952450, 952550, 952650, 953250, 953260, 953270, 953350, 953450, 953550, 953560, 953950, 954050, 
954060, 954150, 956250, 956350, 956450, 956550, 956650 és 956750 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe,

— Borsod-Abaúj-Zemplén megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Fejér megye 403150, 403160, 403250, 403260, 403350, 404250, 404550, 404560, 404570, 405450, 405550, 
405650, 406450 és 407050 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Hajdú-Bihar megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Heves megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe,

— Jász-Nagykun-Szolnok megye 750250, 750550, 750650, 750750, 750850, 750970, 750980, 751050, 751150, 
751160, 751250, 751260, 751350, 751360, 751450, 751460, 751470, 751550, 751650, 751750, 751850, 
751950, 752150, 752250, 752350, 752450, 752460, 752550, 752560, 752650, 752750, 752850, 752950, 
753060, 753070, 753150, 753250, 753310, 753450, 753550, 753650, 753660, 753750, 753850, 753950, 
753960, 754050, 754150, 754250, 754360, 754370, 754850, 755550, 755650 és 755750 kódszámú 
vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Komárom-Esztergom megye: 250350, 250850, 250950, 251450, 251550, 251950, 252050, 252150, 252350, 
252450, 252460, 252550, 252650, 252750, 252850, 252860, 252950, 252960, 253050, 253150, 253250, 
253350, 253450 és 253550 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Nógrád megye valamennyi vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Pest megye 570150, 570250, 570350, 570450, 570550, 570650, 570750, 570850, 570950, 571050, 571150, 
571250, 571350, 571650, 571750, 571760, 571850, 571950, 572050, 573550, 573650, 574250, 577250, 
580050 és 580150 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe,

— Szabolcs-Szatmár-Bereg megye valamennyi vadgazdálkodási egységének teljes területe.

7. Polen

Die folgenden Sperrzonen II in Polen:

w województwie warmińsko-mazurskim:

— gminy Kalinowo, Stare Juchy, Prostki oraz gmina wiejska Ełk w powiecie ełckim,

— powiat elbląski,

— powiat miejski Elbląg,

— powiat gołdapski,

— powiat piski,

— powiat bartoszycki,

— powiat olecki,

— powiat giżycki,

— powiat braniewski,

— powiat kętrzyński,

— powiat lidzbarski,

— gminy Dźwierzuty Jedwabno, Pasym, Świętajno, Szczytno i miasto Szczytno w powiecie szczycieńskim,

— powiat mrągowski,

— powiat węgorzewski,

— powiat olsztyński,

— powiat miejski Olsztyn,

— powiat nidzicki,

— gminy Kisielice, Susz, Zalewo w powiecie iławskim,
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— część powiatu ostródzkiego niewymieniona w części III załącznika I,

— gmina Iłowo – Osada, część gminy wiejskiej Działdowo położona na południe od linii wyznaczonej przez linię 
kolejową biegnącą od wchodniej do zachodniej granicy gminy, część gminy Płośnica położona na południe od linii 
wyznaczonej przez linię kolejową biegnącą od wchodniej do zachodniej granicy gminy, część gminy Lidzbark 
położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 544 biegnącą od wschodniej granicy gminy do 
skrzyżowania z drogą nr 541 oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 541 biegnącą od północnej 
granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 544 w powiecie działdowskim,

w województwie podlaskim:

— powiat bielski,

— powiat grajewski,

— powiat moniecki,

— powiat sejneński,

— gminy Łomża, Piątnica, Jedwabne, Przytuły i Wizna w powiecie łomżyńskim,

— powiat miejski Łomża,

— powiat siemiatycki,

— powiat hajnowski,

— gminy Ciechanowiec, Klukowo, Szepietowo, Kobylin-Borzymy, Nowe Piekuty, Sokoły i część gminy Kulesze 
Kościelne położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie wysokomazowieckim,

— gmina Rutki i część gminy Kołaki Kościelne położona na północ od linii wyznaczonej przez linię kolejową w 
powiecie zambrowskim,

— gminy Mały Płock i Stawiski w powiecie kolneńskim,

— powiat białostocki,

— powiat suwalski,

— powiat miejski Suwałki,

— powiat augustowski,

— powiat sokólski,

— powiat miejski Białystok,

w województwie mazowieckim:

— gminy Domanice, Korczew, Kotuń, Mordy, Paprotnia, Przesmyki, Siedlce, Skórzec, Wiśniew, Wodynie, Zbuczyn w 
powiecie siedleckim,

— powiat miejski Siedlce,

— gminy Ceranów, Jabłonna Lacka, Kosów Lacki, Repki, Sabnie, Sterdyń w powiecie sokołowskim,

— powiat łosicki,

— powiat sochaczewski,

— powiat zwoleński,

— powiat kozienicki,

— powiat lipski,

— powiat radomski

— powiat miejski Radom,

— powiat szydłowiecki,

— gminy Lubowidz i Kuczbork Osada w powiecie żuromińskim,

— gmina Wieczfnia Kościelna w powicie mławskim,

— gminy Bodzanów, Słubice, Wyszogród i Mała Wieś w powiecie płockim,

— powiat nowodworski,
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— gminy Czerwińsk nad Wisłą, Naruszewo, Załuski w powiecie płońskim,

— gminy: miasto Kobyłka, miasto Marki, miasto Ząbki, miasto Zielonka, część gminy Tłuszcz ograniczona liniami 
kolejowymi: na północ od linii kolejowej biegnącej od wschodniej granicy gminy do miasta Tłuszcz oraz na 
wschód od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy gminy do miasta Tłuszcz, część gminy Jadów położona 
na północ od linii kolejowej biegnącej od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie wołomińskim,

— powiat garwoliński,

— gminy Boguty – Pianki, Brok, Zaręby Kościelne, Nur, Małkinia Górna, część gminy Wąsewo położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 60, część gminy wiejskiej Ostrów Mazowiecka położona na południe od 
miasta Ostrów Mazowiecka i na południe od linii wyznaczonej przez drogę 60 biegnącą od zachodniej granicy 
miasta Ostrów Mazowiecka do zachodniej granicy gminy w powiecie ostrowskim,

— część gminy Sadowne położona na północny- zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową, część gminy 
Łochów położona na północny – zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową w powiecie węgrowskim,

— gminy Brańszczyk, Długosiodło, Rząśnik, Wyszków, część gminy Zabrodzie położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr S8 w powiecie wyszkowskim,

— gminy Cegłów, Dębe Wielkie, Halinów, Latowicz, Mińsk Mazowiecki i miasto Mińsk Mazowiecki, Mrozy, Siennica, 
miasto Sulejówek w powiecie mińskim,

— powiat otwocki,

— powiat warszawski zachodni,

— powiat legionowski,

— powiat piaseczyński,

— powiat pruszkowski,

— powiat grójecki,

— powiat grodziski,

— powiat żyrardowski,

— powiat białobrzeski,

— powiat przysuski,

— powiat miejski Warszawa,

w województwie lubelskim:

— powiat bialski,

— powiat miejski Biała Podlaska,

— gminy Batorz, Godziszów, Janów Lubelski, Modliborzyce w powiecie janowskim,

— powiat puławski,

— powiat rycki,

— powiat łukowski,

— powiat lubelski,

— powiat miejski Lublin,

— powiat lubartowski,

— powiat łęczyński,

— powiat świdnicki,

— gminy Aleksandrów, Biszcza, Józefów, Księżpol, Łukowa, Obsza, Potok Górny, Tarnogród w powiecie biłgorajskim,

— gminy Dołhobyczów, Mircze, Trzeszczany, Uchanie i Werbkowice w powiecie hrubieszowskim,

— powiat krasnostawski,

— powiat chełmski,

— powiat miejski Chełm,
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— powiat tomaszowski,

— część powiatu kraśnickiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat opolski,

— powiat parczewski,

— powiat włodawski,

— powiat radzyński,

— powiat miejski Zamość,

— gminy Adamów, Grabowiec, Komarów – Osada, Krasnobród, Łabunie, Miączyn, Nielisz, Sitno, Skierbieszów, Stary 
Zamość, Zamość w powiecie zamojskim,

w województwie podkarpackim:

— część powiatu stalowowolskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— gminy Cieszanów, Horyniec - Zdrój, Narol, Stary Dzików, Oleszyce, Lubaczów z miastem Lubaczów w powiecie 
lubaczowskim,

— gminy Medyka, Stubno, część gminy Orły położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77, część 
gminy Żurawica na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 77 w powiecie przemyskim,

— gminy Chłopice, Jarosław z miastem Jarosław, Pawłosiów i Wiązownice w powiecie jarosławskim,

— gmina Kamień w powiecie rzeszowskim,

— gminy Cmolas, Dzikowiec, Kolbuszowa, Majdan Królewski i Niwiska powiecie kolbuszowskim,

— powiat leżajski,

— powiat niżański,

— powiat tarnobrzeski,

— gminy Adamówka, Sieniawa, Tryńcza, Przeworsk z miastem Przeworsk, Zarzecze w powiecie przeworskim,

— część gminy Sędziszów Małopolski położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4, część gminy 
Ostrów nie wymieniona w części III załącznika I w powiecie ropczycko – sędziszowskim,

w województwie małopolskim:

— gminy Nawojowa, Piwniczna Zdrój, Rytro, Stary Sącz, część gminy Łącko położona na południe od linii 
wyznaczonej przez rzekę Dunajec w powiecie nowosądeckim,

— gmina Szczawnica w powiecie nowotarskim,

w województwie pomorskim:

— gminy Dzierzgoń i Stary Dzierzgoń w powiecie sztumskim,

— gmina Stare Pole, część gminy Nowy Staw położna na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 55 w powiecie 
malborskim,

— gminy Stegny, Sztutowo i część gminy Nowy Dwór Gdański położona na północny - wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 55 biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 7, następnie przez drogę 
nr 7 i S7 biegnącą do zachodniej granicy gminy w powiecie nowodworskim,

w województwie świętokrzyskim:

— gmina Tarłów i część gminy Ożarów położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 biegnącą od 
miejscowości Honorów do zachodniej granicy gminy w powiecie opatowskim,

— część gminy Brody położona wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 9 i na północny - wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 0618T biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania w miejscowości Lipie 
oraz przez drogę biegnącą od miejscowości Lipie do wschodniej granicy gminy i część gminy Mirzec położona na 
wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 744 biegnącą od południowej granicy gminy do miejscowości Tychów 
Stary a następnie przez drogę nr 0566T biegnącą od miejscowości Tychów Stary w kierunku północno – 
wschodnim do granicy gminy w powiecie starachowickim,
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— gmina Gowarczów, część gminy Końskie położona na wschód od linii kolejowej, część gminy Stąporków położona 
na północ od linii kolejowej w powiecie koneckim,

— gminy Dwikozy i Zawichost w powiecie sandomierskim,

w województwie lubuskim:

— gminy Bogdaniec, Deszczno, Kłodawa, Kostrzyn nad Odrą, Santok, Witnica w powiecie gorzowskim,

— powiat miejski Gorzów Wielkopolski,

— gminy Drezdenko, Strzelce Krajeńskie, Stare Kurowo, Zwierzyn w powiecie strzelecko – drezdeneckim,

— powiat żarski,

— powiat słubicki,

— gminy Brzeźnica, Iłowa, Gozdnica, Wymiarki i miasto Żagań w powiecie żagańskim,

— powiat krośnieński,

— powiat zielonogórski

— powiat miejski Zielona Góra,

— powiat nowosolski,

— część powiatu sulęcińskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— część powiatu międzyrzeckiego niewymieniona w części III załącznika I,

— część powiatu świebodzińskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat wschowski,

w województwie dolnośląskim:

— powiat zgorzelecki,

— gminy Gaworzyce, Grębocice, Polkowice i Radwanice w powiecie polkowickim,

— część powiatu wołowskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— gmina Jeżów Sudecki w powiecie karkonoskim,

— gminy Rudna, Ścinawa, miasto Lubin i część gminy Lubin niewymieniona w części III załącznika I w powiecie 
lubińskim,

— gmina Malczyce, Miękinia, Środa Śląska, część gminy Kostomłoty położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr A4, część gminy Udanin położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4 w powiecie 
średzkim,

— gmina Wądroże Wielkie w powiecie jaworskim,

— gminy Kunice, Legnickie Pole, Prochowice, Ruja w powiecie legnickim,

— gminy Wisznia Mała, Trzebnica, Zawonia, część gminy Oborniki Śląskie położona na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 340 w powiecie trzebnickim,

— gminy Leśna, Lubań i miasto Lubań, Olszyna, Platerówka, Siekierczyn w powiecie lubańskim,

— powiat miejski Wrocław,

— gminy Czernica, Długołęka, Siechnice, część gminy Żórawina położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
autostradę A4, część gminy Kąty Wrocławskie położona na północ od linii wyznaczonej przez autostradę A4 w 
powiecie wrocławskim,

— gminy Jelcz - Laskowice, Oława z miastem Oława i część gminy Domaniów położona na północny wschód od linii 
wyznaczonej przez autostradę A4 w powiecie oławskim,

— gmina Bierutów, miasto Oleśnica, część gminy wiejskiej Oleśnica położona na południe od linii wyznaczonej przez 
drogę nr S8, część gminy Dobroszyce położona na zachód od linii wyznaczonej przez linię kolejową biegnącą od 
północnej do południowej granicy gminy w powiecie oleśnickim,

— gmina Cieszków, Krośnice, część gminy Milicz położona na wschód od linii łączącej miejscowości Poradów – 
Piotrkosice – Sulimierz – Sułów - Gruszeczka w powiecie milickim,
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— część powiatu bolesławieckiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat głogowski,

— gmina Niechlów w powiecie górowskim,

— gmina Świerzawa, Wojcieszów, część gminy Zagrodno położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Jadwisin – Modlikowice Zagrodno oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 
biegnącą od miejscowości Zagrodno do południowej granicy gminy w powiecie złotoryjskim,

— gmina Gryfów Śląski, Lubomierz, Lwówek Śląski, Wleń w powiecie lwóweckim,

— gminy Czarny Bór, Stare Bogaczowice, Walim, miasto Boguszów - Gorce, miasto Jedlina – Zdrój, miasto Szczawno – 
Zdrój w powiecie wałbrzyskim,

— powiat miejski Wałbrzych,

— gmina Świdnica, miasto Świdnica, miasto Świebodzice w powiecie świdnickim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Siedlec, Wolsztyn, część gminy Przemęt położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą 
miejscowości Borek – Kluczewo – Sączkowo – Przemęt – Błotnica – Starkowo – Boszkowo – Letnisko w powiecie 
wolsztyńskim,

— gmina Wielichowo, Rakoniewice, Granowo, część gminy Kamieniec położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 308 w powiecie grodziskim,

— część powiatu międzychodzkiego niewymieniona w części III załącznika I,

— część powiatu nowotomyskiego niewymieniona w części III załącznika I,

— powiat obornicki,

— część gminy Połajewo na położona na południe od drogi łączącej miejscowości Chraplewo, Tarnówko-Boruszyn, 
Krosin, Jakubowo, Połajewo - ul. Ryczywolska do północno-wschodniej granicy gminy w powiecie czarnkowsko- 
trzcianeckim,

— powiat miejski Poznań,

— gminy Buk, Czerwonak, Dopiewo, Komorniki, Rokietnica, Stęszew, Swarzędz, Suchy Las, Tarnowo Podgórne, część 
gminy wiejskiej Murowana Goślina położona na północ od linii kolejowej biegnącej od północnej granicy miasta 
Murowana Goślina do północno-wschodniej granicy gminy w powiecie poznańskim,

— gminy Duszniki, Kaźmierz, Obrzycko z miastem Obrzycko, Ostroróg, Szamotuły, część gminy Wronki położona na 
południe od linii wyznaczonej przez rzekę Wartę biegnącą od zachodniej granicy gminy do przecięcia z droga 
nr 182, a następnie na zachód od linii wyznaczonej przez drogi nr 182 oraz 184 biegnącą od skrzyżowania z 
drogą nr 182 do południowej granicy gminy, część gminy Pniewy położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
drogę łączącą miejscowości Lubosinek – Lubosina – Buszewo biegnącą od południowej granicy gminy do 
skrzyżowania z drogą nr 187 i na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 187 biegnącą od wschodniej 
granicy gminy do skrzyżowania z drogą łączącą miejscowości Lubosinek – Lubosina – Buszewo w powiecie 
szamotulskim,

— gmina Pępowo w powiecie gostyńskim,

— gminy Kobylin, Zduny, część gminy Krotoszyn położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogi: nr 15 
biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 36, nr 36 biegnącą od skrzyżowania z drogą 
nr 15 do skrzyżowana z drogą nr 444, nr 444 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 36 do południowej granicy 
gminy w powiecie krotoszyńskim,

— gmina Wijewo w powiecie leszczyńskim,

w województwie łódzkim:

— gminy Białaczów, Drzewica, Opoczno i Poświętne w powiecie opoczyńskim,

— gminy Biała Rawska, Regnów i Sadkowice w powiecie rawskim,

— gmina Kowiesy w powiecie skierniewickim,
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w województwie zachodniopomorskim:

— gmina Boleszkowice i część gminy Dębno położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 126 biegnącą 
od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 23 w miejscowości Dębno, następnie na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 23 do skrzyżowania z ul. Jana Pawła II w miejscowości Cychry, następnie na południe 
od ul. Jana Pawła II do skrzyżowania z ul. Ogrodową i dalej na południe od linii wyznaczonej przez ul. Ogrodową, 
której przedłużenie biegnie do wschodniej granicy gminy w powiecie myśliborskim,

— gminy Cedynia, Gryfino, Mieszkowice, Moryń, część gminy Chojna położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogi nr 31 biegnącą od północnej granicy gminy i 124 biegnącą od południowej granicy gminy w powiecie 
gryfińskim,

w województwie opolskim:

— gminy Brzeg, Lubsza, Lewin Brzeski, Olszanka, Skarbimierz w powiecie brzeskim,

— gminy Dąbrowa, Dobrzeń Wielki, Popielów w powiecie opolskim,

— gminy Świerczów, Wilków, część gminy Namysłów położona na południe od linii wyznaczonej przez linię kolejową 
biegnącą od wschodniej do zachodniej granicy gminy w powiecie namysłowskim.

8. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen II in der Slowakei:

— the whole district of Gelnica except municipalities included in zone III,

— the whole district of Poprad

— the whole district of Spišská Nová Ves,

— the whole district of Levoča,

— the whole district of Kežmarok

— in the whole district of Michalovce except municipalities included in zone III,

— the whole district of Košice-okolie,

— the whole district of Rožnava,

— the whole city of Košice,

— the whole district of Sobrance,

— the whole district of Vranov nad Topľou,

— the whole district of Humenné except municipalities included in zone III,

— the whole district of Snina,

— the whole district of Prešov except municipalities included in zone III,

— the whole district of Sabinov except municipalities included in zone III,

— the whole district of Svidník, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Stropkov, except municipalities included in zone III,

— the whole district of Bardejov,

— the whole district of Stará Ľubovňa,

— the whole district of Revúca,

— the whole district of Rimavská Sobota except municipalities included in zone III,

— in the district of Veľký Krtíš, the whole municipalities not included in part I,

— the whole district of Lučenec,

— the whole district of Poltár,

— the whole district of Zvolen,

— the whole district of Detva,

— the whole district of Krupina, except municipalities included in zone I,

— the whole district of Banska Stiavnica,
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— in the district of Žiar nad Hronom the municipalities of Hronská Dúbrava, Trnavá Hora,

— the whole district of Banska Bystica,

— the whole district of Brezno,

— the whole district of Liptovsky Mikuláš.

9. Italien

Die folgenden Sperrzonen II in Italien:

Piedmont Region:

— in the Province of Alessandria, the municipalities of Cavatore, Castelnuovo Bormida, Cabella Ligure, Carrega Ligure, 
Francavilla Bisio, Carpeneto, Costa Vescovato, Grognardo, Orsara Bormida, Pasturana, Melazzo, Mornese, Ovada, 
Predosa, Lerma, Fraconalto, Rivalta Bormida, Fresonara, Malvicino, Ponzone, San Cristoforo, Sezzadio, Rocca 
Grimalda, Garbagna, Tassarolo, Mongiardino Ligure, Morsasco, Montaldo Bormida, Prasco, Montaldeo, Belforte 
Monferrato, Albera Ligure, Bosio, Cantalupo Ligure, Castelletto D'orba, Cartosio, Acqui Terme, Arquata Scrivia, 
Parodi Ligure, Ricaldone, Gavi, Cremolino, Brignano-Frascata, Novi Ligure, Molare, Cassinelle, Morbello, Avolasca, 
Carezzano, Basaluzzo, Dernice, Trisobbio, Strevi, Sant'Agata Fossili, Pareto, Visone, Voltaggio, Tagliolo Monferrato, 
Casaleggio Boiro, Capriata D'orba, Castellania, Carrosio, Cassine, Vignole Borbera, Serravalle Scrivia, Silvano 
D'orba, Villalvernia, Roccaforte Ligure, Rocchetta Ligure, Sardigliano, Stazzano, Borghetto Di Borbera, Grondona, 
Cassano Spinola, Montacuto, Gremiasco, San Sebastiano Curone, Fabbrica Curone,

Liguria Region:

— in the province of Genova, the municipalities of Bogliasco, Arenzano, Ceranesi, Ronco Scrivia, Mele, Isola Del 
Cantone, Lumarzo, Genova, Masone, Serra Riccò, Campo Ligure, Mignanego, Busalla, Bargagli, Savignone, Torriglia, 
Rossiglione, Sant'Olcese, Valbrevenna, Sori, Tiglieto, Campomorone, Cogoleto, Pieve Ligure, Davagna, Casella, 
Montoggio, Crocefieschi, Vobbia;

— in the province of Savona, the municipalities of Albisola Superiore, Celle Ligure, Stella, Pontinvrea, Varazze, Urbe, 
Sassello,

TEIL III

1. Bulgarien

Die folgenden Sperrzonen III in Bulgarien:

— in Blagoevgrad region:

— the whole municipality of Sandanski

— the whole municipality of Strumyani

— the whole municipality of Petrich,

— the Pazardzhik region:

— the whole municipality of Pazardzhik,

— the whole municipality of Panagyurishte,

— the whole municipality of Lesichevo,

— the whole municipality of Septemvri,

— the whole municipality of Strelcha,

— in Plovdiv region

— the whole municipality of Hisar,

— the whole municipality of Suedinenie,

— the whole municipality of Maritsa

— the whole municipality of Rodopi,

— the whole municipality of Plovdiv,

— in Varna region:

— the whole municipality of Byala,

— the whole municipality of Dolni Chiflik.
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2. Deutschland

Die folgenden Sperrzonen III in Deutschland:

Bundesland Brandenburg:

— Landkreis Uckermark:

— Gemeinde Schenkenberg mit den Gemarkungen Wittenhof, Schenkenberg, Baumgarten und Ludwigsburg,

— Gemeinde Randowtal mit den Gemarkungen Eickstedt und Ziemkendorf,

— Gemeinde Grünow,

— Gemeinde Uckerfelde,

— Gemeinde Gramzow westlich der K7315,

— Gemeinde Oberuckersee mit den Gemarkungen Melzow, Warnitz, Blankenburg, Seehausen, Potzlow

— Gemeinde Nordwestuckermark mit den Gemarkungen Zollchow, Röpersdorf, Louisenthal, Sternhagen, 
Schmachtenhagen, Lindenhagen, Beenz (NWU), Groß-Sperrenwalde und Thiesort-Mühle,

— Gemeinde Prenzlau mit den Gemarkungen Blindow, Ellingen, Klinkow, Basedow, Güstow, Seelübbe und die 
Gemarkung Prenzlau.

3. Italien

Die folgenden Sperrzonen III in Italien:

— Sardinia Region: the whole territory

— Lazio Region: the Area of the Municipality of Rome within the administrative boundaries of the Local Heatlh Unit 
“ASL RM1”.

4. Lettland

Die folgenden Sperrzonen III in Lettland:

— Dienvidkurzemes novada Embūtes pagasta daļa uz ziemeļiem autoceļa P116, P106, autoceļa no apdzīvotas vietas 
Dinsdurbe, Kalvenes pagasta daļa uz austrumiem no ceļa pie Vārtājas upes līdz autoceļam A9, uz ziemeļiem no 
autoceļa A9, uz austrumiem no autoceļa V1200, Kazdangas pagasta daļa uz austrumiem no ceļa V1200, P115, 
P117, V1296,

— Kuldīgas novada Rudbāržu, Nīkrāces, Padures pagasts, Laidu pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa V1296, V1295, 
V1272, Raņķu pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa V1272 līdz robežai ar Ventas upi, Skrundas pagasts (izņemot 
pagasta daļu uz ziemeļaustrumiem no Skrundas, Cieceres upes un Ventas upes), Skrundas pilsēta, Ēdoles pagasta 
daļa uz austrumiem no autoceļa V1269, V1271, V1288, P119, Īvandes pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa 
P119, Rumbas pagasta daļa uz ziemeļiem no autoceļa P120,

— Ventspils novada Zlēku pagasts, Ugāles pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa V1347, uz rietumiem no autoceļa 
P123, Ziru pagasta daļa uz austrumiem no autoceļa V1269, P108, Piltenes pagasta daļa uz dienvidiem no autoceļa 
V1310, V1309, autoceļa līdz Ventas upei.

5. Litauen

Die folgenden Sperrzonen III in Litauen:

— Molėtų rajono savivaldybė: Dubingių ir Giedraičių seniūnijos,

— Šakių rajono savivaldybė: Kidulių ir Gelgaudiškio seniūnijos; Šakių seniūnija: Juniškių, Bedalių, Zajošių, Kriaučėnų, 
Liukų, Gotlybiškių, Ritinių kaimai; Sudargo seniūnija: Pervazninkų kaimas,

— Širvintų rajono savivaldybė: Alionių ir Zibalų seniūnijos,

— Ukmergės rajono savivaldybė: Želvos seniūnija,

— Vilniaus rajono savivaldybė: Paberžės seniūnija.
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6. Polen

Die folgenden Sperrzonen III in Polen:

w województwie zachodniopomorskim:

— gminy Banie, Trzcińsko – Zdrój, Widuchowa, część gminy Chojna położona na wschód linii wyznaczonej przez 
drogi nr 31 biegnącą od północnej granicy gminy i 124 biegnącą od południowej granicy gminy w powiecie 
gryfińskim,

w województwie warmińsko-mazurskim:

— część powiatu działdowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część powiatu iławskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— powiat nowomiejski,

— gminy Dąbrówno, Grunwald i Ostróda z miastem Ostróda w powiecie ostródzkim,

w województwie lubelskim:

— gminy Radecznica, Sułów, Szczebrzeszyn, Zwierzyniec w powiecie zamojskim,

— gminy Biłgoraj z miastem Biłgoraj, Goraj, Frampol, Tereszpol i Turobin w powiecie biłgorajskim,

— gminy Horodło, Hrubieszów z miastem Hrubieszów w powiecie hrubieszowskim,

— gminy Dzwola, Chrzanów i Potok Wielki w powiecie janowskim,

— gminy Gościeradów i Trzydnik Duży w powiecie kraśnickim,

w województwie podkarpackim:

— powiat mielecki,

— gminy Radomyśl nad Sanem i Zaklików w powiecie stalowowolskim,

— część gminy Ostrów położona na północ od drogi linii wyznaczonej przez drogę nr A4 biegnącą od zachodniej 
granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 986, a następnie na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 986 
biegnącą od tego skrzyżowania do miejscowości Osieka i dalej na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą 
miejscowości Osieka_- Blizna w powiecie ropczycko – sędziszowskim,

— część gminy Czarna położona na północ wyznaczonej przez drogę nr A4, część gminy Żyraków położona na 
północ od linii wyznaczonej przez drogę nr A4, część gminy wiejskiej Dębica położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr A4 w powiecie dębickim

— gmina Wielkie Oczy w powiecie lubaczowskim,

— gminy Laszki, Radymno z miastem Radymno, w powiecie jarosławskim,

w województwie lubuskim:

— gminy Małomice, Niegosławice, Szprotawa, Żagań w powiecie żagańskim,

— gmina Sulęcin w powiecie sulęcińskim,

— gminy Bledzew, Międzyrzecz, Pszczew, Trzciel w powiecie międzyrzeckim,

— część gminy Lubrza położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 92, część gminy Łagów położona na 
północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 92, część gminy Świebodzin położona na północ od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 92 w powiecie świebodzińskim,

w województwie wielkopolskim:

— gminy Krzemieniewo, Lipno, Osieczna, Rydzyna, Święciechowa, Włoszakowice w powiecie leszczyńskim,

— powiat miejski Leszno,

— gminy Kościan i miasto Kościan, Krzywiń, Śmigiel w powiecie kościańskim,
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— część gminy Dolsk położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 434 biegnącą od północnej granicy 
gminy do skrzyżowania z drogą nr 437, a następnie na zachód od drogi nr 437 biegnącej od skrzyżowania z drogą 
nr 434 do południowej granicy gminy, część gminy Śrem położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 310 biegnącą od zachodniej granicy gminy do miejscowości Śrem, następnie na zachód od drogi nr 432 w 
miejscowości Śrem oraz na zachód od drogi nr 434 biegnącej od skrzyżowania z drogą nr 432 do południowej 
granicy gminy w powiecie śremskim,

— gminy Gostyń, Krobia i Poniec w powiecie gostyńskim,

— część gminy Przemęt położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Borek – 
Kluczewo – Sączkowo – Przemęt – Błotnica – Starkowo – Boszkowo – Letnisko w powiecie wolsztyńskim,

— powiat rawicki,

— gminy Kuślin, Lwówek, Miedzichowo, Nowy Tomyśl w powiecie nowotomyskim,

— gminy Chrzypsko Wielkie, Kwilcz w powiecie międzychodzkim,

— część gminy Pniewy położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Lubosinek – 
Lubosina – Buszewo biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 187 i na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 187 biegnącą od wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą łączącą 
miejscowości Lubosinek – Lubosina – Buszewo w powiecie szamotulskim,

w województwie dolnośląskim:

— część powiatu górowskiego niewymieniona w części II załącznika I,

— część gminy Lubin położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 335 biegnącą od zachodniej granicy 
gminy do granicy miasta Lubin oraz na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 333 biegnącą od granicy miasta 
Lubin do południowej granicy gminy w powiecie lubińskim

— gminy Prusice, Żmigród, część gminy Oborniki Śląskie położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 340 w powiecie trzebnickim,

— część gminy Zagrodno położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Jadwisin – 
Modlikowice - Zagrodno oraz na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od miejscowości 
Zagrodno do południowej granicy gminy, część gminy wiejskiej Złotoryja położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy w miejscowości Nowa Wieś Złotoryjska do granicy 
miasta Złotoryja oraz na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 382 biegnącą od granicy miasta Złotoryja do 
wschodniej granicy gminy w powiecie złotoryjskim

— gminy Gromadka i Osiecznica w powiecie bolesławieckim,

— gminy Chocianów i Przemków w powiecie polkowickim,

— gminy Chojnów i miasto Chojnów, Krotoszyce, Miłkowice w powiecie legnickim,

— powiat miejski Legnica,

— część gminy Wołów położona na wschód od linii wyznaczonej przez lnię kolejową biegnącą od północnej do 
południowej granicy gminy, część gminy Wińsko położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 36 
biegnącą od północnej do zachodniej granicy gminy, część gminy Brzeg Dolny położona na wschód od linii 
wyznaczonej przez linię kolejową od północnej do południowej granicy gminy w powiecie wołowskim,

— część gminy Milicz położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Poradów – 
Piotrkosice - Sulimierz-Sułów - Gruszeczka w powiecie milickim,

w województwie świętokrzyskim:

— gminy Gnojno, Pacanów w powiecie buskim,

— gminy Łubnice, Oleśnica, Połaniec, część gminy Rytwiany położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 764, część gminy Szydłów położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 756 w powiecie 
staszowskim,
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— gminy Chmielnik, Masłów, Miedziana Góra, Mniów, Łopuszno, Piekoszów, Pierzchnica, Sitkówka-Nowiny, 
Strawczyn, Zagnańsk, część gminy Raków położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogi nr 756 i 764, 
część gminy Chęciny położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 762, część gminy Górno położona 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy łączącą miejscowości 
Leszczyna – Cedzyna oraz na północ od linii wyznczonej przez ul. Kielecką w miejscowości Cedzyna biegnącą do 
wschodniej granicy gminy, część gminy Daleszyce położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 764 
biegnącą od wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą łączącą miejscowości Daleszyce – Słopiec – 
Borków, dalej na południe od linii wyznaczonej przez tę drogę biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 764 do 
przecięcia z linią rzeki Belnianka, następnie na południe od linii wyznaczonej przez rzeki Belnianka i Czarna Nida 
biegnącej do zachodniej granicy gminy w powiecie kieleckim,

— powiat miejski Kielce,

— gminy Krasocin, część gminy Włoszczowa położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 742 biegnącą 
od północnej granicy gminy do miejscowości Konieczno, i dalej na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Konieczno – Rogienice – Dąbie – Podłazie, część gminy Kluczewsko położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy i łączącą miejscowości Krogulec – 
Nowiny - Komorniki do przecięcia z linią rzeki Czarna, następnie na południe od linii wyznaczonej przez rzekę 
Czarna biegnącą do przecięcia z linią wyznaczoną przez drogę nr 742 i dalej na wschód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 742 biegnącą od przecięcia z linią rzeki Czarna do południowej granicy gminyw powiecie włoszczowskim,

— gmina Kije w powiecie pińczowskim,

— gminy Małogoszcz, Oksa w powiecie jędrzejowskim,

w województwie małopolskim:

— gminy Dąbrowa Tarnowska, Radgoszcz, Szczucin w powiecie dąbrowskim.

7. Rumänien

Die folgenden Sperrzonen III in Rumänien:

— Zona orașului București,

— Județul Constanța,

— Județul Satu Mare,

— Județul Tulcea,

— Județul Bacău,

— Județul Bihor,

— Județul Bistrița Năsăud,

— Județul Brăila,

— Județul Buzău,

— Județul Călărași,

— Județul Dâmbovița,

— Județul Galați,

— Județul Giurgiu,

— Județul Ialomița,

— Județul Ilfov,

— Județul Prahova,

— Județul Sălaj,

— Județul Suceava

— Județul Vaslui,

— Județul Vrancea,

— Județul Teleorman,

— Judeţul Mehedinţi,
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— Județul Gorj,

— Județul Argeș,

— Judeţul Olt,

— Judeţul Dolj,

— Județul Arad,

— Județul Timiș,

— Județul Covasna,

— Județul Brașov,

— Județul Botoșani,

— Județul Vâlcea,

— Județul Iași,

— Județul Hunedoara,

— Județul Alba,

— Județul Sibiu,

— Județul Caraș-Severin,

— Județul Neamț,

— Județul Harghita,

— Județul Mureș,

— Județul Cluj,

— Județul Maramureş.

8. Slowakei

Die folgenden Sperrzonen III in der Slowakei:

— The whole district of Trebišov’,

— The whole district of Vranov and Topľou,

— In the district of Humenné: Lieskovec, Myslina, Humenné, Jasenov, Brekov, Závadka, Topoľovka, Hudcovce, Ptičie, 
Chlmec, Porúbka, Brestov, Gruzovce, Ohradzany, Slovenská Volová, Karná, Lackovce, Kochanovce, Hažín nad 
Cirochou, Závada, Nižná Sitnica, Vyšná Sitnica, Rohožník, Prituľany, Ruská Poruba, Ruská Kajňa,

— In the district of Michalovce: Strážske, Staré, Oreské, Zbudza, Voľa, Nacina Ves, Pusté Čemerné, Lesné, Rakovec nad 
Ondavou, Petríkovce, Oborín, Veľké Raškovce, Beša,

— In the district of Rimavská Sobota: Jesenské, Gortva, Hodejov, Hodejovec, Širkovce, Šimonovce, Drňa, Hostice, 
Gemerské Dechtáre, Jestice, Dubovec, Rimavské Janovce, Rimavská Sobota, Belín, Pavlovce, Sútor, Bottovo, Dúžava, 
Mojín, Konrádovce, Čierny Potok, Blhovce, Gemerček, Hajnáčka,

— In the district of Gelnica: Hrišovce, Jaklovce, Kluknava, Margecany, Richnava,

— In the district Of Sabinov: Daletice,

— In the district of Prešov: Hrabkov, Krížovany, Žipov, Kvačany, Ondrašovce, Chminianske Jakubovany, Klenov, 
Bajerov, Bertotovce, Brežany, Bzenov, Fričovce, Hendrichovce, Hermanovce, Chmiňany, Chminianska Nová Ves, 
Janov, Jarovnice, Kojatice, Lažany, Mikušovce, Ovčie, Rokycany, Sedlice, Suchá Dolina, Svinia, Šindliar, Široké, 
Štefanovce, Víťaz, Župčany,

— the whole district of Medzilaborce,

— In the district of Stropkov: Havaj, Malá Poľana, Bystrá, Mikové, Varechovce, Vladiča, Staškovce, Makovce, Veľkrop, 
Solník, Korunková, Bukovce, Krišľovce, Jakušovce, Kolbovce,

— In the district of Svidník: Pstruša.“
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RICHTLINIEN

DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2022/1326 DER KOMMISSION 

vom 18. März 2022

zur Änderung des Anhangs des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI des Rates zur Aufnahme neuer 
psychoaktiver Substanzen in die Drogendefinition 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf den Rahmenbeschluss 2004/757/JI des Rates vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von Mindestvorschriften 
über die Tatbestandsmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen im Bereich des illegalen Drogenhandels (1), 
insbesondere auf Artikel 1a und 8a,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der gemäß Artikel 5c Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1920/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (2)
erweiterte Wissenschaftliche Ausschuss der Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht 
(EMCDDA, im Folgenden „Beobachtungsstelle“) hat am 18. und 19. November 2021 gemäß Artikel 5c der 
genannten Verordnung Risikobewertungsberichte über die neuen psychoaktiven Substanzen 2-(Methylamino)- 
1-(3-methylphenyl)propan-1-on (3-methylmethcathinon, 3-MMC) und 1-(3-Chlorophenyl)-2-(methylamino) 
propan-1-on (3-chlormethcathinon, 3-CMC) erstellt. Die Beobachtungsstelle legte die Risikobewertungsberichte der 
Kommission und den Mitgliedstaaten am 25. November 2021 vor.

(2) 3-MMC und 3-CMC sind synthetische Cathinone mit psychostimulierenden Wirkungen. Es handelt sich um 
Cathinon-Derivate, die eng verwandt sind mit Methcathinon (Ephedron) und Mephedron (4-Methylmethcathinon; 
4-MMC) beziehungsweise mit Methcathinon und 4-Chlormethcathinon (4-CMC; Clephedron) und ähnliche 
psychostimulierende Wirkungen wie diese Substanzen aufweisen. Cathinon, Methcathinon, Mephedron und 4-CMC 
unterliegen der Kontrolle im Rahmen des Übereinkommens der Vereinten Nationen von 1971 über psychotrope 
Stoffe.

(3) 3-MMC ist seit mindestens 2012 in der Europäischen Union verfügbar und wurde bisher in 23 Mitgliedstaaten 
entdeckt. Nachdem die Beschlagnahmen in Europa zwischen 2016 und 2018 rückläufig waren, scheint 3-MMC 
wieder stärker Verbreitung zu finden: Im Jahr 2020 wurden rund 740 Kilogramm der Substanz in Pulverform 
beschlagnahmt, und auch im Jahr 2021 wurde die Substanz eingeführt, vertrieben und konsumiert; alleine bei 
einem einzigen Großeinsatz wurden knapp über 120 Kilogramm Pulver an einer Außengrenze der Union 
beschlagnahmt.

(4) Beschlagnahmen und Probenahmen haben ergeben, dass 3-MMC auf dem Drogenmarkt typischerweise als Pulver 
erhältlich ist. Es wurden auch andere physikalische Formen wie Tabletten und Kapseln gemeldet, allerdings in sehr 
viel geringerem Umfang. Gelegentlich wurde auch von Flüssigkeiten, pflanzlichem Material und Blottern mit 
3-MMC berichtet.

(5) Fünf Mitgliedstaaten haben insgesamt 27 Todesfälle im Zusammenhang mit 3-MMC gemeldet. Außerdem haben vier 
Mitgliedstaaten 14 akute, nicht tödlich verlaufende Vergiftungen im Zusammenhang mit 3-MMC gemeldet.

(6) 3-CMC ist seit mindestens 2014 in der Europäischen Union verfügbar und wurde bisher in 23 Mitgliedstaaten 
entdeckt. In den Jahren 2020 und 2021 wurden rund 2 500 Kilogramm 3-CMC in Pulverform beschlagnahmt, was 
mehr als 90 % der Gesamtmenge an 3-CMC-Pulver entspricht, das seit Beginn der Überwachung der Substanz in 
Europa beschlagnahmt wurde.

(7) Beschlagnahmen und Probenahmen haben ergeben, dass 3-CMC auf dem Drogenmarkt typischerweise als Pulver 
erhältlich ist. Es wurden auch andere physikalische Formen wie Tabletten und Kapseln gemeldet, allerdings in sehr 
viel geringerem Umfang. Gelegentlich wurde auch von Flüssigkeiten, pflanzlichem Material und Blottern mit 3-CMC 
berichtet.

(1) ABl. L 335 vom 11.11.2004, S. 8.
(2) Verordnung (EG) Nr. 1920/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über die Europäische 

Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 1).
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(8) Zwei Mitgliedstaaten haben insgesamt zehn Todesfälle im Zusammenhang mit 3-CMC gemeldet. Außerdem hat ein 
Mitgliedstaat eine akute, nicht tödlich verlaufende Vergiftung im Zusammenhang mit 3-CMC gemeldet.

(9) Die verfügbaren Informationen deuten darauf hin, dass 3-MMC und 3-CMC zwar in der Regel als eigenständige 
stimulierende Drogen verkauft und nachgefragt werden, diese Substanzen aber zumindest teilweise als „legaler“ 
Ersatz für Stimulanzien wie Amphetamin, Kokain und MDMA, die der Kontrolle unterliegen, hergestellt, eingeführt, 
vertrieben, verkauft und konsumiert werden. Darüber hinaus kann es vorkommen, dass die Substanzen irreführen­
derweise als andere Drogen verkauft werden.

(10) Es gibt begrenzte Informationen über eine Beteiligung der organisierten Kriminalität an der Herstellung, dem Handel 
und dem Vertrieb von 3-MMC und 3-CMC in der Union. Allerdings liegen Hinweise vor, die bei beiden Substanzen 
auf Straftaten wie den Handel, die illegale Herstellung sowie Vergehen im Zusammenhang mit der Bereitstellung 
hindeuten.

(11) Die verfügbaren Informationen deuten darauf hin, dass 3-MMC und 3-CMC von Chemieunternehmen außerhalb der 
Union hergestellt und in industriellem Maßstab in die Union eingeführt werden. Darüber hinaus gibt es begrenzte 
Hinweise darauf, dass die Substanzen in gewissem Umfang auch in illegalen Laboratorien in Europa hergestellt 
werden.

(12) Es bestehen keine anerkannten Einsatzmöglichkeiten von 3-MMC und 3-CMC zu human- oder veterinärmedi­
zinischen Zwecken in der Union und vermutlich auch nicht anderswo. Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, dass die 
Substanzen neben ihrem Einsatz als analytischer Referenzstandard und in der wissenschaftlichen Forschung zu 
anderen Zwecken genutzt werden könnten.

(13) Die mit 3-MMC und 3-CMC verbundenen gesundheitlichen und sozialen Risiken dürften gewisse Ähnlichkeiten zu 
denen anderer eng verwandter synthetischer Cathinone und Psychostimulanzien, die der internationalen Kontrolle 
unterliegen, aufweisen. Die verfügbaren Nachweise und Informationen über die von den Substanzen ausgehenden 
gesundheitlichen und sozialen Risiken bieten ausreichenden Grund für die Einbeziehung von 3-MMC und 3-CMC in 
die Definition von Drogen. Die Risikobewertungsberichte zeigen allerdings auch, dass viele mit 3-MMC und 3-CMC 
in Zusammenhang stehende Fragen, die der Mangel an Informationen zu den Risiken für die Gesundheit von 
Einzelpersonen sowie die öffentliche Gesundheit und die Gesellschaft aufwirft, durch weitere Forschung geklärt 
werden könnten.

(14) 3-MMC und 3-CMC sind nicht auf der Liste der Substanzen verzeichnet, die gemäß dem Einheits-Übereinkommen 
der Vereinten Nationen von 1961 über Suchtstoffe in der durch das Protokoll von 1972 geänderten Fassung oder 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1971 über psychotrope Stoffe Kontrollmaßnahmen 
unterliegen. 3-CMC wurde noch nicht im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen geprüft, wohingegen 3-MMC 
im November 2016 einer nicht abschließenden kritischen Überprüfung durch den WHO-Sachverständigenausschuss 
für Drogenabhängigkeit unterzogen wurde. Da der Ausschuss zu keinem Konsens gelangte, wurde die 
Stellungnahme vertagt und das Sekretariat beauftragt, eine erneute Sitzung des Sachverständigenausschusses zur 
weiteren kritischen Überprüfung von 3-MMC anzuberaumen. Diese weitere Überprüfung von 3-MMC durch den 
Sachverständigenausschuss ist noch nicht erfolgt. Seit der kritischen Überprüfung im Jahr 2016 haben die 
Mitgliedstaaten wichtige neue Informationen übermittelt, die darauf hindeuten, dass von 3-MMC Gefahren für die 
Gesundheit und die Gesellschaft auf Unionsebene ausgehen könnten und die Substanz daher in die 
Drogendefinition im Unionsrecht aufzunehmen ist.

(15) Hinweise aufgrund von Beschlagnahmen der Strafverfolgungsbehörden in den Jahren 2020 und 2021 deuten darauf 
hin, dass die Verfügbarkeit und das Verbreitungspotenzial sowohl von 3-MMC als auch von 3-CMC innerhalb der 
Union in jüngster Zeit zugenommen haben und erheblich sein könnten. Die verfügbaren Informationen deuten 
darauf hin, dass der Konsum von 3-MMC und 3-CMC Gesundheitsschäden verursacht, die mit der akuten Toxizität 
und — im Falle von 3-MMC — mit dem Missbrauchs- und Abhängigkeitspotenzial dieser Substanzen 
zusammenhängen. Aufgrund fehlender Studien besteht Unsicherheit hinsichtlich des Missbrauchs- und 
Abhängigkeitspotenzials von 3-CMC. Die Gesundheitsschädigung gilt als lebensbedrohlich, da sie zum Tod oder zu 
tödlichen Verletzungen, schweren Krankheiten, schweren körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen oder zur 
Ausbreitung von Krankheiten, einschließlich der Übertragung von Viren durch Blut wie Hepatitis C und HIV, führen 
kann. Die Wirkungen sind mit denen anderer eng verwandter synthetischer Cathinone und Psychostimulanzien, die 
der internationalen Kontrolle unterliegen, vergleichbar, wenngleich weitere Untersuchungen notwendig sind.

(16) Die verfügbaren Informationen deuten ferner darauf hin, dass der Konsum von 3-MMC und 3-CMC soziale Risiken 
mit sich bringen und zu Marginalisierung und erhöhter Vulnerabilität führen könnte. Darüber hinaus birgt er ein 
größeres Risiko für die öffentliche Sicherheit, insbesondere im Falle des Fahrens unter dem Einfluss dieser 
Substanzen.
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(17) 15 Mitgliedstaaten kontrollieren 3-MMC im Rahmen nationaler Drogenkontrollvorschriften, sechs Mitgliedstaaten 
im Rahmen von Rechtsvorschriften über neue psychoaktive Substanzen und ein Mitgliedstaat im Rahmen anderer 
Rechtsvorschriften. 13 Mitgliedstaaten kontrollieren 3-CMC im Rahmen nationaler Drogenkontrollvorschriften, 
sieben Mitgliedstaaten im Rahmen von Rechtsvorschriften über neue psychoaktive Substanzen, und ein 
Mitgliedstaat im Rahmen anderer Rechtsvorschriften. Da diese nationalen Kontrollmaßnahmen bereits bestehen, 
würde die Aufnahme von 3-MMC und 3-CMC in die Definition von Drogen und somit in den Anwendungsbereich 
der Bestimmungen in Bezug auf Straftatbestände und Sanktionen im Sinne des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI 
dazu beitragen, Probleme bei der grenzüberschreitenden Strafverfolgung und justiziellen Zusammenarbeit zu 
vermeiden und vor den mit der Verfügbarkeit und dem Konsum der Substanzen verbundenen Risiken zu schützen.

(18) Durch Artikel 1a des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI wird der Kommission die Befugnis übertragen, delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, damit auf Unionsebene zügig und fachkompetent auf von den Mitgliedstaaten ermittelte und 
gemeldete neue psychoaktive Substanzen reagiert werden kann, indem der Anhang des Rahmenbeschlusses so 
geändert wird, dass die betreffenden Stoffe in die Definition von Drogen aufgenommen werden.

(19) Da die Bedingungen für die Ausübung der Befugnis zum Erlass eines delegierten Rechtsakts erfüllt sind und das 
Verfahren eingehalten wurde, sollte eine delegierte Richtlinie erlassen werden, um 3-MMC und 3-CMC in den 
Anhang des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI aufzunehmen.

(20) Irland ist durch den Rahmenbeschluss 2004/757/JI, geändert durch die Richtlinie (EU) 2017/2103 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (3), gebunden und beteiligt sich daher an der Annahme und Anwendung des vorliegenden 
Beschlusses.

(21) Dänemark ist durch den Rahmenbeschluss 2004/757/JI in der bis zum 21. November 2018 geltenden Fassung, nicht 
aber durch die Richtlinie (EU) 2017/2103 gebunden. Dänemark beteiligt sich daher nicht an der Annahme und 
Anwendung dieser Richtlinie, die weder für Dänemark bindend noch Dänemark gegenüber anwendbar ist.

(22) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der Mitgliedstaaten und der Kommission 
zu erläuternden Dokumenten (4) haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur 
Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler Umsetzungs­
instrumente erläutert wird.

(23) Der Rahmenbeschluss 2004/757/JI sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI

Im Anhang des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI werden folgende Nummern 20 und 21 angefügt:

„20. 2-(Methylamino)-1-(3-methylphenyl)propan-1-on (3-MMC) (*).

21. 1-(3-Chlorophenyl)-2-(methylamino)propan-1-on (3-CMC) (*).

_____________
(*) Delegierte Richtlinie (EU) 2022/1326 der Kommission vom 18. März 2022 zur Änderung des Anhangs des 

Rahmenbeschlusses 2004/757/JI des Rates im Hinblick auf die Aufnahme der neuen psychoaktiven Substanzen in die 
Drogendefinition (ABl. L 200 vom xx.xx.2022, S. 148).“

(3) Richtlinie (EU) 2017/2103 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. November 2017 zur Änderung des 
Rahmenbeschlusses 2004/757/JI des Rates zur Aufnahme neuer psychoaktiver Substanzen in die Drogendefinition und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2005/387/JI des Rates (ABl. L 305 vom 21.11.2017, S. 12).

(4) ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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Artikel 2

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie spätestens bis zum 18. Februar 2023 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 18. März 2022

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLÜSSE

BESCHLUSS (EU) 2022/1327 DES RATES 

vom 26. Juli 2022

mit dem Ersuchen an die Kommission, eine Studie über die Lage des Binnenmarktes der Postdienste 
der Union insbesondere hinsichtlich der Anwendung der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates sowie gegebenenfalls einen Vorschlag im Hinblick auf die Ergebnisse der 

Studie vorzulegen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 241,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Volumen der Briefpost ist seit 2008 in der Union jährlich um 4,9 % geschrumpft — eine Tendenz, die sich mit 
dem Konjunkturrückgang durch die COVID-19-Pandemie noch beschleunigt hat: In den Jahren 2019 bis 2020 ist es 
zwischen 12 % und 26 % zurückgegangen.

(2) Die Paketzustelldienste in der Union sind seit 2008 jährlich um ca. 9 % gewachsen; auch diese Tendenz hat sich 
durch die COVID-19-Pandemie beschleunigt.

(3) Die Kosten für die Universaldienstverpflichtung, die auf einer Kostenskala basieren, sind durch den drastischen 
Rückgang des Marktes für Briefpost gestiegen.

(4) Die Entwicklung des elektronischen Handels und die Digitalisierung haben neue Akteure, Produkte und 
Dienstleistungen auf den Markt der Postdienste gerufen.

(5) In jedem Mitgliedstaat gibt es Universalpostdienste mit einem landesweiten Angebot, wobei sich die Bedürfnisse der 
Nutzer dieser Dienste erheblich geändert haben.

(6) Das Konzept des „Universaldienstes“ muss den sich wandelnden Nutzerbedürfnissen Rechnung tragen, und es muss 
flexibel und nachhaltig sein.

(7) Die Ziele der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) sind teilweise erreicht worden. 
Jedoch könnte eine Überarbeitung erforderlich sein, um zu gewährleisten, dass sie zukunftssicher ist und dass die 
oben genannten Herausforderungen nachhaltig angegangen werden.

(8) Eine eingehende Analyse der Lage des Binnenmarktes der Postdienste der Union würde die Notwendigkeit einer 
Überarbeitung der Richtlinie 97/67/EG im Hinblick darauf rechtfertigen, der technologischen Entwicklung und den 
Veränderungen auf diesem Rechnung zu tragen, und die Annahme der überarbeiteten Richtlinie im laufenden 
europäischen Gesetzgebungszyklus ermöglichen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Rat ersucht die Kommission, eine Studie über die Lage des Binnenmarkts für Postdienste in der Union vorzulegen, 
insbesondere mit Blick auf die Anwendung der Richtlinie 97/67/EG.

(1) Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über gemeinsame Vorschriften für die 
Entwicklung des Binnenmarktes der Postdienste der Gemeinschaft und die Verbesserung der Dienstequalität (ABl. L 15 vom 
21.1.1998, S. 14).
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Artikel 2

(1) Der Rat ersucht die Kommission, einen Vorschlag zu unterbreiten, falls dies angesichts der Ergebnisse der in Artikel 1 
genannten Studie angezeigt ist, oder anderenfalls den Rat über infolge der Studie erforderliche alternative Maßnahmen zu 
unterrichten.

(2) Gemäß gängiger Praxis ersucht der Rat die Kommission, dafür zu sorgen, dass dem Vorschlag eine 
Folgenabschätzung beigefügt ist.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 26. Juli 2022.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SÍKELA
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BESCHLUSS (EU) 2022/1328 DER KOMMISSION 

vom 30. September 2021

über die von Italien und der Region Latium durchgeführten Maßnahmen SA.32014, SA.32015, 
SA.32016 (2011/C) (ex 2011/NN) zugunsten von Laziomar und seinem Erwerber CLN 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2021) 6989) 

(Nur der italienische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 
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DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 
Unterabsatz 1,

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a,

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme nach den genannten Bestimmungen (1) und unter Berücksichtigung 
ihrer Stellungnahmen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. VERFAHREN

(1) Am 23. März 2009, 9. Dezember 2009, 21. Dezember 2009, 6. Januar 2010, 27. September 2010 und 12. Oktober 
2010 gingen bei der Kommission sechs Beschwerden über verschiedene Unterstützungsmaßnahmen des 
italienischen Staates zugunsten der Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe (2) ein. Die Beschwerden 
richteten sich gegen die Ausgleichszahlungen für die Erbringung von Dienstleistungen im öffentlichen Interesse, 
welche an diese Unternehmen nach Auslaufen der ursprünglich mit Italien für den Zeitraum von Januar 1989 bis 
Dezember 2008 vereinbarten öffentlichen Dienstleistungsverträge (im Folgenden „ursprüngliche Verträge“) geleistet 
wurden, gegen weitere Unterstützungsmaßnahmen gemäß verschiedener im Rahmen der Privatisierung der 
Unternehmen verabschiedeter Rechtsvorschriften sowie gegen bestimmte Fragen insbesondere im Zusammenhang 
mit der Privatisierung von Tirrenia di Navigazione S.p.A. (im Folgenden „Tirrenia“) und Siremar — Sicilia Regionale 
Marittima S.p.A. (im Folgenden „Siremar“).

(2) Am 29. Juli 2010 meldete Italien die 2008, 2009 und 2010 vom italienischen Staat an Caremar — Campania 
Regionale Marittima S.p.A. (im Folgenden „Caremar“) geleisteten Ausgleichszahlungen bei der Kommission an. 
Diese Anmeldung wurde am 1. Dezember 2010 im Hinblick auf die in den Jahren 2009 und 2010 an Caremar 
geleisteten Ausgleichszahlungen erneut vorgelegt. Über die im Jahr 2008 geleisteten Ausgleichszahlungen wurde 
separat entschieden (siehe Erwägungsgrund 20).

(3) Am 5. Oktober 2011 leitete die Kommission ein förmliches Prüfverfahren zu bestimmten Maßnahmen Italiens 
zugunsten der Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe ein (im Folgenden „Beschluss von 2011“) (3). Die 
Untersuchung betraf unter anderem die an Caremar geleisteten Ausgleichszahlungen für die Bedienung einer Reihe 
von Seeverkehrsrouten ab dem 1. Januar 2009 sowie eine Reihe weiterer Maßnahmen zugunsten des Unternehmens 
(siehe Erwägungsgrund 38).

(4) Zum damaligen Zeitpunkt bediente Caremar Seekabotagerouten (4) im Golf von Neapel (Region Kampanien) und im 
Archipel der Pontinischen Inseln (Region Latium). In der Folge übertrug die Region Kampanien den Betrieb der 
Seeverbindungen im Archipel der Pontinischen Inseln unter dem Namen Laziomar S.p.A. (im Folgenden 
„Laziomar“) (5) als eigenständiges Unternehmen auf die Region Latium. Die Übertragung wurde am 1. Juni 2011
formal abgeschlossen (siehe Erwägungsgründe 32 und 33).

(5) Der Beschluss von 2011 wurde im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die Kommission forderte die 
Beteiligten auf, ihre Stellungnahmen zu den zu prüfenden Maßnahmen zu übermitteln.

(6) Mit Schreiben vom 28. September 2011 bestätigte Italien seine Absicht, die regionalen Unternehmen der ehemaligen 
Tirrenia-Gruppe, einschließlich Laziomar, zu privatisieren. Am 26. Oktober 2011 richtete die Kommission ein 
Auskunftsersuchen an Italien in Bezug auf das Privatisierungsverfahren. Italien übermittelte seine Antwort auf das 
Auskunftsersuchen der Kommission vom 26. Oktober 2011 mit Schreiben vom 30. November 2011.

(1) ABl. C 28 vom 1.2.2012, S. 18, und ABl. C 84 vom 22.3.2013, S. 58.
(2) Die ehemalige Tirrenia-Gruppe bestand aus den Unternehmen Tirrenia di Navigazione S.p.A., Adriatica S.p.A., Caremar — Campania 

Regionale Marittima S.p.A., Saremar — Sardegna Regionale Marittima S.p.A., Siremar — Sicilia Regionale Marittima S.p.A. und 
Toremar — Toscana Regionale Marittima S.p.A.

(3) Staatliche Beihilfen — Italienische Republik — Staatliche Beihilfen SA.32014 (11/C) (ex 11/NN), SA.32015 (11/C) (ex 11/NN) und 
SA.32016 (11/C)(ex 11/NN) — Staatliche Beihilfen zugunsten der ehemaligen Tirrenia-Gruppe — Aufforderung zur Stellungnahme 
nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV (ABl. C 28 vom 1.2.2012, S. 18).

(4) Siehe Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungs­
verkehrs auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364 vom 12.12.1992, S. 7) (im Folgenden „Seekabotage­
verordnung“).

(5) Laziomar wurde am 1. Dezember 2010 mit der Region Latium als alleinigem Anteilseigner gegründet.
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(7) Am 15. November 2011 übermittelte Italien seine Stellungnahme zu den unter den Beschluss von 2011 fallenden 
Maßnahmen.

(8) Am 25. April 2012 richtete die Kommission ein weiteres Auskunftsersuchen an Italien in Bezug auf das Privatisie­
rungsverfahren. Italien antwortete darauf mit Schreiben vom 22. Mai 2012.

(9) Am 7. November 2012 weitete die Kommission das Prüfverfahren aus, unter anderem, um bestimmte weitere 
Unterstützungsmaßnahmen mit einzubeziehen, welche die Region Latium Laziomar im Rahmen der Ausgleichs­
zahlungen unter dem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag gewährte. Eine geänderte Fassung dieses 
Beschlusses wurde von der Kommission am 19. Dezember 2012 erlassen (im Folgenden „Beschluss von 2012“) (6).

(10) Der Beschluss von 2012 wurde im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Die Kommission forderte die 
Beteiligten auf, ihre Stellungnahmen zu den zu prüfenden Maßnahmen zu übermitteln.

(11) Italien übermittelte seine Stellungnahme am 11. Dezember 2012.

(12) Am 25. Januar 2018, 29. März 2018, 31. August 2018, 4. März 2019, 15. April 2020 sowie 9. und 26. Februar 
2021 ersuchte die Kommission Italien um zusätzliche Informationen. Italien übermittelte diese Informationen am 
26. April 2018, 8. und 31. Mai 2018, 2. November 2018, 11. Dezember 2018, 30. April 2019, 22. Juni 2020, 
22. Februar 2021 und 17. März 2021.

(13) Dieser Beschluss betrifft nur mögliche Beihilfemaßnahmen für Laziomar wie in Abschnitt 2.3 ausgeführt. Alle 
übrigen Maßnahmen, die den Beschlüssen von 2011 und 2012 unterliegen, werden im Rahmen der Beihilfesachen 
SA.32014, SA.32015 und SA.32016 getrennt geprüft und sind daher nicht Gegenstand dieses Beschlusses. Diese 
übrigen Maßnahmen betreffen andere Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe.

2. HINTERGRUND UND BESCHREIBUNG DER MASSNAHMEN, DIE GEGENSTAND DER UNTERSUCHUNG SIND

2.1. Allgemeiner Rahmen

2.1.1. Die ursprünglichen Verträge

(14) Die Tirrenia-Gruppe befand sich ehemals über das Unternehmen Fintecna (7) im Besitz Italiens und umfasste 
ursprünglich sechs Unternehmen: Tirrenia, Adriatica, Caremar, Saremar, Siremar und Toremar. Diese Unternehmen 
erbrachten Seeverkehrsdienstleistungen im Rahmen separater Verträge für die Erbringung von Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse, die sie 1991 mit Italien abgeschlossen hatten und die von Januar 1989 bis Dezember 2008 
insgesamt 20 Jahre in Kraft waren (im Folgenden „ursprüngliche Verträge“). Fintecna hielt 100 % des Aktienkapitals 
von Tirrenia, das seinerseits alleiniger Eigentümer der regionalen Unternehmen Adriatica, Caremar, Saremar, 
Siremar und Toremar war. Adriatica, das zuvor eine Reihe von Routen zwischen Italien und Albanien, Kroatien, 
Griechenland und Montenegro bediente, fusionierte 2004 mit Tirrenia.

(15) Zweck dieser ursprünglichen Verträge war es, die Regelmäßigkeit und Verlässlichkeit der Seetransportdienste 
sicherzustellen, von denen die meisten die Verbindung des italienischen Festlands mit Sizilien, Sardinien und 
anderen kleineren Inseln betrafen. Zu diesem Zweck gewährte Italien Unterstützung in Form von Subventionen, die 
direkt an die einzelnen Unternehmen der Tirrenia-Gruppe ausgezahlt wurden.

(16) Am 1. Juni 2011 nahm Laziomar den Betrieb einer Reihe von Seekabotagerouten zwischen der Region Latium und 
den kleineren benachbarten Inseln auf (siehe Erwägungsgrund 33). Die betreffenden Routen sind in 
Erwägungsgrund 43 beschrieben.

(6) Staatliche Beihilfen — Italienische Republik — Staatliche Beihilfen SA.32014 (2011/C), SA.32015 (2011/C) und SA.32016 
(2011/C) — Staatliche Beihilfen zugunsten der Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe und ihrer Käufer — Aufforderung zur 
Stellungnahme nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV (ABl. C 84 vom 22.3.2013, S. 58).

(7) Fintecna (Finanziaria per i Settori Industriale e dei Servizi S.p.A.) steht im alleinigen Eigentum des italienischen Ministeriums für 
Wirtschaft und Finanzen und ist auf die Durchführung von Börsengängen und Privatisierungsverfahren spezialisiert. Das 
Unternehmen ist außerdem mit Projekten zur Rationalisierung und Umstrukturierung von Unternehmen befasst, die sich in 
industriellen, finanziellen oder organisatorischen Schwierigkeiten befinden.
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(17) Am 6. August 1999 beschloss die Kommission, wegen der auf der Grundlage der ursprünglichen Verträge gezahlten 
Beihilfen für die sechs Unternehmen der Tirrenia-Gruppe das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags zur 
Arbeitsweise der Europäischen Union (im Folgenden „AEUV“) einzuleiten.

(18) Während der Untersuchungsphase beantragte Italien die Aufteilung des Dossiers der Tirrenia-Gruppe, damit 
vorrangig eine abschließende Entscheidung in Bezug auf Tirrenia selbst getroffen werden konnte. Diesen Antrag 
begründete Italien mit seiner Absicht, die Unternehmensgruppe zu privatisieren, beginnend mit Tirrenia, und 
seinem Wunsch, das Verfahren hinsichtlich dieses Unternehmens zu beschleunigen.

(19) Die Kommission gab dem Antrag der italienischen Behörden statt und schloss mit der Entscheidung 
2001/851/EG (8) („Entscheidung von 2001“) das Verfahren in Bezug auf die Beihilfe zugunsten von Tirrenia ab. Die 
Beihilfe wurde vorbehaltlich bestimmter Verpflichtungen Italiens für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt.

(20) Mit der Entscheidung 2005/163/EG (9) (im Folgenden „Entscheidung von 2004“) erklärte die Kommission die 
Ausgleichszahlungen, die Italien den Unternehmen der Tirrenia-Gruppe, mit Ausnahme von Tirrenia selbst, gewährt 
hatte, teilweise für mit dem Binnenmarkt vereinbar, teilweise für mit dem Binnenmarkt vereinbar unter der 
Bedingung, dass bestimmte Verpflichtungen von den italienischen Behörden eingehalten werden, und teilweise für 
nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar. Diese Entscheidung stützte sich auf Daten der Buchführung aus den Jahren 
1992 bis 2001 und enthielt bestimmte Bedingungen, die die Vereinbarkeit der Ausgleichsleistungen über die 
gesamte Laufzeit der ursprünglichen Verträge sicherstellen sollten.

(21) Mit seinem Urteil vom 4. März 2009 in den verbundenen Rechtssachen T-265/04, T-292/04 und T-504/04 (10) (im 
Folgenden „Urteil von 2009“) erklärte das Gericht die Entscheidung von 2004 für nichtig.

(22) Mit dem Beschluss (EU) 2018/261 (11) (im Folgenden „Beschluss von 2014“) schloss die Kommission das förmliche 
Prüfverfahren hinsichtlich verschiedener Maßnahmen ab, die von der Region Sardinien zugunsten von Saremar 
getroffen worden waren. Die von Saremar und der Region Sardinien gegen diesen Beschluss eingelegte Klage wurde 
2017 vom Gericht zurückgewiesen. (12)

(23) Mit dem Beschluss (EU) 2020/1411 (13) (im Folgenden „Beschluss zur Tirrenia-Gruppe von 2020“) schloss die 
Kommission die Prüfung in Bezug auf die übrigen Unternehmen der Tirrenia-Gruppe für den Zeitraum 1992-2008 
ab. Die Kommission kam zu dem Schluss, dass es sich bei den für die Erbringung von Seeverkehrsdiensten im 
Seekabotagesektor gewährten Beihilfen um bestehende Beihilfen handelte und dass die meisten der für die 
Erbringung internationaler Seeverkehrsdienste gewährten Beihilfen mit dem Rahmen für Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (14) (im Folgenden „DAWI“) von 2011 (im Folgenden „DAWI-Rahmen von 
2011“) vereinbar waren.

(24) Mit dem Beschluss (EU) 2020/1412 (15) (im Folgenden „Tirrenia/CIN-Beschluss von 2020“) schloss die Kommission 
das förmliche Prüfverfahren in Bezug auf die Maßnahmen, die Tirrenia und seinem Erwerber CIN für den Zeitraum 
2009-2020 gewährt wurden, ab.

(25) Mit dem Beschluss (EU) 2021/4268 (16) und dem Beschluss (EU) 2021/4271 (17) schloss die Kommission das 
förmliche Prüfverfahren in Bezug auf die Maßnahmen, die Siremar und Toremar sowie ihren jeweiligen Erwerbern 
ab 2009 gewährt wurden, ab.

(8) Entscheidung 2001/851/EG der Kommission vom 21. Juni 2001 über eine staatliche Beihilfe Italiens zugunsten der Seeverkehrsge­
sellschaft Tirrenia di Navigazione (ABl. L 318 vom 4.12.2001, S. 9).

(9) Entscheidung 2005/163/EG der Kommission vom 16. März 2004 über eine staatliche Beihilfe Italiens zugunsten der Seeverkehrsge­
sellschaften Adriatica, Caremar, Siremar, Saremar und Toremar) (ABl. L 53 vom 26.2.2005, S. 29).

(10) Verbundene Rechtssachen T-265/04, T-292/04 und T-504/04, Tirrenia di Navigazione/Kommission, ECLI:EU:T:2009:48.
(11) Beschluss (EU) 2018/261 der Kommission vom 22. Januar 2014 über die Maßnahmen SA.32014 (2011/C), SA.32015 (2011/C), 

SA.32016 (2011/C) der Region Sardinien zugunsten von Saremar (ABl. L 49 vom 22.2.2018, S. 22).
(12) Siehe Urteil des Gerichts vom 6. April 2017, Regione autonoma della Sardegna/Kommission, T-219/14, ECLI:EU:T:2017:266.
(13) Beschluss (EU) 2020/1411 der Kommission vom 2. März 2020 über die staatliche Beihilfe C 64/99 (ex NN 68/99), die Italien 

zugunsten der Seeverkehrsgesellschaften Adriatica, Caremar, Siremar, Saremar und Toremar (Tirrenia-Gruppe) durchgeführt hat 
(ABl. L 332 vom 12.10.2020, S. 1).

(14) Mitteilung der Kommission: Rahmen der Europäischen Union für staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen (ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 15).

(15) Beschluss (EU) 2020/1412 der Kommission vom 2. März 2020 über die Maßnahmen SA.32014, SA.32015, SA.32016 (11/C) 
(ex 11/NN), die Italien zugunsten von Tirrenia di Navigazione und seinem Erwerber Compagnia Italiana di Navigazione durchgeführt 
hat (ABl. L 332 vom 12.10.2020, S. 45).

(16) Der Beschluss wurde noch nicht im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.
(17) Der Beschluss wurde noch nicht im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.
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2.1.2. Verlängerung der ursprünglichen Verträge

(26) Mit Artikel 26 des Gesetzesdekrets Nr. 207 vom 30. Dezember 2008, umgewandelt in Gesetz Nr. 14 vom 
27. Februar 2009, wurden die ursprünglichen Verträge (einschließlich des Vertrags mit Laziomar), die ursprünglich 
am 31. Dezember 2008 auslaufen sollten, um ein Jahr bis zum 31. Dezember 2009 verlängert.

(27) Artikel 19-ter des Gesetzesdekrets Nr. 135 vom 25. September 2009, umgewandelt in Gesetz Nr. 166 vom 
20. November 2009 (im Folgenden „Gesetz von 2009“) sah hinsichtlich der Privatisierung der Unternehmen der 
Tirrenia-Gruppe vor, dass die Anteile der Regionalgesellschaften (mit Ausnahme von Siremar) von der 
Muttergesellschaft Tirrenia ohne Gegenleistung wie folgt übertragen werden sollten:

a) Caremar sollte zunächst auf die Region Kampanien übertragen werden. In der Folge würde die Region 
Kampanien den bis dahin von Caremar angebotenen Betrieb der Seeverbindungen mit den Pontinischen Inseln 
unter dem Namen Laziomar als eigenständiges Unternehmen auf die Region Latium übertragen.

b) Saremar sollte auf die Region Sardinien übertragen werden.

c) Toremar sollte auf die Region Toskana übertragen werden.

(28) Das Gesetz von 2009 legte auch fest, dass bis zum 31. Dezember 2009 neue Verträge zwischen Italien und Tirrenia 
bzw. Siremar abgeschlossen würden. Entsprechend sollten die regionalen Dienste in Entwürfen für öffentliche 
Dienstleistungsverträge festgeschrieben werden, die zwischen den Regionen Sardinien und Toskana und Saremar 
bzw. Toremar bis zum 31. Dezember 2009 und zwischen den Regionen Kampanien und Latium und Caremar bzw. 
Laziomar bis zum 28. Februar 2010 abzuschließen waren. Die Entwürfe der neuen Verträge/öffentlichen Dienstleis­
tungsverträge sollten gemeinsam mit den Unternehmen selbst ausgeschrieben und mit den jeweiligen Käufern nach 
Abschluss der Privatisierung der einzelnen Unternehmen unterzeichnet werden. (18)

(29) Zu diesem Zweck wurden mit dem Gesetz von 2009 die ursprünglichen Verträge (einschließlich des mit Caremar 
geschlossenen Vertrags) vom 1. Januar 2010 bis zum 30. September 2010 verlängert.

(30) Das Gesetz von 2009 legte außerdem ab 2010 jährliche Ausgleichsobergrenzen für die Erbringung der Dienste 
(sowohl im Rahmen der verlängerten ursprünglichen Verträge als auch im Rahmen der neuen Verträge und der 
öffentlichen Dienstleistungsverträge) in einer Höhe von insgesamt 184 942 251 EUR wie folgt fest:

Tabelle 1

Obergrenzen für Ausgleichszahlungen ab 2010 

Unternehmen Jährlicher Ausgleichshöchstbetrag (in EUR)

Tirrenia 72 685 642

Siremar 55 694 895

Saremar 13 686 441

Toremar 13 005 441

Caremar 29 869 832 (1)

(1) Davon 19 839 226 EUR von der Region Kampanien und 10 030 606 EUR von der Region Latium.

(31) Mit Artikel 1 des Gesetzes Nr. 163 vom 1. Oktober 2010 zur Umwandlung des Gesetzesdekrets Nr. 125 vom 
5. August 2010 (im Folgenden „Gesetz von 2010“) wurden die ursprünglichen Verträge weiter verlängert, und zwar 
vom 1. Oktober 2010 bis zum Abschluss der Verfahren zur Privatisierung von Tirrenia und Siremar; im Fall von 
Tirrenia war das der 19. Juli 2012 und im Fall von Siremar der 31. Juli 2012.

(18) Artikel 19-ter Absatz 10 des Gesetzes von 2009.
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(32) Angesichts der Bestimmungen von Artikel 19-ter des Gesetzes von 2009 gründete die Region Latium am 
1. Dezember 2010 durch das Regionalgesetz Nr. 2/2010 unter der Bezeichnung Laziomar eine Aktiengesellschaft 
für den Betrieb der regionalen Seekabotagerouten, die den die Pontinischen Inseln betreffenden Geschäftsbereich 
von Caremar kaufen und im Anschluss privatisiert werden sollte.

(33) Am 7. März 2011 verkaufte Caremar seinen die Pontinischen Inseln betreffenden Geschäftsbereich an Laziomar. 
Laziomar nahm am 1. Juni 2011 den Betrieb der Seeverbindungen auf.

(34) Mit dem Dekret Nr. 508 vom 28. Oktober 2011 der Region Latium (im Folgenden „das Latium-Dekret“) wurden 
Leitlinien bereitgestellt, die das Verfahren zur Privatisierung von Laziomar und den damit verbundenen Abschluss 
eines neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags für den Betrieb der Seeverkehrsverbindungen im Archipel der 
Pontinischen Inseln betrafen.

(35) Des Weiteren betraute die Region Latium auf der Grundlage eines „Brückenvertrags“ und im Einklang mit dem 
Gesetz Nr. 228 vom 24. Dezember 2012 Laziomar mit der Verpflichtung, bis zu seiner Privatisierung die 
territoriale Anbindung der Pontinischen Inseln zu denselben Bedingungen zu gewährleisten. Der Vertrag wurde am 
12. Februar 2013 unterzeichnet und blieb bis zur Privatisierung von Laziomar gültig.

2.1.3. Die Privatisierung von Laziomar und der Abschluss des neuen Dienstleistungsvertrags

(36) Im Februar 2012 wurde ein Ausschreibungsverfahren eingeleitet (siehe Abschnitt 2.3.2), um einen Käufer für 
Laziomar zu finden. In der Ausschreibung wurde der Kauf des Unternehmens mit dem neuen öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrag für die Erbringung von Seeverkehrsdienstleistungen über einen Zeitraum von zehn Jahren gegen eine 
Ausgleichszahlung gebündelt.

(37) Das Unternehmen Compagnia Laziale die Navigazione S.r.l. (im Folgenden „CLN“) erhielt bei der Ausschreibung den 
Zuschlag und wurde der neue Eigentümer von Laziomar. Der Kaufvertrag zwischen der Region Latium und CLN 
wurde am 30. Dezember 2013 unterzeichnet. Am 15. Januar 2014 unterzeichneten die Region Latium und 
Laziomar den neuen Dienstleistungsvertrag für die Erbringung von Seeverkehrsdienstleistungen im Archipel der 
Pontinischen Inseln.

2.2. Maßnahmen im Rahmen der Beschlüsse von 2011 und 2012

(38) Folgende Maßnahmen wurden im Rahmen des durch die Beschlüsse von 2011 und 2012 eingeleiteten förmlichen 
Prüfverfahrens bewertet:

a) die im Rahmen der Verlängerung der ursprünglichen Verträge gezahlten Ausgleichsleistungen für die Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse („DAWI“) (Maßnahme 1),

b) die potenziell missbräuchliche Verwendung von Rettungsbeihilfen durch Tirrenia und Siremar (Maßnahme 2),

c) die Privatisierung der Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe (19) (Maßnahme 3),

d) die Ausgleichsleistungen für die Erbringung von DAWI im Rahmen der neuen Verträge/öffentlichen Dienstleis­
tungsverträge (Maßnahme 4),

e) der Liegeplatzvorrang (Maßnahme 5),

f) die Maßnahmen gemäß dem Gesetz von 2010 zur Umwandlung des Gesetzesdekrets Nr. 125/2010 
(Maßnahme 6),

g) die von der Region Sardinien beschlossenen Zusatzmaßnahmen zugunsten von Saremar (Maßnahme 7).

(39) Mit ihrem Beschluss von 2014 schloss die Kommission das förmliche Prüfverfahren in Bezug auf die von der Region 
Sardinien zugunsten von Saremar beschlossenen Maßnahmen (Maßnahme 7) mit Ausnahme einer Maßnahme 
ab. (20)

2.3. Ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die Gegenstand des vorliegenden Beschlusses sind

(40) Dieser Beschluss betrifft nur die in Erwägungsgrund 38 aufgeführten Maßnahmen 1, 3, 4, 5 und 6, soweit sie 
Laziomar und CLN betreffen. Diese Maßnahmen werden in den folgenden Abschnitten näher beschrieben.

(19) Dies umfasst den Zahlungsaufschub, der CIN für einen Teil des Kaufpreises für den Erwerb der Tirrenia-Sparte eingeräumt wurde, und 
einige mutmaßliche zusätzliche Beihilfemaßnahmen im Zusammenhang mit der Privatisierung der Siremar-Sparte (wie beispielsweise 
eine vom Staat übernommene Rückbürgschaft und Kapitalaufstockung für das Unternehmen Compagnia delle Isole, das die Siremar- 
Sparte ursprünglich erworben hatte).

(20) Das Projekt „Bonus Sardo — Vacanza“, das einen Teil von Maßnahme 7 ausmacht, wurde im Beschluss von 2014 nicht beurteilt und 
wird auch in diesem Beschluss nicht behandelt.
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2.3.1. Verlängerung des ursprünglichen Vertrags zwischen Laziomar und Italien

2.3.1.1. Die  gemei nwi r t sc haf t l i ch en  Ver pf l ichtungen

(41) Artikel 1 des ursprünglichen Vertrags mit Caremar sah Fünfjahrespläne vor, in denen die anzulaufenden Häfen, die 
zu verwendenden Schiffstypen und die erforderliche Häufigkeit der von Caremar (und nach der Übertragung der 
Routen zwischen den Pontinischen Inseln an die Region Latium am 1. Juni 2011 von Laziomar) zu erbringenden 
Dienstleistungen festgelegt wurden.

(42) Nach Angaben Italiens betraf der letzte förmlich genehmigte Fünfjahresplan für (damals noch) Caremar den 
Zeitraum 2000-2004. Für den Zeitraum 2005-2008 wurde ein Plan zwar aufgestellt, aber nie förmlich durch die 
zuständigen Ministerien genehmigt. Stattdessen wurden von der Regierung Ad-hoc-Entscheidungen getroffen, um 
die Dienstleistungen besser auf die Bedürfnisse der lokalen Gemeinden abzustimmen, ohne jedoch wesentliche 
Änderungen am System der öffentlichen Dienstleistungen vorzunehmen.

(43) Auf der Grundlage des ursprünglichen Vertrags, der durch die in den Erwägungsgründen 26 bis 33 beschriebenen 
aufeinanderfolgenden Rechtsakte verlängert wurde, bediente Laziomar ganzjährig die folgenden Routen:

— Auf der Route Ponza–Formia (Linie T1) war Laziomar der einzige Anbieter einer Seeverbindung. Auf dieser 
Route bot Laziomar täglich zwei Verbindungen mit gemischten Diensten (Passagiere, Fahrzeuge und Güter) an. 
Mit der Verbindung morgens um 05:30 Uhr und der letzten Fahrt zur Insel um 17:30 Uhr wurde die 
Anbindung der Inselbewohner an das Festland zu Arbeits- oder (Aus-)Bildungszwecken sichergestellt.

— Auf der Route Ponza–Formia (Linie A2) betrieb Laziomar außerdem die einzige Hochgeschwindigkeits­
verbindung für Passagiere mit einer Verbindung pro Tag. Das Schiff ankerte dabei über Nacht im Hafen der Insel.

— Auf der Route Anzio–Ponza (Linie A1) bot Laziomar in der Hochsaison von Montag bis Samstag einmal täglich 
eine Hochgeschwindigkeitsverbindung für Passagiere an. Diese Dienstleistung wurde sonntags und feiertags 
jedoch aus sozioökonomischen Gründen häufiger angeboten (da der Tourismus praktisch die einzige 
Einnahmequelle auf der Insel ist). Auf derselben Route bot während der Hochsaison ein Wettbewerber (Vetor) 
ebenfalls eine Hochgeschwindigkeitsverbindung für Passagiere an.

— Auf der Route Ventotene–Formia (Linie T2) bot Laziomar ganzjährig eine tägliche Verbindung mit einer 
Fahrgastfähre an. Diese Verbindung war die einzige ganzjährig angebotene regelmäßige Verbindung zur 
Beförderung von Passagieren, Fahrzeugen und Gütern auf dieser Route.

— Auf der Route Ventotene–Formia (Linie A3) betrieb Laziomar ebenfalls die einzige Hochgeschwindigkeits­
verbindung. Das Schiff legte morgens um 06:45 Uhr ab und ermöglichte den Inselbewohnern damit eine 
Anbindung an das Festland zu Arbeits- oder (Aus-)Bildungszwecken. Über Nacht verblieb das Schiff auf der 
Insel, um eine Anbindung in medizinischen Notfällen sicherzustellen.

2.3.1.2 Mit te la usstat t ung  u nd  Lau fze i t

(44) Tabelle 2 zeigt die von Italien an Laziomar geleisteten jährlichen Ausgleichszahlungen für den Zeitraum 2011-2013:

Tabelle 2

Ausgleichszahlungen im Zeitraum 2011-2013 

Jahr Ausgleichszahlung (in EUR)

2011 8 601 187

2012 13 780 506

2013 12 696 006

(45) Nach dem ursprünglichen Vertrag war die jährliche Ausgleichszahlung für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen in folgender Weise zu leisten: Im März eines jeden Jahres erhielt Laziomar eine erste 
Vorauszahlung in Höhe von 70 % der im Vorjahr gezahlten Ausgleichsleistung. Im Juni erfolgte eine zweite Zahlung 
in Höhe von 20 % der Ausgleichsleistung. Eine etwaige Differenz zwischen den bereits geleisteten Zahlungen und 
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dem Betriebsdefizit des laufenden Geschäftsjahres wurde zum 30. November ausgezahlt. Hatte Laziomar einen 
Betrag erhalten, der die Nettokosten (Einnahmen minus Aufwand) der erbrachten Dienstleistungen überstieg, war 
das Unternehmen nach dem ursprünglichen Vertrag verpflichtet, die Differenz zurückzuzahlen. (21)

— Ausgleichszahlungen im Zeitraum 2011-2013

(46) Im Präsidialdekret Nr. 501 vom 1. Juni 1979 (im Folgenden „Dekret Nr. 501/79“) sind die verschiedenen Elemente 
(Einnahmen und Kosten) festgelegt, die in die Berechnung der Subventionen für Betreiber öffentlicher 
Seeverkehrsdienste einfließen. Darüber hinaus wurden mit Gesetz Nr. 856 vom 5. Dezember 1986 (im Folgenden 
„Gesetz Nr. 856/86“) bestimmte Änderungen am System der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen für den 
Seeverkehr in Italien vorgenommen. Hinsichtlich der Verbindungen mit kleineren und größeren Inseln wurden in 
Artikel 11 des Gesetzes die Kriterien für die Berechnung der Ausgleichsleistungen für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen geändert. Die Subventionen waren nun auf Grundlage der Differenz zwischen den Einnahmen und 
den Kosten der Dienstleistung, die anhand durchschnittlicher und objektiver Parameter bestimmt wurden, zu 
berechnen und mussten außerdem eine angemessene Gesamtkapitalrendite beinhalten. Artikel 11 legte außerdem 
fest, dass die öffentlichen Dienstleistungsverträge eine Liste der subventionierten Routen, die Frequenz der Fahrten 
und die zu verwendenden Schiffstypen zu beinhalten hatten. Die Subventionen mussten durch die zuständigen 
Minister genehmigt werden. Die im Präsidialdekret Nr. 501/79 und im Gesetz Nr. 856/86 festgelegten Prinzipien 
spiegelten sich in den ursprünglichen Verträgen wider.

(47) Seit 2010 wurde der Ausgleich für die Erbringung von DAWI durch Anwendung einer neuen Methode bestimmt, die 
in der CIPE (22)-Richtlinie vom 9. November 2007 mit dem Titel „Kriterien für die Definition der gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen und der Tarifdynamik bei Seeverkehrsdienstleistungen im öffentlichen Interesse” (im 
Folgenden „CIPE-Richtlinie“) (23) festgelegt wurde. Laut der Präambel wurde die CIPE-Richtlinie im Hinblick auf die 
Privatisierung öffentlicher Unternehmen erlassen, die Seeverkehrsdienstleistungen im Rahmen von gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen erbringen. (24) Die Bestimmungen der CIPE-Richtlinie wurden in Bezug auf die von den 
Unternehmen der Tirrenia-Gruppe ab 2010 erbrachten Dienstleistungen angewandt, also bereits vor dem 
Inkrafttreten der jeweiligen neuen Verträge/öffentlichen Dienstleistungsverträge nach den jeweiligen 
Privatisierungen.

(48) Die in der CIPE-Richtlinie festgelegte Methode ermöglicht Unternehmen, die öffentliche Seeverkehrsdienste 
betreiben, die Erzielung einer angemessenen Rendite. Die Kapitalrendite wird dabei auf der Grundlage der 
gewichteten durchschnittlichen Kapitalkosten (Weighted Average Cost of Capital, im Folgenden „WACC“) berechnet.

(49) Die erforderliche Eigenkapitalrendite (25) wird nach dem Capital Asset Pricing Model (im Folgenden „CAPM“) 
berechnet. Dabei werden die Eigenkapitalkosten als Funktion i) des risikofreien Zinssatzes, ii) des Beta-Faktors (einer 
Schätzung des Risikoprofils des Unternehmens im Verhältnis zum Aktienmarkt) und iii) der dem Kapitalmarkt 
zugewiesenen Eigenkapitalrisikoprämie abgeleitet.

(50) Insbesondere sind die Eigenkapitalkosten so zu berechnen, dass zu der Rendite für risikofreie Aktivitäten eine Prämie 
für die Übernahme zusätzlicher Risiken addiert wird. Dieser Risikoaufschlag wird berechnet, indem die Risikoprämie 
des Marktes mit dem Beta-Koeffizienten multipliziert wird, der angibt, wie riskant eine bestimmte Aktivität im 
Verhältnis zum Markt ist.

(51) Gemäß der CIPE-Richtlinie entspricht die Rendite risikofreier Aktivitäten der durchschnittlichen Bruttorendite von 
Referenzanleihen mit zehnjähriger Laufzeit, bezogen auf die letzten zwölf Monate, für die verfügbare Daten 
vorliegen.

(52) Die CIPE-Richtlinie setzt eine Marktrisikoprämie von 4 % fest. Bei einer Dienstleistung, die auf nichtexklusiver Basis 
betrieben wird, wird jedoch das mutmaßlich größere Risiko, das der Betreiber trägt, durch einen zusätzlichen 
Aufschlag von 2,5 % auf die Marktrisikoprämie vergütet.

(21) Ab dem 25. November 2010 wurden durch Beschluss der interministeriellen Konferenz über die Festlegung der jährlichen 
Subvention, die gemäß Artikel 11 des Gesetzes Nr. 856/1986 zwischen dem Ministerium für Infrastruktur und Verkehr, dem 
Ministerium für Wirtschaft und Finanzen und dem Ministerium für wirtschaftliche Entwicklung eingerichtet wurde (im Folgenden 
„interministerielle Konferenz“), etwaige Überkompensationen von künftigen Subventionsvorauszahlungen abgezogen.

(22) Comitato Interministeriale per la Programmazione Economica (Interministerieller Ausschuss für Wirtschaftsplanung).
(23) Gazzetta Ufficiale della Repubblica Italiana (italienisches Amtsblatt, im Folgenden „GURI“) Nr. 50 vom 28. Februar 2008.
(24) Gemäß Artikel 1 Ziffer 999 des Gesetzes Nr. 296 vom 27. Dezember 2006 und Artikel 1 Buchstabe e des Gesetzesdekrets 

Nr. 430/1997.
(25) Die gewünschte Rendite für einen Eigenkapitalinvestor angesichts des Risikoprofils des Unternehmens und der damit verbundenen 

Cashflows.
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(53) In der Praxis darf der an Laziomar gezahlte Ausgleichsbetrag jedoch die im Gesetz von 2009 festgelegte Obergrenze 
von 10 030 606 EUR im Jahr nicht überschreiten (siehe Erwägungsgrund 30). Obwohl das Gesetz von 2009 die an 
alle Unternehmen der Tirrenia-Gruppe geleisteten jährlichen Ausgleichszahlungen für die Erbringung gemeinwirt­
schaftlicher Seeverkehrsdienstleistungen auf einen Höchstbetrag begrenzt, enthält die CIPE-Richtlinie auch 
bestimmte Schutzvorkehrungen, die es diesen Betreibern ermöglichen, ihre Betriebskosten ausreichend zu decken. 
Aus diesem Grund wurden in den Jahren 2012 und 2013 höhere Ausgleichszahlungen gewährt (siehe Tabelle 2), 
um die in diesen Jahren entstandenen Gesamtkosten der erbrachten öffentlichen Dienstleistungen zu decken.

(54) Nach der CIPE-Richtlinie müssen der Umfang der Dienstleistungen, die im neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag 
festgelegten Höchsttarife und der tatsächlich gewährte Ausgleich so festgelegt werden, dass der Leistungserbringer 
die Gesamtheit der zulässigen Kosten decken kann. Dabei ist folgende Formel anzuwenden:

VA(RSP) + VA(AI(X)) = VA(CA)

Dabei gilt:

— VA(RSP) ist der abgezinste Wert des Ausgleichs für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen,

— VA(AI(X)) ist der abgezinste Wert anderer Einnahmen (Fahrpreise und anderes),

— (VA(CA)) ist der abgezinste Wert der zulässigen Betriebskosten, der Schuldenrückzahlung und der Gesamtkapi­
talrendite.

(55) Sollte die obige Gleichung zu Verlusten führen, könnte der Umfang der subventionierten Tätigkeiten verringert 
werden; alternativ könnten die Organisation der Dienstleistung (z. B. die Wahl des Schiffstyps) überprüft oder 
Tarifbeschränkungen angepasst werden.

(56) Darüber hinaus wird der für die jeweiligen Dienstleistungen geltende Höchsttarif ohne Steuern und Hafengebühren 
jedes Jahr auf der Grundlage einer Preisobergrenzenformel wie folgt angepasst:

ΔT = ΔP – X

Dabei gilt:

— ΔT ist die jährliche prozentuale Änderung des Höchsttarifs,

— ΔP ist die Inflationsrate des Referenzjahres,

— X ist eine reale jährliche Anpassungsrate für die im Vertrag festgelegte Fahrpreisobergrenze, die während der 
Dauer des Vertrags konstant bleibt.

(57) Die CIPE-Richtlinie legt außerdem fest, dass der Höchsttarif angepasst werden kann, um Schwankungen bei den 
Treibstoffkosten widerzuspiegeln, wobei öffentlich zugängliche Standardpreise als Referenz dienen.

2.3.2. Die Privatisierung von Laziomar

(58) Am 13. Februar 2013 veröffentlichte die Region Latium auf ihrer Webseite die Ausschreibung für den Verkauf von 
Laziomar und die Vergabe eines Ausgleichs für die Erbringung von Dienstleistungen im öffentlichen Interesse auf 
den in Erwägungsgrund 43 beschriebenen Seeverkehrsstrecken. (26) Die Ausschreibung wurde außerdem im 
Amtsblatt der Europäischen Union (27), dem Amtsblatt der Italienischen Republik (28) sowie in vier regionalen und 
überregionalen Tageszeitungen in Italien veröffentlicht.

(59) Italien entschied sich in dem Fall für ein nichtoffenes Ausschreibungsverfahren nach Artikel 55 Absatz 6 des 
italienischen Gesetzbuchs über die öffentliche Auftragsvergabe — Gesetzesdekret Nr. 163/2006 (Codice dei Contratti 
pubblici). Entscheidendes Zuschlagskriterium war das wirtschaftlich günstigste Angebot.

(60) Um eine möglichst breite Beteiligung am Ausschreibungsverfahren zu ermöglichen, wurde in der Ausschreibung 
explizit darauf hingewiesen, dass es interessierten Bietern gestattet war, im Verbund mit anderen Bietern am 
Ausschreibungsverfahren teilzunehmen, und zwar in Form von befristeten Bietergemeinschaften, Konsortien oder 
Europäischen Wirtschaftlichen Interessenvereinigungen (im Folgenden „EWIV“).

(26) www.regione.lazio.it
(27) ABl. S 149 vom 4. August 2012.
(28) GURI, Nr. 91, 6. August 2012.
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2.3.2.1. Verkauf sve r f ahren  un d Ve r gabeentscheidung

(61) Nach der Veröffentlichung der Ausschreibung und bis Ablauf der darin gesetzten Frist bekundeten acht Parteien ihr 
Interesse, an der Ausschreibung teilzunehmen (im Einzelnen: Navigazione Libera del Golfo S.r.l., Carpoint 
Motorsport S.p.A., Blu Navy Cruise & Tour S.r.l., Traghetti Lines, CLN, Navigazione Generale Italiana S.p.A., Vetor S. 
r.l. und Ustica Lines, das mittlerweile unter dem Namen Liberty Lines tätig ist), und übermittelten die für die 
qualitative Auswahl in der ersten Phase des Verfahrens angeforderten Informationen. Sieben dieser Teilnehmer 
wurden für die nächste Phase des Verfahrens zugelassen und am 16. Mai 2013 zur Abgabe eines Angebots 
aufgefordert; Blu Navy Cruise & Tour S.r.l. wurde von der weiteren Teilnahme am Verfahren ausgeschlossen.

(62) Die Aufforderung zur Angebotsabgabe enthielt den Entwurf des zwischen dem erfolgreichen Bieter und der Region 
Latium zu unterzeichnenden neuen Zehn-Jahres-Vertrags sowie nähere Angaben zum Vergabeverfahren. 
Insbesondere wurde in dem Aufforderungsschreiben bekräftigt, dass das wirtschaftlich günstigste Angebot den 
Zuschlag für den Dienstleistungsauftrag erhalten würde, wobei der Preis mit 30 Punkten und technische 
Qualifikationen mit 70 Punkten gewichtet würden. In dem Aufforderungsschreiben war ein fester Verkaufspreis von 
2 272 000 EUR für Laziomar angegeben, dessen Berechnung auf einem unabhängigen Gutachten zur Ermittlung des 
Gesamtwerts der Vermögenswerte von Laziomar beruhte (siehe Erwägungsgründe 66 und 67). Dieser Verkaufspreis 
war nicht verhandelbar und daher nicht Teil des finanziellen Angebots der Bieter.

(63) Entsprechend wurden alle potenziellen Bieter aufgefordert, den oben angegebenen festen Kaufpreis für Laziomar in 
ihr finanzielles Angebot aufzunehmen; die Region Latium wollte danach das insgesamt wirtschaftlich günstigste 
Angebot auswählen, und zwar im Hinblick auf den Preis und auf andere — hauptsächlich technische Aspekte 
betreffende — Kriterien für die Erbringung der Dienstleistung, wie im Aufforderungsschreiben angegeben (siehe 
Erwägungsgrund 62).

(64) Bis zum Ablauf der Frist reichte CLN ein Angebot ein, dessen Spezifikationen ausgewertet und für zulässig befunden 
wurden. Es wurden keine weiteren Angebote abgegeben.

(65) Daher erhielt CLN den Zuschlag sowohl für die Privatisierung von Laziomar als auch für die Erbringung der 
Seeverkehrsdienste (siehe Abschnitt 2.3.3).

2.3.2.2. Der  K au fver t r ag

(66) Der Kaufvertrag wurde am 30. Dezember 2013 geschlossen und sah vor, dass alle Anteile an Laziomar für einen 
Festpreis von 2 272 000 EUR an CLN übertragen wurden. Der Verkaufspreis wurde auf der Grundlage eines 
unabhängigen, von der Region Latium in Auftrag gegebenen Sachverständigengutachtens ermittelt.

(67) Der Betrag entspricht in erster Linie dem Wert des Sachanlagenvermögens (vier Schiffe sowie industrielle und 
kommerzielle Ausrüstung) und dem Wert des Fahrkartenverkaufs für die Insel Ventotene, wie in der Bilanz des 
Unternehmens am 1. Juni 2011 angegeben.

(68) Nach Artikel 4 des Kaufvertrags ist CLN verpflichtet, die Region Latium über jeden künftigen Verkauf der Anteile an 
Laziomar an einen Dritten zu informieren. In einem solchen Fall bleibt CLN jedoch gemeinsam mit dem neuen 
Erwerber der Anteile für die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Dienstleistungsvertrag verantwortlich.

2.3.2.3. Das  Verf ahr en  au f  na t i onaler  Ebene

(69) Das Ergebnis der Ausschreibung mit der Vergabe des Geschäftsbetriebs von Laziomar und des öffentlichen 
Dienstleistungsvertrags an CLN war Gegenstand eines Verfahrens vor dem Regionalen Verwaltungsgericht der 
Region Latium (im Folgenden „TAR“).

(70) Das ebenfalls auf der Route Anzio–Ponza (Linie A1) mit Tragflächenbooten tätige Unternehmen Vetor S.r.l. (im 
Folgenden „Vetor“) stellte beim TAR einen Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz im Hinblick auf die Rechtmäßigkeit 
des Ausschreibungsverfahrens, der mit Beschluss Nr. 2995/2013 abgewiesen wurde. Das Gericht entschied 
außerdem über die Begründetheit in der Sache und wies die Beschwerde mit Urteil Nr. 467/2014 zurück. Der 
Staatsrat bestätigte die obigen Entscheidungen in zweiter Instanz mit Urteil Nr. 5421/2018.
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2.3.3. Der neue Dienstleistungsvertrag zwischen der Region Latium und Laziomar

2.3.3.1. Der  Be günst i gte

(71) Wie in Erwägungsgrund 64 erwähnt, gab CLN ein Angebot für den neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag ab. 
Nach Gewinn der Ausschreibung unterzeichnete Laziomar (das zwar von CLN gekauft worden war aber seine 
eigene Rechtspersönlichkeit behalten hatte) den neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag für den Betrieb von 
Seeverkehrsverbindungen mit der Region Latium am 15. Januar 2014.

2.3.3.2. Die  Ro ute n

(72) Im Rahmen des öffentlichen Dienstleistungsvertrags bietet Laziomar auf diversen Seekabotagerouten 
Passagierdienste, gemischte Dienste (Passagiere, Kraftfahrzeuge und Fracht) und reine Frachtdienste (Güter und 
besondere Güter) wie folgt an:

Tabelle 3

Von Laziomar nach dem neuen Dienstleistungsvertrag bedientes Routennetz 

Formia–Ponza (Fähre — gemischte Dienste) — Linie T1

Formia–Ventotene (Fähre — gemischte Dienste) — Linie T2

Terracina–Ponza (Fähre — gemischte Dienste und Frachtdienste (1)) — Linie T3

Terracina–Ventotene (Fähre — gemischte Dienste) — Linie T4

Anzio–Ponza (Tragflächenboot — Passagierdienste) — Linie A1

Formia–Ponza (Tragflächenboot — Passagierdienste) — Linie A2

Formia–Ventotene (Tragflächenboot — Passagierdienste) — Linie A3

(1) Einige Fahrten auf dieser Route sind reine Gütertransporte (siehe Tabelle 9).

2.3.3.3. Laufze i t

(73) Der neue Dienstleistungsvertrag zwischen der Region Latium und Laziomar hat eine Laufzeit von zehn Jahren 
(2014-2024).

2.3.3.4. Die  gemei nwi r t sc haf t l i ch en  Ver pf l ichtungen

(74) Die von Laziomar zu erfüllenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betreffen unter anderem die 
anzulaufenden Häfen, Typ und Kapazität der Schiffe, die auf den bedienten Seeverkehrsrouten eingesetzt werden, 
die Frequenz der Dienstleistung und die Höchsttarife für die Beförderung.

2.3.3.5. Die  A usgle i ch sre ge lu nge n u nd endgül t ige  Vergabe

(75) Die im Ausschreibungsverfahren festgesetzte jährliche Grundvergütung als Ausgleich für die Erfüllung von 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Rahmen des neuen Vertrags auf den in Erwägungsgrund 43 
angegebenen Seeverkehrsrouten wurde von der Region Latium mit einem Betrag von 14 300 550 EUR festgelegt, 
der noch nach unten angepasst werden konnte. Letztendlich wurde der Betrag auf 12 752 074 EUR festgesetzt (mit 
einer Gesamtsumme von 127 520 740 EUR über die Vertragslaufzeit von zehn Jahren).

(76) Gemäß Artikel 6 des Vertrags kann die Region Latium die Ausgleichszahlung nach unten oder oben korrigieren, um 
Änderungen an der Anzahl der tatsächlich im jeweiligen Jahr durchgeführten Fahrten zu berücksichtigen. Solange 
die Anzahl der jährlich durchgeführten Fahrten um nicht mehr als 3 % nach unten oder oben von der vertraglich 
vereinbarten Anzahl der Fahrten abweicht, bleibt die Höhe der Ausgleichszahlung unberührt. Im Fall einer 
Abweichung von mehr als 3 % nach unten oder oben wird die Ausgleichszahlung entsprechend angepasst, indem 
die Anzahl zusätzlicher oder fehlender Fahrten mit dem im Angebot angegebenen Einzelpreis multipliziert wird. Im 
Jahr 2017 wurde der Dienstleistungsvertrag angepasst und die Höhe des Ausgleichs auf 13 524 536 EUR gesetzt.

(77) Die Höhe des Ausgleichs wird nach der in der CIPE-Richtlinie festgelegten Methode (siehe Erwägungsgründe 47 bis 
57) bestimmt. Die in der CIPE-Richtlinie festgeschriebenen Schutzbestimmungen sind in den neuen Dienstleis­
tungsvertrag eingeflossen.
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(78) Nach dem Dienstleistungsvertrag hat die Ausgleichszahlung die bei der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung entstandenen Nettokosten zu decken, darf aber nicht darüber hinausgehen (wirtschaftlich-finanzielles 
Gleichgewicht). Für den Fall, dass es zu einer Abweichung von diesem vertraglich vereinbarten Gleichgewicht 
kommt, sieht Artikel 25 des Dienstleistungsvertrags einen Ausgleichsmechanismus vor, der alle in die Berechnung 
der Ausgleichszahlung einfließenden Faktoren bewertet. Sollte sich daher aufgrund einer wesentlichen 
Veränderung (29) der für die Berechnung des Ausgleichs herangezogenen wirtschaftlichen Parameter herausstellen, 
dass der Ausgleichsbetrag nicht ausreicht, um alle bei der Erbringung der Dienstleistung anfallenden Kosten zu 
decken, ermöglicht der neue Dienstleistungsvertrag eine Anpassung der für den Ausgleich wesentlichen Parameter. 
Diese sind: i) das Fahrpreissystem, ii) das Niveau der angebotenen öffentlichen Dienstleistungen, iii) die Höhe der 
jährlichen Preisobergrenze, iv) die für Investitionen zur Verfügung gestellten Kapitalzuschüsse.

(79) Nach Artikel 4 (Absätze 4 bis 6) des Dienstleistungsvertrags wird der an den Betreiber gezahlte Ausgleich im Falle 
einer Dienstunterbrechung aufgrund eines Arbeitsstreiks um 80 % und aufgrund unvorhergesehener Ereignisse um 
30 % gekürzt, während die Nichterbringung der Dienste aus anderen Gründen als einem Arbeitsstreik oder 
unvorhergesehenen Ereignissen gemäß Artikel 9 des Dienstleistungsvertrags eine Vertragsstrafe nach sich zieht.

(80) Nach Artikel 22 des Dienstleistungsvertrags muss der Betreiber ein System zur Kontrolle technischer, 
wirtschaftlicher und managementbezogener Aspekte einführen, auf dessen Grundlage die jährlichen Gewinn- und 
Verlustrechnungen in Bezug auf die vertraglich vereinbarten Dienstleistungen an die regionale Behörde zur 
Überprüfung übermittelt werden.

(81) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 des Dienstleistungsvertrags wurde die jährliche Ausgleichszahlung an Laziomar mit 
12 752 074 EUR veranschlagt. Der tatsächlich an Laziomar zu zahlende Ausgleich wird jedoch nach Artikel 4 
Absatz 3 des Vertrags unter Berücksichtigung der tatsächlich erbrachten Dienstleistung (d. h. Preis pro Seemeile für 
jede Route) bestimmt, wobei die (kommerziellen und industriellen) Risiken wie im Vertrag festgelegt in die 
Kalkulation mit einfließen (z. B. Kürzung der Ausgleichsleistung, falls das Unternehmen Fahrten nicht durchführt, 
Sanktionen bei Einstellung eines Dienstes usw.).

(82) Tabelle 4 zeigt die auf Grundlage der Ausschreibung für die gesamte Vertragslaufzeit festgelegte Ausgleichsleistung 
und die tatsächlich an Laziomar in den Jahren 2014 bis 2019 geleisteten Ausgleichszahlungen infolge von 
Anpassungen nach Artikel 6 des Dienstleistungsvertrags im Hinblick auf die tatsächlich durchgeführten Fahrten.

Tabelle 4

Im Rahmen des neuen Dienstleistungsvertrags festgelegte bzw. an Laziomar gezahlte Ausgleichsleistungen, 
Zeitraum 2014-2019 

Jahr Festgelegte Ausgleichsleistung (in EUR) Gezahlte Ausgleichsleistung (in EUR)

2014 12 752 074 13 374 589

2015 12 752 074 13 376 167

2016 12 752 074 13 330 304

2017 12 752 074 13 370 070

2018 12 752 074 13 356 282

2019 12 752 074 13 366 510

(29) In Artikel 25 Absatz 2 heißt es: „Eine positive oder negative Abweichung vom wirtschaftlich-finanziellen Gleichgewicht kann die 
folgenden Ursachen haben: 
(a) Ineffizienzen im Management, 
(b) fehlerhafte Kommunikation seitens Laziomars der tatsächlich erbrachten Dienstleistungen für die Bestimmung des Jahrespreises, 
(c) außergewöhnlich ungünstige Marktbedingungen, die außerhalb des Einflussbereichs von Laziomar liegen und zu einer 

Verschlechterung der Betriebsbedingungen und damit zu höheren Betriebskosten oder Verlusten bei den Fahrpreiseinnahmen 
führen, mit dem Ergebnis einer Verschlechterung des Betriebsergebnisses von mehr als 10 %, 

(d) finanzielle Belastungen, 
(e) Änderungen von Rechtsvorschriften und regulatorischen Bestimmungen, mit denen neue Bedingungen für die Erbringung der 

vertraglich vereinbarten Dienstleistung festgelegt werden, 
(f) von der Region geforderte neue Investitionen, die mit öffentlichen Mitteln vorzunehmen sind, wie in Artikel 19 vorgesehen, 
(g) Änderungen am Fahrpreissystem gemäß Artikel 3, 
(h) außergewöhnlich günstige Marktbedingungen, die zu einer Steigerung des Betriebsergebnisses von mehr als 10 % führen, 
(i) Steigerung der Personalstückkosten aufgrund von Vorgaben aus dem CCNL [nationaler Tarifvertrag] und aufgrund von 

zusätzlichen Tarifverhandlungen mit dem Unternehmen, 
(j) von Laziomar ergriffene geschäftspolitische Maßnahmen, bis zu den in Anlage G dieses Vertrags festgelegten Höchstgrenzen.“ 

(Nicht amtliche Übersetzung der Kommission).
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2.3.4. Der Liegeplatzvorrang

(83) In Artikel 19-ter Absatz 21 des Gesetzes von 2009 ist festgelegt, dass die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia- 
Gruppe, einschließlich Laziomar, zur Gewährleistung der territorialen Anbindung der Inseln und im 
Zusammenhang mit ihren gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen die Liegeplätze, die ihnen bereits im Rahmen 
der von den Seefahrtsbehörden nach dem Gesetz Nr. 84 vom 28. Januar 1994 und nach dem italienischen 
Seeverkehrsgesetz festgelegten Verfahren zugewiesen wurden, ebenso behalten wie den Vorrang bei der Zuweisung 
neuer Liegeplätze.

2.3.5. Die durch das Gesetz von 2010 festgelegten Maßnahmen

(84) Das Gesetz von 2010 sah für die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe die Möglichkeit vor, die bereits für 
die Nachrüstung und Modernisierung der Flotte bereitgestellten (30) finanziellen Mittel vorübergehend zur Deckung 
dringender laufender Kosten zu verwenden. Die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, die von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machten, waren jedoch verpflichtet, diese zweckgebundenen Mittel wieder aufzufüllen, 
sodass sie nach wie vor die erforderlichen Nachrüstungen ihrer Schiffe vornehmen konnten. Diese Nachrüstungen 
waren erforderlich, um neue internationale Sicherheitsnormen nach dem Übereinkommen von Stockholm (31) von 
1996 zu erfüllen.

(85) Im Einzelnen wurden 23 750 000 EUR aus zwei Fazilitäten (32) bereitgestellt, um die Nachrüstung der gesamten 
Tirrenia-Gruppe zu finanzieren. Laziomar nahm diese Fazilitäten jedoch nicht in Anspruch (siehe 
Erwägungsgrund 132).

(86) Darüber hinaus sah Artikel 1 des Gesetzes von 2010 Folgendes vor:

a) Die ursprünglichen Verträge werden ab dem 1. Oktober 2010 bis zum Ende des Verfahrens zur Privatisierung 
von Tirrenia und Siremar verlängert (siehe auch Erwägungsgrund 31).

b) Artikel 19-ter des Gesetzesdekrets 135/2009, mit Änderungen in das Gesetz von 2009 umgewandelt, wird durch 
Einfügung von Absatz 24-bis geändert. Nach diesem Absatz sind alle offiziellen Handlungen und Vorgänge zur 
Umsetzung der Bestimmungen aus den Absätzen 1 bis 15 des Gesetzes von 2009 von einer Abgabenpflicht 
befreit. Die genannten Absätze beziehen sich auf die Liberalisierung des Seekabotagesektors durch die 
Privatisierung der Tirrenia-Gruppe, einschließlich der die Privatisierung vorbereitenden Handlungen, d. h. der 
Übertragung der Regionalgesellschaften auf die jeweiligen Regionen.

c) Um die Kontinuität der öffentlichen Dienstleistungen zu gewährleisten und das Verfahren zur Privatisierung der 
Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe zu unterstützen, können die betreffenden Regionen die Mittel des 
Fondo Aree Sottoutilizzate (im Folgenden „FAS“) (33) gemäß der CIPE-Richtlinie Nr. 1/2009 vom 6. März 2009 (34)
in Anspruch nehmen.

2.4. Vertragsverletzungsverfahren Nr. 2007/4609

(87) Nach einem früheren Austausch zwischen den Kommissionsdienststellen und Italien richtete der in der Kommission 
für Energie und Verkehr zuständige Generaldirektor am 19. Dezember 2008 ein Auskunftsersuchen an Italien. 
Dieses Ersuchen betraf unter anderem einen Überblick über die Routen, die zur damaligen Zeit über öffentliche 
Dienstleistungsverträge bedient wurden, und den öffentlichen Auftrag, den Italien im Rahmen der vorgeschlagenen 
neuen Verträge vorgesehen hatte. Darüber hinaus wurde Italien gebeten, ausführlichere Informationen zu den 
Privatisierungsplänen für die Tirrenia-Gruppe zu übermitteln.

(88) Mit Schreiben vom 28. April 2009 übermittelte Italien eine ausführliche Antwort auf das Ersuchen der Kommission 
vom 19. Dezember 2008. In seinem Schreiben erklärte Italien unter anderem Folgendes:

1) Die Verlängerung der ursprünglichen Verträge bis zum 31. Dezember 2009 sei notwendig gewesen, um die 
Liberalisierung des Seekabotagesektors in Italien durch die Privatisierung der Tirrenia-Gruppe zu erreichen.

(30) Gemäß Artikel 19 Absatz 13a des Gesetzesdekrets Nr. 78/2009, umgewandelt in das Gesetz Nr. 102/2009 (im Folgenden „Gesetz 
Nr. 102/2009“), und gemäß Artikel 19-ter Absatz 19 des Gesetzes von 2009.

(31) Diese Sicherheitsnormen wurden in der Richtlinie 98/18/EG des Rates vom 17. März 1998 (in italienisches Recht umgesetzt durch das 
Gesetzesdekret Nr. 45 vom 4. Februar 2000), in der Richtlinie 2003/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. April 
2003 (in italienisches Recht umgesetzt durch das Gesetzesdekret Nr. 52 vom 8. März 2005) und in der Richtlinie 2003/25/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (in italienisches Recht umgesetzt durch das Gesetzesdekret Nr. 65 vom 14. März 2005) 
ausführlich dargelegt.

(32) Alle nach Artikel 19-ter Absatz 19 des Gesetzes von 2009 vorgesehenen Mittel (d. h. 7 000 000 EUR) sowie 16 750 000 EUR aus den 
nach dem Gesetz Nr. 102/2009 vorgesehenen Mitteln.

(33) Der FAS (Fonds für Gebiete mit Entwicklungspotenzial) ist ein nationaler Fonds, der die Umsetzung der italienischen Regionalpolitik 
unterstützt. Seine Mittel sind hauptsächlich für Regionen bestimmt, die von den italienischen Behörden als Gebiete mit Entwicklungs­
potenzial ausgewiesen wurden.

(34) Gazzetta Ufficiale della Repubblica Italiana, Nr. 137 vom 16. Juni 2009.
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2) Die an die Tirrenia-Gruppe gezahlten Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse seien erforderlich gewesen, um die territoriale Anbindung der Inseln durch Seeverkehrsver­
bindungen sicherzustellen. Diese Verbindungen seien von privaten Betreibern auf dem Markt nicht in zufriedens­
tellender Weise angeboten worden.

3) Am 10. März 2009 sei ein umfassender Rationalisierungsprozess der Routen abgeschlossen worden. In diesem 
Prozess, der die Konsultation der sechs betroffenen Regionen umfasste, seien die einschlägigen sozialen, 
beschäftigungspolitischen und wirtschaftlichen Aspekte sowie die Notwendigkeit, wesentliche Verbindungen für 
die territoriale Anbindung zu sichern, berücksichtigt worden. Die Rationalisierung würde zu einer Reduzierung 
der Nettokosten der gemeinwirtschaftlichen Dienstleistungen von ungefähr 66 Mio. EUR und zur Entlassung 
von etwa 600 Besatzungsmitgliedern in der gesamten Tirrenia-Gruppe führen. Italien erinnerte auch daran, dass 
die Rationalisierung im Jahr 2009 frühere Bemühungen (2004, 2006 und 2008) zur Reduzierung der von der 
Tirrenia-Gruppe betriebenen Dienste ergänzt habe.

4) Folgende Ziele seien mit der Rationalisierung verfolgt worden: i) die Aufrechterhaltung der erforderlichen 
Verbindungen für die Gewährleistung der Anbindung der Inseln an das Festland und untereinander sowie 
Wahrung des Rechts auf Gesundheitsversorgung, Bildung und Mobilität, ii) die Rationalisierung von 
Verbindungen, auf denen es private Betreiber gab, die dieselbe Verbindung im selben Zeitabschnitt mit ähnlichen 
Garantien für Qualität und Kontinuität anboten, und iii) die Rationalisierung von reinem Personentransport im 
Sommer und bei Hochgeschwindigkeitsverbindungen.

5) In dem Schreiben gab Italien einen Überblick über die von den Unternehmen der Tirrenia-Gruppe im Jahr 2008 
bedienten Routen und über die verringerte Zahl der Routen, die von den Unternehmen der Tirrenia-Gruppe im 
Jahr 2009 bedient werden sollten. Nach Angaben Italiens sollten die letztgenannten Routen die Grundlage für 
die neuen Verträge bilden, die mit den neuen Eignern der Unternehmen der Tirrenia-Gruppe abgeschlossen 
werden sollten.

(89) Am 21. Dezember 2009 übermittelte der Generaldirektor für Energie und Verkehr ein Schreiben an Italien, in dem er 
unter anderem erklärte, dass vor dem Hintergrund der radikalen Umgestaltung des Seekabotagesektors in Italien und 
wegen der beträchtlichen sozialen Auswirkungen, welche die Privatisierung mit sich gebracht hätte, wenn sich die 
Ausschreibungen lediglich auf die Vergabe der öffentlichen Dienstleistungsaufträge beschränkt hätten, die 
gleichzeitige Ausschreibung der mit diesen öffentlichen Dienstleistungsaufträgen betrauten Schifffahrtsgesell­
schaften — grundsätzlich und ausnahmsweise — akzeptabel im Hinblick auf die Einhaltung des Kriteriums der 
Nichtdiskriminierung von Gemeinschaftsreedern gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates (35) (im 
Folgenden „Seekabotageverordnung“) gewesen sei. Die Kommission merkt an, dass die Seekabotageverordnung die 
Mitgliedstaaten nicht dazu verpflichtet, ihre Seeverkehrsunternehmen zu privatisieren, sondern lediglich diesen 
speziellen Markt zu liberalisieren.

(90) Am 29. Januar 2010 (36) übermittelte die Kommission ein Aufforderungsschreiben bezüglich der fehlerhaften 
Anwendung der Seekabotageverordnung. In dem Schreiben erinnerte die Kommission daran, dass die Verordnung 
vorschreibt, dass ein Mitgliedstaat, wenn er öffentliche Dienstleistungsverträge vergibt oder gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen auferlegt, darauf zu achten hat, dass kein Gemeinschaftsreeder diskriminiert wird. Gemäß Artikel 4 
Absatz 3 dieser Verordnung können bestehende öffentliche Dienstleistungsverträge bis zum jeweiligen Ablaufdatum 
gültig bleiben. Die Kommission merkte jedoch an, dass die Unternehmen der Tirrenia-Gruppe auch nach dem 
Auslaufen der jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsverträge (die ursprünglichen Verträge) weiterhin Seeverkehrs­
dienstleistungen erbrachten. Diese Verträge sollten Ende 2008 auslaufen, wurden von Italien aber wiederholt 
verlängert. Die Kommission forderte Italien daher auf, hierzu Stellung zu nehmen.

(91) Ebenfalls am 29. Januar 2010 antwortete der in der Kommission für Energie und Verkehr zuständige Generaldirektor 
auf das Schreiben Italiens vom 22. Januar 2010. Der Generaldirektor betonte, dass sich seine Antwort nur auf die 
Einhaltung der Seekabotageverordnung und nicht auf beihilferechtliche Aspekte beziehe. Vor diesem Hintergrund 
wies der Generaldirektor darauf hin, dass die im Hinblick auf bestimmte Routen vorgelegten Begründungen 
ausreichten, um die zuvor geäußerten Zweifel auszuräumen. Der Generaldirektor erinnerte daran, dass Verträge für 
Dienstleistungen im öffentlichen Interesse nur für solche Routen infrage kämen, bei denen ein Marktversagen 
vorliege.

(92) Am 29. März 2010 antwortete Italien auf das Aufforderungsschreiben der Kommission vom 29. Januar 2010.

(93) Am 10. September 2010 teilte Italien der Kommission in einer Ad-hoc-Sitzung mit, dass sich das Ausschreibungs­
verfahren für den Vertrag, der unter anderem die zu dem Zeitpunkt noch von Caremar betriebenen Routen der 
Pontinischen Inseln betraf, verzögert habe. Aus diesem Grund wurden mit dem Gesetz Nr. 163 vom 1. Oktober 
2010 die ursprünglichen Verträge bis zum Abschluss des Verfahrens zur Privatisierung von Tirrenia und Siremar 
verlängert (siehe auch Erwägungsgrund 31).

(35) Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungs­
verkehrs auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364 vom 12.12.1992, S. 7).

(36) Das Aufforderungsschreiben wurde am 28. Januar 2010 angenommen, Italien jedoch erst am nächsten Tag offiziell davon 
unterrichtet.
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(94) Angesichts dieser Entwicklung übermittelte die Kommission am 24. November 2010 ein ergänzendes 
Aufforderungsschreiben. In diesem Schreiben stellte die Kommission Folgendes fest:

a) Die ursprünglichen Verträge mit Caremar (und anderen Unternehmen) seien automatisch und ohne Ausschrei­
bungsverfahren verlängert worden.

b) Die betreffenden öffentlichen Dienstleistungsverträge würden weiterhin angewandt, ohne dass zuvor ein 
Ausschreibungsverfahren für (unter anderem) Caremar abgeschlossen worden sei.

c) Die Kommission behalte sich das Recht vor, gegebenenfalls eine mit Gründen versehene Stellungnahme (unter 
Berücksichtigung etwaiger Stellungnahmen Italiens) abzugeben.

(95) Am 21. Juni 2012 erließ die Kommission eine mit Gründen versehene Stellungnahme zur verspäteten Privatisierung 
von drei Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe (Caremar, Laziomar und Saremar). Da die Ausschreibungs­
verfahren für die anderen drei Unternehmen (Tirrenia, Toremar und Siremar) im Laufe des Jahres 2011 (37)
abgeschlossen worden waren, waren diese Unternehmen nicht Gegenstand der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme. Die Kommission stellte fest, dass Italien mehr als drei Jahre nach dem regulären Auslaufen der 
jeweiligen ursprünglichen Verträge noch keine wettbewerbsrechtlichen Verfahren für die Vergabe von öffentlichen 
Dienstleistungsaufträgen für von Laziomar und anderen Unternehmen erbrachte Seekabotagedienste eingeleitet 
hatte. Die Verträge seien automatisch und unbeschränkt verlängert worden, wodurch andere Gemeinschaftsreeder 
daran gehindert worden seien, sich um die Vergabe dieser Aufträge zu bewerben.

(96) Am 8. August 2012 antwortete Italien auf die mit Gründen versehene Stellungnahme und teilte mit, dass die 
Ausschreibungen für den Erwerb der Unternehmen zusammen mit den neuen öffentlichen Dienstleistungsverträgen 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden seien bzw. veröffentlicht würden. Die Ausschreibung für 
Laziomar sei am 1. August 2012 zur Veröffentlichung übermittelt worden.

(97) Am 14. Januar 2014 wurde CLN der neue Eigentümer von Laziomar und unterzeichnete einen Zehnjahresvertrag 
für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen zur Anbindung der Pontinischen Inseln.

(98) Mit Schreiben vom 15. Juli 2016 informierte Italien die Kommission, dass die Privatisierung aller Unternehmen der 
ehemaligen Tirrenia-Gruppe abgeschlossen sei. Am 8. Dezember 2016 beschloss die Kommission, das Vertragsver­
letzungsverfahren einzustellen.

3. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG UND AUSWEITUNG DES VERFAHRENS

3.1. Verlängerung des ursprünglichen Vertrags zwischen Laziomar und Italien (38)

3.1.1. Einhalten der Altmark-Kriterien und Vorliegen einer Beihilfe

(99) In ihrem Beschluss von 2011 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass die in den ursprünglichen 
Verträgen mit allen Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe verwendete Definition der gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen nicht hinreichend klar war und es daher der Kommission nicht erlaubte, endgültig 
festzustellen, ob sie einen offenkundigen Fehler enthielt. Insbesondere hatte die Kommission zu diesem Zeitpunkt 
keinen vollständigen Überblick über die tatsächlichen Verpflichtungen, die für die Bedienung der Routen im 
Archipel der Pontinischen Inseln (und anderer Routen) im Vergleich zu den von Wettbewerbern auf einigen dieser 
Routen angebotenen Dienstleistungen auferlegt wurden.

(100) Die Kommission vertrat die vorläufige Auffassung, dass das zweite Kriterium des Altmark-Urteils (39) erfüllt war, da 
die der Berechnung des Ausgleichs zugrunde gelegten Parameter im Voraus festgelegt und die Transparenzvor­
schriften eingehalten worden waren. Die Kommission merkte insbesondere an, dass diese Parameter in den 
ursprünglichen Verträgen (für Ausgleichsleistungen für das Jahr 2009) und in der CIPE-Richtlinie (für Ausgleichs­
leistungen ab 2010) beschrieben wurden.

(37) Auch wenn die förmliche Übertragung des Eigentums von Tirrenia, Toremar und Siremar erst 2012 erfolgte.
(38) Im Beschluss von 2011 wird die Einleitung des Verfahrens unter anderem mit den Beihilfen begründet, die auf Grundlage der 

ursprünglichen Verträge an die sechs Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe gezahlt wurden. Zum Zeitpunkt des Erlasses des 
Beschlusses von 2011 (5. Oktober 2011) war der Betrieb der Seeverkehrsverbindungen im Archipel der Pontinischen Inseln gerade 
(am 1. Juni 2011) von Caremar an Laziomar übertragen worden. Auch wenn Laziomar im Beschluss von 2011 nicht ausdrücklich 
genannt wird, ist die von der Kommission vorgenommene vorläufige Bewertung der ursprünglichen, diese Verbindungen 
betreffenden Verträge gleichermaßen auf Laziomar als dem neuen Betreiber dieser Verbindungen anzuwenden.

(39) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 24. Juli 2003, Altmark Trans und Regierungspräsidium Magdeburg, C-280/00, ECLI:EU: 
C:2003:415.
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(101) Die Kommission war jedoch der Ansicht, dass das dritte Kriterium des Altmark-Urteils offenbar nicht erfüllt war und 
die Betreiber für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter Umständen einen zu hohen 
Ausgleich erhalten hatten. Insbesondere äußerte die Kommission angesichts des Fehlens einer klaren Definition der 
den Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe auferlegten Verpflichtungen Zweifel an der Verhältnismäßigkeit 
der ab 2009 an diese Unternehmen gezahlten Ausgleichsleistungen. Des Weiteren äußerte die Kommission Zweifel 
dahin gehend, dass die ab 2010 anzuwendende Risikoprämie von 6,5 % ein angemessenes Risikoniveau 
widerspiegelte, da die Unternehmen dem ersten Anschein nach offenbar nicht die Risiken übernahmen, die 
normalerweise bei der Erbringung solcher Dienstleistungen zu tragen sind.

(102) Die Kommission vertrat darüber hinaus die vorläufige Auffassung, dass das vierte Altmark-Kriterium nicht erfüllt 
war, da die Verlängerung der ursprünglichen Verträge nicht ausgeschrieben worden war. Ferner stellte die 
Kommission fest, dass sie keinerlei Belege für das vorgebrachte Argument erhalten habe, dass die Unternehmen die 
in Rede stehenden Dienstleistungen tatsächlich zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit erbrachten.

(103) Im Beschluss von 2011 kam die Kommission daher zu der vorläufigen Schlussfolgerung, dass die im Zeitraum der 
Verlängerung der ursprünglichen Verträge an die Unternehmen geleisteten Ausgleichszahlungen staatliche Beihilfen 
im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellten. Darüber hinaus vertrat die Kommission die Auffassung, dass 
diese Beihilfen als neue Beihilfen zu betrachten waren.

3.1.2. Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(104) Im Beschluss von 2011 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass die Ausgleichsleistungen für die 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen für die Jahre 2009 bis 2011 weder in den Geltungsbereich der DAWI- 
Entscheidung von 2005 (40) noch in den Geltungsbereich des DAWI-Rahmens von 2005 (41) fielen. Die Kommission 
prüfte diese Maßnahme daher unmittelbar nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV und stellte fest, dass Zweifel daran 
bestanden, dass die anzuwendenden Voraussetzungen für die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt erfüllt waren.

(105) Im Beschluss von 2012 merkte die Kommission an, dass am 31. Januar 2012 ein neues DAWI-Paket, bestehend aus 
dem DAWI-Beschluss von 2011 (42) und dem DAWI-Rahmen von 2011 (43), in Kraft getreten war. Die Kommission 
vertrat indes die vorläufige Auffassung, dass die Ausgleichsleistung für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen 
im Rahmen der Verlängerung der ursprünglichen Verträge gemäß dem DAWI-Beschluss von 2011 nicht als mit dem 
Binnenmarkt vereinbar und als von der Anmeldepflicht befreit gelten konnte.

(106) Das Gesetz von 2010 sah die Verlängerung der ursprünglichen Verträge vom 30. September 2010 bis zum Ende des 
Privatisierungsverfahrens vor. Infolgedessen konnten die Ausgleichszahlungen, die Laziomar ab dem 1. Juni 2011 bis 
zu seiner Privatisierung erhielt, auf der Grundlage des DAWI-Rahmens von 2011 bewertet werden.

3.2. Die Privatisierung von Laziomar

(107) Im Beschluss von 2012 äußerte die Kommission Zweifel, dass das Ausschreibungsverfahren für den Verkauf von 
Laziomar hinreichend transparent und bedingungsfrei verlaufen war, um einen Verkauf zum Marktpreis zu 
gewährleisten.

(108) Die Kommission war der Ansicht, dass bestimmte bei der Privatisierung auferlegte Bedingungen die Zahl der Bieter 
eingeschränkt und/oder den Verkaufspreis beeinflusst haben könnten. Die Kommission bekräftigte ihre gängige 
Praxis bezüglich des Verkaufs von Vermögenswerten staatseigener Unternehmen (oder in diesem Fall dem Staat 
zurechenbarer Unternehmen) durch den Staat: Nichtwirtschaftliche Erwägungen, die ein privater Verkäufer nicht 
vornehmen würde, wie beispielsweise ordnungspolitische Gründe, Beschäftigungsbedarf oder die regionale 
Entwicklung, deuten auf das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe hin, wenn sie dem potenziellen Käufer belastende 
Verpflichtungen auferlegen und daher geeignet sind, den Verkaufspreis zu senken.

(40) Entscheidung 2005/842/EG der Kommission vom 28. November 2005 über die Anwendung von Artikel 86 Absatz 2 EG-Vertrag auf 
staatliche Beihilfen, die bestimmten mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrauten 
Unternehmen als Ausgleich gewährt werden (ABl. L 312 vom 29.11.2005, S. 67).

(41) Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen, die als Ausgleich für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen gewährt werden 
(ABl. C 297 vom 29.11.2005, S. 4).

(42) Beschluss 2021/21/EU der Kommission vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter 
Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 
11.1.2012, S. 3).

(43) Mitteilung der Kommission: Rahmen der Europäischen Union für staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die 
Erbringung öffentlicher Dienstleistungen.
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(109) Die Kommission war außerdem der Ansicht, dass die in der Ausschreibung für Laziomar genannten „finanziellen 
Anforderungen“ das Ausschreibungsverfahren effektiv beschädigt hatten, da sie den Kreis der potenziellen Bieter auf 
bestehende Schifffahrtsgesellschaften beschränkten, indem das mit dem öffentlichen Dienstleistungsvertrag betraute 
Unternehmen selbst zum Verkauf angeboten wurde. (44)

(110) Die Kommission führte ebenfalls an, dass die „technischen Angebote“ mit deutlich höherer Gewichtung bewertet 
wurden als die wirtschaftlichen Angebote (siehe Erwägungsgrund 62), während für die Anteile von der öffentlichen 
Hand ein Festpreis festgesetzt wurde.

(111) Aus den genannten Gründen kam die Kommission vorläufig zu dem Schluss, dass das Verfahren zur Privatisierung 
von Laziomar nicht hinreichend transparent und bedingungsfrei war, um für sich allein sicherzustellen, dass der 
Verkauf zum Marktpreis erfolgte und der höchstmögliche Preis für die Anteile erzielt wurde. Die Kommission 
konnte daher zu jenem Zeitpunkt nicht ausschließen, dass dem Käufer ein wirtschaftlicher Vorteil gewährt worden 
war.

(112) Die Kommission vertrat auf der Grundlage der zum Zeitpunkt ihres Beschlusses von 2012 zur Verfügung stehenden 
Informationen auch die Auffassung, dass jegliche Beihilfe, die sich im Verlauf des Privatisierungsverfahrens ergeben 
haben könnte, mit dem Binnenmarkt unvereinbar wäre.

3.3. Der neue Dienstleistungsvertrag zwischen der Region Latium und Laziomar

3.3.1. Einhaltung der Altmark-Kriterien, Vorliegen einer Beihilfe und Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(113) Im Beschluss von 2012 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass der an Laziomar gezahlte Ausgleich 
die im Altmark-Urteil niedergelegten Kriterien nicht erfüllte und daher eine Beihilfe im Sinne des Artikels 107 
Absatz 1 AEUV darstellte. Die Kommission kam zu dieser Schlussfolgerung, da i) zumindest auf einigen der von 
Laziomar betriebenen Routen Wettbewerber zugegen waren, die vergleichbare Dienste anzubieten schienen, und der 
Kommission keine ausreichenden Informationen zur Verfügung standen, um ein Urteil darüber fällen zu können, ob 
die Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse einen wirklichen Bedarf an gemeinwirtschaftlichen 
Dienstleistungen spiegelte, der nicht durch Marktkräfte allein gedeckt werden konnte, ii) die Berechnung der 
Ausgleichsleistung nach der CIPE-Richtlinie offenbar zu einer Überkompensation des Betreibers für die Erbringung 
der öffentlichen Dienstleistung geführt hatte, und zwar aus den gleichen Gründen wie im Beschluss von 2011 
dargelegt, iii) das vierte Kriterium des Altmark-Urteils offenbar nicht erfüllt war, da die öffentliche Dienstleistung 
unter der Bedingung ausgeschrieben wurde, dass der erfolgreiche Bieter auch das gesamte Unternehmen Laziomar 
kaufte. Die Kommission war der Auffassung, dass eine Ausschreibung des öffentlichen Dienstleistungsauftrags ohne 
diese Kaufverpflichtung zu geringeren Kosten für die Allgemeinheit hätte führen können.

3.3.2. Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt

(114) Hinsichtlich der Vereinbarkeit der Ausgleichszahlungen an Laziomar mit dem Binnenmarkt stellte die Kommission 
fest, dass auf der Grundlage der von den italienischen Behörden übermittelten Informationen davon auszugehen 
war, dass der DAWI-Beschluss von 2011 nicht anwendbar war. Die Kommission konnte ohnehin keine 
abschließende Feststellung zur Anwendbarkeit des DAWI-Beschlusses von 2011 machen, da der unterzeichnete 
Vertrag ihr zu jenem Zeitpunkt noch nicht übermittelt worden war. Die Kommission erhielt keine Informationen 
(wie z. B. die Zahl der beförderten Passagiere in den zwei Jahren vor der Betrauung), die es ihr ermöglicht hätten, die 
übrigen Vereinbarkeitskriterien des DAWI-Beschlusses von 2011 zu prüfen. Danach prüfte die Kommission die 
Vereinbarkeit der Beihilfe auf Grundlage des DAWI-Rahmens von 2011 und äußerte Zweifel daran, dass die 
Vereinbarkeitskriterien dieses Rahmenwerks erfüllt waren. Sie forderte Italien daher auf, einen entsprechenden 
Nachweis zu erbringen.

3.4. Der Liegeplatzvorrang

(115) Im Beschluss von 2011 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass es sich bei dem Liegeplatzvorrang, 
soweit für ihn kein Entgelt erhoben wird, um einen regulatorischen Vorteil handelt, der keine Übertragung 
staatlicher Mittel beinhaltet und daher nicht als staatliche Beihilfe gelten kann. In Fällen hingegen, in denen für den 
Liegeplatzvorrang ein Entgelt erhoben wird, ergibt sich nach Auffassung der Kommission, soweit Laziomar eine 
echte Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringt und dieser Vorrang nur in Bezug auf im 
Rahmen dieser Dienstleistung bediente Routen gewährt wird, kein zusätzlicher wirtschaftlicher Vorteil, da der 
Liegeplatzvorrang von wesentlicher Bedeutung für die Erbringung der DAWI ist. Gleichwohl forderte die 
Kommission Italien und beteiligte Dritte auf, weitere Informationen zu dieser Maßnahme vorzulegen.

(44) In der Aufforderung zur Angebotsabgabe war vorgegeben, dass der von den potenziellen Bietern im Seeverkehrssektor erzielte 
Gesamtumsatz in den drei vorhergehenden Jahren nicht unter 60 Mio. EUR liegen durfte.
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(116) Da sie Zweifel an der Rechtmäßigkeit des DAWI-Auftrags geäußert hatte, konnte die Kommission, sollte es sich um 
eine Beihilfe handeln, keinen Entschluss zur Vereinbarkeit dieser Maßnahme mit dem Binnenmarkt treffen.

3.5. Die durch das Gesetz von 2010 festgelegten Maßnahmen

(117) Im Beschluss von 2011 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass alle durch das Gesetz von 2010 
vorgesehenen Maßnahmen staatliche Beihilfen zugunsten der Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, 
einschließlich Laziomar, darstellten. Dazu gehörten 1) die mögliche Verwendung der für die Nachrüstung der Schiffe 
vorgesehenen Mittel zur Deckung laufender Kosten, 2) die Abgabenbefreiungen im Zusammenhang mit dem 
Privatisierungsverfahren, und 3) die mögliche Verwendung von FAS-Mitteln. Die Kommission forderte Italien auf, in 
Bezug auf jede dieser Maßnahmen zu erläutern, ob und inwiefern sie für die Erbringung der Dienstleistungen im 
öffentlichen Interesse notwendig waren.

(118) Des Weiteren vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass diese Maßnahmen wahrscheinlich 
Betriebsbeihilfen darstellten, durch die andernfalls von Laziomar und den anderen Unternehmen der ehemaligen 
Tirrenia-Gruppe selbst zu tragende Kosten gesenkt wurden, und dass diese Maßnahmen somit als mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar anzusehen waren.

4. STELLUNGNAHME ITALIENS

4.1. Zu den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und dem Wettbewerbsumfeld

(119) Italien legte eine Liste (mit den dazugehörigen rechtlichen Unterlagen) der von Caremar und später von Laziomar 
betriebenen Routen vor, für die gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen bestehen, einschließlich der saisonalen 
Frequenz und der Fahrpläne, des Wettbewerbsumfelds und der Gründe für die Auferlegung der gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen.

(120) Im Hinblick auf das Vorliegen einer echten Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erklärte 
Italien, dass die oben genannten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen auferlegt worden seien, um die Anbindung 
der Inseln an das Festland zu gewährleisten und die Versorgung mit Gütern, einschließlich Sondergütern, die für den 
reibungslosen Betrieb von öffentlichen und sozialen Dienstleistungen erforderlich sind, sicherzustellen. Mit diesen 
Dienstleistungen werde außerdem zur wirtschaftlichen Entwicklung der Inseln beigetragen, die Deckung des 
grundlegenden Mobilitätsbedarfs der Inselgemeinden über das ganze Jahr hinweg gewährleistet und das 
verfassungsmäßig garantierte Recht auf territoriale Anbindung der Gemeinden gewahrt. (45)

(121) Im Hinblick auf das Wettbewerbsumfeld hat Italien Daten übermittelt, die belegen, dass Laziomar der einzige 
Betreiber ist, der die betreffenden Routen das ganze Jahr über bedient. Auf einigen der Routen besteht nur während 
der Hauptsaison Wettbewerb. Dessen ungeachtet ist Italien der Auffassung, dass die von Laziomar angebotene 
Dienstleistung nicht substituierbar ist und dass die Gewährleistung der territorialen Anbindung nicht allein durch 
Marktkräfte hätte erreicht werden können.

4.2. Zur Privatisierung von Laziomar

4.2.1. Zum Kaufpreis von Laziomar

(122) Italien gab an, dass die Privatisierung von Laziomar den Verkauf des gesamten Aktienkapitals des Unternehmens 
über eine öffentliche Ausschreibung der Region Latium beinhaltete. Die Ausschreibung umfasste zusätzlich die 
Betrauung mit der Erbringung von Seeverkehrsdiensten im Archipel der Pontinischen Inseln für einen Zeitraum von 
zehn Jahren zur Aufrechterhaltung der territorialen Anbindung dieser Inseln.

(123) Die Region Latium hatte ein unabhängiges Sachverständigengutachten in Auftrag gegeben (siehe 
Erwägungsgründe 66 und 67), mit dem die rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte des Verkaufs von Laziomar 
bewertet werden sollten. Italien zufolge wird in diesem Gutachten klar und präzise erläutert, anhand welcher 
Verfahren der Marktwert von Laziomars Aktienkapital bestimmt wurde.

(45) Italien zufolge ist eine konstante territoriale Anbindung insbesondere für die Insel Ponza von höchster Bedeutung, die ungefähr 
27 Seemeilen von der Hafenstadt Terracina und 36 Seemeilen von der Hafenstadt Anzio entfernt liegt und weniger als 3 400 
Einwohner zählt. Dasselbe gelte für die Insel Ventotene, auf der weniger als 800 Einwohner leben.
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4.2.2. Zum transparenten und diskriminierungsfreien Charakter des Verfahrens

(124) Italien betont, dass das Ausschreibungsverfahren unter Wahrung der Rechtsgrundsätze der Transparenz und 
Nichtdiskriminierung durchgeführt wurde. Allen sieben Parteien, die zu der nächsten Phase des Ausschreibungs­
verfahrens zugelassen wurden, seien die zur Abgabe eines Angebots wesentlichen Informationen zur Verfügung 
gestellt worden, einschließlich der „Ausschreibungsbestimmungen“ mit Anhängen, des „Dienstleistungsvertrags“ mit 
Anhängen und des „Vertrags zur Übertragung der Unternehmensanteile“ mit Anhängen.

(125) Italien führt außerdem an, dass die Region Latium die finanziellen Anforderungen an potenzielle Bieter, aufgrund 
derer nur Schifffahrtsunternehmen an der Ausschreibung hätten teilnehmen können (siehe Erwägungsgrund 109), 
aus der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots herausgenommen habe. Um eine möglichst breite Beteiligung am 
Ausschreibungsverfahren zu ermöglichen, wurde außerdem in der Aufforderung zur Angebotsabgabe explizit 
darauf hingewiesen, dass es den Bietern gestattet war, im Verbund mit anderen Bietern am Ausschreibungsverfahren 
teilzunehmen, und zwar in Form von befristeten Bietergemeinschaften, Konsortien oder EWIV.

(126) Im Hinblick auf die Zweifel der Kommission bezüglich der Tatsache, dass dem technischen Angebot deutlich mehr 
Bedeutung beigemessen wurde als dem wirtschaftlichen (und zwar mit einer Gewichtung von 70 gegenüber 
30 Punkten), verweist Italien auf die Entscheidung Nr. 782/2017 des Staatsrats vom 30. März 2017 (46), in der es heißt, 
dass die Vergabestelle bei Anwendung dieses Kriteriums die „qualitativen Aspekte des Angebots herausstellen [sollte] und 
solche Auswahlkriterien wählen [sollte], die einen aussagekräftigen wettbewerblichen Vergleich der technischen Profile 
ermöglichen. Zu diesem Zweck sollte die Vergabestelle eine maximal zu erreichende Punktzahl für das wirtschaftliche 
Angebot festlegen, um sicherzugehen, dass dieser Aspekt nicht gegenüber den anderen Aspekten überwiegt.“

(127) Italien zufolge ermöglichte die unterschiedliche Gewichtung daher eine einheitliche Bewertung der qualitativen 
Aspekte der Angebote und verhinderte übermäßige Preisanpassungen nach unten, die ohne Einbußen bei der 
Qualität der öffentlichen Dienstleistung nicht hätten aufrecht erhalten werden können. Darüber hinaus habe dieser 
Ansatz zu wesentlichen Kosteneinsparungen für die Region Latium geführt, da der Gewinner der Ausschreibung die 
öffentliche Dienstleistung im Rahmen des mit der Ausschreibung vergebenen Vertrags für eine Ausgleichsleistung 
erbringen würde, die 10,8 % unter der ursprünglich veranschlagten Grundvergütung läge (siehe 
Erwägungsgrund 75).

4.3. Zur Einhaltung der Altmark-Kriterien im Zusammenhang mit der Verlängerung des ursprünglichen 
Vertrags und dem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag

(128) Nach der Ansicht Italiens wurden die vier Altmark-Kriterien sowohl im Hinblick auf den Zeitraum 2011-2013 also 
auch im Hinblick auf den Zeitraum 2014-2024 aus den folgenden Gründen erfüllt:

— Die Erfüllung der ersten beiden Altmark-Kriterien wurde von der Kommission in ihrem Beschluss von 2012 
nicht angezweifelt.

— Im Hinblick auf das dritte Altmark-Kriterium und die von der Kommission in ihrem Beschluss von 2011 
geäußerten Bedenken, dass die in der CIPE-Richtlinie festgesetzte Risikoprämie von 6,5 % das unternehmerische 
Risiko nicht angemessen widerspiegelt (siehe Erwägungsgründe 206 und 207), verweist Italien auf den 
Beschluss der Kommission vom 13. Juni 2017 zum Betrieb einer schnellen Passagierverbindung zwischen 
Messina und Reggio Calabria, bei der die Berechnungsmethode mit einem festen Vergütungssatz in Höhe von 
8 % von der Kommission nicht angezweifelt worden sei. (47) Die in diesem Fall durch die Kommission 
hingenommene Rate von 8 % setzte sich dabei aus zwei Komponenten zusammen: der Risikoprämie von 6,5 % 
gemäß der CIPE-Richtlinie (da in dem betreffenden Vertrag keine Exklusivrechte vergeben wurden) und einem 
Aufschlag von 1,5 % (aufgrund der kurzen Laufzeit des Vertrags). Darüber hinaus macht Italien bezogen auf den 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag geltend, dass Maßnahmen zur Wiederherstellung des wirtschaftlich- 
finanziellen Gleichgewichts in jedem Fall nur bei einer Änderung der Nettoeinnahmen um mehr als 3 % 
ergriffen werden könnten, während eine Minderung der Nettoeinnahmen von weniger als 3 % von Laziomar 
allein zu tragen wäre. Damit werde eine mögliche Überkompensation verhindert.

— Italien ist der Auffassung, dass das vierte Altmark-Kriterium ebenfalls erfüllt wurde, da die Vergabe des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags Gegenstand eines transparenten und vom Wettbewerb bestimmten 
Ausschreibungsverfahrens war, das die Wahl desjenigen Bieters ermöglichte, der in der Lage war, die gewünschte 
Dienstleistung zu den geringstmöglichen Kosten zu erbringen. Was die Bündelung des neuen Dienstleistungs­
vertrags mit der Privatisierung von Laziomar anbelangt, so führt Italien an, dass der ausgeschriebene Preis für 
den Kauf von Laziomar lediglich rund 1,4 % der für die öffentliche Dienstleistung festgesetzten 
Ausgleichszahlung ausmacht (insgesamt 127 520 740 EUR über die Vertragslaufzeit von zehn Jahren). Aus 
diesem Grunde habe der Verkauf von Laziomar im Hinblick auf die Kosten der Dienstleistung keinen 
wesentlichen Einfluss auf die Wahl des Bieters.

(46) Diese Entscheidung erging auf Antrag des Ministeriums für Infrastruktur und Verkehr. Der Antrag bezog sich auf den Entwurf eines 
Gesetzesdekrets über „Ergänzende und berichtigende Bestimmungen zum Gesetzesdekret Nr. 50 vom 18. April 2016“. Dabei 
handelte es sich um ein Dekret zur Berichtigung des Gesetzbuchs über die öffentliche Auftragsvergabe.

(47) SA.42710, Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse — schnelle Passagierverbindung zwischen Messina und 
Reggio Calabria.
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4.4. Zum Liegeplatzvorrang

(129) Im Hinblick auf den Liegeplatzvorrang (siehe Erwägungsgrund 83) führt Italien an, dass dieser aufgrund der 
Notwendigkeit der öffentlichen Dienstleistung gerechtfertigt sei und dadurch kein wirtschaftlicher Vorteil an 
Laziomar übertragen worden sei, der einen gleichzeitigen Verlust an staatlichen Mitteln nahelegen würde.

(130) Italien zufolge zahlen alle Fährbetreiber für das Anlegen regelmäßige Gebühren an die zuständigen Hafenbehörden. 
Italien hat außerdem erklärt, dass der Liegeplatzvorrang nur für die Routen mit gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen gegolten habe und dass Laziomar für den Liegeplatzvorrang keine zusätzliche Gebühr entrichtet 
habe oder noch entrichte, da die Häfen ihm aufgrund seines gemeinwirtschaftlichen Auftrags auch ohne einen 
formellen Liegeplatzvorrang die erste Wahl für den Liegeplatz einräumen würden.

4.5. Zu den im Gesetz von 2010 festgelegten Maßnahmen

(131) Im Hinblick auf die im Gesetz von 2010 festgelegten Maßnahmen (siehe Erwägungsgründe 84 bis 86) führt Italien 
gleichermaßen an, dass Laziomar hierdurch keine Beihilfen zugewiesen bekommen hat und von diesen Maßnahmen 
nicht profitiert hat oder profitieren wird.

(132) In diesem Zusammenhang macht Italien geltend, dass Caremar (zu jenem Zeitpunkt der Betreiber der Seeverkehrs­
verbindungen im Archipel der Pontinischen Inseln) die bereits mit dem Gesetz 102/2009 zugeteilten finanziellen 
Mittel erhalten und effektiven Gebrauch davon gemacht habe. Genauer gesagt habe Caremar 1 410 000 EUR für die 
Nachrüstung zwei seiner Schiffe erhalten (Quirino und Tetide), die später kostenlos an Laziomar übertragen wurden. 
Außerdem seien diese Mittel nicht zur Deckung laufender Kosten verwendet worden.

(133) Hinsichtlich der Abgabenbefreiungen im Zusammenhang mit dem Privatisierungsverfahren bringt Italien vor, dass 
die Maßnahme nicht auf die Körperschaftssteuer angewandt worden sei, da die Übertragung von Caremar, Saremar 
und Toremar auf die Regionen unentgeltlich erfolgt sei. Da es zu keiner Vergütung gekommen sei, finde Artikel 86 
Absatz 1 Buchstabe a des konsolidierten Einkommensteuergesetzes, der sich auf Veräußerungsgewinne bei 
entgeltlichen Vermögensübertragungen bezieht, keine Anwendung. Hinsichtlich der Mehrwertsteuer merkt Italien 
an, dass die Übertragungen von Caremar, Saremar und Toremar Transaktionen darstellten, die nach Artikel 10 
Absatz 1 Unterabsatz 4 des Präsidialdekrets Nr. 633 vom 26. Oktober 1972 von der Mehrwertsteuer befreit seien. 
In Bezug auf andere indirekte Steuern betont Italien, dass die im Gesetz von 2010 vorgesehene Freistellung 
konzipiert wurde, um administrativen Aufwand zu reduzieren. Im Hinblick auf die Besteuerung selbst könnten ihre 
Auswirkungen als vernachlässigbar und im Verhältnis zu pauschal erhobenen Abgaben gering betrachtet werden. 
Genauer gesagt gehe es um die Eintragungsgebühr (168 EUR pro Dokument), die Grundbuch- und Hypothekeneint­
ragungsgebühren (je 168 EUR) und die Stempelsteuer (14,62 EUR für vier Seiten).

(134) Hinsichtlich der FAS-Mittel führt Italien an, dass Laziomar diesbezüglich keinerlei Vorteile entstanden sind. Darüber 
hinaus seien die FAS-Mittel nicht dazu verwendet worden, den Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, 
einschließlich Laziomar, einen zusätzlichen Ausgleich zu gewähren. Stattdessen seien diese Mittel bereitgestellt 
worden, um die Haushaltsmittel zu ergänzen, die für die Entrichtung der Ausgleichszahlungen für die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen an die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe vorgesehen waren, falls sich 
diese als unzureichend erweisen sollten. Italien weist darauf hin, dass es nach Artikel 1 Absatz 5-ter des 
Gesetzesdekrets 125/2010 den Regionen möglich sei, die FAS-Mittel zur Finanzierung (eines Teils) der regulären 
Ausgleichszahlungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen zu verwenden und so die Kontinuität der 
öffentlichen Seeverkehrsdienste zu gewährleisten. Darüber hinaus stellte Italien klar, dass gemäß Artikel 26 des 
Gesetzesdekrets 185/2008 für die Jahre 2009, 2010 und 2011 jeweils 65 Mio. EUR für die Tirrenia-Gruppe 
vorgesehen gewesen seien und dementsprechend 195 Mio. EUR aus den FAS-Mitteln bereitgestellt worden seien. 
Diese Mittel seien dann auf das Konto des Verkehrsministeriums überwiesen worden und für Ausgleichszahlungen 
an die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe (Tirrenia, Siremar, (damals noch) Caremar, Toremar und 
Saremar) für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen bestimmt gewesen. Daher würde diese Maßnahme 
lediglich eine Mittelzuweisung im Staatshaushalt Italiens für zu leistende Ausgleichszahlungen für öffentliche 
Dienstleistungen betreffen.

4.6. Zur Berechnung des Ausgleichs für die Jahre 2011 bis 2019 und zu der in der CIPE-Richtlinie 
festgelegten Risikoprämie von 6,5 % ab 2010

(135) Italien bringt vor, dass der an Laziomar zu zahlende Ausgleich bis zum 14. Januar 2014 anhand der in der CIPE- 
Richtlinie festgelegten Parameter berechnet worden sei. Seit dem 15. Januar 2014 gelte für die Ausgleichszahlung 
der öffentliche Dienstleistungsvertrag, wobei die Höhe des Ausgleichs nach der in der CIPE-Richtlinie festgelegten 
Methode und unter Berücksichtigung des im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens abgegebenen wirtschaftlichen 
Angebots von Laziomars Erwerber CLN bestimmt werde.

(136) Italien stellt jedoch klar, dass aufgrund der Begrenzung der Ausgleichsleistung durch das Gesetz von 2009 
beschlossen worden sei, die Berechnung zu vereinfachen, indem der Satz von 6,5 % als pauschale Kapitalrendite 
verwendet wird. Dieser vereinfachte Ansatz sei während der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags angewendet 
worden und komme im Rahmen des neuen öffentlichen Dienstleistungsauftrags mit Laziomar nach wie vor zur 
Anwendung.
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(137) Italien ist außerdem der Ansicht, dass die pauschale Kapitalrendite von 6,5 % angemessen ist, da der in Artikel 25 des 
Vertrags (siehe Erwägungsgrund 78) festgeschriebene Ausgleichsmechanismus nur unter sehr strengen Vorgaben zur 
Anwendung kommt. Hinzu komme, dass dieser Mechanismus (der beispielsweise die Anpassung der jährlichen 
Preisobergrenze erlaubt) nicht in Fällen anwendbar sei, in denen ein Begünstigter, in diesem Fall Laziomar, eine zu 
niedrige Ausgleichszahlung erhalten habe.

(138) Tabelle 5 zeigt die von Italien vorgelegten Elemente, die im Zeitraum 2011-2019 in die Berechnung der 
Risikoprämie für Laziomar eingeflossen sind:

Tabelle 5

Kapitalrendite von Laziomar im Zeitraum 2011-2019 

(‚000 EUR)

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Materielle und 
immaterielle 
Vermögen-
swerte

[…] […] […] […] […] […] […] […] […]

Lagerbestände […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Kunden- und 
Warenkredite

[…] […] […] […] […] […] […] […] […]

Verbindlichkei-
ten gegenüber 
Lieferanten

[…] […] […] […] […] […] […] […] […]

Nettoanlageka-
pital

[…] […] […] […] […] […] […] […] […]

Kapitalrendite 
(6,5 %)

[…] […] […] […] […] […] […] […] […]

4.7. Zur Vereinbarkeit des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags mit dem DAWI-Beschluss von 2011

(139) Italien ist zwar der Ansicht, dass der im Rahmen des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags an Laziomar 
gezahlte Ausgleich keine staatliche Beihilfe darstellt, führt aber für den theoretischen Fall, dass es sich um Beihilfe 
handeln würde, dennoch aus, warum diese Maßnahme mit dem DAWI-Beschluss von 2011 vereinbar wäre.

(140) In seiner Antwort an die Kommission macht Italien geltend, dass sowohl der DAWI-Beschluss von 2005 als auch der 
DAWI-Beschluss von 2011 anzuwenden seien, da der Abschluss des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags 
sowohl in Artikel 19-ter des Gesetzes von 2009 als auch im Latium-Dekret geregelt gewesen sei.

(141) Italien hat Daten für die Jahre 2012 und 2013 vorgelegt, die belegen, dass auf keiner der betroffenen Seeverkehrsver­
bindungen das durchschnittliche jährliche Passagieraufkommen in den beiden Geschäftsjahren vor der Betrauung 
von Laziomar mit der DAWI den in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d des DAWI-Beschlusses von 2011 festgesetzten 
Schwellenwert von 300 000 Passagieren überschritt (240 430 Passagiere im Jahr 2012 und 254 167 Passagiere im 
Jahr 2013).

4.8. Zur Vereinbarkeit des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags mit dem DAWI-Rahmen von 2011

(142) Italien macht geltend, dass die Laziomar übertragene öffentliche Dienstleistung eine echte Dienstleistung von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse darstellt, die sich auf einen Betrauungsakt (den Dienstleistungsvertrag) 
stützt, in welchem der Inhalt und die Dauer der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung, das betreffende Gebiet, der 
Ausgleichsmechanismus und die Parameter für die Berechnung der Ausgleichsleistung beschrieben werden.
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(143) Italien zufolge geht der an Laziomar gezahlte Ausgleich außerdem nicht über das zur Deckung der Kosten, die bei der 
Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung entstehen, erforderliche Maß hinaus, da die Höhe der 
Ausgleichszahlung im Rahmen einer Ausschreibung und auf der Grundlage von in der CIPE-Richtlinie festgelegten 
Kriterien bestimmt worden sei und der Vertrag einen Überwachungsmechanismus zur Vermeidung von 
Überkompensationen vorsehe.

(144) Im Hinblick auf die Kapitalrendite verweist Italien auf den Beschluss der Kommission vom 13. Juni 2017 (in der 
Sache SA.42710), in dem die Kommission eine höhere Kapitalrendite als die von 6,5 % (nämlich 8 %) nicht infrage 
gestellt habe (siehe Erwägungsgrund 128).

5. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG

5.1. Vorliegen einer Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV

(145) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV „sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, 
die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen“.

(146) Die in Artikel 107 Absatz 1 AEUV genannten Kriterien sind kumulativ. Die angemeldeten Maßnahmen sind daher 
nur dann als Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV anzusehen, wenn alle oben genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind. Das bedeutet, dass die finanzielle Unterstützung folgende Kriterien erfüllen muss:

a) Sie wurde von einem Mitgliedstaat oder aus staatlichen Mitteln gewährt.

b) Durch sie werden bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige begünstigt.

c) Sie verfälscht den Wettbewerb oder droht ihn zu verfälschen.

d) Sie beeinträchtigt den Handel zwischen den Mitgliedstaaten.

(147) Die Kommission merkt an, dass der Liegeplatzvorrang, der nur für die im Rahmen eines öffentlichen Dienstleistungs­
auftrags bedienten Routen gilt, untrennbar mit der Erbringung der DAWI durch Laziomar und seinen Erwerber CLN 
verbunden ist. Diese Maßnahme wird daher zusammen mit den jeweils an die Unternehmen gezahlten Ausgleichs­
leistungen bewertet (siehe Abschnitte 5.1.1 und 5.1.2).

(148) Darüber hinaus merkt die Kommission an, dass der neue öffentliche Dienstleistungsvertrag zwischen Italien und 
Laziomar zusammen mit der Privatisierung von Laziomar bewertet werden sollte. Eine gemeinsame Bewertung ist 
hier angemessen, da Italien die Ausschreibung des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags im Wesentlichen so 
gestaltet hat, dass der erfolgreiche Bieter das gesamte Aktienkapital von Laziomar erwerben musste, um die mit dem 
öffentlichen Dienstleistungsvertrag auferlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erfüllen zu können.

5.1.1. Verlängerung des ursprünglichen Vertrags zwischen Laziomar und Italien

5.1.1.1. Sta at l iche  Mit te l

(149) Laziomar wurde von Italien mit der Bedienung der Seeverkehrsrouten wie im ursprünglichen Vertrag und seiner 
Verlängerung definiert betraut. Der ursprüngliche Vertrag wurde mit dem Staat abgeschlossen und der sich aus dem 
Vertrag ergebende Ausgleich an Laziomar für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen wird vom Staat aus seinen 
Haushaltsmitteln gezahlt. Damit ist der an Laziomar gezahlte Ausgleich dem Staat zuzurechnen und aus staatlichen 
Mitteln finanziert.

(150) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass Italien zufolge alle Fährbetreiber für das Anlegen in Häfen regelmäßige 
Gebühren an die zuständigen Hafenbehörden zahlen, Laziomar aber keine zusätzlichen Gebühren für den 
Liegeplatzvorrang zu zahlen hatte. Gleichwohl ist die Kommission der Auffassung, dass Italien im Prinzip eine 
zusätzliche Gebühr für den Liegeplatzvorrang hätte erheben können und dass es durch die Nichterhebung auf 
staatliche Einnahmen verzichtet hat. Da der Liegeplatzvorrang zudem gesetzlich gewährt wird (siehe 
Erwägungsgrund 83), ist er dem Staat zuzurechnen.

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/177  



5.1.1.2. Se lekt i v i t ä t

(151) Um als staatliche Beihilfe eingestuft zu werden, muss eine Maßnahme selektiv sein. Der Ausgleich für die Erbringung 
der in Rede stehenden öffentlichen Seeverkehrsdienstleistungen wird nur Laziomar gewährt und ist daher selektiv. 
Da der Liegeplatzvorrang nur den Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, darunter Laziomar, gewährt 
wurde, ist dieser auch selektiv.

5.1.1.3. Wir tschaf t l ic her  Vor te i l

(152) Die Kommission erinnert daran, dass der Ausgleich für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen, der einem 
Unternehmen gewährt wird, unter bestimmten streng definierten Voraussetzungen keinen wirtschaftlichen Vorteil 
darstellen muss.

(153) So ist der Gerichtshof in seinem Altmark-Urteil (48) zu dem Schluss gekommen, dass eine staatliche Maßnahme nicht 
unter Artikel 107 Absatz 1 AEUV fällt, soweit sie als Ausgleich für Leistungen anzusehen ist, die von den 
Unternehmen, denen der Ausgleich zugutekommt, zur Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen erbracht 
wurden, sodass diese Unternehmen in Wirklichkeit keinen finanziellen Vorteil erhalten und der gezahlte Ausgleich 
nicht bewirkt, dass sie gegenüber den mit ihnen im Wettbewerb stehenden Unternehmen in eine günstigere 
Wettbewerbsstellung gelangen.

(154) Der Gerichtshof stellte jedoch auch klar, dass die vier nachstehend zusammengefassten Kriterien (im Folgenden 
„Altmark- Kriterien“) kumulativ erfüllt sein müssen, damit solche Ausgleichsleistungen in einem konkreten Fall 
nicht als staatliche Beihilfen einzustufen sind:

— Das begünstigte Unternehmen muss tatsächlich mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 
betraut sein, und diese Verpflichtungen müssen klar definiert sein (im Folgenden „erstes Altmark-Kriterium“).

— Die Parameter, anhand deren der Ausgleich berechnet wird, wurden im Voraus objektiv und transparent 
aufgestellt (im Folgenden „zweites Altmark-Kriterium“).

— Der Ausgleich darf nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfüllung der gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen 
Gewinns aus der Erfüllung dieser Verpflichtungen ganz oder teilweise zu decken (im Folgenden „drittes 
Altmark-Kriterium“).

— Erfolgt die Wahl des Unternehmens, das mit der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut 
werden soll, im konkreten Fall nicht im Rahmen eines Verfahrens zur Vergabe öffentlicher Aufträge, das die 
Auswahl desjenigen Bewerbers ermöglicht, der diese Dienste zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit 
erbringen kann, so ist die Höhe des erforderlichen Ausgleichs auf der Grundlage einer Analyse der Kosten zu 
bestimmen, die ein durchschnittliches, gut geführtes Unternehmen, das so angemessen mit Transportmitteln 
ausgestattet ist, dass es den gestellten gemeinwirtschaftlichen Anforderungen genügen kann, bei der Erfüllung 
der betreffenden Verpflichtungen hätte, wobei die dabei erzielten Einnahmen und ein angemessener Gewinn aus 
der Erfüllung dieser Verpflichtungen zu berücksichtigen sind (im Folgenden „viertes Altmark-Kriterium“).

(155) Die Kommission hat in ihrer Mitteilung über die Anwendung der Beihilfevorschriften auf Ausgleichsleistungen für 
die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (im Folgenden „DAWI- 
Mitteilung“) (49) erläutert, wie sie die Altmark-Kriterien anwendet.

(156) Da die Altmark-Kriterien kumulativ erfüllt sein müssen, würde die Nichteinhaltung eines dieser Kriterien die 
Kommission zu dem Schluss führen, dass die zu prüfende Maßnahme dem Begünstigten einen wirtschaftlichen 
Vorteil verschafft. Die Kommission wird zunächst die Einhaltung des vierten Altmark-Kriteriums bewerten.

(157) Das vierte Altmark-Kriterium sieht vor, dass der Ausgleich auf das erforderliche Mindestmaß begrenzt sein muss, um 
nicht als Beihilfe eingestuft zu werden. Das Kriterium gilt als erfüllt, wenn der Empfänger des für die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen gezahlten Ausgleichs im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens ausgewählt wurde, 
das die Wahl desjenigen Bieters ermöglicht, der in der Lage ist, die geforderten Dienstleistungen zu den geringsten 
Kosten für die Allgemeinheit zu erbringen, oder, wenn das nicht der Fall ist, der Ausgleich unter Bezugnahme auf 
die Kosten eines effizienten Unternehmens berechnet wurde.

(48) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 24. Juli 2003, Altmark Trans und Regierungspräsidium Magdeburg, C-280/00, ECLI:EU: 
C:2003:415.

(49) Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäischen Union auf Ausgleichsleistungen für die 
Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (ABl. C 8 vom 11.1.2012, S. 4).
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(158) Für keine der Verlängerungen des ursprünglichen Vertrags zwischen dem 1. Juni 2011 und dem 14. Januar 2014
wurde Laziomar nach einem öffentlichen Ausschreibungsverfahren ausgewählt. Italien verlängerte lediglich das 
bereits geltende System, wodurch der bereits etablierte Betreiber weiterhin einen Ausgleich für die Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erhalten konnte.

(159) Darüber hinaus hat Italien der Kommission keine Hinweise dafür geliefert, dass die Höhe des Ausgleichs auf der 
Grundlage einer Analyse der Kosten bestimmt wurde, die einem durchschnittlichen, gut geführten Unternehmen, 
das so angemessen mit Transportmitteln ausgestattet ist, dass es den gestellten gemeinwirtschaftlichen 
Anforderungen genügen kann, bei der Erfüllung der betreffenden Verpflichtungen unter Berücksichtigung der 
erzielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns aus der Erfüllung dieser Verpflichtungen entstehen würden.

(160) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass das vierte Altmark-Kriterium in der vorliegenden Sache nicht 
erfüllt ist.

(161) Da die vier Altmark-Kriterien in der vorliegenden Sache demnach nicht kumulativ erfüllt sind, kommt die 
Kommission zu dem Ergebnis, dass Laziomar durch die Ausgleichszahlungen für den Betrieb von Seeverkehrsrouten 
im Rahmen der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags einen wirtschaftlichen Vorteil erhalten hat.

(162) Hinsichtlich des Liegeplatzvorrangs erinnert die Kommission zunächst daran, dass die italienische 
Wettbewerbsbehörde AGCM in mindestens zwei Fällen die Auffassung vertreten hat, dass diese Maßnahme einen 
wirtschaftlichen Wert hat. (50) Dennoch zahlt Laziomar keine Gebühr für den Liegeplatzvorrang (siehe 
Erwägungsgrund 130). Darüber hinaus stellt die Kommission fest, dass der Liegeplatzvorrang zumindest theoretisch 
das Potenzial hat, die Kosten des Betreibers zu senken (z. B. weil der garantierte Liegeplatz die Wartezeiten in den 
Häfen verkürzen und somit zu niedrigeren Treibstoffkosten führen kann) oder seine Einnahmen zu erhöhen (z. B. 
weil bestimmte Abfahrtzeiten möglicherweise zu größerer Nachfrage seitens der Passagiere führen könnten). Soweit 
der Liegeplatzvorrang ein schnelleres Anlegeverfahren ermöglicht, bevorzugen die Nutzer von Fährdiensten 
möglicherweise den Fährbetreiber, der von dieser Maßnahme profitiert. Selbst wenn diese Auswirkungen nur unter 
begrenzt gegebenen Umständen eintreten sollten oder relativ gering wären, könnte der Liegeplatzvorrang dennoch 
einen wirtschaftlichen Vorteil für Laziomar darstellen.

5.1.1.4. Au swi rk ungen a uf  We ttbewerb  und Handel

(163) Wenn die von einem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe die Stellung eines Unternehmens gegenüber anderen 
Wettbewerbern im innergemeinschaftlichen Handel stärkt, gilt der Handel als von der Beihilfe beeinträchtigt. (51) Es 
genügt dabei bereits, dass der Begünstigte der Beihilfe auf für den Wettbewerb offenen Märkten mit anderen 
Unternehmen im Wettbewerb steht. (52)

(164) In der vorliegenden Sache steht der Begünstigte im Wettbewerb mit anderen Unternehmen, die Seeverkehrsdienst­
leistungen in der Union erbringen, insbesondere seit Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 des Rates (53)
und der Seekabotageverordnung, mit denen der Markt des internationalen Seeverkehrs bzw. der Seekabotage 
liberalisiert wurde. Die Tatsache, dass Laziomar zum damaligen Zeitpunkt auf einigen Routen der einzige Betreiber 
war, bedeutet nicht, dass andere (internationale) Betreiber nicht daran hätten interessiert sein können, ähnliche 
Seeverkehrsdienstleistungen anzubieten. Daher ist der Ausgleich für den Betrieb von Seeverkehrsrouten im Rahmen 
der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags geeignet, den Handel der Union zu beeinträchtigen und den 
Wettbewerb im Binnenmarkt zu verzerren. Aus den gleichen Gründen gilt diese Schlussfolgerung auch für den 
Liegeplatzvorrang.

5.1.1.5. Schlu ss fo lge r u n g

(165) Da alle in Artikel 107 Absatz 1 AEUV festgelegten Kriterien erfüllt sind, kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass sowohl die Ausgleichszahlungen für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen, die auf der Grundlage der 
aufeinanderfolgenden Verlängerungen des ursprünglichen Vertrags gezahlt wurden, als auch der Liegeplatzvorrang 
auf den Routen mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen eine staatliche Beihilfe zugunsten von Laziomar 
darstellen.

(50) Beschluss (EU) 2020/1412 (Erwägungsgrund 265).
(51) Siehe insbesondere Rechtssache C-730/79, Philip Morris/Kommission, ECLI:EU:C:1980:209, Rn. 11, Rechtssache C-53/00, Ferring, 

ECLI:EU:C:2001:627, Rn. 21, und Rechtssache C-372/97, Italien/Kommission, ECLI:EU:C:2004:234, Rn. 44.
(52) Urteil des Gerichts vom 30. April 1998, Vlaamse Gewest/Kommission, T-214/95, ECLI:EU:T:1998:77.
(53) Verordnung (EWG) Nr. 4055/86 des Rates vom 22. Dezember 1986 zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungs­

verkehrs auf die Seeschiffahrt zwischen Mitgliedstaaten sowie zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern (ABl. L 378 vom 
31.12.1986, S. 1).
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5.1.1.6. Neue  oder  be st eh e nd e  B e ih i l fe

(166) Die Kommission stellt zunächst fest, dass der bis Ende 2008 an (damals noch) Caremar gezahlte Ausgleich für die 
Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen im Seeverkehr nicht in diesem Beschluss gewürdigt wird. Die 
Bewertung dieser Ausgleichszahlungen und die Frage, ob sie nach Artikel 4 Absatz 3 der Seekabotageverordnung 
als bestehende Beihilfe eingestuft werden können, ist Gegenstand eines separaten Beschlusses der Kommission (54).

(167) Gemäß Artikel 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates (55) gelten als neue Beihilfe „alle Beihilfen, 
also Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die keine bestehenden Beihilfen sind, einschließlich Änderungen 
bestehender Beihilfen“. Darüber hinaus sieht Artikel 108 Absatz 3 AEUV vor, dass Vorhaben zur Einführung neuer 
Beihilfen oder zur Umgestaltung bestehender Beihilfen bei der Kommission rechtzeitig anzumelden sind und nicht 
durchgeführt werden dürfen, bevor die Kommission einen abschließenden Beschluss hierzu erlassen hat. (56) Im 
Einklang mit dem Standpunkt der Unionsgerichte (57) ist die Kommission der Auffassung, dass die Änderung (d. h. 
Verlängerung) der Laufzeit einer Beihilferegelung, die ein klares Auslaufdatum hatte (in diesem Fall der 
31. Dezember 2008), ausreicht, damit sie als neue Beihilfe gilt, unabhängig davon, ob andere Merkmale der 
Maßnahme geändert wurden.

(168) Aus den genannten Gründen ist die Kommission der Auffassung, dass unabhängig davon, dass die bis Ende 2008 an 
(zum damaligen Zeitpunkt) Caremar geleisteten Ausgleichszahlungen als bestehende Beihilfe eingestuft worden 
sind (58), die Ausgleichszahlungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen, die auf der Grundlage der 
sukzessiven Verlängerungen des ursprünglichen Vertrags gezahlt wurden, als neue Beihilfen zu betrachten sind. 
Diese Schlussfolgerung gilt auch für den Liegeplatzvorrang.

5.1.2. Vergabe des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags gebündelt mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar

(169) Um festzustellen, ob die Vergabe des mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar gebündelten neuen öffentlichen 
Dienstleistungsvertrags einen Vorteil für Laziomar und seinen Käufer im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV 
darstellt, muss die Kommission die Einhaltung der Altmark-Kriterien prüfen (siehe Erwägungsgrund 154).

5.1.2.1. Ers tes  Al tmark- Kr i ter i um

(170) Die Kommission erinnert daran, dass weder für die Zwecke des ersten Altmark-Kriteriums noch für die Zwecke des 
Artikels 106 Absatz 2 AEUV eine einheitliche und genaue Definition existiert, welche Dienstleistung nach dem 
Unionsrecht eine Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) darstellen könnte. (59)
Randnummer 46 der DAWI-Mitteilung lautet wie folgt:

„Da es keine einschlägigen EU-Vorschriften dazu gibt, wann eine Dienstleistung eine Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse darstellt, haben die Mitgliedstaaten bei der Festlegung dieser Dienstleistung und der 
Gewährung von Ausgleichsleistungen für den Dienstleistungserbringer einen weiten Ermessensspielraum. Die 
Befugnisse der Kommission beschränken sich hierbei darauf zu kontrollieren, dass dem Mitgliedstaat bei der 
Festlegung der Dienstleistung als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse kein offenkundiger 
Fehler unterlaufen ist, und zu prüfen, ob die Ausgleichsleistungen staatliche Beihilfen umfassen. Gelten besondere 
EU-Vorschriften, so unterliegt der Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten diesen Vorschriften, wobei die 
Verpflichtung der Kommission, zu prüfen, ob die Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse für die 
Zwecke der Beihilfenkontrolle ordnungsgemäß definiert wurde, davon unberührt bleibt.“

(171) Nationale Behörden können daher die Ansicht vertreten, dass bestimmte Dienstleistungen im Interesse der 
Allgemeinheit liegen und im Wege gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen erbracht werden müssen, um den 
Schutz der öffentlichen Interessen sicherzustellen, wenn die Marktkräfte nicht ausreichen, um ihre Erbringung in 
dem erforderlichen Umfang bzw. zu den notwendigen Bedingungen zu gewährleisten.

(172) Auf dem Gebiet der Seekabotage sind in der Seekabotageverordnung detaillierte Unionsvorschriften zur Regelung 
gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen festgelegt worden; für die Prüfung möglicher staatlicher Beihilfen für 
Seeverkehrsunternehmen sind die entsprechenden Vorschriften in den Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen im Seeverkehr enthalten (im Folgenden „Seeverkehrsleitlinien“) (60).

(54) Beschluss (EU) 2020/1411.
(55) Verordnung (EU) 2015/1589 des Rates vom 13. Juli 2015 über besondere Vorschriften für die Anwendung von Artikel 108 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. L 248 vom 24.9.2015, S. 9).
(56) Urteil des Gerichtshofs vom 26. Oktober 2016, DEI und Kommission/Alouminion tis Ellados, C-590/14 P, ECLI:EU:C:2016:797, 

Rn. 45.
(57) Urteil des Gerichts vom 6. März 2002, Territorio Histórico de Àlava — Diputación Foral de Álava u. a./Kommission, verbundene 

Rechtssachen T-127/99, T-129/99 und T-148/99, ECLI:EU:T:2002:59, Rn. 175.
(58) Beschluss (EU) 2020/1411.
(59) Urteil des Gerichts vom 12. Februar 2008, BUPA u. a./Kommission, T-289/03, ECLI:EU:T:2008:29, Rn. 96. Siehe auch die 

Schlussanträge des Generalanwalts Tizzano vom 8. Mai 2001, Ferring, C-53/00, ECLI:EU:C:2001:253, sowie die Schlussanträge des 
Generalanwalts Jacobs vom 30. April 2002, GEMO, C-126/01, ECLI:EU:C:2002:273.

(60) Mitteilung C(2004) 43 der Kommission — Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr (ABl. C 13 vom 
17.1.2004, S. 3).
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(173) Artikel 4 Absatz 1 der Seekabotageverordnung sieht Folgendes vor:

„Ein Mitgliedstaat kann mit Schifffahrtsgesellschaften, die sich an Liniendiensten von, zwischen und nach Inseln 
beteiligen, als Voraussetzung für das Recht zur Erbringung von Kabotageleistungen Verträge über 
Verkehrsdienste aufgrund von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes schließen oder ihnen entsprechende 
Verpflichtungen auferlegen. Beim Abschluss von Verträgen über Verkehrsdienste aufgrund von Verpflichtungen 
des öffentlichen Dienstes sowie bei der Auferlegung entsprechender Verpflichtungen haben die Mitgliedstaaten 
darauf zu achten, dass kein Gemeinschaftsreeder diskriminiert wird.“

(174) In Artikel 2 Absatz 3 der Seekabotageverordnung ist festgelegt, dass ein Vertrag über gemeinwirtschaftliche 
Dienstleistungen Folgendes umfassen darf: Verkehrsdienste, die bestimmten Anforderungen an die Kontinuität, 
Regelmäßigkeit, Kapazität und Qualität genügen; zusätzliche Verkehrsdienste; Verkehrsdienste zu besonderen 
Tarifen und Bedingungen, vor allem für bestimmte Personengruppen oder auf bestimmten Verkehrsverbindungen; 
Anpassungen von Diensten an den tatsächlichen Bedarf.

(175) Gemäß Abschnitt 9 der Seeverkehrsleitlinien „können bezüglich der in Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 
vorgesehenen Dienstleistungen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen auferlegt oder öffentliche Dienstleistungs­
verträge geschlossen werden“, d. h. Liniendienste von, nach und zwischen Inseln.

(176) Nach ständiger Rechtsprechung dürfen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen nur auferlegt werden, wenn sie durch 
das Erfordernis gerechtfertigt sind, ausreichende regelmäßige Seeverkehrsdienste zu gewährleisten, die durch 
Marktkräfte allein nicht gewährleistet werden können. (61) In der Mitteilung der Kommission zur Auslegung der 
Seekabotageverordnung (62) wird Folgendes bestätigt: „Es ist Sache der Mitgliedstaaten (einschließlich gegebenenfalls 
der regionalen oder kommunalen Behörden) und nicht der Reeder, festzulegen, für welche Strecken gemeinwirt­
schaftliche Verpflichtungen notwendig sind. So können Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes insbesondere für 
Liniendienste in der Inselkabotage vorgesehen werden, um im Falle eines Marktversagens angemessene 
Verbindungen sicherzustellen.“ Ferner sind in Artikel 2 Absatz 4 der Seekabotageverordnung gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen als Verpflichtungen definiert, die „der betreffende Gemeinschaftsreeder im eigenen wirtschaftlichen 
Interesse nicht oder nicht im gleichen Umfang und nicht unter den gleichen Bedingungen übernehmen würde“.

(177) Im Einklang mit der Rechtsprechung (63) überprüft die Kommission zur Klärung der Frage, ob ein tatsächlicher 
Bedarf an einer öffentlichen Dienstleistung besteht und ob die Beauftragung dieser öffentlichen Dienstleistung 
notwendig und verhältnismäßig war und somit das erste Altmark-Kriterium erfüllt ist,

1) ob eine Nachfrage für die Dienstleistung bestand,

2) ob diese Nachfrage nicht ohne eine von den Behörden auferlegte Verpflichtung von den Marktteilnehmern hätte 
befriedigt werden können (Vorliegen eines Marktversagens),

3) ob der bloße Rückgriff auf gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen unzureichend war, um diesen Mangel zu 
beheben (Ansatz der geringsten Beeinträchtigung).

1) Nachfrage

(178) In der vorliegenden Sache wurde Laziomar mit der Bereitstellung von Passagierdiensten, gemischten 
Verkehrsdiensten und Frachtdiensten auf mehreren Routen betraut, wie in Tabelle 9 dargestellt. Die Laziomar 
auferlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betrafen die anzufahrenden Häfen, den Typ und die Kapazität 
der den jeweiligen Routen zugeordneten Schiffe, die Verkehrsfrequenz und den Höchsttarif, der erhoben werden 
durfte.

(179) Wie in Erwägungsgrund 120 beschrieben, hat Italien die im neuen Vertrag festgelegten gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen vor allem deswegen auferlegt, um i) die Anbindung der Inseln an das Festland sicherzustellen und 
ii) durch regelmäßige und verlässliche Seeverkehrsdienste zur wirtschaftlichen Entwicklung der betroffenen Inseln 
beizutragen. Die Kommission ist der Ansicht, dass es sich dabei in der Tat um legitime Ziele des öffentlichen 
Interesses handelt.

(61) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 20. Februar 2001, Analir u. a., C-205/99, ECLI:EU:C:2001:107.
(62) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen zur Aktualisierung und Berichtigung der Mitteilung über die Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 
des Rates zur Anwendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten 
(Seekabotage), COM(2014) 232 final vom 22.4.2014.

(63) Siehe Urteil des Gerichts vom 1. März 2017, SNCM/Kommission, T-454/13, ECLI:EU:T:2017:134, Rn. 130 und 134.
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(180) In der Vergangenheit konnten diese von Italien angestrebten Ziele nicht allein durch das freie Spiel der Marktkräfte 
erreicht werden. Tatsächlich ist die angemessene Erbringung dieser Dienste traditionell durch das Übertragen einer 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung sichergestellt worden, die den Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe 
auferlegt und in den ursprünglichen Verträgen festgeschrieben wurde. Die Kommission stellt fest, dass die 
betreffenden Routen in der Tat seit vielen Jahren, d. h. mindestens seit Inkrafttreten des ursprünglichen Vertrags, im 
Wesentlichen unverändert bedient worden sind. Italien und insbesondere die betroffenen Regionalbehörden sind 
der Auffassung, dass diese Dienste zur Befriedigung der Nachfrage erforderlich waren (und weiterhin sind).

(181) In Bezug auf die reinen Frachtrouten (Linien T3 und T4) erinnert die Kommission daran, dass das Gericht bereits 
festgestellt hat (64), dass der fragliche Dienst nicht notwendigerweise einen allgemeinen Dienst im engeren Sinne 
darstellen muss, damit er als Dienst von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingestuft werden kann. Tatsächlich 
bedeutet das Konzept eines allgemeinen Dienstes nicht, dass der fragliche Dienst einem gemeinsamen Bedürfnis der 
gesamten Bevölkerung entsprechen oder in einem ganzen Gebiet (65) erbracht werden muss, sondern dass er den 
Interessen der Gesellschaft als Ganzes dient. Darüber hinaus ist die Kommission der Auffassung, dass das 
Gemeinschaftsrecht die Mitgliedstaaten nicht daran hindert, in Ausübung ihres Ermessens bestimmte 
Seefrachtdienste von und zu entlegenen Gebieten rechtsgültig als Dienstleistungen von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse zu qualifizieren, sofern die in der Seekabotageverordnung festgelegten Grundsätze 
eingehalten werden.

(182) Italien hat erläutert, dass der Bedarf an öffentlichen Dienstleistungen eng mit den besonderen geografischen und 
sozioökonomischen Gegebenheiten der Pontinischen Inseln verknüpft ist. Gemäß Artikel 1 des Dienstleistungs­
vertrags sind die an Laziomar übertragenen Dienstleistungen „notwendig, um die territoriale Anbindung zu 
gewährleisten und damit die Versorgung mit Gütern, einschließlich Sondergütern, die für den reibungslosen Betrieb 
von öffentlichen und sozialen Dienstleistungen auf den Pontinischen Inseln erforderlich sind, sicherzustellen.“ Im 
Falle der Insel Ponza sei die territoriale Anbindung und die Versorgung mit Gütern und Sondergütern wegen ihrer 
Entfernung vom Festland (ungefähr 27 Seemeilen von der Hafenstadt Terracina) und ihrer geringen Einwohnerzahl 
(rund 3 500 Bewohner) von besonderer Bedeutung. Ähnliches gelte für die Insel Ventotene, die ungefähr 
31 Seemeilen von Terracina entfernt liegt und rund 800 Bewohner zählt. Die Regelmäßigkeit und Frequenz dieser 
Gütertransportdienste das ganze Jahr über stelle sicher, dass die auf diesen Inseln ansässigen Bewohner und 
Unternehmen auch in der Nebensaison adäquat versorgt würden, wenn weniger Nachfrage durch Touristen bestehe. 
Darüber hinaus trügen diese Dienstleistungen durch den Transport von Gütern und Sondergütern (wie beispielsweise 
Gefahrengütern oder festen Siedlungsabfällen) auch zur wirtschaftlichen Entwicklung beider Inseln bei.

(183) Um die echte Nachfrage nach Passagierdiensten und gemischten Verkehrsdiensten zu veranschaulichen, hat Italien 
aggregierte Statistiken vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass Laziomar im Jahr 2012 auf den Routen mit gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen und während der durch die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen abgedeckten 
jeweiligen Zeiträume insgesamt 240 430 Passagiere und 13 228 Kraftfahrzeuge transportiert hat. Für 2013 fielen 
diese Zahlen höher aus (254 167 Passagiere und 16 927 Kraftfahrzeuge). Dies zeigt, dass in den zwei Jahren, bevor 
Laziomar mit den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betraut wurde, eine beträchtliche gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage nach Seeverkehrsdiensten auf den betroffenen Routen bestand (siehe Erwägungsgrund 291 für genauere, 
nach Routen aufgeschlüsselte Daten zu den Jahren 2011 bis 2013).

(184) Um außerdem nachzuweisen, dass die Nachfrage auf allen Routen weiterhin bestand, als Laziomar im Rahmen des 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags den Betrieb aufnahm, hat Italien außerdem aggregierte Statistiken bis 
Ende 2019 vorgelegt (siehe Tabellen 6 und 8). Diese bestätigen, dass die Nachfrage mit leichten Schwankungen nach 
oben und unten durchgehend bestand. In jedem Fall lieferte eine Analyse der individuellen Routenstatistiken für die 
einzelnen Jahre bis Ende 2019 keinen Hinweis darauf, dass die Nachfrage auf bestimmten Routen weggefallen wäre.

Tabelle 6

Passagierstatistik für die Jahre 2014 bis 2019 

Jahr Linie T1 Linie T2 Linie T3 Linie T4 Linie A1 Linie A2 Linie A3 Gesamtzahl 
der Passagiere

2014 125 720 63 376 30 812 1 509 36 474 58 680 40 000 356 571

2015 131 453 65 822 40 211 165 37 442 69 327 46 847 391 267

2016 141 720 81 572 45 006 308 42 209 60 263 37 981 409 959

(64) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 12. Februar 2008, BUPA u. a./Kommission, T-289/03, ECLI:EU:T:2008:29‚ Rn. 186.
(65) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 11. April 1989, Ahmed Saeed Flugreisen, C-66/86, ECLI:EU:C:1989:140‚ Rn. 55; Urteil des 

Gerichtshofs vom 18. Juni 1998, Corsica Ferries France, C-266/96, ECLI:EU:C:1998:306, Rn. 45; Urteil des Gerichts erster Instanz 
vom 15. Juni 2005, Olsen/Kommission, T-17/02, ECLI:EU:T:2005:218, Rn. 186 ff.
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2017 154 948 86 832 57 165 360 48 985 68 573 39 482 456 345

2018 160 304 85 310 59 642 168 58 013 68 405 37 226 447 581

2019 170 636 88 728 55 047 177 52 569 48 198 32 226 442 409

Tabelle 7

Kraftfahrzeugstatistik für die Jahre 2014 bis 2019 

Jahr Linie T1 Linie T2 Linie T3 Linie T4 Linie A1 Linie A2 Linie A3
Gesamtzahl 

der 
Fahrzeuge (1)

2014 12 822 2 587 3 482 35 18 926

2015 12 874 2 819 3 212 390 19 295

2016 12 942 3 245 3 590 784 20 561

2017 13 796 3 331 3 772 324 21 223

2018 14 165 3 171 3 846 152 21 334

2019 14 011 3 242 3 316 172 20 741

(1) Mit den auf den Linien T4, A1, A2 und A3 eingesetzten Schiffen können keine Fahrzeuge transportiert werden.

Tabelle 8

Transportierte Fracht, in laufenden Metern, für die Jahre 2014 bis 2019 (66)

Jahr Linie T3 Linie T4 Gesamtzahl 
laufende Meter

2014 206 514 16 367 222 881

2015 259 112 22 659 281 771

2016 281 229 23 230 304 459

2017 294 442 27 623 322 065

2018 310 736 14 256 324 992

2019 302 631 15 228 317 859

(185) Die Kommission ist der Auffassung, dass die oben stehenden Statistiken eindeutig belegen, dass auf jeder der 
betreffenden Routen, die im Rahmen einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung bedient werden, eine echte 
Nachfrage nach Personendiensten, gemischten Diensten und Frachtdiensten besteht. Daraus lässt sich der Schluss 
ziehen, dass diese Dienste einen echten öffentlichen Bedarf decken und eine tatsächlich bestehende Nachfrage 
erfüllen.

2) Vorliegen eines Marktversagens

(186) Nach Randnummer 48 der DAWI-Mitteilung, wäre es „nicht zweckmäßig, bestimmte gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen an eine Dienstleistung zu knüpfen, die von im Einklang mit den Marktregeln handelnden 
Unternehmen zu normalen Marktbedingungen, die sich z. B. im Hinblick auf den Preis, objektive Qualitätsmerkmale, 
Kontinuität und den Zugang zu der Dienstleistung mit dem vom Staat definierten öffentlichen Interesse decken, 
zufriedenstellend erbracht wird oder erbracht werden kann“. (67) Daher muss die Kommission untersuchen, ob die 

(66) Auch wenn auf fast allen Linien Güter befördert werden, enthält dieser Beschluss lediglich detaillierte Information zu Gütertransporten 
auf den Linien T3 und T4, da der öffentliche Dienstleistungsvertrag beide Linien als Frachtverbindungen für den Transport von Gütern 
und Sondergütern definiert.

(67) Siehe Urteil des Gerichtshofs vom 20. Februar 2001, Analir u. a., C-205/99, ECLI:EU:C:2001:107‚ Rn. 71.
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Dienste unzulänglich sein würden, wenn ihre Erbringung unter Einhaltung der vom Mitgliedstaat im neuen 
öffentlichen Dienstleistungsvertrag geforderten Anforderungen allein den Marktkräften überlassen werden würde. 
In Randnummer 48 der DAWI-Mitteilung ist diesbezüglich ausgeführt, dass sich „die Kommission darauf beschränkt 
zu prüfen, ob dem betreffenden Mitgliedstaat ein offensichtlicher Fehler unterlaufen ist“.

(187) Die Kommission stellt fest, dass in der Zeit bis zur Unterzeichnung des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags 
mit Laziomar andere Betreiber auf einigen dem neuen Vertrag unterliegenden Routen Fährdienste anboten, wenn 
auch nicht unbedingt das ganze Jahr über und mit der gleichen Häufigkeit und der gleichen Art Dienstleistung. Auf 
der Grundlage der Wettbewerbssituation bis zum Zeitpunkt der Betrauung am 15. Januar 2014 wird die 
Kommission für jede der betroffenen Routen prüfen, ob die von anderen Betreibern erbrachten Dienstleistungen 
den von Laziomar nach dem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag zu erbringenden Dienstleistungen 
gleichwertig waren.

(188) Tabelle 9 zeigt die Wettbewerbssituation auf jeder der von Laziomar zum Zeitpunkt der Betrauung bedienten 
Routen:

Tabelle 9

Wettbewerbssituation auf den von Laziomar bedienten Routen 

Route Laziomar (ganzjährige Fahrten) Wettbewerber

Formia–Ponza 
(Linie T1)

Gemischte Dienste (Personen, Kraftfahrzeuge 
und Güter)

Keine

Formia–Ventotene 
(Linie T2)

Gemischte Dienste (Personen, Kraftfahrzeuge 
und Güter)

Keine

Terracina–Ponza 
(Linie T3) — neue Route

Frachtdienste und gemischte Dienste mit 
durchschnittlich
— 4 Fahrten (pro Woche) von Januar bis März 

und von Oktober bis Dezember — nur 
Frachtdienste

— April und September: 4 Fahrten (pro 
Woche) — nur Frachtdienste und 4 Fahrten 
(pro Woche) — gemischte Dienste

— Von Mai bis August: 5 Fahrten (pro 
Woche) — nur Frachtdienste und 5 Fahrten 
(pro Woche) — gemischte Dienste

Navigazione Libera del Golfo (im 
Folgenden „NLG“), reine Passagierdienste 
mit durchschnittlich
— 3 Fahrten (pro Woche) im April und 

Mai sowie im September und Okto­
ber

— 1-2 Fahrten (täglich) von Juni bis 
August

Terracina–Ventotene 
(Linie T4) — neue Route

Frachtdienste mit durchschnittlich
— 1 Fahrt (pro Woche) von Januar bis März 

und von Oktober bis Dezember
— 2 Fahrten (pro Woche) im April und Sep­

tember
— 5 Fahrten (pro Woche) von Mai bis August

Von NLG angebotene reine 
Passagierdienste (als Erweiterung der 
Linie T3) mit lediglich einer Fahrt pro 
Woche im Juli und August

Anzio–Ponza (Linie A1) Von Juni bis September Passagierdienste 
(Tragflächenboot) mit einer Fahrt pro Tag bzw. 
zwei Fahrten pro Tag am Freitag sowie an 
Wochenenden und Feiertagen

Vetor, Passagierdienste mit 
durchschnittlich
— 2 bis 3 Fahrten an Wochentagen 

und 4 bis 5 Fahrten an den Wochen­
enden (pro Tag — siehe Erwägungs­
grund 192) im Juni und Juli

— 3 bis 4 Fahrten an Wochentagen 
und 4 bis 5 Fahrten an den Wochen­
enden (pro Tag) im August

— 1 Fahrt (pro Tag — siehe Erwägungs­
grund 192) im September
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Formia–Ponza 
(Linie A2)

Passagierdienste (Tragflächenboot) Keine

Formia–Ventotene 
(Linie A3)

Passagierdienste (Tragflächenboot) Keine

(189) Die Kommission ist der Auffassung (wie auch Tabelle 9 eindeutig zeigt), dass die von Laziomar angebotenen 
Dienstleistungen nicht durch die Dienstleistungen anderer Wettbewerber substituiert werden können, da letztere die 
durch den neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag mit Laziomar festgelegten gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen nicht oder nicht vollständig erfüllen können. Tatsächlich gibt es auf vier der sieben Routen 
(Linien T1, T2, A2 und A3) außer Laziomar keinen weiteren Betreiber, der die Dienstleistung anbietet. Die 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die Laziomar durch den Dienstleistungsvertrag für die Bedienung dieser 
Routen auferlegt wurden, sind daher durch einen echten öffentlichen Bedarf an einer territorialen Anbindung der 
Inseln gerechtfertigt, da der Markt alleine diesen Bedarf nicht decken kann.

(190) Im Hinblick auf die Routen, auf denen auch andere Betreiber ihre Dienste anbieten (Linien T3, T4 und A1), ist die 
Kommission aus den im Folgenden aufgeführten Gründen der Auffassung, dass wesentliche Unterschiede bezüglich 
der Art, der Regelmäßigkeit, der Kapazitäten und der Preise dieser Dienstleistungen bestehen.

(191) Was die Linien T3 und T4 betrifft, bietet Laziomar das ganze Jahr über durchgehend Fahrten an, während der andere 
Betreiber (NLG) seine Dienstleistung weder das ganze Jahr über anbietet noch mit derselben Häufigkeit wie Laziomar. 
Laziomar bietet darüber hinaus Frachtbeförderung im Rahmen gemischter Dienste (Linie T3) und alleinstehend 
(Linie T4) unter Einsatz eines Schiffes an, mit dem Güter, Kraftfahrzeuge und bis zu 400 Passagiere befördert 
werden können, während NLG lediglich einen reinen Passagierdienst unter Einsatz eines Schnellboots anbietet. 
Außerdem besteht auch ein deutlicher Preisunterschied zwischen den beiden Betreibern. Auf der Linie T3, auf der 
beide Betreiber Passagiere befördern (im Gegensatz zu Linie T4, auf der allein Laziomar Güter befördert), zielt der 
von NLG erhobene Preis auf die Tourismusbranche ab (beispielsweise kostet eine einfache Fahrt für Erwachsene 
zwischen 24 EUR und 26 EUR und für Kinder bis zu 12 Jahren zwischen 13 EUR und 15 EUR). Die von Laziomar 
angebotenen Dienstleistungen unterliegen dagegen gemeinwirtschaftlichen tariflichen Verpflichtungen Eine 
einfache Fahrt für Erwachsene kostet beispielsweise 10 EUR und für Kinder bis zu 12 Jahren 5 EUR. Für 
Inselbewohner und Pendler gilt ein Sozialtarif, bei dem eine einfache Fahrt rund 3,50 EUR kostet. Ohne das 
Angebot von Laziomar auf diesen Routen würde der gemeinwirtschaftliche Bedarf an einer regelmäßigen 
Verbindung zwischen Insel und Festland daher nicht erfüllt, da NLG nicht die gleichen Dienstleistungen zu 
denselben Bedingungen wie Laziomar über die gesamte Vertragslaufzeit hinweg hätte anbieten können.

(192) Auf der Linie A1 bieten sowohl Laziomar als auch sein Wettbewerber Vetor während der Sommermonate (Juni bis 
September) einen reinen Passagierdienst an. Italien hat jedoch Informationen vorgelegt, die zeigen, dass der von 
Vetor betriebene Dienst überwiegend auf die Tourismusbranche zugeschnitten ist und unter Marktbedingungen 
angeboten wird. Auch wenn es nach dem Fahrplan von 2013 (dem Jahr vor der Betrauung von Laziomar), wie in 
Tabelle 9 dargestellt, scheint, als habe Vetor häufiger Fahrten angeboten als Laziomar, stellt die Kommission fest, 
dass Vetor den Dienst in Wirklichkeit nicht durchgängig jeden Tag angeboten hat. Genauer gesagt wurde der Dienst 
im Jahr 2013 am 4., 5., 11. und 12. Juni sowie vom 10. bis 12. September und vom 16. bis 20. September nicht 
erbracht. Die von Italien vorgelegten Daten zeigen, dass Vetor auch in den darauf folgenden Jahren des Betrauungs­
zeitraums keine täglichen Verbindungen auf dieser Strecke anbot. Im Jahr 2018 bot Vetor beispielsweise keine 
Fahrten am 5. und 6. Juni und vom 17. bis 20. September an. Grundsätzlich schwankt die Frequenz der von Vetor 
angebotenen Dienste also je nach Monat.

(193) Darüber hinaus begründet der öffentliche Dienstleistungsvertrag gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen für 
Laziomar im Hinblick auf die Regelmäßigkeit und die Qualität seiner Dienstleistungen. Führt Laziomar ohne einen 
rechtfertigenden Grund einzelne Fahrten nicht aus, so unterliegt es entsprechenden Entgeltreduzierungen und 
Vertragsstrafen. Aufgrund seiner qualitativen Verpflichtungen muss Laziomar zudem genau vorgegebene 
Mindeststandards im Hinblick auf, unter anderem, die Zuverlässigkeit, hygienischen Bedingungen und den Komfort 
seiner Fahrten erfüllen. Vetor im Gegenzug unterliegt keinen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und muss bei 
der Ausübung seiner Dienste keine hohen Qualitätsstandards erfüllen. Im Hinblick auf die Beförderungskapazitäten 
ist das Schiff von Laziomar zudem in der Lage, bis zu 300 Passagiere zu befördern, während das Tragflächenboot 
von Vetor lediglich über Kapazitäten für ungefähr 150 Passagiere verfügt.

(194) Schließlich besteht ein deutlicher Preisunterschied zwischen den beiden Betreibern. Das Preisangebot von Vetor 
richtet sich überwiegend an die Tourismusbranche. So kostet eine einfache Fahrt für Erwachsene unter der Woche 
36 EUR und an den Wochenenden 46 EUR, eine einfache Fahrt für Kinder bis zu 12 Jahren kostet 18 EUR. Darüber 
hinaus bietet Vetor einen Sondertarif für Anwohner von 23 EUR pro Fahrt an. Vetor kann seine Fahrpreise zudem 
frei bestimmen und anhand rein geschäftlicher Kriterien anpassen. Die von Laziomar angebotenen Dienstleistungen 
unterliegen dagegen gemeinwirtschaftlichen tariflichen Verpflichtungen. Eine einfache Fahrt für Erwachsene kostet 
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beispielsweise 23,40 EUR und für Kinder bis zu 12 Jahren 11,70 Kosten EUR, während für Inselbewohner und 
Pendler ein Sozialtarif gilt, bei dem eine einfache Fahrt lediglich 7 EUR kostet. Ohne das Angebot von Laziomar auf 
dieser Route würde der gemeinwirtschaftliche Bedarf an einer regelmäßigen Verbindung zwischen Insel und 
Festland zu bezahlbaren Preisen daher nicht erfüllt, da Vetor nicht die gleichen Dienstleistungen zu denselben 
Bedingungen wie Laziomar über die gesamte Vertragslaufzeit hinweg hätte anbieten können.

(195) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass zum Zeitpunkt der 
Betrauung von Laziomar die Marktkräfte allein nicht ausreichten, um den Bedarf an öffentlichen Dienstleistungen 
zu erfüllen. Tatsächlich war Laziomar auf einer Reihe von Routen der einzige Betreiber, während die von 
Wettbewerbern auf den übrigen Routen im Archipel der Pontinischen Inseln angebotenen Dienstleistungen in Bezug 
auf Kontinuität, Regelmäßigkeit, Kapazität und Preis nicht gleichwertig waren und daher die im neuen Dienstleis­
tungsvertrag mit Laziomar festgelegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht vollständig erfüllten.

3) Ansatz der geringsten Beeinträchtigung

(196) Die Kommission stellt fest, dass Italien sich dafür entschieden hat, einen öffentlichen Dienstleistungsvertrag mit 
einem einzigen Betreiber (Laziomar) abzuschließen, anstatt allen an der Bedienung der betreffenden Routen 
interessierten Betreibern gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen aufzuerlegen. Auf der Grundlage der von Italien 
vorgelegten Informationen räumt die Kommission ein, dass die Nachfrage der Nutzer nicht durch eine allgemeine 
Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen hätte befriedigt werden können (siehe Erwägungsgrund 180). 
Insbesondere ist Laziomar auf mehreren Routen der einzige Betreiber, und auf den übrigen Routen werden durch 
das Angebot der anderen Betreiber die Anforderungen an Regelmäßigkeit, Kontinuität, Kapazität und Preis nicht 
(oder zumindest nicht vollständig) erfüllt. Darüber hinaus ist der Betrieb der meisten Routen, insbesondere in der 
Nebensaison, verlustbehaftet, mit der Folge, dass diese Routen ohne einen entsprechenden Ausgleich überhaupt 
nicht bedient würden. Darüber hinaus nimmt die Kommission das Argument Italiens zur Kenntnis, dass die 
Entscheidung für einen öffentlichen Dienstleistungsvertrag auch im Hinblick auf die Privatisierung von Laziomar 
notwendig gewesen sei. Im Einzelnen bringt Italien vor, dass die Ausschreibung von Laziomar zusammen mit dem 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag i) die Kontinuität des öffentlichen Seeverkehrsdienstes gewährleistete und 
ii) den größtmöglichen Wert für den Staat generierte. Aus diesen Gründen stimmte die Kommission der 
Ausschreibung Laziomars zusammen mit dem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag durch Italien zu (siehe 
Erwägungsgrund 89). Damit billigte die Kommission — und bekräftigt dies mit dem vorliegenden Beschluss —, 
dass Italien nicht auf gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen für alle Betreiber setzen konnte, sondern dass es besser 
war, einen öffentlichen Dienstleistungsvertrag allein mit Laziomar abzuschließen.

Schlussfolgerung

(197) Auf der Grundlage der vorstehenden Bewertung kommt die Kommission zu dem Schluss, dass Italien keinen 
offensichtlichen Fehler begangen hat, als es die Laziomar übertragenen Dienstleistungen als Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse definierte. Die von der Kommission im Beschluss von 2012 geäußerten 
Zweifel sind damit ausgeräumt.

(198) Um zu dem Schluss zu gelangen, dass das erste Altmark-Kriterium erfüllt ist, muss die Kommission des Weiteren 
prüfen, ob Laziomar mit klar definierten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betraut wurde. Diesbezüglich stellt 
die Kommission fest, dass die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag 
und seinen Anhängen (die beispielsweise Schiffsspezifikationen für jede Route enthalten) klar beschrieben sind. Ebenso 
sind die Vorschriften, welche die Ausgleichsleistungen regeln, im neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag, dem Gesetz 
von 2009 und der CIPE-Richtlinie detailliert aufgeführt. Der neue öffentliche Dienstleistungsvertrag hat auch eine klare 
Laufzeit (zehn Jahre), weist Laziomar als Betreiber der öffentlichen Dienstleistungen aus und enthält Regelungen zur 
Vermeidung und Rückforderung von Überkompensationen (siehe auch Erwägungsgrund 215). Die Kommission 
kommt daher zu dem Schluss, dass das erste Altmark-Kriterium erfüllt ist.

Liegeplatzvorrang

(199) In Artikel 19-ter Absatz 21 des Gesetzes von 2009 ist eindeutig festgelegt, dass der Liegeplatzvorrang notwendig ist, 
um die territoriale Anbindung der Inseln zu gewährleisten und sicherzustellen, dass die Unternehmen der 
ehemaligen Tirrenia-Gruppe, zu denen Laziomar gehört, ihre gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erfüllen 
können. Gäbe es keinen Liegeplatzvorrang für Unternehmen, die mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 
betraut sind, müssten diese (bisweilen) beim Anlegen warten, bis sie an der Reihe sind; hierdurch müssten sie 
Verzögerungen in Kauf nehmen, die dem Ziel, Bürgern zuverlässige und bequeme Verbindungen zu bieten, 
zuwiderlaufen würden. Ein regelmäßiger Fahrplan ist in der Tat notwendig, um die Mobilitätsbedürfnisse der 
Inselbevölkerung zu befriedigen und zur wirtschaftlichen Entwicklung der betreffenden Inseln beizutragen. Da der 
neue öffentliche Dienstleistungsvertrag spezifische zeitliche Verpflichtungen für die Abfahrt der Schiffe auf den im 
Rahmen der öffentlichen Dienstleistung bedienten Routen vorsieht, trägt der Liegeplatzvorrang außerdem dazu bei, 
dass die Häfen Liegeplätze und Liegezeiten so zuteilen, dass der Betreiber von Dienstleistungen im öffentlichen 
Interesse seinen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nachkommen kann. Vor diesem Hintergrund ist die 
Kommission der Auffassung, dass diese Maßnahme gewährt wird, damit Laziomar seine gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen erfüllen kann, die eine echte Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse darstellen 
(siehe Erwägungsgrund 197). Darüber hinaus hat Italien bestätigt, dass der Liegeplatzvorrang nur für 
Dienstleistungen gilt, die im Rahmen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erbracht werden. Aus diesem 
Grund steht der Liegeplatzvorrang ebenfalls mit dem ersten Kriterium des Altmark-Urteils in Einklang.
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5.1.2.2. Zwe i tes  Al t mark-K r i te r i um

(200) Die Kommission erinnert daran, dass sie im Beschluss von 2012 (siehe dessen Erwägungsgrund 205) die vorläufige 
Auffassung vertreten hat, dass das zweite Kriterium des Altmark-Urteils erfüllt ist.

(201) Vor diesem Hintergrund stellt die Kommission fest, dass die der Berechnung des Ausgleichs zugrunde liegenden 
Parameter im Voraus festgelegt wurden und die Transparenzanforderungen nach dem zweiten Altmark-Kriterium 
erfüllen.

(202) Genauer gesagt werden die Parameter, auf deren Grundlage die Ausgleichsleistung berechnet wurde, in der CIPE- 
Richtlinie ausführlich erläutert und finden im neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag (und seinen Anhängen) 
Anwendung, während die Ausgleichshöchstbeträge im Gesetz von 2009 festgelegt sind. Die Methode zur 
Berechnung der Ausgleichsleistung, einschließlich z. B. der zu berücksichtigenden Kostenelemente, wird in der CIPE- 
Richtlinie ausführlich dargelegt. Da der Liegeplatzvorrang keinen finanziellen Ausgleich für Laziomar beinhaltet, ist 
die Kommission der Ansicht, dass diese Maßnahme das zweite Altmark-Kriterium erfüllt.

(203) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass das zweite Kriterium des Altmark-Urteils erfüllt ist.

5.1.2.3. Dr i t tes  Al tm ark-Kr i ter i um

(204) Dem dritten Altmark-Kriterium zufolge darf der Ausgleich für die Erbringung einer DAWI nicht über das 
hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung unter 
Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns ganz oder teilweise zu decken.

(205) Das Altmark-Urteil enthält jedoch keine genaue Definition des angemessenen Gewinns. Laut der DAWI-Mitteilung 
gilt als angemessener Gewinn die Kapitalrendite, die ein typisches Unternehmen zugrunde legen würde, um unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Risikos zu entscheiden, ob es die betreffende Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse über den gesamten Zeitraum der Betrauung erbringen will. Die Höhe des Risikos hängt 
vom Wirtschaftszweig, der Art der Dienstleistung und der Ausgestaltung des Ausgleichsmechanismus ab.

(206) Im Beschluss von 2012 äußerte die Kommission Zweifel an der Verhältnismäßigkeit des Ausgleichs, der ab 2014 an 
die Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, darunter Laziomar, gezahlt werden sollte. Insbesondere vertrat 
die Kommission die vorläufige Auffassung, dass die ab 2010 für die Berechnung der Ausgleichszahlung angewandte 
feste Risikoprämie von 6,5 % kein angemessenes Risikoniveau widerspiegelte, da Laziomar dem ersten Anschein 
nach nicht die Risiken übernahm, die normalerweise beim Betrieb solcher Dienste zu tragen sind. Genauer gesagt 
umfassten die Kostenelemente, die bei der Berechnung der Ausgleichszahlung berücksichtigt wurden, sämtliche mit 
der Erbringung der Dienstleistung entstandenen Kosten, wobei auch Schwankungen z. B. bei den Treibstoffpreisen 
berücksichtigt wurden. Infolgedessen war die Kommission zu jenem Zeitpunkt der Auffassung, dass Laziomar 
möglicherweise überkompensiert worden war.

(207) Die Kommission stellt fest, dass bestimmte Aspekte der Methode für die Festlegung des Ausgleichs nach dem neuen 
öffentlichen Dienstleistungsvertrag in der Tat das kommerzielle Risiko für Laziomar zu verringern scheinen. 
Insbesondere werden die Höchsttarife, die Laziomar erheben kann, jährlich angepasst, um die Inflation und 
Schwankungen im Verbraucherpreisindex auszugleichen. Darüber hinaus enthält der neue öffentliche Dienstleis­
tungsvertrag bestimmte Klauseln (siehe Erwägungsgrund 78), die auf die Aufrechterhaltung des wirtschaftlich- 
finanziellen Gleichgewichts bei der Erbringung der Dienstleistungen im öffentlichen Interesse abzielen. Sollten die 
diesbezüglichen Ausgleichszahlungen nicht ausreichen, um die Kosten der durch den neuen öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrag übertragenen Dienste zu decken, erlauben diese Klauseln insbesondere eine Anpassung i) des 
Fahrpreissystems, ii) des Niveaus der angebotenen Dienstleistungen, iii) der Höhe der jährlichen Preisobergrenze 
und iv) der für Investitionen zur Verfügung gestellten Kapitalzuschüsse.

(208) Gemäß Artikel 25 des Dienstleistungsvertrags kann Laziomar im Falle einer Störung des wirtschaftlichen und 
finanziellen Gleichgewichts einen finanziellen Ausgleich zur Wiederherstellung des Gleichgewichts beantragen. 
Dieser Antrag wird sodann dem für das Management des Vertrags zuständigen technischen Gremium zugeleitet.
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(209) Auch wenn diese Schutzvorkehrungen das kommerzielle Risiko von Laziomar zu senken scheinen, ist die 
Kommission der Auffassung, dass das Unternehmen nach wie vor dem Risiko ausgesetzt ist, dass die 
Ausgleichszahlung die Kosten der von ihm angebotenen Dienstleistung nicht vollständig deckt. Dem Antrag auf 
finanziellen Ausgleich zur Wiederherstellung des wirtschaftlichen und finanziellen Gleichgewichts wird 
möglicherweise nicht immer stattgegeben, da die Region Latium über seine Begründetheit entscheidet. Diese 
Entscheidung trifft die Region Latium nach Erhalt einer Stellungnahme des technischen Gremiums, die dieses 
innerhalb von 90 Tagen nach Eingang von Laziomars Antrag abzugeben hat. Bis zur Annahme einer Entscheidung 
muss Laziomar die öffentlichen Dienstleistungen unverändert weiter erbringen. Tatsächlich (wie von Italien geltend 
gemacht) kommt dieser Ausgleichsmechanismus nur unter sehr strengen und schwer zu erfüllenden Vorgaben zur 
Anwendung, weshalb Laziomar von dieser Möglichkeit bisher keinen Gebrauch gemacht hat.

(210) Die Kommission stellt des Weiteren fest, dass der Ausgleichsmechanismus nicht für sämtliche Kostenkategorien gilt. 
Insbesondere sind gemäß Artikel 25 des öffentlichen Dienstleistungsvertrags die Kosten für ineffizientes 
Management, Finanzierungskosten, erhöhte Personalkosten aufgrund arbeitsrechtlicher Vorgaben sowie alle mit 
Laziomars Geschäftspolitik verbundenen Kosten von Laziomar selbst zu tragen. Daher besteht weiterhin ein Anreiz 
für Laziomar, seine Dienstleistungen effizient und zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit zu erbringen.

(211) Wie in den Erwägungsgründen 48 bis 52 erläutert, sieht die CIPE-Richtlinie die Verwendung einer Risikoprämie in 
Höhe von 6,5 % zur Bestimmung der Kapitalrendite nach der WACC-Formel vor. In der Praxis wurden die 6,5 % 
jedoch als eine pauschale Kapitalrendite verwendet (siehe auch Erwägungsgrund 136).

(212) Unabhängig von der Höhe der Ausgleichsleistung, auf die Laziomar Anspruch hätte, kann der an Laziomar gezahlte 
Ausgleich (unter Berücksichtigung der Risikoprämie von 6,5 %) niemals über den im öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrag festgesetzten Höchstbetrag hinausgehen (siehe Erwägungsgrund 76). In Übereinstimmung mit 
Randnummer 47 des DAWI-Rahmens von 2011 bewertet die Kommission, ob während der gesamten 
Vertragslaufzeit eine Überkompensation vorgelegen hat. Wie in Tabelle 10 dargestellt, zeigen die Zahlen für den 
Zeitraum 2014-2019, dass die tatsächlich geleisteten Ausgleichszahlungen für die Erbringung der öffentlichen 
Dienstleistungen (mit Ausnahme der Zahlungen für die Jahre 2016 und 2018, die jedoch noch immer unterhalb 
dem vertraglich vereinbarten Höchstwert von 13 524 536 EUR lagen) selbst ohne Berücksichtigung der 
Risikoprämie von 6,5 % (d. h. 1 928 000 EUR) nicht ausreichten, um die Nettokosten der Dienstleistung zu decken 
(dem gezahlten Ausgleich von 80 173 862 EUR standen Nettokosten von 80 397 000 EUR gegenüber). Im 
Wesentlichen erhielt Laziomar im Zeitraum 2014-2019 etwa 2 150 000 EUR weniger als ihm anhand der 
Berechnung nach der genannten Methode mit Einbeziehung einer Kapitalrendite in Höhe von 6,5 % zugestanden 
hätte, nämlich 82 325 000 EUR (zustehender Ausgleich) minus 80 173 862 EUR (tatsächlicher Ausgleich). In der 
Praxis hat Laziomar also nicht den als Kapitalrendite berechneten Betrag erhalten. Tatsächlich lag Laziomars 
Kapitalrendite im gesamten Zeitraum (bis 2019) bei null anstelle der ursprünglich von Italien vorgesehenen 
6,5 %. (68) Diese Zahlen bestätigen, dass der Ausgleichsmechanismus nach Artikel 25 des Vertrags Laziomar nicht 
vor allen im Zusammenhang mit der Erbringung der öffentlichen Dienstleistung entstehenden Risiken schützt.

Tabelle 10

Nettokosten der von Laziomar erbrachten öffentlichen Dienstleistung im Zeitraum 2014-2019 

(in EUR)

Öffentlicher 
Dienstleistung-

sauftrag Laziomar
2014 2015 2016 2017 2018 2019 Gesamtbe-

trag

Gesamteinnah-
men

[…] […] […] […] […] […] […]

- Gesamtkosten […] […] […] […] […] […] […]

- Abschreibungen […] […] […] […] […] […] […]

(68) Der von Laziomar im Zeitraum 2014-2019 insgesamt erhaltene Ausgleich war auch ohne Berücksichtigung einer Kapitalrendite 
niedriger als die Nettokosten, die Laziomar bei der Bereitstellung der öffentlichen Dienstleistungen entstanden sind.
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= Nettokosten der 
öffentlichen 
Dienstleistung

[…] […] […] […] […] […] […]

+ Kapitalrendite 
(6,5 %)

[…] […] […] […] […] […] […]

= Ausgleichsfähig […] […] […] […] […] […] […]

+ Tatsächlicher 
Ausgleich

13 375 0-
000

13 376 0-
000

13 330 0-
000

13 370 0-
070

13 356 2-
282

13 366 5-
510

80 173 8-
862

= Über-/ 
Unterkompensa-
tion

[…] […] […] […] […] […] -  
2 151 138

(213) Was die Höhe des angemessenen Gewinns anbelangt, so hat Italien im Verlauf des förmlichen Prüfverfahrens (siehe 
Erwägungsgrund 136) klargestellt, dass aufgrund der Begrenzung der Ausgleichsleistung durch das Gesetz von 
2009 beschlossen wurde, die Berechnung zu vereinfachen und den Satz von 6,5 % als pauschale Kapitalrendite zu 
verwenden. Italien ist der Ansicht, dass sein vereinfachter Ansatz als konservativ anzusehen ist und keine höhere 
Ausgleichsleistung als in der CIPE-Richtlinie festgelegt für Laziomar erlaubt.

(214) Vor diesem Hintergrund hat die Kommission die für Laziomar geltende Kapitalrendite von 6,5 % mit der gemittelten 
Kapitalrendite verglichen, die von einer Vergleichsgruppe im Jahr 2013 (dem Jahr vor der Beauftragung von 
Laziomar) erzielt wurde. Die Vergleichsgruppe bestand aus ausgewählten Fährbetreibern, die Seeverkehrsver­
bindungen innerhalb Italiens oder zwischen Italien und anderen Mitgliedstaaten anboten. (69) Die Analyse zeigt, dass 
die für Laziomar angewendete Kapitalrendite in der Nähe des Mittelwerts der von der Vergleichsgruppe erzielten 
Rendite liegt. Dieser Vergleich verdeutlicht, dass eine Kapitalrendite von 6,5 % bezogen auf das Jahr vor der 
Betrauung von Laziomar nicht unverhältnismäßig war.

(215) Die Kommission nimmt ferner positiv zur Kenntnis, dass der neue öffentliche Dienstleistungsvertrag Laziomar 
verpflichtet, dem Ministerium für Infrastruktur und Verkehr jedes Jahr seine (nach Routen unterteilte und von 
einem unabhängigen Rechnungsprüfer geprüfte) Betriebsabrechnung zu übermitteln, damit das Ministerium prüfen 
kann, ob es zu einer Überkompensation gekommen ist. Damit wird zusätzlich sichergestellt, dass Laziomar nicht in 
den Genuss einer Überkompensation kommt. Italien hat entsprechende Betriebsabrechnungen auch für den 
Zeitraum 2014-2019 vorgelegt und es damit der Kommission ermöglicht, die in Tabelle 10 dargestellten 
Berechnungen durchzuführen.

(216) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass die an Laziomar 
gezahlten Ausgleichsleistungen nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfüllung der 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines 
angemessenen Gewinns zu decken. Genauer gesagt ist die Kommission der Auffassung, dass die in der CIPE- 
Richtlinie vorgesehene Risikoprämie von 6,5 % in Kombination mit dem im öffentlichen Dienstleistungsvertrag 
festgelegten Ausgleichshöchstbetrag bewertet werden muss. Vor diesem Hintergrund entsprach die Kapitalrendite, 
die Laziomar aus einer Ex-ante-Perspektive erwarten konnte, den Risiken, die es beim Erbringen der öffentlichen 
Dienstleistungen im Rahmen des öffentlichen Dienstleistungsvertrags einging. Die Zweifel der Kommission an der 
Erfüllung des dritten Kriteriums des Altmark-Urteils sind damit ausgeräumt.

(217) Im Hinblick auf den Liegeplatzvorrang und einer sich daraus ergebenden Überkompensation stellt die Kommission 
fest, dass falls durch diese Maßnahme die Betriebskosten des Betreibers der öffentlichen Dienstleistungen gesenkt 
oder seine Einnahmen erhöht werden sollten, sich diese Auswirkungen in der internen Buchführung des Betreibers 
in vollem Umfang niederschlagen würden. Die Analyse der Kommission (siehe Erwägungsgrund 212) hat bestätigt, 
dass Laziomar im Zeitraum 2014-2019 keine Überkompensation erhalten hat. Daher kommt die Kommission zu 
dem Schluss, dass auch der Liegeplatzvorrang das dritte Altmark-Kriterium erfüllt.

(69) Im Einzelnen: Minoan Lines Shipping, La Méridionale, Moby, Grandi Navi Veloci, Libertylines, Grimaldi Group, Corsica Ferries, SNAV 
und Caronte & Tourist. Andere Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe (wie beispielsweise Caremar, CIN oder Siremar) waren 
aus der Vergleichsgruppe ausgeschlossen.
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5.1.2.4. Vier tes  Al tm ark- Kr i t er i um

(218) Das vierte Altmark-Kriterium ist erfüllt, wenn der Empfänger eines Ausgleichs für die Erbringung einer 
Dienstleistung im öffentlichen Interesse im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens ausgewählt wurde, das die 
Auswahl desjenigen Bieters ermöglicht, der die gewünschte Dienstleistung zu den geringsten Kosten für die 
Allgemeinheit erbringen kann, oder, sollte dies nicht der Fall sein, wenn der Ausgleich unter Berücksichtigung der 
Kosten eines effizienten Unternehmens berechnet wurde.

(219) Nach Randnummer 63 der DAWI-Mitteilung besteht die einfachste Möglichkeit für Behörden, das vierte Altmark- 
Kriterium zu erfüllen, darin, eine offene, transparente und diskriminierungsfreie öffentliche Ausschreibung gemäß 
der Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (70) und der Richtlinie 2004/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (71) durchzuführen.

(220) Die Kommission stellt fest, dass in der vorliegenden Sache das Ausschreibungsverfahren vor dem Inkrafttreten der 
Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (72) (die für öffentliche Aufträge über den Betrieb 
von Seeverkehrsdiensten gilt) und der Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (73)
erfolgte. Zu jener Zeit waren die Richtlinie 2004/17/EG und die Richtlinie 2004/18/EG noch in Kraft. Die Richtlinie 
2004/17/EG gilt jedoch nicht für die von Laziomar angebotene Art von Seeverkehrsdiensten. Tatsächlich wird in 
Artikel 5 der Richtlinie 2004/17/EG klargestellt, dass nur Verkehrsleistungen per Schiene, automatischen Systemen, 
Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder Kabel in ihren Anwendungsbereich fallen.

(221) Öffentliche Aufträge, die von öffentlichen Auftraggebern im Rahmen der Nutzung von Dienstleistungstätigkeiten für 
die See-, Küsten- oder Binnenschifffahrt vergeben werden, fallen stattdessen in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2004/18/EG, wie in deren Erwägungsgrund 20 festgelegt. Allerdings sind Schifffahrtsdienste auch in 
Anhang II Teil B dieser Richtlinie aufgeführt, was bedeutet (74), dass sie nur Artikel 23 und Artikel 35 Absatz 4 der 
Richtlinie unterliegen. Entsprechend unterliegt ein öffentlicher Auftrag für Seeverkehrsdienstleistungen nach 
Richtlinie 2004/18/EG nur den Verpflichtungen hinsichtlich der technischen Spezifikationen (Artikel 23) und der 
Verpflichtung zur Veröffentlichung einer Bekanntmachung über die Auftragsvergabe (nachdem der Auftrag 
vergeben wurde, d. h. am Ende und nicht zu Beginn des Vergabeverfahrens — Artikel 35 Absatz 4). Alle anderen in 
Richtlinie 2004/18/EG vorgesehenen Vorschriften — einschließlich der Bestimmungen über den Inhalt der zu 
veröffentlichenden Bekanntmachungen (Artikel 36 Absatz 1) und der Bestimmungen über die Auswahlkriterien 
(Artikel 45 bis 52) — sind nicht auf öffentliche Aufträge für Seeverkehrsdienste anwendbar.

(222) Darüber hinaus gilt die Richtlinie 2004/18/EG in jedem Fall nicht für Dienstleistungskonzessionen im Sinne ihres 
Artikels 1 Absatz 4. (75) Die Kommission merkt an, dass Dienstleistungskonzessionen (und öffentliche Aufträge) mit 
einem gewissen grenzüberschreitenden Interesse gleichwohl den im AEUV festgelegten allgemeinen Grundsätzen der 
Transparenz, Nichtdiskriminierung und Gleichbehandlung unterliegen.

(223) Auf der Grundlage der obigen Ausführungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass Richtlinie 2004/18/EG 
nur im Falle eines öffentlichen Auftrags Anwendung finden kann, nicht aber, wenn es sich um eine Dienstleistungs­
konzession handelt. Da es in der vorliegenden Sache außerdem um Schifffahrtsdienste im Rahmen eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags geht, wären nur einige der Anforderungen dieser Richtlinie wie oben dargestellt anwendbar. 
Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass sie sich nicht allein auf die Einhaltung der 
Richtlinien über die Vergabe öffentlicher Aufträge stützen kann, um die Erfüllung des vierten Altmark-Kriteriums 

(70) Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung 
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste (ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 1).

(71) Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge (ABl. L 134 vom 30.4.2004, S. 114).

(72) Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65).

(73) Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch 
Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243).

(74) Gemäß Artikel 21 der Richtlinie 2004/18/EG.
(75) Artikel 1 Nummer 4 der Richtlinie 2004/18/EG lautet: „‚Dienstleistungskonzessionen‘ sind Verträge, die von öffentlichen Dienstleis­

tungsaufträgen nur insoweit abweichen, als die Gegenleistung für die Erbringung der Dienstleistungen ausschließlich in dem Recht 
zur Nutzung der Dienstleistung oder in diesem Recht zuzüglich der Zahlung eines Preises besteht.“
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nachzuweisen. Aus diesem Grund bewertet die Kommission im Folgenden, ob das von Italien angewandte Ausschrei­
bungsverfahren wettbewerblich, transparent, diskriminierungsfrei und bedingungsfrei war. Bei dieser Bewertung 
stützt sich die Kommission auf die einschlägigen Leitlinien aus ihrer Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen 
Beihilfe (76) (insbesondere die Randnummern 89 ff.) und die DAWI-Mitteilung (insbesondere die 
Randnummern 63 ff.).

Wettbewerblicher und transparenter Charakter der Ausschreibung

(224) Randnummer 90 der Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen Beihilfe besagt, dass ein Ausschreibungsverfahren 
wettbewerblich (77) sein muss, damit alle interessierten und qualifizierten Bieter teilnehmen können. Ferner muss das 
Verfahren nach Randnummer 91 dieser Bekanntmachung transparent sein, damit alle interessierten Bieter in jeder 
Phase des Ausschreibungsverfahrens in gleicher Weise ordnungsgemäß informiert sind. In dieser Randnummer wird 
auch betont, dass der Zugang zu Informationen, das Gewähren von ausreichend Zeit für interessierte Bieter und die 
Klarheit der Auswahl- und Zuschlagskriterien für ein transparentes Auswahlverfahren von entscheidender 
Bedeutung sind. Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die Ausschreibung hinreichend bekannt gemacht 
werden muss, damit alle potenziellen Bieter davon Kenntnis erlangen können.

(225) In der vorliegenden Sache wurde die Aufforderung zur Abgabe einer Interessenbekundung im Amtsblatt der 
Europäischen Union, im Amtsblatt der Italienischen Republik, in vier regionalen und überregionalen Tageszeitungen 
sowie auf der Webseite der Region Latium veröffentlicht (siehe Erwägungsgrund 58). In der Aufforderung wurde 
jeder, der „die Kontinuität des Seeverkehrsdienstes gewährleisten“ könnte, aufgefordert, sein Interesse zu bekunden, 
und es wurden keine weiteren Bedingungen gestellt. Potenzielle Bieter erhielten ausreichend Zeit, um ihr Interesse 
angemessen zu bekunden und so am weiteren Prozess teilnehmen zu können. Die Kommission ist daher der 
Auffassung, dass die Region Latium ihre Absicht, Laziomar zu verkaufen und den öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
zu vergeben, auf breiter Basis bekannt gemacht hat und so alle potenziellen Bieter erreicht werden konnten.

(226) Darüber hinaus sind den Bietern sämtliche Unterlagen und Informationen zur Verfügung zu stellen, die sie 
benötigen, um am Ausschreibungsverfahren teilzunehmen und das zum Verkauf stehende Unternehmen korrekt 
beurteilen zu können. Derartige Informationen sind den potenziellen Bietern auf transparente und diskriminie­
rungsfreie Weise zur Verfügung zu stellen, wobei allen interessierten Teilnehmern gleicher Zugang zu den 
relevanten Informationen zu gewähren ist.

(227) Erstens wurde im Aufruf zur Interessenbekundung erwähnt, dass die Bieter in der Lage sein müssen, „die Kontinuität 
des Seeverkehrsdienstes zu gewährleisten“. Dies war das einzige Auswahlkriterium, das Italien anwendete, um zu 
bestimmen, ob ein Interessent an der Ausschreibung teilnehmen durfte oder nicht. Zwar wurde im Aufruf nicht 
angegeben, wie die Bieter die Erfüllung dieser Anforderung nachweisen konnten, doch bedeutete dies automatisch, 
dass alle geeigneten Nachweise verwendet werden konnten. (78) Die Kommission ist der Auffassung, dass dieses 
Auswahlkriterium für alle interessierten Bieter klar und im Hinblick auf das verfolgte Ziel auch gerechtfertigt war.

(228) Zweitens wurde den interessierten Parteien durch das Gesetz von 2009 deutlich gemacht, dass nach Abschluss des 
Ausschreibungsverfahrens ein neuer Vertrag/öffentlicher Dienstleistungsvertrag geschlossen würde und dass der 
jährliche Betrag der Ausgleichszahlungen für die Erbringung der öffentlichen Dienstleistungen auf höchstens 
10 030 606 Mio. EUR pro Jahr festgesetzt wäre. Darüber hinaus wurde in dem Aufruf zur Interessenbekundung 
angegeben, dass das Ziel der Verkauf des Geschäftsbetriebs von Laziomar zu einem Festpreis von 2 272 000 EUR 
war. Des Weiteren wurden, wie von Italien bestätigt, den sieben Parteien, die zu der nächsten Phase des Ausschrei­
bungsverfahrens zugelassen wurden, alle relevanten Informationen über den Umfang des Verkaufs, einschließlich 
des Entwurfs des zwischen dem Käufer und Italien abzuschließenden öffentlichen Dienstleistungsvertrags, zur 
Verfügung gestellt. Dies ermöglichte es den Parteien, sich zu entscheiden, ob sie an dem Bieterverfahren teilnehmen 
wollten oder nicht, und gegebenenfalls die Höhe ihres Gebots festzulegen. Auf dieser Grundlage ist die Kommission 
der Auffassung, dass aus dem Aufruf zur Interessenbekundung hinreichend klar hervorging, dass der Verkauf den 
mit einem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag gebündelten Geschäftsbetrieb von Laziomar betraf. Nach der 
Interessenbekundung erhielten die Parteien Zugang zu allen Informationen, die sie benötigten, um über eine 
mögliche Angebotsabgabe zu entscheiden.

(76) Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der staatlichen Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. C 262 vom 19.7.2016, S. 1).

(77) In der Bekanntmachung zum Begriff der staatlichen Beihilfe merkt die Kommission an, dass die Unionsgerichte im Zusammenhang 
mit staatlichen Beihilfen oftmals die Bezeichnung „offenes” Ausschreibungsverfahren verwenden. Die Verwendung der Bezeichnung 
„offen”, entspricht jedoch keinem spezifischen Verfahren gemäß den Richtlinien über die Vergabe öffentlicher Aufträge. Die 
Kommission ist daher der Ansicht, dass die Bezeichnung „wettbewerblich“ angemessener erscheint. In der oben genannten 
Bekanntmachung merkt die Kommission außerdem an, dass die materiellen Bedingungen aus der Rechtsprechung von dieser 
begrifflichen Auffassung unberührt bleiben.

(78) Außerdem war, wie bereits erläutert (siehe Erwägungsgrund 221), Artikel 36 Absatz 1 der Richtlinie 2004/18/EG auf diese 
Ausschreibung nicht anwendbar. Daher war Italien nicht verpflichtet, im Aufruf zur Interessenbekundung weitere Angaben zu den 
Auswahlkriterien zu machen.
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(229) Drittens stellt die Kommission fest, dass eine beachtliche Zahl an potenziellen Bietern auf den Aufruf zur Interessen­
bekundung reagierte. Alle sieben Unternehmen, die zu der nächsten Phase des Ausschreibungsverfahrens eingeladen 
wurden, erhielten von der Region Latium detaillierte Informationen über das Verfahren. Ansonsten war Italien im 
Einklang mit den Bestimmungen der Richtlinie 2004/18/EG offenbar nicht verpflichtet, in dem Aufruf zur 
Interessenbekundung noch andere Informationen zur Verfügung zu stellen als den Hinweis auf die zu 
gewährleistende Kontinuität bei der Erbringung der Dienstleistung im öffentlichen Interesse und den Verweis auf die 
rechtlichen Vorschriften, mit denen diese Dienstleistung reguliert wird (siehe Erwägungsgrund 221).

(230) Viertens enthielt der Aufruf die notwendigen Mindestinformationen für die Abgabe einer Interessenbekundung (d. h. 
den Hinweis auf die Kontinuität der Dienstleistung im öffentlichen Interesse) und konnte daher nicht zum 
Ausschluss ansonsten interessierter Anbieter von Seeverkehrsdiensten geführt haben. Dass die Kontinuität der 
öffentlichen Dienstleistung und die Anbindung der Pontinischen Inseln an das Festland gewährleistet werden 
sollten, war eine Entscheidung der Planungsbehörden. Wie bereits erläutert, wurde diese Voraussetzung allen 
potenziellen Betreibern, die ein Interesse an der Teilnahme am Ausschreibungsverfahren geäußert hatten, im Vorfeld 
mitgeteilt. Daher ist die Kommission der Auffassung, dass Italien zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens keinerlei 
Einfluss auf potenzielle Bieter hatte, was zeigt, dass es nicht die Absicht der Planungsbehörden war, durch die 
Aufnahme der zwingenden Vorgabe einer Fortführung des öffentlichen Dienstes einen bestimmten potenziellen 
Bieter für die Vergabe des öffentlichen Dienstleistungsauftrags und des Eigentums am Geschäftsbetrieb von 
Laziomar zu bevorzugen. Die Kommission stellt ferner fest, dass alle relevanten Informationen bezüglich der 
Auswahlkriterien und des weiteren Verlaufs des Verfahrens in dem Aufforderungsschreiben, das allen sieben zur 
Angebotsphase zugelassenen Parteien übermittelt wurde, aufgeführt waren.

(231) Im Beschluss von 2012 hatte die Kommission Zweifel hinsichtlich bestimmter, in der Ausschreibung festgelegter 
finanzieller Anforderungen (siehe Erwägungsgrund 109) geäußert, die der öffentliche Dienstleistungsvertrag den 
Bietern zusätzlich zu den üblichen qualitativen Bedingungen auferlegt, die im Rahmen gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen in jedem Fall gestellt werden. Darüber hinaus bezweifelte die Kommission, dass derartige 
Anforderungen in einem Fall wie dem vorliegenden anerkannt werden könnten, bei dem das gesamte Unternehmen 
zum Kauf angeboten wird.

(232) Im Verlauf des Prüfverfahrens erhielt die Kommission jedoch Informationen, die ihre Bedenken ausgeräumt haben. 
Insbesondere nahm Italien diejenigen finanziellen Anforderungen (wie beispielsweise ein bestimmtes im 
Seeverkehrssektor erzieltes Umsatzvolumen) aus der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots heraus, aufgrund 
derer nur Schifffahrtsunternehmen an der Ausschreibung hätten teilnehmen können (siehe Erwägungsgrund 125). 
Die Kommission stellt hierzu fest, dass Carpoint Motorsport S.p.A. (das nach allgemein zugänglichen Informationen 
im Bereich des Groß- und Einzelhandels mit Kraftfahrzeugen tätig ist) eines der Unternehmen war, die Interesse an 
der Teilnahme an der Ausschreibung bekundet hatten (siehe Erwägungsgrund 61).

(233) Die Kommission begrüßt außerdem die Initiative der Region Latium, eine möglichst breite Beteiligung am Ausschrei­
bungsverfahren zu ermöglichen, indem es interessierten Bietern gestattet wurde, im Verbund mit anderen Bietern, 
d. h. in Form von befristeten Bietergemeinschaften, Konsortien oder Europäischen Wirtschaftlichen Interessenverei­
nigungen, am Ausschreibungsverfahren teilzunehmen (siehe Erwägungsgrund 60).

(234) Auf der Grundlage der obigen Ausführungen ist die Kommission der Auffassung, dass das Ausschreibungsverfahren 
insgesamt gesehen wettbewerblich und transparent war. Insbesondere wurde die Absicht der Region Latium, den 
Geschäftsbetrieb von Laziomar zu veräußern und mit dem erfolgreichen Bieter einen neuen öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrag mit einer Laufzeit von zehn Jahren abzuschließen, auf breiter Basis bekannt gemacht, sodass alle 
potenziellen Bieter auf den betreffenden regionalen oder internationalen Märkten erreicht wurden. Darüber hinaus 
berücksichtigt die Kommission, dass potenzielle Bieter problemlos ihr Interesse bekunden konnten und zu diesem 
Zeitpunkt keine Verpflichtungen eingingen. Vorausgesetzt, sie konnten die Erfüllung des einzigen 
Auswahlkriteriums nachweisen (nämlich die Gewährleistung der Kontinuität der Dienstleistung), erhielten 
potenzielle Bieter alle notwendigen Informationen und entsprechend Zeit, um entscheiden zu können, ob und in 
welcher Höhe sie ein Angebot für den Geschäftsbetrieb von Laziomar abgeben wollten. Aus diesen Gründen 
betrachtet die Kommission ihre Zweifel dahin gehend, dass das Ausschreibungsverfahren aufgrund möglicher 
Mängel in der Aufforderung zur Interessenbekundung nicht ausreichend transparent war, als ausgeräumt.

Diskriminierungsfreier Charakter des Ausschreibungsverfahrens

(235) In Randnummer 92 der Bekanntmachung über den Begriff der staatlichen Beihilfe wird betont, dass die diskriminie­
rungsfreie Behandlung aller Bieter in allen Phasen des Verfahrens sowie objektive, vorher mitgeteilte Auswahl- und 
Zuschlagskriterien unerlässlich sind, um sicherzustellen, dass die sich aus dem Verfahren ergebende Transaktion den 
Marktbedingungen entspricht. Darüber hinaus ist in dieser Randnummer festgelegt, dass zur Gewährleistung der 
Gleichbehandlung die Zuschlagskriterien einen objektiven Vergleich und eine objektive Bewertung der Angebote 
ermöglichen sollten.
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(236) Wie vorstehend erwähnt (Erwägungsgrund 227), enthielt der Aufruf zur Interessenbekundung nur eine Bedingung, 
und zwar, dass die Bieter in der Lage sein mussten, „die Kontinuität des Seeverkehrsdienstes zu gewährleisten“. Alle 
acht Parteien, die auf den Aufruf reagierten und ihr Interesse bekundeten, waren sich dieser Verpflichtung bewusst. 
Die Kommission ist der Auffassung, dass diese Bedingung objektiv war und allen interessierten Parteien im Aufruf 
zur Interessenbekundung hinreichend deutlich gemacht wurde.

(237) Die sieben von acht interessierten Bietern, die zu der nächsten Phase des Ausschreibungsverfahrens zugelassen 
wurden, wurden zur Abgabe eines Angebots aufgefordert und erhielten dazu alle dieselben Informationen (siehe 
Erwägungsgrund 61).

(238) Die im Beschluss von 2011 von der Kommission geäußerten Zweifel, dass der Aufruf zur Interessenbekundung nicht 
hinreichend diskriminierungsfrei war, sind damit ausgeräumt. Alle Parteien wurden während der verschiedenen 
Phasen des Ausschreibungsverfahrens korrekt und gleichwertig informiert, sodass sie ein Angebot in voller Kenntnis 
des Verfahrens und der Voraussetzungen abgeben konnten. Die Kommission ist außerdem der Auffassung, dass die 
Zuschlagskriterien einen objektiven Vergleich und eine objektive Bewertung der Angebote ermöglichten.

Erbringung der Dienstleistung zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit

(239) Randnummer 65 der DAWI-Mitteilung sieht vor, dass nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs bei einer 
öffentlichen Ausschreibung das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe nur dann ausgeschlossen werden kann, wenn das 
Verfahren gewährleistet, dass sich derjenige Bewerber ermitteln lässt, der diese Dienste zu „den geringsten Kosten für 
die Allgemeinheit“ erbringen kann.

(240) In der vorliegenden Sache ist der neue öffentliche Dienstleistungsvertrag nicht allein ausgeschrieben worden, 
sondern gebündelt mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar. Italien entschied sich für einen festen, nicht 
verhandelbaren Kaufpreis (auf der Grundlage einer unabhängigen Sachverständigenbewertung) für den 
Geschäftsbetrieb von Laziomar und erteilte bezüglich des Dienstleistungsvertrags dem wirtschaftlich günstigsten 
Angebot den Zuschlag, wobei der Preis mit 30 Punkten und die technischen Kriterien mit 70 Punkten gewichtet 
wurden (siehe Erwägungsgrund 62).

(241) Im Hinblick auf die Auswahl des wirtschaftlich günstigsten Angebots heißt es in Randnummer 67 der DAWI- 
Mitteilung, dass das „wirtschaftlich günstigste Angebot“ (neben dem „günstigsten Preis“) auch als ausreichend 
betrachtet wird, um das vierte Altmark-Kriterium zu erfüllen, „sofern die Vergabekriterien … eng mit dem 
Gegenstand der erbrachten Dienstleistung im Zusammenhang stehen und das wirtschaftlich günstigste Angebot 
dem Marktwert entspricht“. (79)

(242) Die Kommission stellt fest, dass Italien Wert darauf legte, einen Betreiber auszuwählen, der unter Berücksichtigung 
gewisser Anforderungen in der Lage sein würde, die öffentliche Dienstleistung auf einem technisch und qualitativ 
hohen Niveau anzubieten. Im Hinblick auf die Unterteilung der erreichbaren Höchstpunktzahl für das technische 
Angebot (70 Punkte) und das wirtschaftliche Angebot (30 Punkte) bei der Entscheidung über den Zuschlag nach 
dem Kriterium des wirtschaftlich günstigsten Angebots hat Italien unter Verweis auf eine Stellungnahme des 
italienischen Staatsrats (siehe Erwägungsgrund 126) auf die Bedeutung der qualitativen Aspekte eines Angebots 
hingewiesen, um übermäßige Preisanpassungen nach unten zu verhindern, die ohne Einbußen bei der Qualität der 
öffentlichen Dienstleistung nicht aufrechtzuerhalten wären. Gleichzeitig habe es diese Aufteilung ermöglicht, einen 
besseren Preis für die Dienstleistung zu erreichen (siehe Erwägungsgrund 127).

(243) Die Aufforderung zur Angebotsabgabe enthielt alle notwendigen Informationen für das Ausfüllen des technischen 
und finanziellen Angebots. Im Hinblick auf das technische Angebot mussten die sieben Betreiber von Seeverkehrs­
diensten, die zu einer Angebotsabgabe aufgefordert wurden, detaillierte Informationen einreichen, mit denen die 
über die gesamte Dauer der Betrauung geltenden Modalitäten und Bedingungen des Managements beschrieben 
wurden. Insbesondere hatten die Betreiber die Erfüllung folgender Punkte nachzuweisen: i) gezielte Initiativen zur 
Verbesserung des Managements (z. B. Servicehandbuch, Marketing- und Kommunikationspolitik, Webmarketing- 
Konzept, Optimierung von Personal und Schiffen — 10 Punkte); ii) getroffene Vorkehrungen für die Erneuerung der 
Flotte (z, B. Ausarbeitung eines Durchschnittsalters der Flotte, Erfüllung der Mindestanforderungen im Hinblick auf 
funktionale Eigenschaften der Schiffe wie beispielsweise Größe, Komfort, Geschwindigkeit, Sicherheitssysteme 
usw. — 40 Punkte); iii) Zuteilung von Schiffen zur Ergänzung der bestehenden Flotte (d. h. Auflistung der 
technischen Merkmale aller Schiffe (einschließlich der jeweils befahrenen Route), welche der Betreiber für die 
Erfüllung der Dienstleistungen einzusetzen gedenkt — 20 Punkte). Diese Anforderungen stehen offensichtlich in 

(79) Siehe auch Randnummer 96 der Bekanntmachung über den Begriff der staatlichen Beihilfe.
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engem Zusammenhang mit der Erbringung des Seeverkehrsdienstes und steigern dessen Nutzwert. Die Kommission 
ist daher der Ansicht, dass die Auswahl des wirtschaftlich günstigsten Angebots für die Dienstleistung gebündelt mit 
dem Verkauf des Geschäftsbetriebs von Laziomar es Italien ermöglichte, wirksamen Wettbewerb zu schaffen und 
eine Dienstleistung mit dem größtmöglichen Wert und zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit zu erhalten. 
In diesem Zusammenhang nimmt die Kommission zur Kenntnis, dass der an CLN gezahlte jährliche Ausgleich für 
die Erbringung der Seeverkehrsdienstleistungen deutlich unter dem jährlichen Höchstbetrag lag, der von der Region 
Latium zu Beginn des Ausschreibungsverfahrens für die Ausgleichsleistung vorgeschlagen worden war (siehe 
Erwägungsgrund 75).

(244) Was insbesondere die Bündelung der Dienstleistung mit dem Kauf des Geschäftsbetriebs von Laziomar anbelangt, so 
war die Kommission im Beschluss von 2012 der vorläufigen Ansicht, dass die Ausschreibung des neuen öffentlichen 
Dienstleistungsvertrags ohne die Verpflichtung, die für die Erbringung der Dienstleistung erforderlichen Schiffe von 
Laziomar zu übernehmen, zu niedrigeren Kosten für die Allgemeinheit geführt hätte.

(245) Die Kommission ist vorstehend bereits zu dem Schluss gekommen, dass das Ausschreibungsverfahren ausreichend 
transparent und diskriminierungsfrei war, um so vielen potenziellen Bietern wie möglich eine Teilnahme am 
Vergabeverfahren zu ermöglichen. Tatsächlich reagierten acht Betreiber von Seeverkehrsdiensten mit einer 
Beteiligung auf die weitverbreitete Veröffentlichung des Aufrufs zur Interessenbekundung, und sieben von ihnen 
wurden zur Angebotsphase zugelassen. In dem Aufforderungsschreiben an diese sieben Betreiber wurden ihnen alle 
wesentlichen Informationen bezüglich des Vergabeverfahrens übermittelt.

(246) Im Anschluss an die Verfahrensphase der Interessenbekundung wurde ein Angebot abgegeben (von CLN), welches 
die Region Latium unter Berücksichtigung des technischen und finanziellen Angebotsteils auswertete.

(247) Die obligatorische Bedingung, die Kontinuität der öffentlichen Dienstleistung zu gewährleisten, und die Bündelung 
der Vermögenswerte mit den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen sind eng miteinander verknüpft. Durch die 
Bündelung des Verkaufs von Laziomar mit einem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag unterliegt der Käufer 
(CLN) automatisch der Verpflichtung, die Kontinuität der Dienstleistungen im öffentlichen Interesse zu 
gewährleisten; außerdem wird der Liegeplatzvorrang auf ihn übertragen. Die Kommission ist der Ansicht, dass die 
Bündelung des Geschäftsbetriebs von Laziomar mit dem neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag und der 
Übertragung des Liegeplatzvorrangs aus folgenden Gründen nicht zu einem niedrigeren Verkaufswert führten, als 
wenn die Vermögenswerte und der Vertrag getrennt veräußert worden wären.

(248) Der Geschäftsbetrieb von Laziomar diente ausschließlich dem Zweck der Erbringung der Dienstleistung im 
öffentlichen Interesse und der Gewährleistung der territorialen Anbindung. Tatsächlich wurden und werden 
sämtliche Schiffe von Laziomar für die Erbringung der öffentlichen Dienstleistung eingesetzt. Es kann daher nicht 
geltend gemacht werden, dass ein privater Verkäufer einen höheren Preis erzielt hätte, wenn diese Schiffe (oder ein 
Teil von ihnen) ohne die genannte Bedingung verkauft worden wären. Nach den von Italien vorgelegten 
Informationen und einem unabhängigen, von der Region Latium in Auftrag gegebenen Sachverständigengutachten 
(siehe Erwägungsgründe 66 und 67) haben die Schiffe von Laziomar ein fortgeschrittenes Alter (zwischen 22 
und 32 Jahren) und der Zustand ihrer Motoren und anderer Materialien (z. B. die Baumaterialien der Schiffsrümpfe) 
erfordert nach den vielen Gebrauchsjahren und Betriebsstunden Modernisierungs- und Wartungsmaßnahmen. 
Daher würde ein geringes kommerzielles Interesse an den Schiffen bestehen, das sich allenfalls auf einen Kauf zu 
Investitionszwecken mit kurzfristigen Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen beschränken würde. Es 
erscheint daher wenig wahrscheinlich, dass diese Schiffe für andere Seeverkehrszwecke als dem der Fortführung des 
öffentlichen Dienstes zu einem höheren als dem veranschlagten Preis hätten veräußert werden können.

(249) Darüber hinaus hält die Kommission es für unwahrscheinlich, dass potenzielle Bieter im Falle eines gesonderten 
Verkaufs von Laziomar über derart umfangreiche Ressourcen (vier Schiffe sowie industrielle und kommerzielle 
Ausrüstung) für den sofortigen Wiedereinsatz zur Erfüllung der im neuen Dienstleistungsvertrag festgelegten 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verfügt hätten. Dies gilt insbesondere, da der neue Dienstleistungsvertrag 
spezifische Anforderungen an die Schiffe enthält, die auf den verschiedenen Routen mit gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen einzusetzen sind (siehe Erwägungsgrund 243). Jeder Betreiber mit den entsprechenden Ressourcen 
hätte diese wahrscheinlich bereits auf anderen Routen im Einsatz und ihre Neuverwendung im Einklang mit dem 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag hätte zwangsläufig zum Verlust von Einnahmen aus ihrer früheren 
Nutzung geführt.

(250) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die Bündelung dieser Schiffe mit dem öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrag es ermöglichte, einen höheren Preis für die Schiffe von Laziomar zu erzielen, da der Käufer als 
Gegenleistung für den Betrieb der Schiffe auf den Routen mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen Ausgleich­
zahlungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen über einen Zeitraum von zehn Jahren erhalten würde. 
Darüber hinaus hätte jeder marktwirtschaftlich handelnde Verkäufer beschlossen, Laziomar zusammen mit einem 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag zu verkaufen, um so den höchsten Preis zu erzielen. Hieraus schließt die 
Kommission, dass Italien keine Bedingungen gestellt hat, die geeignet gewesen wären, den Preis zu drücken, oder die 
ein privater Verkäufer nicht verlangt hätte.
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(251) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass ihre Bedenken, die Ausschreibung des neuen öffentlichen 
Dienstleistungsvertrags gebündelt mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar hätte möglicherweise keine geringeren 
Kosten für die Allgemeinheit zur Folge, ausgeräumt sind.

(252) In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen ist die Kommission der Ansicht, dass die Auswahl des wirtschaftlich 
günstigsten Angebots für den neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrag gebündelt mit dem Geschäftsbetrieb von 
Laziomar dazu führte, dass bis zum Ende des Ausschreibungsverfahrens echter Wettbewerb bestand.

Strenge Schutzvorkehrungen bei der Gestaltung des Verfahrens, wenn nur ein Angebot abgegeben wird

(253) Auf Grundlage der vorstehenden Bewertung (siehe Erwägungsgründe 224 bis 252) kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass das Ausschreibungsverfahren im Einklang mit den Vorschriften für die Vergabe öffentlicher Aufträge 
offen, transparent und diskriminierungsfrei war. In Randnummer 68 der DAWI-Mitteilung ist jedoch ausgeführt, 
dass „bei Ausschreibungen, bei denen nur ein einziges Angebot abgegeben wird, nicht davon ausgegangen werden 
kann, dass durch das Verfahren hinreichend sichergestellt ist, dass die geringsten Kosten für die Allgemeinheit 
verursacht werden“.

(254) Da im Ausschreibungsverfahren für Laziomar (welches die Ausschreibung des neuen öffentlichen Dienstleistungs­
vertrags mit einschloss) nur CLN ein Angebot abgegeben hat, würde eine solche Ausschreibung normalerweise 
nicht ausreichen, um sicherzustellen, dass dem erfolgreichen Bieter kein Vorteil gewährt wird.

(255) Allerdings hat die Kommission den in Randnummer 68 der DAWI-Mitteilung ausgedrückten Standpunkt in ihren 
Ausführungen im DAWI-Leitfaden (80) differenziert, in dem sie feststellt, dass dies nicht bedeutet, „dass es keine Fälle 
geben kann, in denen aufgrund besonders strenger Vorkehrungen bei der Ausgestaltung des Verfahrens auch ein 
Verfahren, in dessen Rahmen nur ein einziges Angebot eingereicht wird, ausreichend sein kann, um die Erbringung 
der Dienstleistung zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit zu gewährleisten“.

(256) Die Kommission ist der Auffassung, dass in der vorliegenden Sache derartige Vorkehrungen getroffen wurden. Diese 
bestanden aus folgenden Elementen:

1) Das Ausschreibungsverfahren wurde so organisiert, dass das Interesse potenzieller Bieter maximiert wurde. 
Darüber hinaus mussten diese potenziellen Bieter keine aufwendigen Verfahren durchlaufen und keine 
erheblichen Kosten auf sich nehmen, um ihr Interesse zu bekunden. Im Ergebnis wurden Interessensbe­
kundungen von acht Unternehmen eingereicht, von denen sieben zur Abgabe eines Angebots aufgefordert 
wurden (siehe Erwägungsgrund 237).

2) Italien entschied sich für ein nichtoffenes Ausschreibungsverfahren für die Vergabe des Dienstleistungsvertrags 
(siehe Erwägungsgrund 59). Dabei handelt es sich um ein zweistufiges Verfahren, bei dem nur diejenigen 
Betreiber ein Angebot abgeben dürfen, die zur Angebotsphase zugelassen worden sind. Nach Randnummer 66 
der DAWI-Mitteilung kann „auch bei nichtoffenen Verfahren … das vierte Altmark-Kriterium erfüllt sein, es sei 
denn, interessierten Betreibern wird es ohne stichhaltige Begründung versagt, Angebote einzureichen“. In dem 
vorliegenden Verfahren wurden sieben potenzielle Bieter (von ursprünglich acht interessierten Parteien) zu der 
Angebotsphase zugelassen (siehe Erwägungsgrund 61), was belegt, dass ein echter Wettbewerb bis zum Ende 
des Ausschreibungsverfahrens möglich war. In einem nichtoffenen Verfahren wird potenziellen Bietern in der 
Regel mehr Zeit dafür eingeräumt, ihr Angebot vor der Einreichung zu prüfen. Die Kommission ist der 
Auffassung, dass ihrem Profil nach zu urteilen zumindest fünf der verbliebenen potenziellen Bieter (NLG, 
Traghetti Lines, Navigazione Generale Italiana S.p.A., Vetor und Ustica Lines, das mittlerweile unter dem Namen 
Liberty Lines aktiv ist) angesichts ihrer Erfahrung und ihrer finanziellen Ressourcen in der Lage gewesen wären, 
ein Angebot abzugeben, bzw. Grund hatten, an der Abgabe eines Angebots interessiert zu sein. Von diesen 
waren NLG und Vetor bereits auf einigen der von Laziomar bedienten Routen tätig (siehe Tabelle 9), während es 
sich bei den übrigen Unternehmen um etablierte Anbieter von Seeverkehrsdiensten mit nationaler und 
internationaler Reichweite handelte.

3) Die an die sieben interessierten Betreiber übermittelte Aufforderung zur Abgabe eines Angebots enthielt einen 
Festpreis für alle Anteile an Laziomar in Höhe von 2 272 000 EUR, der nicht verhandelbar war (siehe 
Erwägungsgrund 62). Die Kommission stellt fest, dass der Kaufpreis für Laziomar auf der Grundlage einer 
unabhängigen Sachverständigenbewertung bestimmt wurde, die auf den zu jenem Zeitpunkt relevanten 
wirtschaftlichen und marktbezogenen Gegebenheiten beruhte, und als Festpreis in das Ausschreibungsverfahren 
aufgenommen wurde. Sämtliche Teilnehmer hatten Kenntnis von diesem Preis und erhoben keine Einwände im 
Hinblick auf dessen Umfang und Höhe. Darüber hinaus enthielt die Aufforderung zur Angebotsabgabe den 
jährlichen Höchstbetrag der Ausgleichszahlung für die Dienstleistung im öffentlichen Interesse, der von der 
Region Latium auf 14 300 550 EUR pro Jahr (ohne MwSt. und zahlbar über einen Zeitraum von zehn Jahren) 

(80) Siehe insbesondere die Antwort der Kommission auf Frage 68 in der Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen „Leitfaden zur 
Anwendung der Vorschriften der Europäischen Union über staatliche Beihilfen, öffentliche Aufträge und den Binnenmarkt auf 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ vom 29. April 2013 
(http://ec.europa.eu/competition/state_aid/overview/new_guide_eu_rules_procurement_de.pdf).
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festgesetzt wurde. Alle Teilnehmer wurden dazu aufgefordert, im Vergleich zu diesem jährlichen 
Ausgleichsbetrag bessere Angebote anhand bestimmter technischer Kriterien abzugeben. Damit wurde eine 
besonders starke Schutzvorkehrung in das Verfahren aufgenommen, mit der sichergestellt werden sollte, dass 
nicht nur das günstigste Angebot im Hinblick auf den zu leistenden Ausgleich erzielt wurde (und damit das 
Kriterium der geringsten Kosten für die Allgemeinheit gewahrt wurde), sondern gleichzeitig Bieter nicht von der 
Abgabe eines Angebots abgehalten wurden.

(257) Die Kommission ist der Auffassung, dass das Ausschreibungsverfahren angesichts der genannten Schutzvor­
kehrungen ausreichend war, um die Erbringung der Dienstleistung zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit 
zu gewährleisten, auch wenn letztendlich nur ein Angebot abgegeben wurde. (81)

(258) Auf der Grundlage der vorstehenden Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass das vierte 
Altmark-Kriterium in der vorliegenden Sache erfüllt ist.

(259) Da die vier Voraussetzungen, die der Gerichtshof in der Rechtssache Altmark aufgestellt hat, kumulativ erfüllt sind, 
kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die Vergabe des mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar und dem 
Liegeplatzvorrang gebündelten neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags an Laziomar dem Unternehmen und 
seinem Erwerber CLN keinen wirtschaftlichen Vorteil verschafft hat.

5.1.2.5. Sc hlus s fo lger ung

(260) Da nicht alle in Artikel 107 Absatz 1 AEUV festgelegten Kriterien erfüllt sind, gelangt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Vergabe des mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar und dem Liegeplatzvorrang gebündelten 
neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags an Laziomar und seinen Erwerber CLN keine staatliche Beihilfe im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellt.

5.1.3. Die durch das Gesetz von 2010 festgelegten Maßnahmen

(261) Im Beschluss von 2011 vertrat die Kommission die vorläufige Auffassung, dass alle Maßnahmen des Gesetzesdekrets 
Nr. 125/2010, das mit Änderungen in das Gesetz von 2010 umgewandelt wurde, staatliche Beihilfen zugunsten der 
Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe darstellten, soweit die jeweiligen Begünstigten in der Lage waren, 
diese Maßnahmen zur Deckung laufender Kosten zu nutzen und dadurch ihre finanzielle Lage insgesamt zu 
verbessern.

(262) Auf der Grundlage der während des förmlichen Prüfverfahrens erhaltenen Informationen ist die Kommission der 
Auffassung, dass die drei Maßnahmen getrennt bewertet werden sollten.

5.1.3.1. Mögl iche  Ver wendung de r  für  d ie  Nachrüstung der  Schi f fe  vorgesehenen Mit te l  zur  
Deckung laufen der  Ko ste n

(263) Staatliche Mittel: Die in Rede stehenden Mittel wurden aus dem Staatshaushalt gewährt (siehe Erwägungsgrund 84) 
und ihre Verwendung zur Deckung laufender Kosten wurde durch das Gesetz von 2010 ermöglicht. Die Maßnahme 
ist daher dem Staat zuzurechnen und wird aus staatlichen Mitteln gewährt.

(264) Selektivität: Die Maßnahme wurde nur den Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe, darunter Laziomar, 
gewährt und ist daher selektiv. Der Vollständigkeit halber weist die Kommission darauf hin, dass CLN nicht in den 
Genuss dieser Maßnahme gekommen ist.

(265) Wirtschaftlicher Vorteil: Italien zufolge wurden (damals noch) Caremar die in Rede stehenden Mittel gewährt, um 
Modernisierungsarbeiten an der im Archipel der Pontinischen Inseln eingesetzten Flotte durchzuführen und sie so 
an internationale Sicherheitsnormen anzupassen. Diese Modernisierungsmaßnahmen betrafen unter anderem auch 
zwei Schiffe der Caremar-Flotte, die danach kostenlos an Laziomar übertragen wurden (siehe Erwägungsgrund 132). 
Diese Mittel wurden demnach zu keinem Zeitpunkt zur Deckung laufender Kosten verwendet (siehe 
Erwägungsgrund 132), und die Kommission hat auch keine gegenteiligen Hinweise hierzu gefunden.

(266) Da Laziomar die Mittel nicht zur Deckung laufender Kosten verwendet hat, um so Kosten zu vermeiden, die es 
normalerweise mit eigenen finanziellen Mitteln hätte decken müssen, sind die diesbezüglich im Beschluss von 2011 
geäußerten Zweifel ausgeräumt, und die Kommission ist der Ansicht, dass Laziomar aus der Nutzung dieser Mittel 
kein wirtschaftlicher Vorteil entstanden ist.

(267) Schlussfolgerung: Da nicht alle Kriterien des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfüllt sind, gelangt die Kommission zu 
dem Schluss, dass die Maßnahme keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellt.

(81) Der Vollständigkeit halber stellt die Kommission fest, dass sich die vorliegende Sache von anderen Beihilfesachen, in denen nur ein 
Angebot abgegeben wurde, unterscheidet. Siehe diesbezüglich und für eine spezifischere Begründung den Beschluss (EU) 2020/1412 
(Erwägungsgründe 404 und 405).
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5.1.3.2. Abgaben befre i unge n i m  Zu sammenhang mit  dem Pr ivat i s ier ungsve r fahren

(268) Wie in Erwägungsgrund 86 dargelegt, sind gemäß Artikel 1 des Gesetzes von 2010 bestimmte Handlungen und 
Vorgänge, die zur Privatisierung der Tirrenia-Gruppe vorgenommen wurden und die in Artikel 19-ter Absätze 1 bis 
15 des Gesetzesdekrets 135/2009, mit Änderungen in das Gesetz von 2009 umgewandelt, beschrieben sind, von 
allen Abgaben befreit, die normalerweise für diese Handlungen und Vorgänge zu entrichten wären.

(269) Die Kommission stellt zunächst fest, dass drei getrennte Übertragungsvorgänge zu beurteilen sind: 1) die 
Übertragung der ehemaligen Tirrenia-Tochtergesellschaften Caremar, Saremar und Toremar von Tirrenia auf die 
Regionen Kampanien, Sardinien und Toskana, 2) die Übertragung des Geschäftsbetriebs von Laziomar von der 
Region Kampanien auf die Region Latium und 3) die Übertragung des Geschäftsbetriebs von Laziomar von der 
Region Latium auf CLN. Die erlassenen Abgaben betreffen insbesondere die Eintragungsgebühr, die Grundbuch- 
und Hypothekeneintragungsgebühren, die Stempelsteuer (zusammen im Folgenden „indirekte Abgaben“), die 
Mehrwertsteuer und die Körperschaftssteuer. Die Begünstigten dieser Beihilfemaßnahme sind der Verkäufer, der 
Käufer oder beide. Im vorliegenden Beschluss werden nur der zweite und der dritte Übertragungsvorgang 
bewertet. (82)

(270) Die Kommission erkennt zunächst an, dass die Übertragung von Laziomars Geschäftsbetrieb von der Region 
Kampanien auf die Region Latium weder der Körperschaftssteuer (da keine Gegenleistung erbracht wurde) noch der 
Mehrwertsteuer (die nach nationalem Recht nicht auf solche Transaktionen anwendbar ist) unterlag. Was die 
indirekten Abgaben anbelangt, so waren diejenigen Abgaben, die nach nationalem Recht nur von den Erwerbern zu 
entrichten waren, in diesem Fall von der Region Latium zu entrichten, die im Rahmen ihres öffentlichen Auftrags, 
d. h. als staatliche Einrichtung, handelte. Als solche gilt sie nicht als Unternehmen. Daher wird keine der oben 
genannten Abgabenbefreiungen in diesem Beschluss weiter bewertet.

(271) Im Hinblick auf den dritten Übertragungsvorgang stellt die Kommission zunächst fest, dass gemäß dem 
Präsidialdekret Nr. 633 vom 26. Oktober 1972 Übertragungen von laufenden Betrieben oder Geschäftseinheiten 
auf ein anderes Unternehmen nicht als Güterlieferung gelten und daher von der Mehrwertsteuer befreit sind. 
Transaktionen wie der Verkauf des Geschäftsbetriebs von Laziomar an CLN unterliegen demnach nicht der 
Mehrwertsteuer, sodass Laziomar durch die Abgabenbefreiung kein Vorteil hinsichtlich der Mehrwertsteuer 
entstanden sein kann. Darüber hinaus nimmt die Kommission zur Kenntnis, dass im Kaufvertrag für den Erwerb des 
Geschäftsbetriebs von Laziomar eindeutig festgelegt ist, dass der Erwerber, d. h. CLN, sämtliche im Zusammenhang 
mit dem Kauf entstehenden Kosten (Eintragungsgebühren, Notarkosten, Grundbucheintragung usw.) zu tragen hat. 
Der Kaufvertrag enthält keinen Hinweis, dass CLN von diesen Kosten befreit gewesen wäre. Was die Befreiung von 
der Körperschaftssteuer betrifft, ist die Kommission der Ansicht, dass eine solche Steuer nur auf die durch einen 
Verkauf erzielten Erlöse anzuwenden wäre. In der vorliegenden Sache erwarb CLN aber Laziomar von der Region 
Latium, was bedeutet, dass die Transaktion für CLN eine Ausgabe darstellte und demnach keine Körperschaftssteuer 
fällig sein konnte. Daher ist diese Maßnahme nicht auf CLN anzuwenden. In Anbetracht der vorstehenden 
Ausführungen gelangt die Kommission zu dem Schluss, dass weder Laziomar noch CLN von diesen Abgabenbef­
reiungen profitiert haben.

(272) Aus diesen Gründen sind keine der oben genannten Abgabenbefreiungen als staatliche Beihilfen im Sinne des 
Artikels 107 Absatz 1 AEUV anzusehen.

5.1.3.3. Mögl ichkei t  der  Nut zung von FAS-Mit teln  zur  Deckun g laufender  Kosten

(273) In den Beschlüssen von 2011 und 2012 erwähnte die Kommission, dass den (ehemaligen) Unternehmen der 
Tirrenia-Gruppe die Möglichkeit eingeräumt worden war, FAS-Mittel zur Deckung laufender Kosten einzusetzen. Im 
Verlauf des förmlichen Prüfverfahrens stellte Italien jedoch klar, dass diese Mittel nicht als zusätzliche Ausgleichs­
leistung für Laziomar oder CLN (oder andere Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe und ihre jeweiligen 
Erwerber) gedacht waren. Die Mittel seien vielmehr bereitgestellt worden, um die für die Ausgleichszahlungen an die 
Unternehmen der ehemaligen Tirrenia-Gruppe vorgesehenen Haushaltsmittel zu ergänzen, falls sich diese als 
unzureichend erweisen sollten. Tatsächlich ermöglichte Artikel 1 Absatz 5-ter des Gesetzes von 2010 den Regionen 
die Verwendung der FAS-Mittel zur vollständigen oder teilweisen Finanzierung der regulären Ausgleichszahlungen 
für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen und damit die Gewährleistung der Kontinuität der öffentlichen 
Seeverkehrsdienste. Diese Maßnahme betrifft also lediglich eine Mittelzuweisung innerhalb des italienischen 
Staatshaushalts für die Zahlung des Ausgleichs für die Erbringung von Dienstleistungen im öffentlichen Interesse.

(274) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die FAS-Mittel lediglich 
eine Finanzierungsquelle darstellen, die es dem Staat ermöglicht, die Ausgleichszahlungen für die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen (auf der Grundlage des verlängerten ursprünglichen Vertrags) zu leisten, und keine 
Maßnahme, die Laziomar zusätzlich zu diesen Ausgleichszahlungen zugutekommen kann. Die mögliche 
Verwendung von FAS-Mitteln stellt daher keine Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

(82) Der erste Übertragungsvorgang wurde bereits im Beschluss (EU) 2020/1412 bewertet (siehe Erwägungsgrund 418).
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5.1.4. Schlussfolgerung zum Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

(275) Auf der Grundlage der vorstehenden Bewertung stellt die Kommission Folgendes fest:

— Die Ausgleichszahlungen an Laziomar für den Betrieb der Seeverkehrsrouten im Zeitraum vom 1. Juni 2011 bis 
zum 14. Januar 2014 stellen eine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

— Die Vergabe des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags für den Zeitraum vom 15. Januar 2014 bis zum 
14. Januar 2024 in Bündelung mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar und der Übertragung des Liegeplatz­
vorrangs an Laziomar und seinen Erwerber CLN erfüllt die vier Altmark-Kriterien und stellt daher keine 
staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

— Da Laziomar die für die Nachrüstung von Schiffen vorgesehenen Mittel nicht zur Deckung laufender Kosten 
verwendet hat, was nach dem Gesetz von 2010 möglich gewesen wäre, stellt diese Maßnahme keine Beihilfe für 
Laziomar im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

— Die Abgabenbefreiungen im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Privatisierung von Laziomar und die nach 
dem Gesetz von 2010 vorgesehene Möglichkeit, FAS-Mittel zur Deckung laufender Kosten einzusetzen, stellen 
keine staatliche Beihilfe für Laziomar im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

5.2. Rechtmäßigkeit der Beihilfe

(276) Die in den Anwendungsbereich dieses Beschlusses fallende Beihilfemaßnahme wurde vor der förmlichen 
Genehmigung durch die Kommission in Kraft gesetzt. Daher wurde diese Beihilfemaßnahme, soweit sie nicht durch 
den DAWI-Beschluss von 2005 oder den DAWI-Beschluss von 2011 von der Anmeldepflicht ausgenommen war, 
von Italien unter Verstoß gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV gewährt. (83)

5.3. Vereinbarkeit der Beihilfe

(277) Ob die Ausgleichsleistungen, die Laziomar für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen im Rahmen der 
Verlängerung des ursprünglichen Vertrags gewährt wurden, mit dem Binnenmarkt vereinbar sind, ist anhand der 
Bestimmungen von Artikel 106 Absatz 2 AEUV zu beurteilen.

5.3.1. Anwendbare Vorschriften

(278) Wie bereits vorstehend erwähnt, erfolgte die Verlängerung des ursprünglichen Vertrags nach Ablauf des Jahres 2008 
durch mehrere aufeinanderfolgende Rechtsakte:

a) Durch das Gesetzesdekret Nr. 207 vom 30. Dezember 2008, umgewandelt in Gesetz Nr. 14 vom 27. Februar 
2009, wurden die ursprünglichen Verträge vom 1. Januar 2009 bis zum 31. Dezember 2009 verlängert.

b) Durch das Gesetzesdekret Nr. 135 vom 25. September 2009, umgewandelt in das Gesetz von 2009, wurden 
(unter anderem) die ursprünglichen Verträge vom 1. Januar 2010 bis zum 30. September 2010 verlängert.

c) Gesetzesdekret Nr. 125 vom 5. August 2010, umgewandelt in das Gesetz von 2010, sah eine weitere 
Verlängerung der ursprünglichen Verträge vom 1. Oktober 2010 bis zum Ende des Verfahrens zur Privatisierung 
von Tirrenia und Siremar vor.

d) Durch das Gesetz Nr. 228 vom 24. Dezember 2012 der Region Latium wurde Laziomars Verpflichtung bestätigt, 
bis zu Laziomars Privatisierung die territoriale Anbindung der Pontinischen Inseln zu gewährleisten.

(279) Vor diesem Hintergrund stellt die Kommission fest, dass die Gewährung von Ausgleichsleistungen für die Erbringung 
öffentlicher Dienstleistungen im Rahmen der letzten Verlängerung des ursprünglichen Vertrags nach dem 
Inkrafttreten des DAWI-Beschlusses von 2011 und des DAWI-Rahmens von 2011 erfolgte, während die ersten drei 
Verlängerungen dem Inkrafttreten dieses Regelwerks zeitlich vorausgingen. Hinsichtlich des letztgenannten Aspekts 
enthält das DAWI-Paket von 2011 jedoch Vorschriften — in Artikel 10 des DAWI-Beschlusses von 2011 und in 
Randnummer 69 des DAWI-Rahmens von 2011 —, nach denen es auch auf Beihilfen anzuwenden ist, die vor 
seinem Inkrafttreten am 31. Januar 2012 gewährt wurden. So lautet Artikel 10 Buchstabe b des DAWI-Beschlusses 
von 2011 wie folgt:

(83) Die Kommission wird in Abschnitt 5.3.1 prüfen, ob dies tatsächlich der Fall war.
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„Beihilfen, die vor dem Inkrafttreten dieses Beschlusses wirksam wurden [d. h. vor dem 31. Januar 2012] und 
weder mit dem Binnenmarkt vereinbar waren noch von der Anmeldepflicht nach Entscheidung 2005/842/EG 
befreit waren, jedoch die Voraussetzungen dieses Beschlusses erfüllen, gelten als mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und sind von der vorherigen Anmeldepflicht befreit.“

(280) In den Randnummern 68 und 69 des DAWI-Rahmens von 2011 ist festgelegt, dass die Kommission die Grundsätze 
dieses Gemeinschaftsrahmens auf alle ihr gemeldeten Beihilfevorhaben anwendet, unabhängig davon, ob die 
Anmeldung vor oder nach dem Inkrafttreten dieses Rahmens, also dem 31. Januar 2012, erfolgte, sowie auf alle 
rechtswidrigen Beihilfen, über die sie nach dem 31. Januar 2012 zu entscheiden hat, auch wenn diese Beihilfen vor 
dem 31. Januar 2012 gewährt wurden. Wurde die Beihilfe vor dem 31. Januar 2012 gewährt, so finden die in den 
Randnummern 14, 19, 20, 24, 39 und 60 des DAWI-Rahmens von 2011 dargelegten Grundsätze jedoch keine 
Anwendung.

(281) Infolgedessen bedeuten die vorstehend beschriebenen Grundsätze für die Anwendung des DAWI-Beschlusses von 
2011 und des DAWI-Rahmens von 2011, dass die Laziomar während des Verlängerungszeitraums gewährten 
Ausgleichszahlungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen gemäß dem DAWI-Paket von 2011 bewertet 
werden können. Sofern die einschlägigen Bestimmungen des DAWI-Beschlusses von 2011 oder des DAWI-Rahmens 
von 2011 eingehalten werden, ist die betreffende Beihilfemaßnahme für den gesamten Zeitraum vom 1. Juni 2011
bis zum 14. Januar 2014 mit dem Binnenmarkt vereinbar. (84)

(282) Die Kommission prüft zunächst, ob die Ausgleichsleistungen, die Laziomar für die Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen während des Verlängerungszeitraums gewährt wurden, mit den Bestimmungen des DAW- 
Rahmens von 2011 im Einklang stehen.

(283) Die Kommission merkt an, dass der DAWI-Beschluss von 2011 nur auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichs­
zahlungen für Seeverkehrsverbindungen zu Inseln anwendbar ist, bei denen das durchschnittliche jährliche 
Verkehrsaufkommen in den beiden Geschäftsjahren vor dem Jahr, in dem die Betrauung mit der DAWI erfolgte, 
300 000 Passagiere nicht überstieg (Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d). Wie in Erwägungsgrund 141 aufgeführt, hat 
Italien Daten vorgelegt, die belegen, dass dieser Schwellenwert auf keiner der von Laziomar bedienten Routen 
überschritten wurde. Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass die Bedingung aus Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe d des DAWI-Beschlusses von 2011 eingehalten wurde.

(284) Darüber hinaus sieht Artikel 4 des DAWI-Beschlusses vor, dass im Betrauungsakt unter anderem auf die 
Anwendbarkeit des DAWI-Beschlusses verwiesen wird. Die Kommission stellt fest, dass weder der zwischen der 
Region Latium und Laziomar geschlossene öffentliche Dienstleistungsvertrag noch eines der Begleitdokumente 
einen derartigen Verweis enthält. Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass Artikel 4 nicht eingehalten 
wurde und die Vereinbarkeit der während des Verlängerungszeitraums an Laziomar gezahlten Ausgleichsleistung 
mit dem Binnenmarkt nicht im Rahmen des DAWI-Beschlusses von 2011 bewertet werden kann.

(285) Folglich würde die Vereinbarkeit der Ausgleichszahlungen, die Laziomar ab 2011 bis zum Abschluss des Privatisie­
rungsverfahrens gewährt wurden, normalerweise in den Anwendungsbereich des DAWI-Rahmens von 2011 fallen.

(286) Da jedoch die Bedingungen aus Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d des DAWI-Beschlusses erfüllt sind, ist hier 
Randnummer 61 des DAWI-Rahmens von 2011 anzuwenden. Die Kommission wird daher prüfen, ob die 
Ausgleichszahlungen, die Laziomar für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen während des gesamten 
Verlängerungszeitraums gewährt wurden, mit den Bestimmungen des DAWI-Rahmens von 2011 im Einklang 
stehen, ausgenommen die Bestimmungen in dessen Randnummern 14, 19, 20, 24, 39 und 60.

(84) Der Vollständigkeit halber hebt die Kommission die Übergangsbestimmung in Artikel 10 Buchstabe a des DAWI-Beschlusses von 
2011 hervor, nach der jede Beihilfe, die vor dem Inkrafttreten des Beschlusses wirksam wurde (also vor dem 31. Januar 2012) und 
mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht nach der DAWI-Entscheidung von 2005 befreit war, für einen weiteren 
Zeitraum von zwei Jahren (d. h. bis einschließlich 30. Januar 2014) als mit dem Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht 
befreit anzusehen ist. Das bedeutet, dass jede Beihilfe, die im Rahmen der in Rede stehenden Beihilferegelung im Zeitraum zwischen 
dem Inkrafttreten der DAWI-Entscheidung von 2005 am 19. Dezember 2005 und dem Inkrafttreten des DAWI-Beschlusses von 
2011 am 31. Januar 2012 gewährt wurde, als mit dem Binnenmarkt vereinbar betrachtet wird, jedoch erst ab dem Zeitpunkt, zu dem 
sie gewährt wurde, und bis einschließlich 30. Januar 2014. Für Beihilfen, die ab dem 31. Januar 2012 gewährt wurden, ist die 
Übergangsbestimmung nach Artikel 10 Buchstabe a des DAWI-Beschlusses von 2011 nicht anwendbar und die Vereinbarkeit auf der 
Grundlage des DAWI-Beschlusses von 2011 zu prüfen.
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5.3.2. Echte Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gemäß Artikel 106 AEUV

(287) Nach Randnummer 12 des DAWI-Rahmens von 2011 muss die „Beihilfe … für eine echte und genau abgesteckte 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags 
bestimmt sein“. Nach Randnummer 13 „können die Mitgliedstaaten Dienstleistungen, die von unter normalen 
Marktbedingungen handelnden Unternehmen unter Bedingungen, die sich — z. B. im Hinblick auf den Preis, die 
objektiven Qualitätsmerkmale, die Kontinuität und den Zugang zu der Dienstleistung — mit dem öffentlichen 
Interesse, wie vom Staat definiert, decken, bereits zufriedenstellend erbracht werden oder erbracht werden können, 
nicht mit der Verpflichtung zur Erbringung öffentlicher Dienstleistungen verbinden. In Bezug auf die Feststellung, 
ob eine Dienstleistung vom Markt erbracht werden kann, beschränkt sich die Bewertung der Kommission auf die 
Prüfung der Frage, ob die Definition des Mitgliedstaats mit einem offensichtlichen Fehler behaftet ist, sofern in den 
EU-Rechtsvorschriften keine strengeren Bestimmungen vorgesehen sind.“ Schließlich wird in Randnummer 56 des 
DAWI-Rahmens von 2011 auf den „weiten Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten“ hinsichtlich der Art der 
Dienstleistungen verwiesen, die als Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingestuft werden 
können.

(288) Die Bewertung, ob es sich um echte Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse handelt, muss 
auch vor dem Hintergrund der DAWI-Mitteilung (siehe Erwägungsgründe 170 und 186), der Seekabotage­
verordnung (siehe Erwägungsgründe 173 bis 175) und der Rechtsprechung (siehe Erwägungsgründe 176 und 177) 
vorgenommen werden. Daher muss die Kommission für den Verlängerungszeitraum bewerten,

1) ob eine Nachfrage für die Dienstleistung bestand,

2) ob diese Nachfrage nicht ohne eine von den Behörden auferlegte Verpflichtung von den Marktteilnehmern hätte 
befriedigt werden können (Vorliegen eines Marktversagens),

3) ob der bloße Rückgriff auf gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen unzureichend war, um diesen Mangel zu 
beheben (Ansatz der geringsten Beeinträchtigung).

(289) Die Kommission weist darauf hin, dass die von Laziomar während des Verlängerungszeitraums bedienten Routen 
dieselben sind, mit denen Laziomar im Rahmen des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags betraut wurde, mit 
dem Unterschied, dass die fünf während des Verlängerungszeitraums bedienten Routen (siehe Erwägungsgrund 43) 
im neuen Dienstleistungsvertrag um zwei weitere Routen ergänzt wurden, durch die Terracina mit Ponza (Linie T3) 
und Ventotene (Linie T4) verbunden wird (siehe Erwägungsgrund 72). Zudem hat die Kommission die Wettbewerbs­
situation auf diesen Routen während des Verlängerungszeitraums bereits beschrieben und bewertet. Vor diesem 
Hintergrund stützt sich die folgende Bewertung auf die relevanten Teile der bereits weiter oben für den neuen 
öffentlichen Dienstleistungsvertrag vorgenommenen Bewertung (siehe Abschnitt 5.1.2.1) und bezieht sich auf diese.

(290) Die Kommission erinnert zunächst daran (siehe Erwägungsgrund 120), dass Italien die im ursprünglichen Vertrag 
festgelegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen in erster Linie auferlegt hat, um i) die Anbindung der Inseln an 
das Festland sicherzustellen und ii) durch regelmäßige und zuverlässige Seeverkehrsdienste zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der betreffenden Inseln beizutragen. Die Kommission kam bereits zu dem Schluss (siehe 
Erwägungsgrund 179), dass es sich dabei in der Tat um legitime Ziele des öffentlichen Interesses handelt.

(291) Um die echte Nachfrage nach den betreffenden Seeverkehrsdiensten zu veranschaulichen, hat Italien detaillierte 
Statistiken vorgelegt (siehe Tabellen 11 und 12), aus denen hervorgeht, dass Laziomar im Jahr 2011 auf den fünf 
betreffenden Routen während der durch die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen abgedeckten Zeiträume 
insgesamt 270 457 Passagiere und 17 717 Kraftfahrzeuge befördert hat. Diese Zahlen beliefen sich im Jahr 2012 
auf 240 430 Passagiere und 13 228 Kraftfahrzeuge und im Jahr 2013 auf 254 167 Passagiere und 16 927
Kraftfahrzeuge. (85)

(85) Italien hat außerdem reine Passagierdaten für die Jahre 2009 und 2010 eingereicht. Es wird darauf hingewiesen, dass die betreffenden 
Routen während dieses Zeitraums bis Ende Mai 2011 durch Caremar bedient wurden. Im Jahr 2009 beliefen sich die Zahlen auf 
287 639 Passagiere (davon 157 055 auf den Linien T1 und A2, 99 087 auf den Linien T 2 und A3 und 31 494 auf der Linie A 1) und 
im Jahr 2010 auf 253 638 Passagiere (davon 141 300 auf den Linien T1 und A2, 86 031 auf den Linien T2 und A3 und 26 307 auf 
der Linie A1).
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Tabelle 11

Passagierstatistik für die Jahre 2011 bis 2013 

Jahr Linie T1 Linie T2 Linie A1 Linie A2 Linie A3 Gesamtzahl der 
Passagiere

2011 57 374 53 461 15 374 106 588 37 660 270 457

2012 36 446 61 978 16 372 96 125 29 509 240 430

2013 26 492 61 678 19 655 117 085 29 257 254 167

Tabelle 12

Kraftfahrzeugstatistik für die Jahre 2011 bis 2013 

Jahr Linie T1 Linie T2 Linie A1 Linie A2 Linie A3 Gesamtzahl der 
Fahrzeuge (1)

2011 13 203 2 880 1 634 (2) 17 717

2012 10 614 2 614 13 228

2013 14 177 2 750 16 927

(1) Mit den auf den Linien A1, A 2 und A 3 eingesetzten Schiffe wurden keine Fahrzeuge transportiert (mit Ausnahme der Linie A1 
im Jahr 2011).

(2) Seit 2012 werden auf dieser Route nur noch reine Passagierdienste angeboten.

(292) Insgesamt zeigen die Zahlen, dass auf jeder der betroffenen Routen eine beträchtliche und relativ stabile Nachfrage 
nach den Seeverkehrsdiensten bestand, und eine Analyse der Jahre 2011 bis 2013 lieferte keinen Hinweis auf einen 
Wegfall dieser Nachfrage. Die Kommission hat bereits nachgewiesen, dass für den Zeitraum ab 2014 ebenfalls eine 
beträchtliche Nachfrage nach Seeverkehrsdiensten bestand (siehe Erwägungsgrund 184).

(293) Daraus lässt sich der Schluss ziehen, dass diese Dienste eine tatsächlich bestehende Nachfrage erfüllten und damit 
einen echten öffentlichen Bedarf deckten.

(294) Wie in Erwägungsgrund 186 erläutert, muss die Kommission auch untersuchen, ob die Dienste im Hinblick auf die 
durch den Mitgliedstaat mit der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags auferlegten gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen unzulänglich gewesen wären, wenn ihre Erbringung allein den Marktkräften überlassen worden 
wäre. In Randnummer 48 der DAWI-Mitteilung ist diesbezüglich ausgeführt, dass sich „die Kommission darauf 
[beschränkt] zu prüfen, ob dem betreffenden Mitgliedstaat ein offensichtlicher Fehler unterlaufen ist“.

(295) Die Kommission stellt fest, dass im Zeitraum vom 1. Juni 2011 bis zum 14. Januar 2014 auf einer der von Laziomar 
im Rahmen der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags bedienten Routen (Linie A3) ein weiterer Betreiber (Vetor) 
Passagierdienste anbot, wenn auch nicht mit derselben Kontinuität, Regelmäßigkeit und zu den gleichen Preisen. Die 
Kommission hat bereits in Erwägungsgrund 195 die Wettbewerbssituation auf der Linie A3 und die Frage bewertet, 
ob die von Vetor angebotenen Dienste den von Laziomar im Rahmen des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags 
zu erbringenden Diensten gleichwertig waren. Die Kommission erinnert daran, dass diese Bewertung auf der 
Wettbewerbssituation auf dieser Route zwischen dem 1. Juni 2011 und dem 14. Januar 2014 beruhte. Da die im 
Allgemeinen von Laziomar zu erbringenden Dienstleistungen hinsichtlich der bedienten Routen, der Häufigkeit der 
Fahrten und der technischen Anforderungen nahezu identisch mit denen sind, die Laziomar während des 
Verlängerungszeitraums zu erbringen hatte, gilt die Schlussfolgerung der Kommission (siehe Erwägungsgrund 195), 
dass die Marktkräfte allein nicht ausreichten, um den Bedarf an Dienstleistungen im öffentlichen Interesse zu decken, 
auch für Laziomar während des gesamten Verlängerungszeitraums. Tatsächlich war Laziomar auf den meisten 
Routen der einzige Betreiber, während auf lediglich einer Route (Linie A3) die von Vetor angebotenen 
Dienstleistungen hinsichtlich ihrer Kontinuität, Regelmäßigkeit, Kapazität und ihrem Preis nicht gleichwertig waren 
und daher den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die Laziomar im Rahmen des ursprünglichen (und 
verlängerten) Vertrags auferlegt wurden, nicht in vollem Umfang gerecht wurden.
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(296) Schließlich beschloss Italien im Hinblick auf die geplante Privatisierung und zur Gewährleistung der Kontinuität der 
öffentlichen Dienstleistungen, die im Rahmen des ursprünglichen Vertrags erbracht wurden, diesen Vertrag 
unverändert und vorbehaltlich der ab 2010 geltenden Änderung der Ausgleichsmethode zu verlängern. Die 
Kommission räumt ein, dass die Nachfrage der Nutzer (wie in den Erwägungsgründen 291 bis 293 dargelegt) nicht 
durch die Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen für alle Betreiber, die die fraglichen Routen bedienen, 
hätte befriedigt werden können. Insbesondere war Laziomar auf den meisten Routen der einzige Betreiber (siehe z. B. 
Erwägungsgrund 188), und auf den Routen, auf denen dies nicht der Fall war, entsprach das Angebot des anderen 
Betreibers nicht den Anforderungen an Regelmäßigkeit, Kontinuität, Kapazität und Bezahlbarkeit. Darüber hinaus 
ist der Betrieb der meisten (wenn nicht aller) Routen, insbesondere in der Nebensaison, verlustbehaftet, sodass sie 
ohne Ausgleichszahlungen für die Erbringung von Dienstleistungen im öffentlichen Interesse wahrscheinlich 
überhaupt nicht bedient werden würden. Des Weiteren erkennt die Kommission an, dass in Anbetracht des 
Verfahrens zur Privatisierung von Laziomar die Verlängerung des bestehenden öffentlichen Dienstleistungsvertrags 
die einzige Möglichkeit war, um die Kontinuität der öffentlichen Dienstleistungen bis zum Abschluss des Privatisie­
rungsverfahrens zu gewährleisten.

(297) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass Italien kein offensichtlicher Fehler unterlaufen ist, als es die an 
Laziomar übertragenen Dienstleistungen als Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse definiert 
hat. Die in den Beschlüssen von 2011 und 2012 geäußerten Zweifel der Kommission sind damit ausgeräumt.

5.3.3. Notwendigkeit eines Betrauungsakts, in dem die Verpflichtungen zur Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen und 
die Methoden zur Berechnung der Ausgleichsleistungen festgelegt sind

(298) Wie in Abschnitt 2.3 des DAWI-Rahmens von 2011 dargelegt, bedeutet das Konzept der Dienstleistung von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 106 AEUV, dass das betreffende Unternehmen im 
Wege eines oder mehrerer Verwaltungs- oder Rechtsakte mit der Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse betraut wurde.

(299) In diesen Akten muss insbesondere Folgendes festgelegt sein:

— der genaue Gegenstand der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung und ihre Dauer,

— das Unternehmen und das betreffende Gebiet,

— die Art der gewährten ausschließlichen Rechte,

— die Parameter für die Berechnung, Überwachung und Änderung der Ausgleichszahlungen,

— die Maßnahmen zur Vermeidung und Rückforderung einer etwaigen Überkompensation.

(300) In ihren Beschlüssen von 2011 und 2012 äußerte die Kommission Zweifel dahin gehend, ob der Betrauungsakt eine 
umfassende Beschreibung des Gegenstands der von Laziomar während des Verlängerungszeitraums zu erbringenden 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen enthielt. Die Kommission erinnerte jedoch auch daran, dass verschiedene 
Elemente der Betrauung in verschiedenen Akten enthalten sein können, ohne dass dadurch die Angemessenheit der 
Definition der Verpflichtungen infrage gestellt wird. Während des Verlängerungszeitraums umfasste der Akt zur 
Betrauung von Laziomar den ursprünglichen Vertrag (in der jeweils gültigen Fassung mit allen Änderungen und 
Verlängerungen), die Fünfjahrespläne für die Zeiträume 2000-2004 und 2005-2008, eine Reihe von Ad-hoc- 
Entscheidungen Italiens, die CIPE-Richtlinie und das Gesetz von 2009.

(301) Vor diesem Hintergrund stellt die Kommission zunächst fest, dass der ursprüngliche Vertrag (in der jeweils gültigen 
Fassung mit allen Änderungen), der den Kern des Akts zur Betrauung von Laziomar ausmacht, bis zum Abschluss 
der Privatisierung auf der Grundlage einer Reihe von Gesetzesdekreten (siehe Erwägungsgrund 278) in vollem 
Umfang anwendbar blieb. Aus diesen Rechtsakten geht hervor, dass Laziomar bis zum Abschluss seiner 
Privatisierung mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betraut war.

(302) Nach dem ursprünglichen Vertrag werden in den Fünfjahresplänen die zu bedienenden Routen und anzulaufenden 
Häfen, die Art und Kapazität der auf den jeweiligen Routen einzusetzenden Schiffe, die Häufigkeit der Dienste und 
das Tarifsystem (einschließlich der Fahrpreisermäßigungen insbesondere für Bewohner der Inselregionen) festgelegt. 
Auch wenn die Pläne für den Zeitraum 2005-2008 nicht förmlich angenommen wurden, galt der Plan für den 
Zeitraum 2000-2004 im Hinblick auf den Umfang der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unverändert weiter. 
Demzufolge waren die Bestimmungen dieses Plans während des Zeitraums vom 1. Juni 2011 bis zum 14. Januar 
2014 vollumfänglich anzuwenden. Vor 2011 war die im ursprünglichen Vertrag vorgesehene ursprüngliche 
Tarifregelung durch eine Reihe von Folgeakten geändert worden. Während des gesamten Verlängerungszeitraums 
wurden jedoch keine interministeriellen Dekrete zur weiteren Änderung der von den Unternehmen der ehemaligen 
Tirrenia-Gruppe, darunter Laziomar, zu erhebenden Tarife erlassen. Auf dieser Grundlage kommt die Kommission 
zu dem Schluss, dass die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die Laziomar während des Verlängerungs­
zeitraums zu erfüllen hatte, hinreichend klar definiert waren.
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(303) Die Kommission hatte im Beschluss von 2011 in den Erwägungsgründen 239 und 240 bereits festgestellt, dass die 
für die Berechnung des Ausgleichsbetrags erforderlichen Parameter im Voraus festgelegt wurden und klar 
beschrieben sind. Insbesondere für die Jahre 2011 bis 2013 enthält der ursprüngliche Vertrag (siehe 
Erwägungsgrund 46) eine erschöpfende und genaue Liste der zu berücksichtigenden Kostenelemente sowie 
Vorgaben zu der für die Berechnung der Gesamtkapitalrendite für den Betreiber zu verwendenden Methode. Diese 
Methode ist in der CIPE-Richtlinie dargelegt (siehe Erwägungsgründe 47 bis 57). Genauer gesagt werden in der 
CIPE-Richtlinie die zu berücksichtigenden Kostenelemente und die Gesamtkapitalrendite im Einzelnen aufgeführt. 
Schließlich ist im Gesetz von 2009 der seit 2010 geltende jährliche Höchstbetrag von 10 030 606 EUR für die 
Ausgleichsleistung festgelegt. Darüber hinaus sah der ursprüngliche Vertrag vor, dass die Ausgleichsleistung in 
Raten ausgezahlt werden sollte, und stellte sicher, dass die geleistete Zahlung auf den tatsächlichen Kosten und 
Einnahmen basierte, die bei der Erbringung der öffentlichen Dienstleistung anfielen. Auf diese Weise konnte eine 
Überkompensation erkannt und problemlos vermieden werden. Gegebenenfalls konnte der Staat eine bereits 
geleistete Überkompensation von Laziomar zurückfordern.

(304) Auf dieser Grundlage ist die Kommission der Auffassung, dass in Einhaltung des DAWI-Rahmens von 2011 für den 
Zeitraum der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags in den Betrauungsakten klare Festlegungen zu den 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, der Dauer, der Tätigkeit und dem betroffenen Gebiet, den Parametern für 
die Berechnung, Kontrolle und Überprüfung der Ausgleichszahlungen sowie den Vorkehrungen zur Vermeidung 
und Rückzahlung einer Überkompensation getroffen wurden.

5.3.4. Dauer des Betrauungszeitraums

(305) Wie in Randnummer 17 des DAWI-Rahmens von 2011 angegeben, „sollte [die Dauer des Betrauungszeitraums] 
durch Verweis auf objektive Kriterien wie etwa die Notwendigkeit einer Amortisierung nicht übertragbaren festen 
Sachanlagevermögens begründet werden. Die Dauer des Betrauungszeitraums sollte jedoch den Zeitraum 
grundsätzlich nicht überschreiten, der für die Abschreibung der Vermögenswerte, die für die Erbringung der 
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse am wichtigsten sind, erforderlich ist.“

(306) Italien zufolge wurde die Dauer der Verlängerung entsprechend dem Zeitraum festgelegt, der für die Abschreibung 
der für die Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse eingesetzten Vermögenswerte 
erforderlich ist. Die Gesamtlaufzeit des ursprünglichen Vertrags in der verlängerten Form beläuft sich auf etwas mehr 
als 24 Jahre. Die eingesetzten Schiffe sind die wichtigsten Vermögenswerte für die Erbringung der öffentlichen 
Dienstleistung. Schiffe, die für Fährdienste eingesetzt werden, haben üblicherweise eine lange Abschreibungsdauer, 
die mehr als 25 Jahren betragen kann.

(307) Italien hat der Kommission die Abschreibungswerte von Laziomars Schiffen für den Zeitraum 2011-2013 vorgelegt. 
Die Kommission stellt fest, dass die vier Schiffe von Laziomar zu dem Zeitpunkt, als das Unternehmen seine 
Dienstleistungen im Archipel der Pontinischen Inseln am 1. Juni 2011 im Rahmen des verlängerten ursprünglichen 
Vertrags aufnahm, ein Durchschnittsalter von 24 Jahren hatten.

(308) Des Weiteren stellt die Kommission fest, dass die Verlängerung um zweieinhalb Jahre notwendig gewesen ist, um die 
Kontinuität der öffentlichen Dienstleistungen bis zum Abschluss des Privatisierungsverfahrens zu gewährleisten. 
Unter zusätzlicher Berücksichtigung des Durchschnittsalters der Schiffe, der durchschnittlichen Abschreibungsdauer 
von Schiffen, die allgemein für Fährdienste eingesetzt werden, der nach dem Dienstleistungsvertrag vorgesehenen 
Modernisierungsmaßnahmen und des Einsatzes von neuen Schiffen (siehe Erwägungsgrund 243) kommt die 
Kommission zu dem Schluss, dass die Dauer des Betrauungsaktes hinreichend gerechtfertigt ist und 
Randnummer 17 des DAWI-Rahmens eingehalten wurde.

5.3.5 Einhaltung der Richtlinie 2006/111/EG der Kommission (86)

(309) Nach Randnummer 18 des DAWI-Rahmens von 2011 ist die „Beihilfe … nur dann nach Artikel 106 Absatz 2 AEUV 
mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn das Unternehmen, soweit erforderlich, die Bestimmungen der Richtlinie 
2006/111/EG über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den 
öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen einhält.“

(86) Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. November 2006 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen 
(ABl. L 318 vom 17.11.2006, S. 17).
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(310) Darüber hinaus sieht Randnummer 44 des DAWI-Rahmens von 2011 Folgendes vor: „Übt ein Unternehmen auch 
Tätigkeiten aus, bei denen es sich nicht um die betreffende Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse handelt, müssen in dessen Buchführung die Kosten und Einnahmen in Verbindung mit der Erbringung der 
betreffenden Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse von allen anderen Tätigkeiten im Einklang 
mit den in Randnummer 31 dargelegten Grundsätzen getrennt ausgewiesen werden.“

(311) Italien hat bestätigt, dass Laziomar ausschließlich mit der Erbringung der öffentlichen Dienste im Rahmen des 
ursprünglichen Vertrags befasst war.

(312) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass Randnummer 18 des DAWI-Rahmens von 2011 nicht anwendbar 
ist.

5.3.6. Höhe der Ausgleichsleistung

(313) Randnummer 21 des DAWI-Rahmens von 2011 besagt Folgendes: „Die Höhe der Ausgleichsleistung darf nicht über 
das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Nettokosten für die Erfüllung der Verpflichtungen zur Erbringung von 
öffentlichen Dienstleistungen einschließlich eines angemessenen Gewinns zu decken.“

(314) In der vorliegenden Sache stellen die Ausgleichszahlungen eine rechtswidrige Beihilfe dar, die vor dem Inkrafttreten 
des DAWI-Rahmens von 2011 gewährt wurde. Randnummer 69 des Rahmens sieht für derartige Sachlagen 
ausdrücklich vor, dass für die Beurteilung der staatlichen Beihilfe die Net-avoided-cost-Methode (Methode zur 
Berechnung der vermeidbaren Nettokosten) nicht erforderlich ist. Stattdessen können alternative Methoden zur 
Berechnung der Nettokosten, die zur Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erforderlich sind, 
verwendet werden, wie etwa die Kostenallokationsmethode. Nach dieser Methode würden die Nettokosten als 
Differenz zwischen den Kosten und den Einnahmen aus der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, 
wie im Betrauungsakt festgelegt und geschätzt, berechnet. In den Randnummern 28 bis 38 des DAWI-Rahmens von 
2011 wird ausführlicher dargelegt, wie diese Methode anzuwenden ist.

(315) In ihren Beschlüssen von 2011 und 2012 äußerte die Kommission Bedenken hinsichtlich der Risikoprämie von 
6,5 %, die ab 2010 zur Anwendung kam. Insbesondere bezweifelte die Kommission, dass diese Prämie ein 
angemessenes Risikoniveau widerspiegelte, da Laziomar dem ersten Anschein nach offenbar nicht die Risiken 
übernahm, die normalerweise bei der Erbringung solcher Dienstleistungen zu tragen sind.

(316) Die Risikoprämie von 6,5 % hätte zur Bestimmung der Kapitalrendite nach der WACC-Formel angewandt werden 
müssen. Wie jedoch bereits in den Erwägungsgründen 136 bis 138 erläutert, hat Italien klargestellt, dass aufgrund 
der Deckelung der Ausgleichsleistung durch das Gesetz von 2009 entschieden wurde, die Berechnung der 
Ausgleichsleistung durch Verwendung einer pauschalen Kapitalrendite von 6,5 % zu vereinfachen.

(317) In diesem Zusammenhang konnte die Kommission auf der Basis der von Italien vorgelegten Einzelroutena­
brechnungen (wie in aggregierter Form in Tabelle 13 dargestellt) feststellen, dass sich die Ausgleichsleistungen für 
die Jahre 2011, 2012 und 2013 zusammengenommen auf etwa 70 650 EUR mehr beliefen als die Nettokosten der 
Dienstleistung (ohne Kapitalrendite).

Tabelle 13

Nettokosten der von Laziomar erbrachten öffentlichen Dienstleistung im Zeitraum 2011-2013 

(in EUR)

Öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag 

Laziomar
2011 2012 2013 Gesamtbetrag

Gesamteinnahmen 2 845 238 3 441 567 3 569 149 9 855 942

- Gesamtkosten 11 182 105 17 140 076 15 799 712 44 121 893

- Abschreibungen 114 836 274 044 352 229 741 109

= Nettokosten der 
öffentlichen 
Dienstleistung

- 8 451 703 - 13 972 553 - 12 582 792 - 35 007 048

+ Kapitalrendite 
(6,5 %)

0 0 0 0
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= Ausgleichsfähig - 8 451 703 - 13 972 553 - 12 582 792 - 35 007 048

+ Tatsächlicher 
Ausgleich

8 601 187 13 780 506 12 696 005 35 077 698

= Über-/ 
Unterkompensation

149 484 - 192 047 113 213 70 650

(318) Die Kommission nimmt zur Kenntnis, dass Laziomar den Betrieb der Routen im Archipel der Pontinischen Inseln am 
1. Juni 2011 aufnahm, unmittelbar nach der Übertragung dieser Routen von der Region Kampanien und dem 
Unternehmen Caremar auf die Region Latium und Laziomar (siehe Erwägungsgründe 4, 32 und 33). Das Ergebnis 
für das Finanzjahr 2011 mit einer positiven Differenz von 149 484 EUR kann daher Laziomar nicht vollständig 
zugerechnet werden und ist nicht repräsentativ für die von Laziomar tatsächlich erzielten Ergebnisse. Tatsächlich 
ergibt sich aus der zustehenden und der tatsächlich gezahlten Ausgleichsleistung in den Haushaltsjahren 2012 
und 2013, die Laziomar vollständig zuzurechnen sind, eine negative Differenz (- 78 834 EUR).

(319) Die Kommission überprüfte auch die von Italien im Hinblick auf die pauschale Kapitalrendite von 6,5 % vorgelegten 
Berechnungen. Da die Kapitalrendite in den Jahren 2011 bis 2013 negativ ausfiel (siehe Erwägungsgrund 138), wird 
sie in Tabelle 13 für die Berechnung der Nettokosten der öffentlichen Dienstleistung mit „null“ angegeben. Unter 
Berücksichtigung dieser negativen Ergebnisse stellt die Kommission daher fest, dass für die drei in Frage stehenden 
Geschäftsjahre die positive Differenz von 70 650 EUR (die lediglich 0,2 % des tatsächlich an Laziomar gezahlten 
Ausgleichs ausmacht) von der pauschalen Kapitalrendite von 6,5 % abgedeckt wird und somit nicht zu einer 
Überkompensation geführt hat. Hinzu kommt, dass eine Kapitalrendite von 0,2 % (oder 20 Basispunkten) nicht 
über den relevanten Swap-Satz plus einer Prämie von 100 Basispunkten hinausgeht, die nach Randnummer 36 des 
DAWI-Rahmens von 2011 in jedem Fall als angemessen anzusehen sind.

(320) Nach Randnummer 49 des DAWI-Rahmens von 2011 müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die für die 
Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gewährten Ausgleichsleistungen nicht 
dazu führen, dass Unternehmen eine Überkompensation (entsprechend der Definition in Randnummer 47 dieses 
Rahmens) erhalten. Unter anderem müssen die Mitgliedstaaten auf Ersuchen der Kommission entsprechende 
Nachweise zur Verfügung stellen. Ferner müssen sie regelmäßig zum Ende der Betrauungsdauer und in jedem Fall in 
Abständen von höchstens drei Jahren entsprechende Kontrollen vornehmen oder sicherstellen, dass solche 
Kontrollen durchgeführt werden.

(321) Die Kommission hat bereits bei ihrer Bewertung des dritten Altmark-Kriteriums festgestellt, dass sich die pauschale 
Kapitalrendite von 6,5 %, die Laziomar aus einer Ex-ante-Perspektive erwarten konnte, mit den von Laziomar 
eingegangenen Risiken bei der Erbringung der öffentlichen Dienstleistungen im Rahmen des öffentlichen Dienstleis­
tungsvertrags deckte (siehe Erwägungsgründe 211 bis 216). Zudem bekräftigt die Kommission, dass Italien eine 
pauschale Kapitalrendite angewandt hat, um die Berechnungen zu vereinfachen.

(322) Die Kommission stellt fest, dass in der ihr vorgelegten CIPE-Richtlinie bestimmte Marktwerte berücksichtigt werden, 
die maßgeblich für den Seekabotagesektor sind. In der Richtlinie ist festgelegt, für welche Kosten dem Erbringer der 
öffentlichen Dienstleistung Ausgleichszahlungen zustehen und welche Berechnungsgrundlagen für die Bestimmung 
der Kapitalrendite anhand von sektorspezifischen Informationen, Bedingungen und Risiken anzuwenden sind.

(323) Zudem hat die Kommission, wie bereits in Erwägungsgrund 214 erläutert, bei der Bewertung des neuen öffentlichen 
Dienstleistungsvertrags im Hinblick auf das dritte Altmark-Kriterium festgestellt, dass die gemittelte Kapitalrendite 
einer Vergleichsgruppe ausgewählter Fährbetreiber, die im Jahr 2013 (sowie im gesamten Zeitraum 2011-2013) 
Seeverkehrsverbindungen innerhalb Italiens oder zwischen Italien und anderen Mitgliedstaaten anboten, der für 
Laziomar geltenden pauschalen Kapitalrendite von 6,5 % grundsätzlich ähnlich war.

(324) In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen ist die Kommission der Auffassung, dass die Kapitalrendite von 6,5 % 
weiterhin angemessen ist.

(325) Schließlich hat Italien die erforderlichen Nachweise erbracht, dass alle regelmäßigen Kontrollen durchgeführt 
wurden, um sicherzustellen, dass die Höhe der Ausgleichsleistung die Nettokosten der Dienstleistung nicht 
überstieg. Ferner erinnert die Kommission daran, dass der Ausgleich in Raten ausgezahlt wird (siehe 
Erwägungsgrund 45) und dass die endgültige Auszahlung auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten und 
Einnahmen des Jahres erfolgt. Damit wird gewährleistet, dass der gezahlte Ausgleich die Nettokosten der 
Dienstleistung nicht übersteigt.
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(326) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die an Laziomar 
während der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags geleisteten Ausgleichszahlungen nicht zu einer 
Überkompensation geführt haben und die in Abschnitt 2.8 des DAWI-Rahmens genannten einschlägigen Vorgaben 
eingehalten wurden.

5.3.7. Der Liegeplatzvorrang

(327) Artikel 19-ter Absatz 21 des Gesetzes von 2009 legt eindeutig fest, dass der Liegeplatzvorrang notwendig ist, um die 
territoriale Anbindung der Inseln zu gewährleisten und sicherzustellen, dass die Unternehmen der ehemaligen 
Tirrenia-Gruppe, zu denen Laziomar gehört, ihre gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erfüllen können. Gäbe es 
keinen Liegeplatzvorrang für Unternehmen, die mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen betraut sind, müssten 
diese beim Anlegen warten, bis sie an der Reihe sind, und dadurch Verzögerungen in Kauf nehmen, die dem Ziel einer 
zuverlässigen und bequemen Anbindung der Nutzer der Dienstleistung zuwiderlaufen würden. Ein regelmäßiger 
Fahrplan ist in der Tat notwendig, um die Mobilitätsbedürfnisse der Inselbevölkerung zu befriedigen und zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der betreffenden Inseln beizutragen. Da der öffentliche Dienstleistungsvertrag feste 
Abfahrtszeiten für die im Rahmen der öffentlichen Dienstleistung bedienten Routen vorsieht, ist der Liegeplatzvorrang 
außerdem notwendig um sicherzustellen, dass die Häfen Liegeplätze und Liegezeiten so zuteilen, dass der Betreiber der 
Dienstleistungen im öffentlichen Interesse seinen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nachkommen kann.

(328) Vor diesem Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass diese Maßnahme gewährt wurde, damit Laziomar seine 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erfüllen konnte, die eine echte Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse darstellen (siehe Abschnitt 5.3.2). Darüber hinaus hat Italien bestätigt, dass der Liegeplatzvorrang nur für 
Dienstleistungen gilt, die im Rahmen der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen erbracht werden.

(329) Die Kommission hat die Vereinbarkeit der DAWI und der damit verbundenen Ausgleichszahlungen, die Laziomar 
während der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags erhielt, bereits eingehend geprüft (siehe Abschnitte 5.3.2 bis 
5.3.6). Die Kommission ist daher der Auffassung, dass sich ihre Prüfung der Vereinbarkeit des Liegeplatzvorrangs 
darauf beschränken kann festzustellen, ob diese Maßnahme zu einer Überkompensation führen könnte.

(330) Die Kommission ist der Ansicht, dass ein möglicher geldwerter Vorteil aus dem Liegeplatzvorrang begrenzt wäre 
(siehe Erwägungsgrund 162). Infolgedessen wäre auch das Risiko einer Überkompensation durch diese Maßnahme 
begrenzt. Sollte zudem diese Maßnahme die Betriebskosten des Betreibers der Dienstleistungen im öffentlichen 
Interesse senken oder seine Einnahmen erhöhen, so würden sich diese Auswirkungen in der internen Buchführung 
des Betreibers in vollem Umfang niederschlagen. Daher sind die in Abschnitt 5.3.6 beschriebenen Kontrollen einer 
möglichen Überkompensation von Laziomar auch geeignet, eine mögliche Überkompensation aufgrund des 
Liegeplatzvorrangs festzustellen.

(331) Die Kommission kommt daher zu dem Schluss, dass der Liegeplatzvorrang, der untrennbar mit der von Laziomar 
erbrachten Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse verbunden ist, auf der Grundlage von 
Artikel 106 Absatz 2 AEUV und des DAWI-Rahmens von 2011 mit dem Binnenmarkt vereinbar ist.

5.3.8. Schlussfolgerung

(332) Auf der Grundlage der Würdigung in den Erwägungsgründen 278 bis 331 kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass die Ausgleichszahlungen, die Laziomar für die Erbringung der Seeverkehrsdienste, die Gegenstand der 
Verlängerung des ursprünglichen Vertrags sind, im Zeitraum vom 1. Juni 2011 bis zum 14. Januar 2014 gewährt 
wurden, ebenso wie der Liegeplatzvorrang den geltenden Bedingungen des DAWI-Rahmens von 2011 entsprechen 
und daher gemäß Artikel 106 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar sind.

6. SCHLUSSFOLGERUNG

(333) Die Kommission stellt fest, dass Italien die geprüften Beihilfemaßnahmen unter Verstoß gegen Artikel 108 Absatz 3 
AEUV rechtswidrig umgesetzt hat. Auf der Grundlage der vorstehenden Bewertung hat die Kommission entschieden, 
dass der Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen, der Laziomar im Rahmen der Verlängerung des 
ursprünglichen Vertrags gewährt wurde, nach Artikel 106 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. Da der 
Liegeplatzvorrang außerdem untrennbar mit der Erbringung der Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 
Interesse durch Laziomar verbunden ist, ist diese Maßnahme ebenfalls nach Artikel 106 AEUV mit dem 
Binnenmarkt vereinbar.

(334) Des Weiteren stellt die Kommission fest, dass die folgenden Maßnahmen keine Beihilfe im Sinne des Artikels 107 
Absatz 1 AEUV darstellen:

a) die Ausgleichszahlungen, die Laziomar für die Erbringung von Seeverkehrsdiensten im Rahmen des neuen 
Dienstleistungsvertrags für den Zeitraum vom 15. Januar 2014 bis 14. Januar 2024, gebündelt mit dem 
Geschäftsbetrieb von Laziomar und dem an Laziomar übertragenen Liegeplatzvorrang, gewährt wurden, da 
diese die vier Altmark-Kriterien erfüllen,
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b) Laziomars mögliche Verwendung der für die Nachrüstung seiner Schiffe vorgesehenen Mittel zur Deckung 
laufender Kosten, da Laziomar diese Mittel nicht für derartige Zwecke verwendet hat,

c) die Abgabenbefreiungen im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Privatisierung von Laziomar und die nach 
dem Gesetz von 2010 vorgesehene Möglichkeit, FAS-Mittel zur Deckung laufender Kosten einzusetzen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausgleichszahlungen und der Liegeplatzvorrang, die Laziomar für die Erbringung von Seeverkehrsdiensten im Rahmen 
der Verlängerung des ursprünglichen Vertrags für den Zeitraum vom 1. Juni 2011 bis zum 14. Januar 2014 gewährt 
wurden, stellen staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar. Italien hat die Beihilfe an Laziomar 
unter Verstoß gegen Artikel 108 Absatz 3 AEUV gewährt. Die Beihilfe ist mit dem Binnenmarkt vereinbar.

Artikel 2

Die Vergabe des neuen öffentlichen Dienstleistungsvertrags für den Zeitraum vom 15. Januar 2014 bis zum 14. Januar 
2024 in Bündelung mit dem Geschäftsbetrieb von Laziomar und der Übertragung des Liegeplatzvorrangs an Laziomar 
stellt keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

Artikel 3

Die im Gesetz von 2010 vorgesehene Möglichkeit, die für die Nachrüstung und Modernisierung der Flotte bereits 
zugesagten finanziellen Mittel vorübergehend zur Deckung dringender laufender Kosten zu verwenden, wurde von 
Laziomar nicht in Anspruch genommen. Sie stellt daher keine staatliche Beihilfe für Laziomar im Sinne des Artikels 107 
Absatz 1 AEUV dar.

Artikel 4

Die im Gesetz von 2010 festgelegten Abgabenbefreiungen im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Privatisierung von 
Laziomar stellen keine staatliche Beihilfe für Laziomar im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

Artikel 5

Die nach dem Gesetz von 2010 vorgesehene Möglichkeit, Mittel des Fondo Aree Sottoutilizzate zur Deckung laufender Kosten 
einzusetzen, stellt keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV dar.

Artikel 6

Dieser Beschluss ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 30. September 2021

Für die Kommission
Margrethe VESTAGER
Mitglied der Kommission

DE Amtsblatt der Europäischen Union 29.7.2022 L 200/207  





DE 

ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe) 
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe) 


	Inhalt
	Verordnung (EU) 2022/1321 der Kommission vom 25. Juli 2022 zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Fluorid-Ion, Oxyfluorfen, Pyroxsulam, Quinmerac und Sulfurylfluorid in oder auf bestimmten Erzeugnissen 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1322 der Kommission vom 25. Juli 2022 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/632 hinsichtlich der Listen der Erzeugnisse tierischen Ursprungs, der tierischen Nebenprodukte und der zusammengesetzten Erzeugnisse, die an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1323 der Kommission vom 27. Juli 2022 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die Festsetzung der repräsentativen Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 
	ANHANG 

	Verordnung (EU) 2022/1324 der Kommission vom 28. Juli 2022 zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Benzovindiflupyr, Boscalid, Fenazaquin, Fluazifop-P, Flupyradifuron, Fluxapyroxad, Fosetyl-Al, Isofetamid, Metaflumizon, Pyraclostrobin, Spirotetramat, Thiabendazol und Tolclofos-methyl in oder auf bestimmten Erzeugnissen 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1325 der Kommission vom 28. Juli 2022 zur Änderung des Anhangs I der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
	ANHANG 

	Delegierte Richtlinie (EU) 2022/1326 der Kommission vom 18. März 2022 zur Änderung des Anhangs des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI des Rates zur Aufnahme neuer psychoaktiver Substanzen in die Drogendefinition 
	Beschluss (EU) 2022/1327 des Rates vom 26. Juli 2022 mit dem Ersuchen an die Kommission, eine Studie über die Lage des Binnenmarktes der Postdienste der Union insbesondere hinsichtlich der Anwendung der Richtlinie 97/67/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie gegebenenfalls einen Vorschlag im Hinblick auf die Ergebnisse der Studie vorzulegen 
	Beschluss (EU) 2022/1328 der Kommission vom 30. September 2021 über die von Italien und der Region Latium durchgeführten Maßnahmen SA.32014, SA.32015, SA.32016 (2011/C) (ex 2011/NN) zugunsten von Laziomar und seinem Erwerber CLN (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2021) 6989) (Nur der italienische Text ist verbindlich) 

